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Die Quelle

"Geh doch geschwind an die Quelle,

wasch den Lehm dir aus dem Gesicht.

Siehe, es wird um dich helle

und die Schmerzen, die spürst du nicht."

Dieser Refrain eines christlichen Liedes, welches auf die Heil- und
Reinigungskraft jenes Nazareners verweist, der im Laufe der
fortgeschriebenen Geschichte als Jesus Christus zum Mittel- und
Ausgangspunkt einer weltumspannenden Glaubensgesellschaft in
unterschiedlichsten kirchlichen Erscheinungsformen wird, gemahnt
geradezu an das noch ältere animalisch-instinktive Wissen aller Wesen,
das sich mit seinem großen Durst an sprudelnden und sickernden Brüchen
und Aufwallungen der Erde wie an glucksenden Felsspalten orientiert,
denen gewöhnlich das trinkbare, lebensspendende Naß entrinnt.

Wie die Absicht den Willen speist und der Wille die Tat, sollten nicht
gerade auf diese Weise, besonders mit Blick auf umweltfreundliche
Technologien und die neue Art des Nutzens und Gebrauchs unserer
Ressourcen, die Augen, die Sinne und der Rest unseres Mühens ohne
jeden Vergleich fest auf den Boden unserer Herkunft und unseres
Fortbewegungsapparates geheftet bleiben, bis wir uns noch wesentlich
verlustärmer über verbleibende Hindernisse hinwegsetzen können?

In Anbetracht der Gefahr, derartiges möglich werden lassen zu können,
werden sich wahrscheinlich die Fragen unserer wie aller Zeiten ganz
gewiß an den Ermüdungsfolgen kurzer Pausen oder langer Rasten
antwortgestützter Bruchstellen mit keinem größeren Aufwand, als er für
uns zu reklamieren wäre, bis zu ihrer zugespitztesten und genauesten
Wirkung und Erfüllbarkeit entfalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion



11. Oktober 2019
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KOHLEALARM/648: Klimakampf und Kohlefront - in die Irre geführt ... ("Kohle kapern!")


"Kohle kapern!" - Mitteilung von 6. Oktober 2019

Statement: "Kohle kapern!"-Besetzer*innen resümieren die Blockade



Flensburg - Gestern Abend haben wir uns nach acht Stunden
Blockade des Kohlelagers und der beiden Anleger-Kräne der Stadtwerke
Flensburg dazu entschieden, die Aktion eigenständig zu beenden.

Nachdem wir direkt nach Aktionsstart von einem wütenden Arbeiter mit seinem
Radlader attackiert und fast vom Kohleberg gestoßen wurden, blieb die
Situation tagsüber relativ entspannt. Recht früh kamen wir mit dem
Geschäftsführer ins Gespräch, wobei wir uns zunächst über
die Aufgeschlossenheit seinerseits freuten. Schnell stellte sich jedoch
heraus, dass er mit dieser Offenheit eine recht simple Taktik verfolgte:
Die Vereinnahmung und Entschärfung unseres Protestes. Während er zwar
immer wieder beteuerte, unser Anliegen zu verstehen und uns den Raum zu
gewähren, verriet er sein wahres Motiv durch einige Bemerkungen - Die
shz wäre schon hier gewesen und sonst käme ohnehin keine Presse, wir
könnten also nun unbehelligt gehen. Und das obwohl es eine dpa-Meldung
gab, der NDR mit einem Kamerateam da war und selbst russische Medien
berichteten. Es ging ihm also darum, uns möglichst schnell loszuwerden
und so wenig Presseresonanz wie möglich zu erzeugen. Dafür erschien ihm
die offensive "Umarmungstaktik" am effektivsten.

Und das Kalkül geht auf: Nun steht tatsächlich in vielen Presseberichten,
wie verständnisvoll die Stadtwerke unseren Protest duldeten. Auch wenn die
Stadtwerke als individuelle Akteure ebenso Systemzwängen des
kapitalistischen Marktes ausgesetzt sind wie wir alle, kann niemand
wirklich verständnisvoll sein, der von Kohle auf Erdgas umsteigt und
sich dafür als Klimaretter feiern lassen möchte. Die Gesprächstaktik mit
uns fügt sich in dieselbe Linie des "Greenwashing" und hat mit einer
ernsthaften, inhaltlichen Auseinandersetzung auf Augenhöhe nichts zu
tun!

Als wir uns dazu entschieden, die Aktion zu beenden, kam der
Geschäftsführer nochmals auf uns zu. Verunsichert von immer größer
werdender Polizeipräsenz verließen wir uns trotz großer Skepsis auf sein
Versprechen, dass wir hier demonstrieren und uns nun dementsprechend
auch unbehelligt entfernen dürften. Er bekräftigte das noch einmal und
sicherte uns schriftlich zu, dass wir uns ohne Personalienfeststellungen
vom Gelände bewegen dürften. Am Werkstor angekommen hielten uns die
Beamt*innen jedoch auf und verlangten die Personalien von drei Personen
zur Strafverfolgung, die sich aber nach Aussage des Einsatzleiters
nicht identifizieren ließen. So war der Deal de facto also folgender:
Ihr liefert willkürlich drei Menschen ans Messer und wir lassen den Rest
laufen. Auf so einen unsinnigen Tauschhandel konnten wir uns natürlich
nicht einlassen und so setzte sich die Gruppe geschlossen hin, um klar
zu machen: Wir stehen solidarisch zusammen.

Zunächst begann die Polizei die drei Menschen, die sie sich spontan
rausgepickt hatten, gewaltsam aus der Gruppe herauszuziehen und die
Personalienfeststellung anzufangen. Zwei der Menschen verweigerten sich der
- aus Sicht aller Beteiligten - willkürlichen Maßnahme und behielten ihre
Personalien für sich. Nun verwies uns der Geschäftsführer plötzlich doch
des Geländes und kündigte weitere Strafverfolgung an, um die Räumung der
übrigen Gruppe durchzusetzen, obwohl er uns vorher sogar noch zum Bleiben
einlud. Die Polizei schien diese Gelegenheit dankend anzunehmen und begann
sehr bald mit der Räumung, die allerdings nicht primär durchs Wegtragen
durchgeführt wurde, sondern durch den Einsatz von drei Polizeihunden.
Die Hunde wurden auf die sitzenden Menschen losgelassen und sprangen
ihnen in den Rücken, wobei die Polizist*innen damit drohten, die
Metallmaulkörbe abzunehmen, "damit es richtig wehtut". Menschen, die
sich von den Hunden wegdrehten wurden mit Schmerzgriffen und an den
Haaren weggezogen und anschließend aufs Polizeirevier verfrachtet. Gegen
Mitternacht waren alle Aktivist*innen wieder frei.

Die Aktion sehen wir aber trotz der billigen Vereinnahmungsmasche der
Stadtwerke und der unnötigen Gewalt als vollen Erfolg. Es gab eine große
Presseresonanz, insbesondere auch international. Außerdem gab es im Rahmen
der deCOALonize!-Kampagne Aktionen in Hamburg, Bremen, Dortmund,
Salzgitter, Berlin und Lünen mit denen wir uns nochmal ausdrücklich
solidarisch zeigen. Kohleausstieg ist Handarbeit! Das begreifen immer mehr
Menschen. Dennoch bleibt die politisch-ökonomische Situation katastrophal
und wir müssen weitermachen. - Das Klimapaket der Bundesregierung ist
ebenso heuchlerisch wie der Klimapakt der Stadt Flensburg und reiht sich
ein in eine lange Reihe an bloßen Absichtsbekundungen und Pseudomaßnahmen,
die tatsächliches Handeln suggerieren sollen, um die Debatte einzudämmen.
Unter diesen Umständen bleibt entschlosseneres Handeln notwendig! Es
reicht nicht mehr, an "die da oben" zu appellieren und zu hoffen, dass
irgendwer die nötigen Veränderungen schon einleiten wird - Das müssen
wir selbst machen!

twitter: @kohle_kapern

 * 

Quelle:

"Kohle kapern!" - Mitteilung von 6. Oktober 2019

E-Mail: kohle@nirgendwo.info
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KOHLEALARM/647: Klimakampf und Kohlefront - keine echte Alternative ... ("Kohle kapern!")


"Kohle kapern!" - Pressemitteilung von 5. Oktober 2019

Aktivist*innen blockieren Steinkohlekraftwerk in Flensburg



Flensburg - Seit heute früh blockiert eine Gruppe engagierter Menschen das
Gelände der Stadtwerke Flensburg, auf dem Fernwärme und Strom hauptsächlich
durch das Verbrennen von Steinkohle und Erdgas erzeugt werden. Die Aktion
steht unter dem Namen Kohle kapern!. Mit Bannern und Flaggen besetzten sie
die beiden Kräne des Anlegers und das offene Kohlelager, um gegen die
ökologischen und sozialen Folgen der fossilen Brennstoffe zu protestieren.
Zeitgleich finden an verschiedensten Orten Aktionen unter dem Motto
deCOALonize! statt, von denen sie sich inspirieren ließen - unter anderem
am Hamburger Hafen.

Nach Angaben des Unternehmens kommt die eingesetzte Steinkohle
ausschließlich aus Russland. Es ist eines der erklärten Ziele der
Aktivist*innen, auf die Situation in den dortigen Abbaugebieten aufmerksam
zu machen und die an der Lieferkette beteiligten Firmen zur Verantwortung
zu ziehen. Die nach Zentraleuropa importierte Steinkohle stammt zum größten
Teil aus der Region Kuzbass im Süden Sibiriens. Dort wird die Steinkohle
aus dem Berg gesprengt, wodurch die Staubbelastung weit über derjenigen
anderer Abbaugebiete liegt und in enormen Maße Luft, Boden und Wasser
verschmutzt. So ist laut dem Bericht der Rospotrebnadzor von 2013, der
offiziellen Verbraucherschutzbehörde Russlands, 93,8% des Wassers in der
Region verschmutzt. Darunter leidet vor allem die indigene Gruppe der
Schoren, unter denen sich in den vergangenen Jahren vermehrt Widerstand
regt. Nachdem die Bewegung 2018 sogar die Genehmigung einer neuen Mine
nachträglich verhinderte, kämpft insbesondere die Gruppe Ecodefence aktuell
mit heftigen Repressionen des russischen Staates.

An dieser ökologischen und sozialen Zerstörung machen sich nach Meinung der
Aktivist*innen die Flensburger Stadtwerke als Steinkohlenutzer mitschuldig.
Dort werden ca. 190.000t Steinkohle im Jahr verbrannt, um Fernwärme für den
regionalen und Strom für den bundesweiten Verbrauch zu produzieren. Daneben
setzt das Unternehmen vor allem auf den Wechsel zu Erdgas. So sollen der
bereits gebaute Kessel 12 und der im Bau befindliche Kessel 13 die
Kohlekessel ablösen und die Produktion auf Erdgas umstellen. "So viel
Kurzsichtigkeit ist für mich absolut unverständlich", sagt eine der
Aktivist*innen. "Anstatt die Debatten um den Kohleausstieg endlich als
letzten Denkzettel für die fossilen Brennstoffe anzuerkennen, werden hier
wieder nur wachstumsorientierte Maßnahmen mit der Aussicht auf ein
'grundsätzlich weiter so' als grüne Alternativen verkauft. Von wirklicher
Einsicht keine Spur. Gas ist keine Alternative! Es führt zwar bei der
Verbrennung zu weniger CO2-Emissionen, aber die gesamte Struktur aus
Förderung, Transport und Verarbeitung ist äußerst energieintensiv. Außerdem
ist der vermeintliche 'Strukturwandel' von Kohle auf Gas in einigen
Jahrzehnten auch wieder für die Katz - Gas wird ebenso ausgehen. Dann ist
es auch mit der vielbeschworenen 'Versorgungssicherheit' zu Ende.".

Was die Aktivist*innen an der lokalen Situation in Flensburg anprangern,
geht allerdings über diese hinaus. Das Bündnis deCOALonize! versucht in
ihrer Broschüre "Still Burning" zu belegen, dass die Wertschöpfungsketten
der Steinkohle immer noch von kolonialer Struktur seien. Während die
schmutzige Primärproduktion aus den sogenannten Industrienationen
ausgelagert wurde, blieb der Profit hingegen dort, so das Bündnis. Dies sei
ein klares Beispiel für die unmenschlichen Resultate des Wachstumszwangs
unseres Wirtschaftssystems: Zur Suche nach neuen Absatzmärkten gezwungen,
erschaffe der Kapitalismus Kolonien, Ausbeutung, Umweltzerstörung. Und
ebenjene Umweltzerstörung ist ein häufiger Fluchtgrund, wie zum Beispiel
eine Oxfam-Studie von 2017 zeigte. So ist es dann auch nicht verwunderlich,
dass die Aktivist*innen von Kohle kapern! sich ausdrücklich mit der
ebenfalls heute in Flensburg stattfindenden Demonstration der
Seebrücke-Bewegung solidarisieren, die sichere Fluchtwege und
bedingungslose humanitäre Hilfe fordert.

Das Wichtigste nochmal in Kürze: 


	Die Stadtwerke Flensburg beziehen ihre Steinkohle ausschließlich aus Russland, wo der Abbau zu enormen Schäden an Mensch und Natur führt.

	Der eingeleitete Umstieg auf Erdgas ist lediglich ein ökologisches Feigenblatt, das weiter den kurz- bis mittelfristigen Profit garantiert, und keine grüne Alternative.

	Der Steinkohleabbau führt auch in anderen Abbauregionen zu Schäden an Mensch und Natur, während die Profite in die globalen Machtzentren fließen. Dieses Gefälle ist noch immer kolonialistisch!

	Die Aktion stellt sich solidarisch hinter die Proteste in den Abbauregionen, die deCOALonize!-Aktionen und die Seebrücke-Demonstration.



twitter: @kohle_kapern

 * 

Quelle:

"Kohle kapern!" - Pressemitteilung von 5. Oktober 2019

E-Mail: kohle@nirgendwo.info
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KOHLEALARM/646: Klimakampf und Kohlefront - nicht hier und nicht anderswo ... (Bündnis "deCOALonize Europe")


Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Steinkohleproteste auf Wasser, Land, Fahrrad und Schienen + Bündnis
"deCOALonize Europe" blockiert in Hamburg, NRW und bei Salzgitter +
Menschen in Abbauregionen fordern Ende der Steinkohleverbrennung



Hamburg, Dortmund, Lünen, Salzgitter - Aktivist*innen des Bündnisses
deCOALonize Europe protestierten am Freitag mit vielfältigen, dezentralen
Aktionen für einen sofortigen Kohleausstieg. In Hamburg blockierten rund
200 Menschen den Wasserweg zum Kraftwerk Moorburg und setzten sich für die
sofortige Schließung des größten deutschen Steinkohle-Seehafens ein. In NRW
besetzten Aktivist*innen einen Kran des Trianel Kraftwerks Lünen. Kajak-
Aktivist*innen forderten auf dem Zufahrtskanal des Kraftwerks, dass
Deutschland keine Steinkohle mehr aus Kolumbien, Russland und den USA
importiert. Bei Salzgitter wurde ein Kohlezug blockiert. In Hamburg und
Dortmund fanden außerdem Fahrraddemonstrationen statt, die unter anderem
lokale Fridays for Future Gruppen organisierten.

Mit den Aktionen schließt sich das Bündnis deCOALonize Europe dem
Widerstand von Menschen in den Abbaugebieten an. Am Samstag setzt das
Bündnis seinen Protest mit einer Demonstration gegen die
Steinkohlekraftwerke und koloniale Kontinuitäten in Bremen fort.

"In La Guajira, Kolumbien, zeigten mir Menschen aus der Gemeinde Rocio, wie
sie von den Tagebauen bedroht sind. Sie wehren sich gegen die Vertreibung.
In Rocio schützen indigene Wayúu und afrokolumbianische Gemeinden den für
sie lebensnotwendigen Fluss Arroyo Bruno vor der Zerstörung durch den
Kohleabbau. Wir schließen uns heute mit unseren Aktionen diesen mutigen
Kämpfen an. Deshalb blockieren wir heute die Blutkohle. Deutschland muss
aus der Kohle aussteigen", sagt Maria Fernanda Herrera Palomo,
kolumbianische Aktivistin im Ruhrgebiet.

"Die Menschen in Kuzbass baten mich, hier die gesundheitlichen und
ökologischen Schäden bekannt zu machen. Mit der Aktion machen wir auf die
Folgen des Steinkohleimports aufmerksam", sagt Tjan Zaotschnaja, russische
Aktivistin von deCOALonize Europe.

 * 

Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2019

Erfolgreiche Proteste für sofortigen Kohleausstieg in Hamburg,
Dortmund, Lünen, Salzgitter, Flensburg und Bremen + Bündnis "deCOALonize
Europe" fordert Importstopp von Steinkohle + Vielfältige Aktionen am 4. und
5.10. schlossen sich dem Widerstand in Abbauregionen an


Aktivist*innen des Bündnisses deCOALonize Europe protestierten am
Freitag und Samstag mit vielfältigen, dezentralen Aktionen für einen
sofortigen Kohleausstieg. Mit den dezentralen Aktionen zeigten sie auf, an
welchen Orten der globalen Lieferkette der Handel und Verbrauch der
klimaschädlichen Kohle beendet werden muss. So demonstrierten heute in
Bremen 200 Menschen gegen die kolonialen Kontinuitäten des
Steinkohleimports. Zuvor besetzte die Kleingruppe "Kohle kapern" bereits
Anlegekräne und einen Kohlebunker der Stadtwerke Flensburg. Diese verfeuern
Steinkohle aus Russland. Die Blockade hält zum aktuellen Zeitpunkt an. Bis
in die Morgenstunden besetzten Aktivist*innen seit Freitagnachmittag
Schienen zur Flachstahlproduktion in Salzgitter und blockierten den
Transport von Steinkohle.

Am Freitag blockierten bereits rund 200 Menschen in Hamburg den Wasserweg
zum Kraftwerk Moorburg und setzten sich für die sofortige Schließung des
größten deutschen Steinkohle-Seehafens ein. In NRW störten Aktivist*innen
mit der Besetzung eines Krans und einer Kohlezerstäubungsanlage den Betrieb
des Trianel Kraftwerks Lünen. Zeitgleich forderten Kajak-Aktivist*innen auf
dem Zufahrtskanal des Kraftwerks, dass Deutschland keine Steinkohle mehr
aus Kolumbien, Russland und den USA importiert. In Hamburg und Dortmund
fanden außerdem Fahrraddemonstrationen statt.

"Die Schoren und Bewohner in Kuzbass baten mich, mit den Aktionen von
deCOALonize Europe ihre Forderungen bekannt zu machen: Sie haben auch ein
Recht zu leben und fordern Deutschland und Europa auf, keine Steinkohle
mehr zu verbrennen", sagt Tjan Zaotschnaja, russische Aktivistin von
deCOALonize Europe.

"Das Klimapaket ist für den Klimaschutz ein Desaster aber für Menschen in
den Abbauregionen von Steinkohle gar tödlich. Wenn es nach der
Bundesregierung geht, soll Deutschland noch bis 2038 Steinkohle
importieren. Es ist unsere Verantwortung, uns dem mutigen Widerstand in den
Abbauregionen anzuschließen und hier den sofortigen Kohleausstieg zu
fordern. Mit unseren Aktionen setzen wir uns gegen das kapitalistische
System ein, das auf Kosten von Mensch und Natur geht", sagt die in Bremen
aktive Lina Ottner.



deCOALonize Europe ist ein Bündnis von Gruppen der
Klimagerechtigkeitsbewegung, der Lateinamerika- und Russlandsolidarität und
Initiativen gegen Kohle aus Deutschland, den Niederlanden und
Großbritannien. In dem Buch "Still Burning -Vom Kampf gegen die
Steinkohleindustrie" informiert das Bündnis über Steinkohleverbrennung in
Deutschland und den Widerstand in den Abbauregionen.

 * 

Quelle:

Bündnis "deCOALonize Europe"

E-Mail: info@decoalonize-europe.net

Internet: https://decoalonize-europe.net/de/
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LESUNG/4378: Berlin - VERSschmuggel auf Reisen. Die wilde Erbse feat. Maria Cabrera, 25.10.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Fr 25.10.2019, 19:30 Uhr

Ort: Literaturhaus Villa Augustin

Antonstraße 1, 01097 Dresden

Die wilde Erbse feat. Maria Cabrera

VERSschmuggel auf Reisen

Lesung



Sechs tschechische und sechs deutsche Dichter*innen trafen sich im Sommer
2018 beim poesiefestival berlin zur Übersetzungswerkstatt VERSschmuggel.
Die zweisprachige, in beiden Ländern erscheinende Anthologie versammelt
alle Gedichte und Ergebnisse der gegenseitigen Übersetzungsarbeit, bei der
KOrenommierte Literaturübersetzer jeweils ein Dichterpaar begleitet haben.

Trotz geografischer Nähe ist die aktuelle Dichtung der Nachbarn im anderen
Land bislang zu wenig bekannt. Mit dieser Anthologie entwickelt sich ein
Grenzverkehr zwischen tschechischen und deutschen Stimmen des Hier und
Heute.

VERSschmuggel ist ein künstlerisches wie kommunikatives Abenteuer, ein
Umschlagplatz für kulturelle Übergänge und lyrische Traditionen - ein
intensiver Prozess, von Dichterin zu Dichter. Am Ende entstehen
autorisierte Übersetzungen: Nachdichtungen im besten Sinne.

Es lesen Léonce W. Lupette, Pavel Novotny, Lena Dorn, Moderation: Jonás
Hájek

Alle am VERSschmuggel Beteiligten:

Steffen Popp / Milan Dezinsky / Eva Marková. Birgit Kreipe / Bozena
Správcová / Mirko Kraetsch. Tom Bresemann / Jan Skrob / Martina Lisa.
Carl-Christian Elze / Marie Stastná / Michaela Skultéty. Nadja
Küchenmeister / Pavel Kolmacka / Kathrin Janka. Léonce W. Lupette / Pavel
Novotny / Lena Dorn.

Ort: Literaturhaus Villa Augustin

Antonstraße 1, 01097 Dresden

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1447: Berlin - TEXT+KRITIK im Haus für Poesie, Regener meets Lentz, 24.10.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Do., 24.10.19, 19.30 Uhr

TEXT+KRITIK im Haus für Poesie

Regener meets Lentz

Lesung & Gespräch



mit Gunnar Geisse Musiker, München | Michael Lentz Autor und Musiker,
Berlin | Sven Regener Musiker und Autor, Berlin | Moderation Stefan Greif
Literaturwissenschaftler, Kassel und Jan Wilm Literaturwissenschaftler,
Essen

Auf den ersten Blick könnten sie unterschiedlicher kaum sein: Sven Regener
und Michael Lentz. In diesem Jahr erscheinen zwei TEXT+KRITIK-Ausgaben
über die beiden Künstlerpersönlichkeiten, die als Autoren und Musiker
Vortragskünstler von Gnaden sind. Der eine ein lässiger Antipathetiker,
der das Beiläufige in einer Sprache preist, die kein Literaturfett
ansetzt. Er singt Lieder über verschusselte Träume und sich verfusselnde
Zeit, "Kaffee und Karin, Birgit und Bier". Die Schauplätze seiner Songs
sind die Ränder der Stadt, Mehrzweckbecken und ein Graben hinter Huchting.
Der andere ist ein Artist, dem die historischen Avantgarden in Fleisch und
Blut übergegangen sind. Er schreibt Gedichte in einer
"steckschlosssprache", "glossolall" und durchsetzt mit Archaismen und
Neologismen. In ihnen ergründet er den "fieberton einer mücke", und übt
sich in Etüden über ins Kaffeelicht getauchte Zuckerlöffel.

An diesem Abend begegnen sich die beiden. Sie werden von den Herausgebern
der TEXT+KRITIK-Hefte befragt und lesen ihre Texte.

In Kooperation mit TEXT+KRITIK und mit freundlicher Unterstützung von
Villa Aurora & Thomas Mann House e.V.

Eintritt: 6/4EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1446: Berlin - Lesung und Konzert mit Nadja Küchenmeister, 21.10.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Mo 21.10.2019, 20:00 Uhr

Ort: Deutsche Oper Berlin, Foyer

Bismarckstraße 35, 10627 Berlin

LIEDER UND DICHTER

Als flöge sie nach Haus

Lesung und Konzert mit Nadja Küchenmeister Dichterin, Berlin | Thomas
Lehmann Sänger, Berlin | Annika Schlicht Sängerin, Berlin | Flurina Stucki
Sängerin, Berlin | John Parr Pianist, Berlin 



Auf dem Spielplan steht diesmal Robert Schumanns Liederkreis Op. 39., eine
kongeniale Vertonung von zwölf Eichendorff-Gedichten. Der Zyklus entstand
1840 während eines Schaffensrausches. Schumann schrieb gut die Hälfte
seiner gesamten Vokalmusik in diesem einen Jahr. Er selbst nannte das Werk
sein "aller Romantischstes". Es sind gefühlvolle Nachtstücke, in denen die
Einsamkeits-Topoi der Zeit so kunstvoll variiert werden, dass sie zwischen
Dämonie und der ewig ungestillten Sehnsucht nach Geborgenheit oszillieren.
"Ich möchte mich todt singen wie eine Nachtigall", schrieb der Komponist
damals an seine zukünftige Frau Clara. Der Dichter Eichendorff wurde für
Schumann dabei das, was Wilhelm Müller für Schubert war. Auf dem Programm
stehen außerdem einige ausgewählte Lieder und Duette von Johannes Brahms.

Die Dichterin Nadja Küchenmeister (geboren 1981 in Berlin), die mit ihren
Bänden Alle Lichter und Unter dem Wacholder (Schöffing & Co. 2010 bzw.
2014) Bekanntheit erlangte, reagiert mit Texten, die eigens für diesen
Abend geschrieben wurden.

Eine gemeinsame Veranstaltung von Deutsche Oper Berlin und Haus für Poesie

Tickets: Deutsche Oper Berlin Tel.: 030.343 84 343

deutscheoperberlin.de

Ort: Deutsche Oper Berlin, Foyer

Bismarckstraße 35, 10627 Berlin

Eintritt: 16/8 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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NAHOST/353: Immer mehr zivile Opfer bei türkischer Militär-Intervention


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Immer mehr zivile Opfer bei türkischer Militär-Intervention

Türkei muss humanitäres Völkerrecht achten



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert, die Türkei
konsequent an ihre Verpflichtungen aus dem humanitären Völkerrecht zu
erinnern, um während ihrer Militärintervention in Nordsyrien
Übergriffe auf die Zivilbevölkerung einzudämmen. "Es ist skandalös
und völkerrechtswidrig, wenn türkische Heckenschützen das Feuer auf
fliehende Zivilisten eröffnen. Auch Krankenhäuser dürfen keine Ziele
von Angriffen sein", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Freitag in Göttingen. NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg müsse bei
seinem heutigen Besuch in der Türkei ein sofortiges Ende der
Kampfhandlungen und eine strikte Beachtung des humanitären
Völkerrechts einfordern. Es sei unerträglich, dass ein NATO-Partner
grundlegende Menschenrechte mit Füßen trete, für deren Anerkennung
Europa mehr als 150 Jahre lang gekämpft habe.

Die Menschenrechtsorganisation kritisiert, dass gestern Zivilisten
bei der Flucht aus ihren Dörfern von türkischen Heckenschützen
beschossen und verletzt wurden. Auch wurde das Krankenhaus von Sere
Kaniye bei den Kämpfen schwer beschädigt. Rund 70.000 Zivilisten
seien bereits auf der Flucht. Viele Straßen seien blockiert und auf
den wenigen offenen Fluchtwegen bestehe Lebensgefahr durch türkische
Heckenschützen. "Der Schrecken der Besetzung Afrins im Januar 2018
wiederholt sich leider. Auch damals setzte die Türkei Heckenschützen
ein, um die Zivilbevölkerung einzuschüchtern und an der Flucht zu
hindern. Dies sind massive Verstöße gegen den völkerrechtlich
gesicherten Schutz der Zivilbevölkerung im Krieg", so Delius. Eine
Protest-Demonstration der Bewohner des Ortes Tel Abyad gegen die
türkische Besetzung sei ebenfalls beschossen worden. Zwölf Dörfer im
Grenzgebiet wären bereits von türkischen Truppen und verbündeten
Milizen besetzt, zwei Städte würden belagert.

Mindestens 14 Zivilisten starben bisher bei der Militärintervention.
Die Türkei müsse sicherstellen, dass Krankenhäuser und andere
humanitäre Einrichtungen vor Bombardements und Beschuss geschützt
werden. Auch die Wasserversorgung dürfe nicht unterbrochen werden, um
den Schutz der Zivilbevölkerung vor schweren Krankheiten zu
garantieren. Mit Sorge verfolgt die GfbV, dass sich angesichts der
Eskalation der Kämpfe viele internationale Helfer aus Nordostsyrien
zurückziehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1034: "Kein Grund zum Jubeln" - Projektwerkstatt Saasen begeht 30-Jahres-Jubiläum (Projektwerkstatt Saasen)


Projektwerkstatt Saasen - 10. Oktober 2019

"Kein Grund zum Jubeln"

Projektwerkstatt in Saasen begeht 30-Jahres-Jubiläum mit Filmabenden,
Trainings und Informationsveranstaltungen



Vor 30 Jahren, genauer am 28. November 1989, weihte ein kleiner Kreis von
Naturschutz-Aktiven einen Raum im Naturschutzzentrum "Alter Bahnhof
Trais-Horloff" (Hungen) als offen zugänglichen Raum voller
Arbeitsinfrastruktur ein. Das war der Startschuss für die dort später in
mehreren Räumen bis 1993 betriebene Projektwerkstatt, die im April in ein
größeres Gebäude nach Reiskirchen-Saasen umzog. Schnell wurde sie auch zum
Vorbild für später entstehende 50 Projektwerkstätten bundesweit, von denen
heute allerdings nur noch wenige bestehen. Die älteste von ihnen aber
besteht als "Villa Kunterbunt des kreativen Widerstandes", wie sie von
ihren Nutzer*innen oft beschrieben wird, bis heute und wirkt mit kreativen
Aktionsideen sowohl bei regionalen Themen wie der Verkehrswende in und um
Gießen als auch bei überregionalen Aktionen zur Gentechnik, am
Hambacherforst oder bei der aktuellen Waldbesetzung im Dannenröder Forst
mit. "Wir sind keine feste Gruppe, sondern eine offene Aktionsplattform,
die alle nutzen und weiterentwickeln können", beschreibt Jörg Bergstedt,
einzig verbliebener Aktiver aus der Anfangszeit, die Rolle der
Projektwerkstatt als Ort der Selbstermächtigung. "Wir bieten Menschen, die
eigene Ideen haben, Wissen, Räume und Material, diese auch zu
verwirklichen".

Von November 2019 bis Januar 2020 wollen Aktive in der Projektwerkstatt mit
einem bunten Programm an Trainings, Film- und Informationsabenden neue
Akzente setzen. Das Jubiläum soll dabei nur ein Anlass, aber nicht die
Hauptsache sein. "Es gibt keinen Grund zum Feiern: Auch wenn wir die eine
oder andere Auseinandersetzung gewinnen oder politische Verschiebungen
erreichen konnten, sind Ausbeutung, Zerstörung und Unterdrückung weiterhin,
oft sogar verschärft prägende Merkmale dieser Gesellschaft. Die
eigentlichen Revolten gegen das ständige Macht- und Profitdenken muss erst
noch kommen", lautet ein Resümee der vergangenen drei Jahrzehnte.
Dennoch soll das Jubiläumsprogramm zeigen, dass in und hinter dem Haus in
der Ludwigstraße 11 im Reiskirchener Ortsteil Saasen viel steckt. Drei
Höhepunkte werden dabei die kommenden Monate prägen.

Zum einen startet am im November die diesjährige Globale - die
Projektwerkstatt ist bei dem Filmfestival vom 8.-10.11. wieder als Spielort
dabei. Gezeigt werden "Zeit für Utopien" (Fr, 8.11., 20.30 Uhr), "Waiting
for the Carnival" mit schockierenden Einblicken in die Jeansproduktion (Sa,
9.11., 18 Uhr) und "Oro Blanco" zum Lithiumabbau unter anderem für 
Elektro-Autos (So, 10.11., 18 Uhr).

Wie üblich, werden aber nicht einfach nur Filme zeigen. Krisen und
Aufbäumen sollen keine Unterhaltung, sondern Hintergrund und Aufforderung
zum Handeln sein. Rund um die Filme gibt es daher Zeit und Raum für
Diskussionen, Schmökern in den Bibliotheken und den Aktionsausstellungen.

Zum anderen werden drei spezielle Abende zum Jubiläum den Titel
"Rückblicke" tragen. Es sind unterhaltsame Rückschauen auf vergangene
Aktionen, die Mut machen können für zukünftige Auseinandersetzungen. Die
Reihe beginnt am Dienstag, 12.11. um 19 Uhr mit einer Ton-Bilder-Schau "Wie
die Gentechnik verjagt wurde". In Erzählungen, Bildern und kleinen Filmen
soll an den Kampf um Versuchsfelder in Gießen und überall erinnert werden -
und was daraus für andere Kampagnen gelernt werden kann. Am Samstag, 16.11.
folgt dann um 19 Uhr die schon legendäre Schau "Fiese Tricks von Polizei
und Justiz". Mit vielen Originalbelegen aus Polizei- und Gerichtsakten wird
nachgezeichnet, wie der heutige Ministerpräsident Volker Bouffier zusammen
mit Polizei und Justiz vor über zehn Jahren die Kreativaktivist*innen rund
um die Projektwerkstatt mundtot machen wollen - und dabei scheiterte.
Am Jubiläumstag selbst, dem 28.11, gibt es dann einen Rückblick in
Anekdoten, Erzählungen, Bild und Film für die gesamten 30 Jahre der
Projektwerkstatt - einschließlich der Frage, was aus den 50 anderen
Aktionszentren im Laufe der Zeit so alles wurde ...

Damit es nicht beim Blick zurück bleibt, folgen nach dem Jubiläumstag
Trainings und Seminare für kommende Aktionen und zu politischen Theorien.
Am Freitag, den 29.11., wird ab 20.15 Uhr der "Direct-Action-Film" gezeigt,
eine anregende Einführung, was alles möglich wird, wenn kreativ gedacht und
gehandelt würde. Der Film ist zugleich der Auftakt zum dann folgenden
Wochenendtraining, bei dem alle Teilnehmenden bis ins Detail viele kreative
Aktionsmethoden kennenlernen können.

Drei Wochen später steht ein weiteres Training bevor. Dann geht es um
kreative Prozessführung, also den offensiven Umgang mit Straf- und
Ordnungswidrigkeitenverfahren vor Gericht.

Rund um den Jahreswechsel rundend zwei inhaltliche Seminare das Programm
ab. Vom 27. Bis 29.12., heißt es "Freie Fahrt für alle! Umwelt- und
menschenfreundliche Verkehrssysteme, Nulltarif, Schwarzfahren ..." Das
Seminar vermittelt einen intensiven Eindruck in Verkehrskonzepte, die Vor-
und Nachteile verschiedener Verkehrssysteme wie Straßenbahnen, Seilbahnen,
Busse usw. sowie in Finanzierungskonzepte z.B. für den Nulltarif. Anfang
Januar, vom 2. bis 5.1.2020 geht es dann drei Tage um die "Theorie der
Herrschaftsfreiheit".

Bei allen Veranstaltungen bleibt viel Zeit für Gespräche, Essen und
Trinken, Kennenlernen der Projektwerkstatt und das Schmökern in den großen
Bibliotheken und Ausstellungen. Die Aktiven rund um das Haus bitten die
Besucher*innen, die Vogelsbergbahn von Gießen/Buseck/Reiskirchen oder
Alsfeld/Mücke/Grünberg zu nutzen. Für das noch umweltfreundlichere Radeln
bietet sich der parallel verlaufende Radweg "R7" an. Übernachtungen in der
Projektwerkstatt sind möglich.

Mehr Informationen, weitere Termine und genauere Beschreibungen auf:

www.projektwerkstatt.de/saasen.

 * 

Quelle:

Projektwerkstatt Saasen

Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen

E-Mail: saasen@projektwerkstatt.de

www.projektwerkstatt.de/saasen
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MELDUNG/1033: Der 2. Weltmarsch für Frieden und Gewaltfreiheit beginnt am km 0 von Madrid (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Spanien vom 10. Oktober 2019

Der 2. Weltmarsch für Frieden und Gewaltfreiheit beginnt am 
km 0 von Madrid



Am 2. Oktober 2019 startete der 2. Weltmarsch für Frieden und
Gewaltfreiheit auf km 0 in Madrid. Der Marsch wird die Erde umkreisen,
um schließlich am 8. März 2020 wieder am gleichen Ort zu enden.

Nach Rafael de la Rubias Einführungsworten, die er an der
emblematischen Puerta del Sol in Madrid hielt, dem Ort, an dem die
15M-Bewegung begann, versammelten sich die Teilnehmer am Theater
"Bellas Artes" (Zentrum der Schönen Künste), wo die Route des Marsches
sowie seine zentralen Themen und Vorläufer erläutert wurden.

Folgendes sind die Worte von Rafael de la Rubia, dem Koordinator
dieses 2. Weltmarsches, die er während des Einführungsaktes vortrug:

"Vor zehn Jahren, am 2. Oktober, dem Internationalen Tag der
Gewaltlosigkeit, traf ich mich mit Freunden aus verschiedenen Teilen
der Welt in Wellington (Neuseeland), um den ersten Weltmarsch zu
starten, welcher drei Monate später am Fuße des Aconcagua Berges in
den Anden endete.

Entgegen aller Erwartungen führte dieser Marsch über fünf Kontinente
und wurde von tausenden von Organisationen, Institutionen und von
hunderttausenden anonymen Menschen unterstützt. Es war in diesem
Moment als uns klar wurde, dass viele der verbreiteten Menschenbilder
Lügen waren. Jene Menschenbilder, die über das Gute, das Schlechte,
die Unterschiede in Hautfarbe, Sprache, Kleidung oder Religion
sprechen.

Wir realisierten, dass alle geschaffenen Lügen ein Interesse daran
hatten, Angst zu erzeugen, zu teilen und zu manipulieren. Wir haben
festgestellt, dass die Menschen nicht so sind und auch nicht danach
streben, so zu sein. Die Mehrheit träumte davon, ein menschenwürdiges
Leben zu führen und das Beste für ihre Lieben und die Gemeinschaft tun
zu können.

Und so gedenken wir heute hier, an der Puerta del Sol, einigen der
Väter der Gewaltlosigkeit: Mahatma Gandhi, Luther King, Mandela und
Silo [1], dem weisen Mann der Anden.

Wir erinnern uns auch daran, dass dieser Ort hier die letzte
gewaltfreie Bewegung hervorgebracht hat, die in diesem Land entstanden
ist, die 15M [2].

Wie damals in Wellington, beginnt heute in Madrid eine kleine Gruppe
von Menschen aus unterschiedlichen Hintergründen eine neue
Herausforderung, die darauf abzielt, den zweiten Weltmarsch in Gang zu
setzen.

Somit feiern wir heute, mit zahlreichen Städten aus den fünf
Kontinenten, den Beginn des 2. Weltmarsches.

Es muss betont werden, dass dies nicht nur eine periphere Reise auf
der Oberfläche der Erde ist. Zu diesem Spaziergang entlang von
Straßen, Orten und Ländern ... kann man eine innere Reise hinzufügen,
welche durch die Tiefen unserer Existenz geht, und versuchen, das, was
wir denken, mit dem, was wir fühlen und was wir tun, in Einklang zu
bringen, um kohärenter zu sein, mehr Bedeutung in unserem Leben zu
gewinnen und innere Gewalt zu beseitigen.

Dann, liebe Freunde, werden wir immer nach Westen reisen und dem
Sonnenstern folgen, bis wir an diesen gleichen Ort zurückkehren,
nachdem wir die Erde umrundet haben. Hier werden wir uns am 8. März
2020 wiedertreffen, um uns austauschen und zu feiern. Ich danke Euch."


Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Valerie Schwane
Torres aus dem ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.

Video von Álvaro Orús:

https://youtu.be/g86irA9ScWk


Anmerkungen:

[1] https://www.pressenza.com/de/tag/silo-de/

[2] https://www.pressenza.com/de/tag/15m-de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





PREIS/084: Zur Verleihung des Friedensnobelpreises 2019 an Dr. Abiy Ahmed (Ethiopia Human Rights Committee)


Ethiopia Human Rights Committee - Pressemitteilung vom 11. September 2019

Zur Verleihung des Friedensnobelpreises 2019 an Premierminister Dr. Abiy
Ahmed



Das Ethiopian Human Rights Committee gratuliert Äthiopiens Premierminister
Dr. Abiy Ahmed zur Verleihung des Friedensnobelpreises 2019.

Seyoum Habtemariam vom Ethiopian Human Rights Committee mahnt weiterhin:

Der Friedensnobelpreis ist nicht nur auf die Vergangenheit beschränkt,
sondern er ist eine weitere Verpflichtung für Premierminister Abi
Ahmed, die Wahrung der Menschenrechte, die Demokratisierung und die
Rechtsstaatlichkeit in Äthiopien zu realisieren und alle willkürlichen
Maßnahmen abzuschaffen.

 * 

Quelle:

Ethiopia Human Rights Committee

E-Mail: menschenrecht-ethiopia@hotmail.de
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ATTAC/2014: Jörg-Huffschmid-Preis 2019 geht an Gábor Scheiring und Felix Gnisa


Wissenschaftlicher Beirat von Attac

Presseankündigung vom 11. Oktober 2019

Kritische politische Ökonomie? Ausgezeichnet!

Jörg-Huffschmid-Preis 2019 geht an Gábor Scheiring und Felix Gnisa




	Freitag, 18. Oktober, 19 Uhr

	Salon der Rosa-Luxemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1, Berlin



Die jungen Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler Gábor Scheiring und
Felix Gnisa werden mit dem diesjährigen Jörg-Huffschmid-Preis
ausgezeichnet.

Die Auszeichnung im Gedenken an den 2009 verstorbenen Bremer Ökonomen
Jörg Huffschmid wird alle zwei Jahre durch den Wissenschaftlichen Beirat
von Attac Deutschland, die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik,
die EuroMemo-Gruppe und die Rosa-Luxemburg-Stiftung vergeben. Die
Preisverleihung am 18. Oktober in Berlin ist in diesem Jahr eingebettet
in die Konferenz "Regulation des Kapitalismus im Umbruch: den Tiger
reiten!".

Mit Gábor Scheiring, der derzeit an der Bocconi-Universität in Mailand
arbeitet, wird zum ersten Mal ein ungarischer Wissenschaftler mit dem
Jörg-Huffschmid-Preis ausgezeichnet. In seiner Dissertation "The Wounds
of Post-Socialism. The Political Economy of Mortality and Survival in
Deindustrialising Towns in Hungary" zeigt Scheiring, dass die
neoliberale Schocktherapie in Ungarn nach 1989, die mit einer
Deindustrialisierung des Landes und hoher Arbeitslosigkeit verbunden
war, zu einer massiv erhöhten Sterblichkeit geführt hat. Die Arbeit von
Gábor Scheiring ist nach Ansicht der Jury sowohl in
gesundheitspolitischer als auch in wirtschafts- und sozialpolitischer
Hinsicht höchst relevant.

Felix Gnisa gelingt es in seiner an der Friedrich-Schiller-Universität
in Jena verfassten Masterarbeit "Subsumtion und Entgrenzung. Zum
Verhältnis von Produktivkraft, Herrschaft und Technik in der
Plattformökonomie" laut Jury, Aspekte der Digitalisierung zu beleuchten,
die sonst kaum thematisiert werden. Er kann die anhaltende Relevanz
einer an Karl Marx orientierten kritischen Industriesoziologie und
Gesellschaftstheorie für die Analyse der neuesten Phänomene der
kapitalistischen Entwicklung deutlich machen.

Der Jörg-Huffschmid-Preis wird in diesem Jahr zum fünften Mal verliehen.
Prämiert werden herausragende Dissertationen und Examensarbeiten auf dem
Feld der politischen Ökonomie.

Die Preisverleihung beginnt um 19 Uhr mit einer Vorlesung von Prof. Dr.
Birgit Mahnkopf (IPE Berlin/Wissenschaftlicher Beirat von Attac) zum
Thema "Der Kapitalismus an den Kipppunkten von Natur und Gesellschaft".
Die Laudatio zur Arbeit von Gábor Scheiring hält Prof. Dr. Heide
Gerstenberger (Universität Bremen/Wissenschaftlicher Beirat von Attac).
Die Laudatio zu der Arbeit von Felix Gnisa übernimmt Dr. Thomas
Sablowski (Rosa-Luxemburg-Stiftung/Wissenschaftlicher Beirat von Attac).




Weitere Informationen:

Preisverleihung:

https://t1p.de/Joerg-Huffschmid-Preis-2019

Konferenz:

www.rosalux.de/veranstaltung/es_detail/GA4Z8/

Wissenschaftlicher Beirat von Attac:

http://attac.de/wiss-beirat

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/380: Statement der kurdischen Frauenbewegung zum Krieg gegen Rojava (Cenî)


Cenî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V. - 10. Oktober 2019

Statement der kurdischen Frauenbewegung zum Krieg gegen Rojava



Das Statement von Kongra Star, der kurdischen Frauenbewegung, sowie ein
Statement des Frauendorfes JINWAR in Rojava/Föderation Nord- und Ostsyrien
richten sich an die Öffentlichkeit und alle Frauen weltweit.

Heute findet eine Krisensitzung des UN-Sicherheitsrats zu den Angriffen
des türkischen Staates auf die Föderation Nord- und Ostsyrien statt. Wir
rufen alle dazu auf, den Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates E-Mails
und Nachrichten über alle möglichen Kanäle zu schicken und sie dazu
aufzufordern, die türkische Invasion auf Nord- und Ostsyrien sofort zu
stoppen.

Cenî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V.

 * 

Kongra Star

AN DIE ÖFFENTLICHKEIT UND DIE FRAUEN WELTWEIT!



Heute am 9.10.2019 begann um 16:20 die türkische Luftwaffe mit der
Bombardierung des Dorfes Misrefa bei Serekanîye. Dies war der Beginn des
lang angekündigten Besatzungskriegs der Türkei gegen Rojava und
Nord-Ost-Syrien. Kurze Zeit später wurden Dörfer in Eyn Isa, Gire Spi,
Qamislo, Tirbespî und Dirbesiye angegriffen. Noch haben wir keine
Informationen über Toten und Verwundete. Mit jedem Moment, in dem
wir jedoch untätig bleiben, wird sich die Anzahl der Toten und Verwundeten
vermehren. Die türkische Armee greift mit Luftwaffe, Panzern und Artillerie
Siedlungen im 460 km langen Grenzstreifen zwischen Derik und
Gire Spi an. Es wird davon berichtet, dass die Türkei an einigen Stellen
begonnen hat, die von ihr errichtete Grenzmauer zu demontieren, um Truppen
von faschistischen Jihadisten für den Bodenkampf nach Rojava zu
schicken. Aufgrund des entschlossenen Widerstands der SDF konnten diese
Versuche bisher zurückgeschlagen werden.

Der türkische Staat hatte versucht unter den Vorwänden von
"Sicherheitsbedenken im Grenzgebiet" und der "Rückführung von Flüchtlingen
aus Syrien" um internationale Unterstützung für ihren Angriffskrieg zu
werben. Heute ist nochmals offensichtlich geworden, dass dieser Krieg mit
dem Ziel "etnischer Säuberungen" durchgeführt wird. KurdInnen und die
verschiedenen Glaubensgruppen und Kulturen, die in diesem Land leben,
sollen verteiben oder ausgelöscht werden, um hier von der Türkei
unterstützte Jihadisten anzusiedeln.

Es ist bezeichnend, dass dieser Besatzungskrieg am 20. Jahrestages des
internationalen Komplots gegen Abdullah Öcalan begonnen wurde. Schon damals
hatte die türkische Armee für ihren Einmarsch in Syrien ein Grossaufgebot
an der Grenze zusammengezogen. Damals sollte die Anwesenheit des
PKK-Vorsitzenden in Syrien als Kriegsgrund benutzt werden. Jedoch konnte
Abdullah Öcalan dies damals verhindern, da er sich mit dem Anliegen eine
politische Lösung zu erreichen, nach Europa begab. Diese Bemühungen wurden
von Geheimdiensten und Regierungen westlicher Staaten dadurch verhindert,
dass Abdullah Öcalan entführt und an die Türkei ausgeliefert wurde. Seit
über 20 Jahren bemüht er sich unter Isolationshaft weiter für eine
politische Lösung.

In Nord- und Ostsyrien gehen Frauen seit Monaten unter dem Motto
"Verteidigen wir unsere Würde und unser Land gegen Besatzung und den IS"
auf die Straße. Die Werte, die vom türkischen Staat angegriffenen werden,
sind Werte, die durch den Frauenkampf erschaffen wurden. Diese Werte wurden
von zahlreichen Gefallenen erschaffen, die ihr Leben im Kampf gegen den IS
im Namen der Menschheit und der Frauenbefreiung gegeben haben. Aufbauend
auf diesen Kampf wurde in Nord- und Ostsyrien eine Insel der Freiheit
geschaffen, die zur Hoffnung für die Region, für ganz Syrien und alle
Frauen der Welt geworden ist. Der türkische Staat greift nun die Frauen an,
die diese Freiheit aufgebaut haben. Dies tut er mit einer tausendjährigen
patriarchalen Mentalität, die Frauen ausschließlich in die Rollen von
Ehefrauen, Sexualobjekte oder Sklavinnen drängt. Ziel ist es eine freie
Gesellschaft zu zerstören, die nur mit der Freiheit der Frau entwickelt
werden kann.

Aus diesen Gründen rufen wir alle Frauen weltweit dazu auf, die
Frauenrevolution zu verteidigen und zu erweitern. Wir rufen weltweit dazu
auf, im Rahmen der Kampagne "Women Defend Rojava" überall aktiv zu
werden. Die faschistischen Angriffe des türkischen Staat sprengen die
Hoffnungen auf einen demokratischen Mittleren Osten. Gleichzeitig versucht
er, den Mittleren Osten daran zu hindern, sein revolutionäres Potenzial
zu entfalten. Aus diesem Grund rufen wir alle demokratischen,
sozialistischen, revolutionären, feministischen, anarchistischen und
ökologischen Bewegungen im Mittleren Osten, in Europa, Lateinamerika, den
USA, Asien, Afrika und auf der ganzen Welt auf, den vom türkischen Staat
aufgezwungenen Faschismus mit Widerstand zu begegnen. Wir rufen all
diejenigen, die die Menschheit verteidigen, auf, sich zu erheben und sich
unserem Widerstand anzuschließen. Lasst und die Invasion und die
völkermörderische Operation zu stoppen, die der faschistische türkischen
Staat mit Unterstützung und Zustimmung der hegemonialen Kräfte der Welt
gegen uns gestartet hat.

Die Erinnerungen und Werte, die von Frauen in Revolutionen und
antifaschistischen Widerständen in Spanien, Palästina, Russland, Vietnam,
China, Kuba, Algerien, Mexiko und unzähligen anderen Ländern beteiligt
waren, wurden zum Leben erweckt, als die YPJ-Kämpferinnen den IS-Faschismus
in Kobane besiegten. In Afrin leisteten Frauen ebenfalls genau für die
gleichen Werte bis zum Ende Widerstand. Heute kann der gemeinsame
Widerstand von Frauen und Völkern der Welt den faschistischen türkischen
Staat stoppen. Wir fordern alle Frauen der Welt auf, unsere Stimmen und
Aktionen zu vereinen und gemeinsam zu kämpfen.

Wir fordern alle AntifaschistInnen auf, ihre Aktionen zu verstärken. Lasst
uns auch Druck auf die UNO- und NATO-Staaten ausüben, damit die Besetzung
in Nord- und Ostsyriens und ein Völkermord an den KurdInnen aufhört. Wir
fordern außerdem alle PolitikerInnen und Institutionen auf sich gegen die
Angriffe einzusetzen.

Wir fordern den UN-Sicherheitsrat, der am 10.10.2019 zusammentreten wird,
auf, diese schmutzigen und völkermörderischen Angriffe einzustellen. Wir
rufen Frauen auf der ganzen Welt auf, sich zu erheben, um ihren Stimmen im
UN-Sicherheitsrat Gehör zu verschaffen.

Kongra Star

09.10.2019, Rojava

Contact

womendefendrojava@protonmail.com

womendefendrojava.net

Twitter: @starrcogress

Facebook: Kongra Star Diplomacy

Instagram: @WomenDefend

Youtube: Women Defend Rojava

 * 

Statement von JINWAR

Liebe Freund*innen von JINWAR.

Als Frauen aus JINWAR senden wir euch diese Grüße, ebenso wie einen Aufruf.
Wie ihr vermutlich alle mitbekommen habt, haben sich die Drohungen der
Türkei in die Realität verwandelt.

Diese Attacke auf die Föderation Nord- und Ostsyrien ist ein direkter und
existenzieller Angriff auf unser Leben, unsere Lebensgrundlagen, unsere
Gesellschaft, unsere Ziele und Kämpfe als Frauen.

JINWAR ist nur einer von vielen Orten, die im Falle einer türkischen
Besatzung, in Gefahr sind zerstört zu werden. Das Dorf liegt sehr nah an
der Grenze zur Türkei. Es liegt in der Autonomie Region Nord- und
Ostsyrien, die 2014 offiziell ausgerufen wurde, als ein Projekt in dem
viele verschiedene Menschengruppen friedlich gemeinsam leben. Seine Wurzeln
liegen im historischen Kampf der Kurd*innen für politische Anerkennung,
Gleichheit und Demokratie.

Ohne die Rojava Revolution und die Erfahrungen der Frauenkämpfe, die an
verschiedenen geografischen Orten in der Geschichte gemacht wurden, würde
JINWAR nicht existieren. Es ist fast drei Jahre her, dass die
ersten Vorbereitungen für den Aufbau von JINWAR unternommen wurden. Seitdem
gab es viele Entwicklungen, tausende Menschen unterstützen uns im Aufbau,
das Dorf wächst und ist zu einem gut bekanntem und lebendigen Ort geworden,
der wichtig für viele Menschen in der ganzen Region ist. Frauen
und Kinder leben hier, bauen ein kommunales Leben auf, lernen, teilen,
arbeiten auf den Feldern und im Garten oder in der Bäckerei, der Akademie,
der Schule, dem Dorfladen und dem Gesundheitszentrum.

JINWAR steht für die Realisierung des Traums eines freien Lebens, die
Möglichkeit, das Frauen ihre Stärke gemeinsam entfalten, ihr Wissen
weitergeben und erweitern und ein kommunales und alternatives Leben
in allen Bereichen aufbauen - zum Trotz aller Attacken und Schwierigkeiten,
die Teil dieses Weges waren und sind.

Wir dürfen nicht akzeptieren, dass zerstört wird was so viele aufgebaut
haben. Wir fordern alle Menschen, besonders Frauen* auf den Widerstand zu
unterstützen. Lasst uns vereint und laut unsere Stimmen erheben und
Aktionen für die Freiheit der Frauen durchführen, lasst uns für
Alternativen kämpfen.

Lasst uns uns gegenseitig beschützen und verteidigen vor den Attacken des
türkischen Staates und alle andere Formen patriarchaler Gewalt und
Unterdrückung.

Jin, Jiyan, Azadi!

 * 

Quelle:

Cenî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V.

Postfach 101805, 40009 Düsseldorf

E-mail: ceni_frauen@gmx.de

http://www.ceni-kurdistan.com
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AKTION/197: Berlin - #KeinFussbreit! Aufruf zur Demo am 13.10.2019


Bündnis #unteilbar

#KeinFussbreit! Antisemitismus und Rassismus töten - rechter Terror
bedroht unsere Gesellschaft.

Am Sonntag, 13.10.2019 werden wir in Berlin vom Bebelplatz in Berlin-Mitte
zur Neuen Synagoge in der Oranienburger Straße ziehen.



Der rechtsterroristische Anschlag in Halle macht uns fassungslos und
wütend. Wir gedenken der Opfer. Unsere Gedanken sind bei allen Mitgliedern
der jüdischen Gemeinde, allen Betroffenen, Angehörigen der Opfer in und um
den Imbiss und an den weiteren Anschlagszielen sowie bei allen, die sich
längst nicht mehr sicher fühlen können.

Zwei Menschen kamen bei dem Terroranschlag ums Leben. Die Mitglieder der
jüdischen Gemeinde sind nur knapp einem Massaker entgangen. Inzwischen ist
klar, dass der Täter aus antisemitischen und rassistischen Motiven
handelte. Die Tat mag er allein verübt haben, ein Einzeltäter ist er
deswegen nicht - die Tat steht in einem Zusammenhang:

- Jüd*innen, Muslim*innen, People of Colour und alle, die nicht in das
menschenverachtende Weltbild der Rechten passen, können sich ihres Lebens
nicht mehr sicher sein,

- mehr als 200 Menschen kamen seit 1990 durch rechte Gewalt ums Leben,

- gefestigte militante Nazistrukturen, das NSU-Netzwerk und rechte
Netzwerke in Sicherheitsbehörden,

- mangelnder Aufklärungswille, wie er sich im NSU-Komplex und bei anderen
rechten Gewalttaten gezeigt hat,

- eine nicht aufhörende Bagatellisierung der rechten Gefahr und eine
Diffamierung und Behinderung demokratischen, zivilgesellschaftlichen und
antifaschistischen Engagements,

- und eine voranschreitende Normalisierung antisemitischen, rassistischen
und menschenverachtenden Gedankenguts in den Parlamenten, den Medien und
der breiten Öffentlichkeit.

Wir verstehen diese Tat auch als einen Angriff auf unsere Gesellschaft!
Eine Gesellschaft, in der wir für soziale und Menschenrechte streiten und
in der alle Menschen frei von Angst und selbstbestimmt leben können.

Antisemitismus, Rassismus und jede Form gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit sind keine bloßen Meinungen, die eine demokratische
Gesellschaft aushalten muss. Sie führen zu Unmenschlichkeit, Demütigung,
Diskriminierung und Gewaltverbrechen. Dem stellen wir uns gemeinsam und
entschlossen entgegen.

Wir stehen in dieser schweren Stunde solidarisch und vor allem unteilbar
zusammen!

Wir fordern konsequente und lückenlose Aufklärung aller rechten
Gewalttaten!

Wir rufen alle dazu auf, Haltung zu zeigen!

Wir lassen uns nicht gegeneinander ausspielen.

Gemeinsam verleihen wir unserer Trauer, Wut und Anteilnahme Ausdruck. Am
Sonntag, 13.10.2019 werden wir in Berlin vom Bebelplatz in Berlin-Mitte zur
Neuen Synagoge in der Oranienburger Straße ziehen.

Dieser Aufruf wurde von Menschen Aktiven und Organisationen aus
dem #unteilbar-Bündnis initiiert. Wir laden alle Menschen, Gruppen und
Bündnisse, die sich den Forderungen und Grundsätzen des Aufrufs
anschließen, zur Teilnahme ein. Angemeldet wurde die Demo gemeinsam
von #unteilbar und dem Jüdischen Forum für Demokratie und gegen
Antisemitismus.

#unteilbar! Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt
Ausgrenzung!

 * 

Quelle:

#unteilbar - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

E-Mail: presse@unteilbar.org

https://www.facebook.com/buendnisunteilbar/

https://twitter.com/Unteilbar_

https://www.unteilbar.org
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AKTION/196: Bundesweit - Demos gegen den türkischer Angriffskrieg in Nordsyrien/Rojava am 12.10.2019


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V., 11.09.2019

Türkischer Angriffskrieg in Nordsyrien/Rojava - Bundesweit Demotermine
am Samstag 12.10.2019



Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg der Türkei in Nordsyrien/Rojava
befindet sich heute an seinem dritten Tag. Es gibt bereits jetzt dutzende
Meldungen von getöteten und verletzten Zivilisten, die uns aus der Region
erreichen. Rund 100.000 Menschen befinden sich aktuell auf der Flucht.
Entlang der türkisch-syrischen Grenze werden vielerorts Kämpfe vermeldet.
Die Luftangriffe und Bombardierungen der Türkei richten sich dabei immer
wieder auch explizit gegen zivile Siedlungsgebiete und Menschen, die sich
auf der Flucht befinden.

In Deutschland fanden bereits am gestrigen Tag Kundgebungen und
Demonstrationen gegen den türkischen Angriffskrieg in Nordsyrien/Rojava in
mindestens 53 Städten statt. Auch am heutigen Tag werden zahlreiche
Demonstrationen stattfinden. Über die Termine werden wir auf unserem
Twitteraccount informieren (https://twitter.com/civaka_azad).

Außerdem sind für den morgigen Samstag zahlreiche Großdemonstrationen in
Deutschland angekündigt. Im Folgenden möchten wir mit Ihnen die
Protesttermine mitteilen, die uns bereits erreicht haben:


	#Berlin um 15 Uhr am Hermannplatz

	#Hamburg um 16 Uhr an der S-Bahn Sternschanze

	#Hannover um 16 Uhr am Hauptbahnhof

	#Bremen um 14 Uhr am Hauptbahnhof

	#Stuttgart um 14.30 Uhr, Lautenschlager Platz

	#München um 13 Uhr am Karl-Stützel-Platz

	#Frankfurt um 13 Uhr am Hauptbahnhof/Kaisersack

	#Saarbrücken um 14.30 Uhr an der Europagalerie

	#Köln um 14 Uhr an der Deutzer Werft

	#Potsdam um 15 Uhr am Bassinplatz

	#Magdeburg um 14 Uhr am Hauptbahnhof



 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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LESUNG/6510: Stuttgart - Deniz Utlu, Gegen Morgen, 22.10.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Oktober 2019

Dienstag, 22.10.19, 19.30 Uhr

Gegen Morgen

Deniz Utlu

Lesung und Gespräch,

Moderation: José F. A. Oliver



Was kostet uns das Leben? Deniz Utlu erzählt in "Gegen Morgen" von
tiefen Erschütterungen und fragt, was uns ausmacht: das, was wir
zurückgelassen haben, oder das, was vor uns liegt? In flirrenden
Bildern spürt er den Versäumnissen und Möglichkeiten eines Lebens
nach sowie der Menschlichkeit, die da beginnt, wo wir nicht auf uns
selbst, sondern auf andere achten: Als Kara von Berlin nach Frankfurt
fliegt, gerät das Flugzeug in ein schweres Gewitter. Im Angesicht des
drohenden Absturzes scheint plötzlich Ramón wenige Reihen vor ihm zu
sitzen. Ramón, der nie eingeladen war und immer kam, der auf dem Sofa
in der Küche übernachtete, bis er von einem Tag auf den anderen
verschwand. Nach einer Notlandung kehrt Kara ruhelos nach Berlin
zurück, um sich auf die Suche nach Ramón und auf die Spuren seiner
eigenen Vergangenheit zu begeben. Er findet ihn schließlich in einer
Plattenbausiedlung, wenig später ist er indes erneut verschwunden.

Deniz Utlu, geboren 1983 in Hannover, studierte VWL in Berlin und
Paris. Sein Debütroman, "Die Ungehaltenen", erschien 2014 und wurde
2015 im Maxim Gorki Theater für die Bühne adaptiert. Er schrieb
Kolumnen für den Tagesspiegel, hat Theaterstücke, Lyrik und Essays
verfasst und veranstaltet am Maxim Gorki Theater die Literaturreihe
"Prosa der Verhältnisse". Teile des Romans sind während seines
Stipendiums auf der Akademie Schloss Solitude entstanden.

In Zusammenarbeit mit Akademie Schloss Solitude

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Oktober 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6509: Berlin - Romandebüts der Saison mit K. Höller, M. S. Kühmel, M. Hulpe, 30.10.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Oktober 2019

30. Oktober, Mi 19.30 h

Romandebüts der Saison

Kristin Höller, Miku Sophie Kühmel und Marius Hulpe in Lesung und
Gespräch

Moderation: Hanne Reinhardt



Mitten im Herbst laden wir drei junge Autor·innen ins LCB ein, um
ihre Debütromane (und unsere Leseempfehlungen für die verregneten
Tage) vorzustellen.

Kristin Höllers Buch »Schöner als überall« (Suhrkamp) beginnt als ein
spontaner Roadtrip zweier Freunde in die Heimat. Als die
Protagonisten aber mit ihren Familien und Freund·innen konfrontiert
werden, wird der Text zu einer mit Zartheit und poetischem Können
erzählten Geschichte über Freundschaft, Liebe und Erwachsenwerden.

Marius Hulpe erzählt in »Wilde Grüne Stadt« (DuMont) von Reza, einem
iranischen Studenten in Westfalen, der aber auch als Spion für das
Regime in seinem Land arbeitet. Als er sich in Clara verliebt und sie
ein Kind bekommen, geraten beide in ein Labyrinth des Lebens, aus dem
es scheinbar keinen Ausweg gibt.

Mit der Vielschichtigkeit zwischenmenschlicher Beziehungen befasst
sich auch Miku Sophie Kühmel in ihrem auf der Shortlist des Deutschen
Buchpreis gelisteten Erstling »Kintsugi« (S. Fischer). Max und Reik
feiern ihre Liebe, die nun zwanzig wird, und laden einen Freund und
seine Tochter zu einem ruhigen Wochenende am See. Die Pläne fallen
aber ins Wasser und die Figuren müssen lernen, mit den Brüchen und
Wunden aus ihrer Vergangenheit umzugehen. Mit den drei
Romanautor·innen spricht die Lektorin Hanne Reinhardt.

Eintritt 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6508: Hanau - Außergewöhnliche Literatur-Erlebnisse bei "Wort & Klang" ab 31.10.2019


Stadt Hanau

Außergewöhnliche Literatur-Erlebnisse im Kulturforum Hanau

Wort & Klang startet am 31. Oktober in die 5. Saison



Literaturerlebnisse der besonderen Art bietet die bekannte und
geschätzte Reihe "Wort & Klang" im Lesecafé des Kulturforums Hanau.
Einmal im Monat, jeweils donnerstags, präsentieren bekannte
Schauspielerinnen und Schauspieler, aber auch neue Gesichter unter
der künstlerischen Leitung von Benjamin Baumann ausgewählte Literatur
auf besonders anschauliche Weise. Die fünfte Saison dieser beliebten
Veranstaltungsreihe beginnt am 31. Oktober. Weitere Termine der
Veranstaltungsreihe sind der 28. November sowie im neuen Jahr der 16.
Januar, der 13. Februar, der 12. März und der 23. April.

Zum Auftakt liest Philip Krause aus einem Klassiker von Theodor
Fontane. Der brandenburgischen Schriftsteller wäre am 30. Dezember
2019 200 Jahre alt geworden. Dieses Jubiläum nimmt Krause zum Anlass,
aus dem bekannten Gesellschaftsroman "Frau Jenny Treibel" ausgewählte
Passagen vorzulesen. Dabei liefert Fontanes Roman einen humorvollen
Blick auf eine Fabrikanten-Gattin im bürgerlichen Berlin des 19.
Jahrhunderts.

Philipp Krause ergänzt seit der letzten Saison das Ensemble der Wort &
Klang-Reihe und arbeitet als freier Schauspieler, Sprecher und
Pädagoge. Für die Deutsche Blinden Hörbücherei sprach er zahlreiche
Kinder- und Jugendbücher ein.

Die Eintrittskarten kosten 10 Euro und können im Kulturforum sowie im
Buchladen am Freiheitsplatz erworben werden. Die Abendkasse ist am
Abend der Veranstaltung ab 19 Uhr geöffnet. Die Lesung beginnt um
19:30 Uhr im 2. Stock des Kulturforums im Lesecafé.

Das Kulturforum ist barrierfrei und kann mit dem Aufzug aus dem
Parkhaus erreicht werden. Fragen zu den Veranstaltungen können per
E-Mail an stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 4. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/1256: Marbach - Zeitkapsel 56, Theo Lutz oder Die Erfindung der digitalen Poesie, 22.10.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Oktober 2019

Dienstag, 22. Oktober, 19.30 Uhr

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

ZEITKAPSEL

Zeitkapsel 56: Theo Lutz oder Die Erfindung der digitalen
Poesie

Mit Toni Bernhart, Nils Reiter, Claus-Michael Schlesinger und Sandra
Richter



Im Jahr 1959 schrieb ein Stuttgarter Student der Mathematik, Physik
und Elektronik Literaturgeschichte: Auf dem Rechner Z22 programmierte
er einen Algorithmus für Literatur. Der erste elektronische Text in
deutscher Sprache entstand. Theo Lutz hieß der Student, der in der
linken Stuttgarter Kulturzeitschrift ja und nein politische Essays
publizierte, sich für Kybernetik begeisterte, Max Bense hörte, für
IBM arbeitete, Professor für Informatik werden und schon in den
60er-Jahren über elektronische Gehirne nachdenken sollte. Der
Nachlass dieses Querdenkers liegt im DLA, und wir widmen ihm einen
Abend.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Oktober 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8768: Und morgen, den 12. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.10.2019 bis zum 13.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8768 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Der Wettertisch

serviert Jean-Luc

naß, aber frisch,

Wolken, zum Glück.
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ELTERN/289: Karl-Josef Durwen - Sofies Spiegelwelt (SB)


Karl-Josef Durwen

Sofies Spiegelwelt

Ein Abenteuer ohne Grenzen
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Karl-Josef Durwen: 'Sofies Spiegelwelt'

Cover: © 2019 by tredition GmbH



Jugendlichen Philosophie nahezubringen, scheint sich als ein nicht
ganz einfaches Unterfangen zu erweisen. So versuchte bereits der
Norweger Jostein Gaarder 1993 mit seinem Roman "Sofies Welt" in einer
anfangs etwas holprig konstruierten Rahmenhandlung, die Neugier
jugendlicher Leser auf philosophische Fragen zu wecken, wofür er 1994
mit dem Jugendliteraturpreis ausgezeichnet wurde. Bei der Lektüre des
nun vorliegenden Romans "Sofies Spiegelwelt" von Karl-Josef Durwen
kann der Eindruck entstehen, der Autor sei etwas enttäuscht von
Jostein Gaarders Werk gewesen, aber gleichsam auch inspiriert, einen
eigenen Roman mit gleicher Idee zu verfassen. Man darf als Leser
erfreut sein, dass er sich auf dieses Vorhaben eingelassen hat, denn
Karl-Josef Durwen gelingt es in hervorragender Weise, eine aufregende
Geschichte zu erzählen, in der seine Protagonisten sich mit Fragen
konfrontieren, die aus ihrer besonderen Lebenssituation heraus
erwachsen und die durchaus tiefsinniger, philosophischer Natur sind.

Kurz zum Inhalt: Zwei Schwestern, 15 und 13 Jahre alt, beide sind
interessiert, eigene Geschichten zu schreiben und ebenso absolute Fans
der Star Trek Serie "Enterprise" mit der Crew um Captain Jean-Luc
Picard und Data. Elena, die jüngere der Schwestern, ist seit längerer
Zeit erkrankt, was sie zu Fragen über Leben und Tod, über ihre
Existenz und das Sterben, über Angst und andere Gefühle nachdenken
lässt. Trost sucht sie immer wieder bei ihrem Meerschweinchen Kuschel.
Iris, ihre große Schwester, erhält auf mysteriöse Weise eine Botschaft
auf ihren Bildschirm: "Ich denke, also bin ich". Sie vermutet einen
schlechten Scherz ihres Vaters dahinter, doch geht ihr dieser Satz
nicht mehr aus dem Sinn. Von hier aus entwickelt sich eine spannende
Reise in vorgebliche Computerspielwelten und in die kriminalistischen
Untersuchungen von Iris, die wissen will, wer hinter diesen
Inszenierungen steckt. Schließlich beginnen die beiden Schwestern am
PC ihres Vaters einen Chat mit einem gewissen Heureka, der sie durch
seine Antworten zu weiteren Fragen anregt und sie schlussendlich durch
die Geschichte der Philosophie führt.

Das Bemerkenswerte daran ist, dass es dem Autor gelingt, sämtliche
Philosophen und ihre Ideenwelten stets im Kontext zur deren damaligen
Lebenssituation zu beschreiben. Von Thales, Sokrates, Leukipp,
Demokrit sowie Platon und Aristoteles, Descartes, Galileo Galilei,
Newton, Giordano Bruno, Hans Jonas und Hegel (man verzeih mir, falls
ich einen nicht erwähnt habe) wird eine kleine Philosophiegeschichte
mit ihren vielen Aufs und Abs beschrieben. Dabei wird deutlich, dass
bestimmte Ideen favorisiert, andere verboten oder unter Verschluss
gehalten wurden, orientiert an den jeweils vorherrschenden
Gesellschaftsordnungen samt den kirchlichen Machteinflüssen. Denn
entwarf man Weltbilder und äußerte Ideen, die den herrschenden
Interessen entgegenstanden oder die Macht der Kirchenführer in Frage
stellten, konnte das mit dem Tod auf dem Scheiterhaufen oder einer
Gefangennahme enden.

Karl-Josef Durwen bevorzugt einen ganzheitlichen Denkansatz und lässt
das bei verschiedenen Gelegenheiten auch deutlich werden. Das verleiht
dem Roman eine Richtung und einen Schwerpunkt, der bei der Fülle der
aufgegriffenen und lebhaft erzählten Geschichten über Leben, Werk und
Schicksal der vielen Philosophen, die über die Jahrhunderte hinweg
bleibende Eindrücke hinterlassen haben, nicht nur hilfreich ist,
sondern auch Orientierung und Reibungsfläche bietet. Ganz im Sinne
dieser Betrachtungsweise vermittelt er Einsichten in die Geschichte
der Biologie, Ökologie, Politik und Wirtschaft wie auch in die
vorherrschenden gesellschaftlichen Verhältnisse, speziell in jene der
christlichen Kirche, die eine besondere Rolle in der Verleugnung
philosophischer Ideen spielt und sie sogar mitsamt ihren Denkern
verteufelte.

Um der Rahmenhandlung noch einen fantastischen Reiz zu geben und die
Fülle der möglichen Fragen auf zwei weitere Protagonisten zu
verteilen, erscheinen in der Computerwelt die beiden
"Spiegelschwestern" Siri und Alene, die sich als die letzten
Schülerinnen der Philosophenschule von Ureda ähnlichen philosophischen
Fragen widmen wie Iris und Elena. Zwischen ihnen kommt es zum
Austausch und zu Überschneidungen, führt zu Zweifeln an Realität und
Virtualität und zu der Frage, was real und was nur eingebildet
ist.

Erfrischend frech, spontan, einfach und direkt stellen die beiden
Schwesternpaare jeweils in ihren Welten ihre Fragen, was das Buch
insgesamt zu einem lehrreichen und unterhaltsamen Lesevergnügen macht.
Durch die verschiedenen Temperamente der Protagonisten und die wohl
sehr ernste Erkrankung der kleinen Schwester, erscheinen die Probleme
und die sich daraus ergebenden Fragen über das Sein, das Selbst, die
Seele und vielem mehr durchaus der Situation erwachsen und dadurch
glaubwürdig. Selbst die detektivische Kleinarbeit der großen
Schwester, die herausfinden will, wer hinter Heureka, dem
vermeintlichen Computerspiel oder dem Chatpartner "Data" steckt, ist
durchdrungen von ihrer Wut, ihrem Ärger, ihrer Verzweiflung, was nicht
selten zu Beschimpfungen und extrem zugespitzten Fragen
führt und wirkt, wenn nicht realistisch, zumindest gut nachfühlbar.

"Sofies Spiegelwelt" wird von einer so dichten und vielschichtigen wie
verwobenen Erzählweise getragen, die den Leser neugierig auf die
Fortentwicklung macht. Die anfängliche Frage der großen Schwester mit
dem kriminalistischem Interesse, wer denn nun hinter all diesen
merkwürdigen Begebenheiten steckt, lässt auch den Leser nicht in Ruhe
und man kann sich kaum erwehren, eigene Spekulationen anzustellen.
Immerhin müsste dieser Jemand über ein reichhaltiges und umfassendes
Wissen zumindest über die Kernaussagen der Philosophen verfügen.
Vielleicht könnte er ein gewiefter Computerfreak sein, der geniale
Spiele erdenkt, vielleicht aber könnte es sich auch um die besorgten
Eltern handeln, die ihrer kranken Tochter bei ihren Fragen zum Sein,
zu Werden und Vergehen, zu Leben und Tod eine Hilfestellung geben
möchten. Auf jeden Fall kennt sich der Verdächtige erfreulich genau in
der Star Trek Serie "Enterprise" aus, doch scheidet "Data" wohl als
Täter aus.

Man sollte sich diesen Roman nicht entgehen lassen - auch für den
erwachsenen Leser können sich ganz beiläufig Wissenslücken schließen.
Die Frage, ob Jugendliche heutiger Zeit noch ebenso begeistert von der
"Enterprise"-Serie sind, wie jene aus den 80er und 90er Jahren, spielt
für die gesamte Erzählung auch keine entscheidende Rolle. Eine Figur
wie "Data" kann sich jeder auch ohne weiteres gut vorstellen.

Nach der Lektüre von "Sofies Spiegelwelten" kann schon der Gedanke
auftauchen, ein sehr persönlicher Beweggrund hätte für Karl-Josef
Durwen den Anstoß für diesen Roman gegeben.

Über den Autor Prof. Dr. Karl-Josef Durwen ist nur wenig zu erfahren.
Er sagt über sich, dass er eine Frau und zwei Töchter hat und an
Parkinson leidet, so dass er nur langsam und mit einem Finger schreibt.
Nürtingen ist sein Wohnort, wo er jetzt im Ruhestand lebt und zuvor
als Professor an der Hochschule für Wirtschaft und Umwelt
Nürtingen-Geislingen arbeitete. Inspiriert zu seinem Buch wurde er
durch den Roman "Sofies Welt" von Jostein Gaarder, aus dem er einige
Szenen quasi als Spiegelwelt in seine Erzählung einflicht, so dass
Iris und Elena sich mit der Protagonistin "Sofie" und deren Erlebnisse
gelegentlich vergleichen können. Ebenso greift er Szenen aus "Das
Licht der Phantasie", "Die Wunderwelt der Vierten Dimension", "Die
unendliche Geschichte" auf und nutzt die Star Trek Figur wie den
Maschinenmenschen "Data" als Chatpartner für Iris und Elena.

Ein prall gefülltes Buch voller anregendem Tiefgang, Fragen und
Denkanstößen.

Karl-Josef Durwen

Sofies Spiegelwelt

Ein Abenteuer ohne Grenzen

Verlag und Druck: tredition, 2019

ab 12 Jahren

Paperback

300 Seiten

14,90 Euro

ISBN 978-3-7482-9623-2
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FERIEN/970: Mönchengladbach - Schmuckdesign mit Naturmaterialien selber herstellen am 17./18.10.2019


Stadt Mönchengladbach

Herbstferienkurs "Schmuckdesign mit Naturmaterialien" im Schloss
Rheydt



Schmuck hat schon immer eine ganz besondere Rolle in der Geschichte
der Menschheit gespielt. Bereits in der Steinzeit verstanden es die
Menschen, aus wenigen Materialien sehr hübsche Schmuckstücke
herzustellen, wobei zu späteren Zeiten vor allem Gold- und
Silberschmiede diese Kunst übernommen haben. Neben den edlen
Materialien kamen dabei aber auch weiterhin gerne natürliche
Fundstücke wie Perlen, Steine, Muscheln oder Federn zum Einsatz.

Im Schlosspark können Kinder im Alter von 8 bis 12 Jahren Federn,
Kastanien und andere Materialien sammeln, die später in ein
persönliches Schmuckstück eingearbeitet werden können.

Der Kurs geht über zwei Tage von Donnerstag, 17. Oktober, bis Freitag,
18. Oktober, jeweils 9.30 bis 12.30 Uhr

Kosten: 24 Euro

Anmeldungen bis 14.10.2019 unter 02166-9289011 oder unter
info@schlossrheydt.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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HÖRFUNK/494: Bayern 2 - "Fröschl & Flo". Neue bayerische Kinderkrimi-Hörspielreihe, 13.10.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Bayern 2

Fröschl & Flo" - Neue bayerische Kinderkrimi-Hörspielreihe

Erste Folge:

Sonntag, 13. Oktober 2019 ab 7.30 Uhr, Bayern 2



Privatdetektiv Fröschl ist ein privater Ermittler für alle Fälle:
Egal, ob es um gestohlene Kopfhörer, entflogene Vögel oder fiese
Erpresser geht. An seiner Seite Flo, der schlaue Sohn von
Bibliothekarin Finkenzeller. Der bairisch sprechende Bub gibt Fröschl
oft den entscheidenden Hinweis zur Lösung der Fälle. Die beiden
ermitteln in sechs Folgen ab 13. Oktober im Kinderfunk radioMikro
immer sonntags ab 7.30 Uhr auf Bayern 2.

Fröschl und Flo beweisen in der Serie unter anderem die Unschuld
junger Fußballer, denen vorgeworfen wird, Fensterscheiben eingeworfen
zu haben oder sie überführen einen miesen Taschendieb.
Casting mit bairisch sprechenden Kindern

Für die Rolle des Flo wurde extra ein Casting mit bairisch sprechenden
Kindern im Alter von 10 bis 12 Jahren gemacht. Am Ende fiel die Wahl
auf einen Jungen aus dem oberbayerischen Landkreis Miesbach.
Schauspieler Stefan Murr spricht den Privatdetektiv Fröschl und
Caroline Ebner Flos Mutter, die Bibliothekarin Frau Finkenzeller.
Daneben verleihen die Stimmen von Heinz-Josef Braun, Christiane
Blumhoff, Conny Glogger, Sina Reiß, Thomas Birnstiel, Katja Amberger
und Peter Weiß der Serie ihren ganz besonderen bayerischen Charme.



Die erste Folge läuft am 13. Oktober 2019 ab 7.30 Uhr im
"Sonntagshuhn", dem Morgenprogramm von radioMikro auf Bayern 2.

Bis 17. November gibt es dann jeden Sonntag eine neue Folge der
liebevoll produzierten bayerischen Kinder-Krimiserie.

Zeitgleich kann man die Hörspiele auch als Podcast in der Mediathek
des BR herunterladen unter der Rubrik "Geschichten für Kinder".

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. Oktober 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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KURSE/508: Hanau - "Yoga und Märchen", 3 Termine ab 18. Oktober 2019


Stadt Hanau

Entspannende Yogastunden für Grundschulkinder

Angebot in der Stadtbibliothek Hanau startet am 18. Oktober



Ein neuer Kurs "Yoga und Märchen" startet noch im Oktober im
Kulturforum. Unter der fachkundigen Anleitung der Yoga- und Tai
Chi-Lehrerin Edith Reusswig werden Kinder im Alter zwischen 8 und 10
Jahren an drei Freitagen an die entspannende Wirkung von Yoga
herangeführt. Ergänzt werden diese Yogastunden für Kinder durch das
Vorlesen bekannter Grimm-Märchen.

Wie Reusswig erläutert, kommt Yoga mit seiner Handlungsbezogenheit und
Erlebnisorientiertheit dem Bewegungsbedürfnis der Kinder entgegen. Die
vielfältigen Yogastellungen (Asanas) haben bildhafte Namen, wie z.B.
der Hund, die Kobra, der Baum und lassen sich mit Hilfe von
Geschichten, Spielen und Musik der Altersgruppe entsprechend üben.
Darüber hinaus kann Yoga einen Ausgleich zum leistungsorientierten
Schulalltag der Kinder bilden, da es hier nicht darum geht, unbedingt
der Beste und der Schnellste zu sein. Es gibt keine Bewertung und
keinen Wettbewerb, was die Toleranz und Akzeptanz gegenüber Anderen
fördert und das Selbstwertgefühl auch der nicht so leistungsstarken
Kinder stärken kann.

Das Hören von bereits bekannten Märchen der Brüder Grimm hilft den
Kindern, sich tief zu entspannen, weil sie schon wissen, wie das
Märchen weiter geht. Sie können sich dadurch der Sicht auf die Welt
aus einem anderen Blickwinkel anvertrauen. Märchen vermitteln
Botschaften wie " Geh, mach dich auf deinen Weg", "Es gibt immer einen
Ausweg" oder auch "Habe Vertrauen in dich und deine Fähigkeiten". Dies
kann ihnen helfen, über sich hinauszuwachsen.

Die Übungsstunden "Yoga & Märchen" starten am Freitag, 18. Oktober,
und finden jeweils von 15 bis 16 Uhr statt. Weitere Termine sind der
25. Oktober und der 1. November. Mitzubringen sind bequeme Kleidung,
dicke Socken und, wenn vorhanden, eine eigene Yogamatte.

Die Teilnehmerzahl ist auf acht Kinder begrenzt. Die Teilnahme kostet
15 Euro.

Eine Anmeldung ist nur für den kompletten Kurs möglich. Diese nimmt
Edith Reusswig unter der Email-Adresse edith.reusswig@hanau.de oder
telefonisch unter 0151/18063862 entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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THEATER/1443: Hamburg - Stärker als die Sonne, 19. - 20.10.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Stärker als die Sonne

Einfühlsame, nachdenkliche, freche und starke Bilder zum Abenteuer des
Lebens

6 - 12 Jahre

Ein poetisches Traumspiel aus der Stückwerkstatt des FUNDUS
THEATERs

Produktionsteam: Kristiane Balsevicius, Sylvia Deinert, Tanja Gwiasda,
Tine Krieg

Sa 19. + So 20. Oktober 2019, 16:00



»Ist der Himmel der Himmel? Wo ist man, wenn man nicht mehr da ist?«
Diese Fragen stellen sich die Spielerinnen. Sie führen das Publikum
durch eine Bilderwelt, die spazieren gehen lässt zwischen Realität und
Phantasie. »Stärker als die Sonne« erzählt von Maximilian und seiner
Schildkröte, vom Leben und vom Tod und davon, wie beides
zusammengehört.

Sterben als »Geheimsache«. Alter, Krankheit, Tod, - die dazugehörigen
Fragen kommen von Kindern, meist nicht von Erwachsenen: Was passiert,
wenn ich tot bin? Wo ist Oma jetzt, seit sie nicht mehr da ist? Wie
sieht denn der Himmel aus?

Ein besonderes Theaterstück, das Gesprächsanlässe für Kinder und
Erwachsene bietet.

Im Rahmen der Hamburger Hospizwoche

www.welthospiztag-hamburg.de

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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THEATER/1442: Hamburg - Drachenprobe, 15. - 18.10.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Drachenprobe

5-12 Jahre

Di 15. + Mi 16. + Do 17. + Fr 18. Oktober 2019, jeweils 10:00
Uhr

Ort: Klabauter Theater | Tickets: fundus-theater.de

Jungestraße 7a

(Ecke Klaus-Groth-Str., direkt U/S Berliner Tor)

20535 Hamburg

Info zum Ort: klabauter-theater.de



Die »Gemachtheit« des Theaters fällt Kindern heute ins Auge. Es ist
zwar immer noch wichtig, dass hier Geschichten erzählt werden. Es
spielt aber zunehmend eine Rolle WIE sie dargestellt werden. Bei der
»Drachen Probe« ist unser Publikum dabei, wie durch Musiker (Tanja
Gwiasda), Spieler (Tine Krieg) und Regie (Sylvia Deinert) eine
spannende Geschichte auf der Bühne erprobt wird: In einem kleinen
Königreich lebt eine Prinzessin - ohne Freundinnen. Jedes Jahr muss
ein Mädchen zum Drachen gebracht werden. Dieses Jahr scheint außer der
Prinzessin kein Mädchen mehr übrig zu sein. Der König schickt Ritter
los, um seine Tochter zu retten. Ohne Erfolg. Jetzt gibt es nur noch
zwei Personen, die den Drachen besiegen können. Der Berater des
Königs, der eine gemeine List ersinnt, und der Gärtnerjunge, der
selbst ein Geheimnis birgt.

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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GLEICHHEIT/6945: Nationalisten siegen bei Parlamentswahl im Kosovo


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Nationalisten siegen bei Parlamentswahl im Kosovo

Von Markus Salzmann

11. Oktober 2019



Nach der vorgezogenen Parlamentswahl im Kosovo wird es aller
Wahrscheinlichkeit nach zu einem Regierungswechsel kommen. Die
nationalistische Vetevendosje (Selbstbestimmung) erzielte mit 25,9 Prozent
die meisten Stimmen. Dahinter liegt mit 25,2 Prozent die Demokratische Liga
(LDK). Verlierer der Wahl ist die Demokratische Partei (PDK), die seit 2007
an der Macht war. Sie erreichte nur noch 21,3 Prozent und gestand die
Niederlage bereits ein.

Die Wahl hatte wenig mit Demokratie zu tun. Zwanzig Jahre nachdem die
westlichen Mächte das ehemalige Jugoslawien bombardierten, in einen
blutigen Bürgerkrieg stürzten und im Kosovo ein Protektorat errichteten, in
dem bittere Armut und Kriminalität alltäglich sind, kämpfen korrupte,
nationalistische und reaktionäre Cliquen erbittert um die Macht. Die
Wahlbeteiligung von knapp 44 Prozent zeigt, dass die Mehrheit der
Bevölkerung die Politik der schmalen Oberschicht des Landes ablehnt.

Auch die mit der PDK und der kleinen Partei Nisma regierende Allianz für
die Zukunft des Kosovo (AKK) des bisherigen Ministerpräsidenten Ramush
Haradinaj verlor Stimmen. Sie kam auf rund 11 Prozent. Die scheidende
Regierung wurde "Kriegskoalition" genannt, da alle drei Parteien aus der
UCK hervorgegangen waren, die einen bewaffneten Kampf gegen Serbien führte.

Die Wahl wurde nach dem Rücktritt Haradinajs im Juli notwendig. Dem
ehemaligen Kommandeur der UCK wurden Kriegsverbrechen in den 1990er Jahren
vorgeworfen. Haradinaj und der gegenwärtige Interims-Staatschef Hashim
Thaci, ebenfalls ein ehemaliger UCK-Kommandant und verdächtig,
Kriegsverbrechen begangen zu haben, stehen symbolhaft für die Elite des
Landes seit der Unabhängigkeit 2008.

Voraussichtlicher Regierungschef wird der Spitzenkandidat der Vetevendosje
Albin Kurti. Der ehemalige Studentenführer hatte Ende der 90er Jahre
nationalistische Studentenproteste organisiert, die gezielt ethnische
Spannungen mit der serbischen Bevölkerung schüren sollten. Noch bis vor
kurzem hatte er ein "Groß-Albanien" propagiert, das neben Albanien und dem
Kosovo auch das Presevo-Tal im Süden Serbiens, sowie einen beträchtlichen
Teil Nordmazedoniens und die griechische Region Epirus umfassen sollte.
Erst im Wahlkampf stimmte er moderatere Töne an, um einflussreiche
Geldgeber und mögliche Koalitionspartner nicht zu verprellen. So erklärte
er, "momentan" sei man nicht in der Position, die Vereinigung
durchzuführen.

Der wahrscheinlichste Koalitionspartner Kurtis ist die LDK. Die Partei trat
mit der Juristin Vjosa Osmani an, die sich das Ziel auf die Fahne schrieb,
die Korruption im Land zu bekämpfen. Osmai, die in Pittsburgh promovierte,
verfügt über enge Verbindungen zum IWF und zur Weltbank. Sie sieht in der
grassierenden Korruption im Land ein Hindernis für die grenzenlose
Ausbeutung des bettelarmen Landes durch westliche Unternehmen und Banken.
Die LDK ist mit der deutschen CDU verbunden und wird von den meisten
europäischen Mächten als Regierungspartei favorisiert.

Doch die Chancen zur Bildung einer stabilen Regierung stehen schlecht. 20
der 120 Sitze sind für verschiedene ethnische Minderheiten reserviert. Der
von der Regierung massiv unterdrückten Fraktion der serbischen Minderheit
stehen allein zehn Sitze zu. Im Norden des Landes, in den vorwiegend von
Serben bewohnten Gebieten, erreichte die von Belgrad unterstützte Liste
fast 100 Prozent der Stimmen.

Rund 120.000 Serben leben im Kosovo. Ihre Hochburg liegt in der zwischen
ethnischen Serben und Albanern geteilten Stadt Mitrovica. Im Rest des
Landes leben sie in rund einem Dutzend Enklaven. Serbien hat, wie auch
Russland, China und einige EU-Länder, die 2008 erklärte Unabhängigkeit der
ehemals serbischen Provinz Kosovo nicht anerkannt.

Möglich wäre auch eine Minderheitsregierung der ehemaligen
Regierungsparteien. Diese wären dann auf die Duldung der
Minderheitsvertreter im Parlament angewiesen. Diese hatten zuletzt
Haradinaj auch teilweise deshalb unterstützt, weil sie fürchteten, unter
einer Regierung Kurtis sämtliche Rechte zu verlieren. Kurti kündigte nicht
nur an, die Rechte der Minderheiten einzuschränken, er fordert seit Langem
ein Importverbot für Waren aus Serbien.

Dies wäre eine weitere Eskalation, die noch über die Einführung des 
Hundert-Prozent-Zolls auf serbische Waren hinausgeht. Diesen Zoll, von dem Produkte
amerikanischer, europäischer und asiatischer Hersteller ausgenommen sind,
hatte die alte Regierung erlassen. Die Preise für Grundnahrungsmittel waren
daraufhin explodiert.

Vor allem im serbischen Teil Mitrovicas, in dem es enge wirtschaftliche
Verbindungen zu Serbien gibt, führte dies zu dramatischen
Versorgungsengpässen. Der serbische Staatspräsident Aleksandar Vucic
beschuldigte die Regierung in Pristina, man wolle die Serben im Mitrovica
zum Auswandern bewegen und die ethnische Säuberung fortsetzen - was nicht
von der Hand zu weisen war.

Eine Koalition mit den ehemaligen Regierungsparteien lehnt Kurti ab, weil
diese seiner Ansicht nach nicht nationalistisch genug sind. Er warf ihnen
vor, bei ihnen stünden andere Bindungen als die an die Nation an erster
Stelle. Eine von Vetevendosje geführte Regierung würde die Konflikte im
Kosovo, wie in der gesamten Region, weiter verschärfen.

Der Kosovo als empfindlicher Teil der Region ist für die EU, die USA, aber
auch in wachsendem Maße für Russland und China von strategischem Interesse.
Mehrere EU-Staaten, darunter Deutschland und Österreich, machen sich für
eine Beitrittsperspektive für den Kosovo stark. Sie unterstützen vor allem
die LDK, die auf Reformen im Land drängt, um die notwendigen
Voraussetzungen dafür zu schaffen. Der Deutsche Bundestag stimmte jüngst
für die Aufnahme von Beitrittsgesprächen mit Albanien und Nordmazedonien.
Innerhalb der EU ist dieser Kurs allerdings umstritten. Spanien
beispielsweise gehört zu den Ländern, die den Kosovo nicht anerkannt haben.

Der Grund für die eiligen Aufnahmegespräche besteht darin, dem wachsenden
Einfluss von Russland und China entgegenzutreten. Der konservative
österreichische EU-Abgeordnete Lukas Mandl erklärte im ORF: "Das
Entscheidende ist, dass nicht andere Teile der Welt - etwa Türkei, China
oder Russland - im Kosovo und insgesamt im Westbalkan die Dominanz durch
Investitionen von außen übernehmen. Sondern dass die europäische Identität
gestärkt wird."

Russland hat traditionell gute Beziehungen zu Serbien und unterstützt die
pro-serbischen Kräfte im Kosovo. China, das den Kosovo ebenfalls nicht als
unabhängigen Staat anerkannt hat, tätigte in den letzten Jahren massive
Investitionen auf dem Balkan. Milliarden investiert Peking vor allem in
Verkehrswege, Häfen und Kraftwerke in mehreren Ländern, die als
Transitrouten gelten. Medien sprechen bereits von der "Balkan Silk Road".

Auch die USA versuchen ihre Interessen in der Region zu verteidigen. Hier
könnte unter Präsident Donald Trump ein Richtungswechsel erfolgen. Zuletzt
ernannte Trump mit Matthew Palmer als Sonderbeauftragten für den Westbalkan
und Richard Grenell als Sonderbeauftragten für den serbisch-kosovarischen
Dialog zwei neue Vertreter für die Region, die möglicherweise mehr auf
Distanz zu den UCK-Politikern im Kosovo gehen. "Ob Vetevendosje nach der
Wahl endlich mitregieren kann, wird maßgeblich auch von der künftigen 
US-Westbalkan-Politik abhängen, die gerade einen Wandel erfährt", bemerkte der
Spiegel dazu.

Konflikte mit der EU deuten sich bereits seit geraumer Zeit an. 2018
schlugen die Präsidenten Serbiens und des Kosovo einen Handel vor. Kosovo
würde die überwiegend von Serben bewohnte Provinz im Norden des Landes
gegen Serbiens Presevo-Tal tauschen, das vorwiegend von Albanern bewohnt
wird. Im Gegenzug sagte Serbien zu, den Kosovo anzuerkennen. Die 
US-Regierung unterstützte den Vorschlag, Deutschland und andere EU-Mitglieder
lehnten ihn strikt ab.

Zwanzig Jahre nach dem Kosovo-Krieg sind die Spannungen in der Balkanregion
in den letzten Jahren wieder angestiegen. "Der früher von der Europäischen
Union moderierte Dialog zwischen Serbien und Kosovo ist tot", bemerkte der
Spiegel. Sowohl von serbischer als auch von kosovarischer Seite wird die
Kriegsrhetorik immer lauter.

1999 hatte die NATO Serbien bombardiert und im Kosovo ein Protektorat
eingerichtet. Von 1999 bis 2008 verwaltete die UN-Mission Unmik das Land.
Seither kam es zu zahllosen Ausschreitungen gegen die Minderheiten im
Kosovo. Rund 13.000 Menschen verloren ihr Leben im Zuge des Kampfes für
"Unabhängigkeit". Die Rebellenbewegung der UCK, aus der sich später die
schmale politische Elite des Landes bildete, entpuppte sich schnell als
kriminelle, korrupte Bande, die ethnische Konflikte provozierte.

Seither ist das Kosovo ein soziales Katastrophengebiet. Einer Umfrage des
NDI zufolge waren Korruption und Arbeitslosigkeit die wichtigsten Themen im
Wahlkampf. Junge Menschen sind im Kosovo besonders von Arbeitslosigkeit
betroffen. Es gibt keine offiziellen Zahlen zur Arbeitslosigkeit.
Vorsichtigen Schätzungen zufolge liegt sie, je nach Region, zwischen 25 und
60 Prozent. Der Großteil der Jugend will das Land schnellstmöglich
verlassen.

Zuletzt gab es, wie überall auf dem Balkan, Streiks und Proteste. Im August
kam es in der Hauptstadt Pristina zu mehrtägigen Streiks. Wie die
kosovarische Nachrichtenwebsite N1 berichtete, gab es massive Verspätungen
beispielsweise im Flugverkehr, nachdem der Flughafen bestreikt wurde.
Anfang des Jahres überrollte eine Welle von Streiks das Land. Arbeiter und
Angestellte forderten höhere Löhne. Im Laufe des Jahres protestierten
Zehntausende in Albanien, Serbien, Bosnien-Herzegowina und Montenegro gegen
ihre korrupten und verhassten Regierungen.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2019 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten
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Quelle:

World Socialist Web Site, 11.10.2019

Nationalisten siegen bei Parlamentswahl im Kosovo

https://www.wsws.org/de/articles/2019/10/11/koso-o11.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GRASWURZELREVOLUTION/1903: MOVE Utopia - Das System ändern durch Tauschlogikfreiheit


graswurzelrevolution 441, September 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

MOVE Utopia

Das System ändern durch Tauschlogikfreiheit

von Solveig Feldmeier



Das englische Verb move heißt bewegen oder auch umziehen, sich
verändern. Utopia ist das Zukunftsland, das es in Wirklichkeit gar
nicht geben wird. Aber ohne Ideen von einer guten Zukunft gibt es
keine Bewegung.


Vom 10. bis 14. Juli 2019 fand zum zweiten Mal das Festival MOVE
Utopia statt. "Wir feiern das Experiment der gelebten Utopie", heißt
es auf der Homepage. Die Buchstaben von MOVE stehen für Miteinander,
Offen, Vertrauensvoll, Emanzipatorisch. Das Motto, das die
verschiedenen Initiativen, Gruppen und Einzelmenschen vereint, die
sich diesmal in der Freien Feldlage Harzgerode trafen, klingt
utopisch, aber nicht unbekannt: "Für eine Welt nach Bedürfnissen und
Fähigkeiten".

Dabei entwickeln Menschen neue Formen des Zusammenlebens, indem
Bedürfnisse und Talente offen geteilt und mitgeteilt werden. Oberstes
Prinzip, und das klingt neu für diejenigen, die mit Marx vertraut
sind: Individualität ist die Grundlage des Miteinanders! Das klingt
doch sehr anarchistisch!

Die Akteurinnen, Akteure und Interessierten, die sich 2017 auf dem
Gelände des Fusion - Festivals in Müritz erstmals getroffen haben,
setzen sich für ein solidarisches, nachhaltiges, herrschafts- und
hierarchiefreies Miteinander ein, Sie gehen davon aus, dass das
kapitalistische Wirtschaftssystem, das unsere Welt noch beherrscht, an
sein Ende gekommen ist und sagen: "Lieber das System ändern als das
Klima".

Die gastgebende Genossenschaft in der Heilstätte ist noch jung, aber
kräftig dabei, hier einen Lern- und Lebensort für gelebte Utopien zu
gestalten, der durch das Festival weithin bekannt gemacht werden soll.

Nicht zuletzt durch das große Interesse an den Fridays for Future
werden junge Menschen zunehmend politisiert. Sie beginnen Fragen zu
stellen und erkennen, dass die Menschheit dem Wachstumsparadigma
entsagen muss, um eine gute Zukunft gestalten zu können. Verweigerung
ist dabei ein Prinzip, das jede/r Einzelne leben kann. Es beginnt mit
Schulstreik und endet womöglich in der Ablehnung von Lohnarbeit, so
wie sie Tobi Rosswog in seinem Buch "After Work" beschreibt, zu dem er
in Harzgerode einen Workshop gab.

Eine der Impulsgeberinnen für das Move ist die Ökonomin Friederike
Habermann. Sie referierte im Care-Café zu Commoning - einer neuen Idee
des Wirtschaftens, das auf Tauschlogikfreiheit und Solidarität beruht.

Den überwiegend sehr jungen Organisatorinnen des Festivals geht es um
das Eröffnen von Räumen für den Austausch über alternative
Wirtschaftssysteme. Sie wollen daran mitwirken, ein Netzwerk
aufzubauen, das auch zwischen den Festivals funktioniert. "Viele Leute
aus den verschiedensten Zusammenhängen und Generationen haben Lust
bekommen, richtig loszulegen", sagt Luisa, eine 22jährige
Kunststudentin, die in der Gemeinschaft Villa Locomuna in Kassel lebt.
"Das MOVE zeigt, was man t1m kann, um nachhaltige Strukturen zu
schaffen. Es hat das Potenzial, Menschen Möglichkeiten für ein anderes
gutes Leben aufzuzeigen und es bietet praktische Ansätze zum Handeln."

Kurzum, MOVE Utopia ist ein schöner Einstieg, um Alternativen zum
überlebten kapitalistischen System kennenzulernen.

Menschen aus der Gemeinschaftsszene, aus Degrowth-, Commons- und
Transition-Bewegung stellten in Seminaren und Workshops ihre
unterschiedlichen Ansätze dar.

Es ging um Solidarisches Wirtschaften und Genossenschaften, um die
Verkehrswende und Sicherheit im Netz. Und um Zwischenmenschliches wie
Nähe herstellen (zu anderen und zum eigenen Körper) und wohlwollendes
"Nein" sagen. Zur Entspannung gab es Angebote wie die Wohnwagen-Sauna,
Yoga, Bäume umarmen, Freies Tanzen und Musizieren, das Lese-Zelt
(leider ohne Graswurzelrevolution) sowie eine große Party - drogenfrei
versteht sich. Denn das MOVE ist keines der herkömmlichen
Konsum-Festivals. Luisa dazu: "Wir wollen uns auf bewusste Weise
begegnen und keine Konsumstimmung erzeugen. Die Leute können sich als
Teil von MOVE fühlen."

Die ausschließlich vegane Verpflegung bestand vorwiegend aus
"geretteten" Lebensmitteln, die von Firmen zur Verfügung gestellt
wurden. Zwei Koch-Kollektive sorgten für wohlschmeckende Mahlzeiten.
Für die Behebung von Befindlichkeitsstörungen gab es das
Awareness-Team und bei Konflikten half das Kommunikations-Team.

Das große Zeltlager war in Barrios aufgeteilt und bezugsgruppenmäßig
organisiert. Die einzelnen Gruppen entsandten ihre Delegierten zum
täglich stattfindenden Plenum, auf dem organisatorische Fragen
besprochen wurden. Der gesamte Ablauf des Festivals vollzog sich
selbstorganisiert und tauschlogikfrei. Tauschlogikfreiheit war auch
das zentrale Thema, zu dem eine große Podiumsdiskussion stattfand.
Dazu stellten verschiedene Bewegungen und Akteur*innen ihre Ideen vor.

Seit Jahrhunderten basiert unser Zusammenleben auf dem Prinzip: "Gibst
du mir, so geb' ich dir." Was geschieht, wenn jemand nicht (mehr)
gibt, nicht geben kann? Oder anders herum. Was geschieht, wenn jemand
mehr gibt, mehr geben kann? Wenn man solche Fragen stellt, landet man
schnell bei den Care-Tätigkeiten, also Arbeiten, die sich auf die
Sorge für und das Kümmern um andere Menschen beziehen. Arbeiten, die
immer noch zumeist von Frauen und zumeist unendgeldlich geleistet
werden. Arbeiten, die, wenn sie denn bezahlt werden, schlecht entlohnt
sind. Gerade diese Tätigkeiten können in der Zukunft nicht von
Maschinen übernommen werden.

Menschliche Zuwendung, liebevolles Miteinander, Geduld, Akzeptanz des
Anderen sind notwendig für ein gutes Leben und müssen
gesellschaftliche Wertschätzung erfahren.

Das MOVE Utopia ist ein Testgelände für eine solidarische
Gesellschaft. Deshalb gilt Tauschlogikfreiheit. Das heißt, jede/r
zahlte, was sie/er kann oder gab Hilfe in Form von Arbeitskraft bei
den im Vorfeld stattfindenden Bauwochen oder während des Festivals
selbst. Es bestand jedoch kein Zwang, irgendetwas zu zahlen oder zu
tun. Der Eintritt, Unterkunft im Zelt und Versorgung basierten
komplett auf Freiwilligkeit.

Natürlich geht auch bei MOVE Utopia nicht alles ohne Spenden und
Förderungen. Die Aktiven aus der Vorbereitungsgruppe haben schon lange
vorher Anträge geschrieben. Dennoch mussten noch 35.000 Euro von
Teilnehmenden und Unterstützerinnen zusammenkommen. Das hat
funktioniert. Es bleibt so gar noch etwas übrig für die Organisation
des nächsten MOVE.

Luisa und andere Aktive wollen auch nach dem Festival ihre Kraft dafür
einsetzen, dass das MOVE eine Infrastruktur bekommt, die längerfristig
Sinn macht, sodass stärkere Vernetzung zwischen unterschiedlichen
Akteur*innen und Initiativen stattfindet und sich immer mehr Menschen
gemeinschaftlich in Richtung "gutes Leben" bewegen.

Steht zu hoffen, dass beim nächsten Mal auch die Graswurzelrevolution
vor Ort ist. Denn Tauschlogikfreiheit geht mit Herrschaftsfreiheit
einher, wie die eingangs erwähnte Friederike Habermann in ihrem Buch
"Ecommony" nachweist.

Links:

move-outopia.de

freiefeldlage.de

Buch: Friederike Hebennenn: Ecommony. UmCARE zum Miteinander, 

Ulrike Helmer Verlag, 197 Seiten, ISBN 978-3-89741-386-3, 20 Euro

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2430: Klimapäckchen der Bundesregierung


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 10 · Oktober 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Klimapäckchen der Bundesregierung

"Zu wenig, zu langsam, zu spät" (Scientists for Future)

von Wolfgang Pomrehn



Der Berg hat gekreißt und gebar - wenig überraschend - eine
Maus.


Am 20. September hat in Berlin das sogenannte Klimakabinett der
Bundesregierung (Kanzlerin + die Ministerinnen und Minister für
Wirtschaft, Umwelt, Verkehr, Finanzen, Inneres, Kanzleramt,
Landwirtschaft sowie der Chef des Presseamts) seinen Plan für den
Klimaschutz in den kommenden Jahren vorgelegt, und zwar offensichtlich
ziemlich unbeeindruckt von den gleichzeitig stattfindenden, historisch
zu nennenden Protesten. Wie es aussieht, meint die Bundeskanzlerin mal
wieder, den Unmut aussitzen zu können, während die SPD aus Angst vor
dem Untergang weiter an ihrem politischen Selbstmord auf Raten
arbeitet.

Mit diesem Klima"päckchen" wird Deutschland seine offiziellen
Klimaschutzziele für 2030 krachend verfehlen. Und diese Ziele bleiben
weit hinter dem Nötigen, den eingegangenen Verpflichtungen und den
Forderungen der Schüler zurück.

- Auf 563 Milliarden Tonnen CO2-Äquivalente (88 Prozent davon sind in
Deutschland CO2, der Rest andere Treibhausgase, die entsprechend ihrer
Wirksamkeit umgerechnet werden) will die Bundesregierung bis 2030 die
jährlichen Emissionen reduzieren. Nach den Ende September der UNO
vorgelegten Daten der Dachorganisation der nationalen Wetterdienste
WMO müssten die weltweiten Emissionen bis 2030 allerdings mehr als
halbiert werden, um noch die vereinbarten Ziele zu erreichen.
Deutschlands Anteil läge - gemessen an seinem Anteil an der
Weltbevölkerung und wenn man die historischen Emissionen für einen
Augenblick vergisst - bei 264 Milliarden Tonnen jährlich.

- Entsprechend haben die Fridays for Future, die Umweltverbände, die
Windindustrie und selbst der Verband der Energiewirtschaft dieses
unsägliche Klimapäckchen umgehend in der Luft zerrissen. Doch woran
bemisst sich eigentlich ernsthafter Klimaschutz? Was ist nötig?

- Nach endlosem Gezerre und jahrzehntelangen Verhandlungen gibt es
seit 2015 mit dem Pariser Abkommen endlich eine gemeinsame Formel: Die
globale Durchschnittstemperatur soll "deutlich unter zwei Grad Celsius
gegenüber dem vorindustriellen Niveau" gehalten werden. Zugleich
sollen "Anstrengungen unternommen werden, den Temperaturanstieg auf
1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau (zu
beschränken), in Anerkennung der Tatsache, dass dies die Risiken und
Auswirkungen des Klimawandels signifikant verringern würde" (Artikel
2,1.(a)).

Ratifiziert haben das Pariser Abkommen, das trotz der wichtigen
Definition völkerrechtlich äußerst unverbindlich gehalten ist, 177
Länder, darunter auch die USA. Diese haben inzwischen ihren Austritt
erklärt, der aber frühestens Anfang November 2020 wirksam wird.


Wieviel steht uns noch zu?

Mittels der Klima- und Erdsystemmodelle der Wissenschaftler kann nun
berechnet werden, welche Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre
zu welchen Temperaturen führt. Und da wir wissen, wie viel CO2 und
andere in Frege stehende Gase bereits in der Atmosphäre sind, lässt
sich für jedes Temperaturziel berechnen, wie viel Emissionen wir uns
noch erlauben können.

Würde zum Beispiel 1,75 Grad Celsius angestrebt, hätten wir bei
Emission von weiteren 880 Milliarden Tonnen, eine Chance von 67
Prozent, also 2 zu 1, dass das Ziel eingehalten werden kann. Wollen
wir die Erwärmung aber auf 1,5 Grad Celsius beschränken, dann bleiben
ab Anfang 2016 nur noch 500 Milliarden Tonnen (gleiche
Wahrscheinlichkeit).

Deutschland hat einen Anteil von 1,1 Prozent an der Weltbevölkerung
und kann daher bestenfalls einen eben so hohen am CO2-Budget für sich
in Anspruch nehmen. Das ist sogar noch sehr großzügig gerechnet, weil
es die historischen Emissionen außer acht lässt. Immerhin ist
Deutschland nach den USA, China und Russland der viertgrößte
Verursacher, wenn alle in den letzten 150 Jahren verursachten
Treibhausgase aufsummiert werden.

Deutschlands Anteil dürfte also, je nach Ziel, noch 5,5 bis 9,7
Milliarden Tonnen emittieren. Davon werden bis zum Ende 2019 bereits
rund drei Milliarden Tonnen aufgebraucht sein. Verbleiben also noch
2,5 bis 6,7 Milliarden Tonnen CO2, die wir in die Luft blasen könnten.
Alles was darüber hinaus geht, würde die Klimaziele, zu denen sich
Deutschland mit dem Pariser Klimaabkommen verpflichtet hat, verletzen.

2018 wurden hierzulande etwas weniger als 800 Millionen Tonnen CO2 in
die Luft geblasen. Emittieren wir in diesem Tempo weiter, wird unser
(nur halbwegs) gerechte Anteil bereits irgendwann im Jahre 2023 oder
spätestens 2028 verbraucht sein. Im letzteren Fall könnten wir nicht
einmal mehr sicher sein, dass das Eis auf Grönland langfristig stabil
bleiben wird.


Die angepeilten Maßnahmen

Offensichtlich wird es sehr, sehr schwer werden, mit einem so kleinen
Budget noch auszukommen. Hätte man 1990 angefangen, als die
wesentlichen Fakten schon bekannt waren, wäre der Übergang viel
einfacher und ruhiger zu organisieren gewesen. Hat man aber nicht.
Also bleibt jetzt die einzige Chance, die Emissionen in raschen
Schritten abzubauen.

Das Päckchen der Bundesregierung ist davon Lichtjahre entfernt.
Schüler und Wissenschaftler fordern zum Beispiel, als
Lenkungsinstrument umgehend eine CO2-Steuer einzuführen. Dem
renommierten Umweltökonom Ottmar Edenhofer vom Potsdam Institut für
Klimafolgenforschung schwebt ein Einstieg in Höhe von 50 Euro pro
Tonne vor; die Schüler fordern, die Steuer rasch auf 180 Euro pro
Tonne anzuheben. Sie können sich dabei auf das Umweltbundesamt
berufen, das die Folgekosten der Emissionen mit diesem Betrag
beziffert.

Was wir bekommen, ist aber etwas völlig anderes: ein bürokratisches
Zertifikatesystem, das erst 2021 eingeführt wird und mit zunächst 10,
dann 35 Euro pro Tonne viel zu wenig Wirkung haben wird und diese auch
noch zu spät. Natürlich setzte sofort ein wildes Geschrei des rechten
Boulevards ein, was offensichtlich ganz im Sinne der Bundesregierung
war. Die betont nämlich immer wieder, die ärmeren Teile der
Bevölkerung könnten sich keinen Klimaschutz leisten. Offensichtlich
steckt die Absicht dahinter, diese gegen die Klimaschützer
aufzuhetzen, denn mit den Fakten hat das nichts zu tun.

Die nun beschlossenen Maßnahmen würden z.B. den Liter Diesel ab 2021
um 2,64 und bis 2025 schließlich um 9,24 Cent verteuern. Das macht
keinen wirklich ärmer und wird von den Verbrauchern ohnehin kaum
gespürt werden, weil es im Rauschen anderer Preisentwicklungen
untergeht. Wenn zum Beispiel die USA am Golf weiter zündeln oder in
Saudi-Arabien noch eine weitere Raffinerie bombardiert wird, werden
die Spritpreise ganz anders hochschießen.

Zugleich nutzt die Bundesregierung die CO2-Bepreisung aber auch zur
Umverteilung an die Wohlhabenderen, in dem sie die Pendlerpauschale
erhöht. Pendler werden ab 2021 mit einem Diesel bei einem Verbrauch
von 8 Litern auf 100 Kilometer Mehrkosten von gut 0,17 Euro haben, die
bis 2025 schrittweise auf rund 0,74 Euro steigen. Gleichzeitig können
sie aber künftig pro 100 Kilometer zusätzlich fünf Euro (35 statt 30
Euro) von der Steuer absetzen. Pech haben Niedrigverdiener oder
Kinderreiche, die wenig Steuern bezahlen und entsprechend wenig oder
gar nichts absetzen können. Wohlhabende bekommen hingegen ein kleines
Extrageschenk. Soviel zu dem Geschrei, Klimaschutz könne
Geringverdienern nicht zugemutet werden.

Zum Verkehrssektor, der in Deutschland rund 20 Prozent des Problems
ausmacht und dessen Emissionen inzwischen wieder über dem Niveau von
1990 liegen, fällt der Bundesregierung hauptsächlich ein, dass der
Erwerb von Elektroautos gefördert und mehr Ladesäulen aufgestellt
werden sollen. Immerhin wird die Mehrwertsteuer auf Bahntickets im
Fernverkehr von 19 auf 7 Prozent abgesenkt, den Satz, der auch schon
im Regionalverkehr erhoben wird.

Die erneuerbaren Energieträger sollen bis 2030 einen Anteil von 65
Prozent an der Bruttostromerzeugung erhalten. Da aber zugleich der
Stromverbrauch zunehmen wird, ist das ein Ausbauziel, das zwar zu
niedrig, aber dennoch ehrgeizig ist. Mit den zuletzt, nach der fast
geglückten Erdrosselung der Solarindustrie und des Windausbaus
erreichten, mickrigen Ausbauzahlen wird es nicht realisierbar sein.
Dennoch sollen offenbar nicht mehr Anlagen ausgeschrieben werden. Über
diesen Punkt wird schlicht Stillschweigen gewahrt. Immerhin wird die
Obergrenze für den Solarenergieausbau aufgehoben. Doch der
Bundesverband Windenergie sieht die Energiewende mit neuen pauschalen
Abstandsregeln und zusätzlichen bürokratischen Hürden "vermurkst".


Der Kampf hat gerade erst begonnen

Insgesamt bleibt die Bundesregierung eine konkrete Rechnung schuldig,
wie viele Emissionen es aufsummiert bis 2030 in ihrem Szenario noch
geben wird. Das Verkehrsministerium verweigerte sogar gegenüber den
Kollegen aus dem Umweltressort die Herausgabe der Berechnungen für die
behaupteten Einsparpotenziale. Außerdem gibt es im Koalitionsentwurf
keinerlei Bezug auf das oben dargestellte Gesamtbudget der (gerade)
noch verträglichen Emissionen, das der Regierung seit mindestens zehn
Jahren immer wieder von ihren wissenschaftlichen Beratungsgremien
vorgerechnet wurde.

Das Klimapäckchen der Bundesregierung wird in den nächsten Monaten in
Gesetzen und Verordnungen ausformuliert werden und neben dem Bundestag
zum Teil auch den Bundesrat beschäftigen. Mit anderen Worten: Die
Debatte und der politische Kampf um den Klimaschutz hat gerade erst
begonnen, aber Zeit haben wir eigentlich keine mehr. Jeder Monat
Verzögerung treibt die sozialen und materiellen Kosten der Klimakrise
in die Höhe, auch wenn die Rechnung erst in Jahrzehnten präsentiert
werden wird.

 * 
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VORWÄRTS/1510: Neu in Zürich - Ni-una-menos-Platz


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr.29/30 vom 20. September 2019

Neu in Zürich: Ni-una-menos-Platz

von Sabine Hunziker



So wie es Demos für's Klima gibt, wird es Demos gegen Gewalt an
Frauen* geben. In Zürich treffen sich Aktivist*innen neu bei jedem in
der Schweiz verübten Morde an Frauen (Femizide) am Ni-una-menos-Platz.
Ein Protest, um die strukturelle patriarchale Gewalt zu benennen.


Am 21. August wurde der Helvetiaplatz in Zürich von
Aktivist*innen des Frauen*streikkollektivs Zürich in den
"Ni-una-menos-Platz" umbenannt. "Ni una menos" ist der Name einer
feministischen Bewegung in Argentinien, die sich in ganz Lateinamerika
und mittlerweile darüber hinaus verbreitet hat. Die Bewegung "Nicht
eine weniger" kämpft gegen Gewalt an Frauen* und Femizide. Als Protest
gegen ermordete Frauen* wurde in Zürich ein "Mahn-Ort" geschaffen,
denn auch hier gehören Femizide zum Alltag. Jede zweite Woche wird
eine Frau* von ihrem Partner* oder Ex-Partner* getötet.

Der Aktion in Zürich vorangegangen war ein aggressiver Einsatz der
Polizei und eine darauffolgende Repression gegen eine Aktivistin. Als
Mobilisierung für den Frauen*streik hatten Aktivist*innen im April
eine Stadtverschönerungsaktion durchgeführt und Statuen mit Tüchern
und Plakaten verziert. Violette Wimpel mit dem "Frauenzeichen" oder
auch Schärpen mit der Aufschrift "Ni una menos" wurden hier umgehängt
und mit Infotafeln ergänzt. Bei einer Statue am Zürichsee stoppte eine
Polizeipatrouille die Gruppe. Tücher und Schilder wurden
runtergerissen. Verbal wehrte sich eine Aktivistin. Resultat: Die
Äusserungen legte die Staatsanwaltschaft als Ehrverletzung
beziehungsweise Beschimpfung aus und verfolgte sie strafrechtlich.


Zeichen setzen

Nach dem Grundsatz: "Ein Angriff auf eine, ist ein Angriff auf alle"
riefen Frauen* des feministischen Kollektivs Zürich am 21. August zu
einer Solidaritätsaktion auf. Hier folgte die Idee, dass Frauen* sich
bei jedem in der Schweiz verübten Femizid am "Ni-una-menos-Platz" in
Zürich treffen könnten, um so ein Zeichen gegen strukturelle
patriarchale Gewalt zu setzen. Eine Woche später schon hatte ein Mann
in Dietikon seine Ex-Partnerin vor den Augen ihrer Kinder erstochen.

Gegen 80 Frauen* und ein paar Männer* trafen sich am 29. August, um
ihrer Wut Ausdruck zu verleihen. Das Megafon wurde herumgegeben und
verschiedene Stimmen kamen zu Wort. Es gab Spontanreden, bei denen
Menschen forderten, dass häusliche Gewalt nicht länger zur
alltäglichen Normalität gehören und zur Privatsache erklärt werden
dürfe. In einem weiteren Beitrag wurden linke Journalist*innen darauf
hingewiesen, sich bezüglich Femizide klar zu positionieren und
strukturelle patriarchale Gewalt zu benennen. Weiter forderten Frauen*
statistische Daten und Berichte zu Femiziden und dass die Namen der
Opfer bekannt gegeben werden, damit die "Fälle" ein "Gesicht"
erhalten. Es gab weitere Pläne, einen parlamentarischen Vorstoss für
ein Denkmal mit den darauf vermerkten Namen aller ermordeten Frauen*
zu starten. Dass die Aktivist*innen wiederkommen, weiterkämpfen und
mehr und lauter werden, diese Überzeugung hatten alle geteilt.

 * 
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DOKUMENTATION/1682: ZDF - ZDRzeit "Achtung, Kundenfalle!", am 15.10.2019 (ZDF)


Achtung, Kundenfalle!

Rabatt-Tricks, Preisfallen & Co.

Dienstag, 15. Oktober 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Sendetermine und Stab

– Achtung Kundenfalle! Rabatt-Tricks, Preisfallen & Co.

– Infos zur "ZDFzeit"



Dienstag, 25. Juni 2019, 20.15 Uhr, ZDF
Mittwoch, 26. Juni 2019, 1,30 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Achtung, Kundenfalle!
Rabatt-Tricks, Preisfallen & Co.
Film von Steffi Lischke

Kamera: Daniel Laudowicz, André Uhlisch
Schnitt: Mario Biehl
Grafik: Sascha Werner, Karsten Zinner
Produktion: Fernsehkombinat
Redaktion: Lisa Borgemeister
Leitung der Sendung: Ursula Schmidt
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

Achtung Kundenfalle! Rabatt-Tricks, Preisfallen & Co.

Viele lassen sich täglich zum Kaufen verführen – und geben oft mehr aus als nötig. Warum, das zeigt "ZDFzeit" mit originellen Alltags-Experimenten und verblüffenden Fakten aus der Forschung.

Preis- und Rabatt-Fallen, künstliche Verknappung von Waren oder geschickte Verführung durch Musik- und Dufterlebnisse: Mit solchen Maschen kurbelt der Handel seinen Umsatz an. Wie aber können sich Verbraucher vor solchen Verkaufstricks schützen?

Die "ZDFzeit"-Dokumentation geht der alltäglichen Verführung auf den Grund. Mit versteckter Kamera werden die Tricks der Branche aufgedeckt und ahnungslose Kunden auf die Probe gestellt. Wo liegen psychologischen Schwachpunkte der Verbraucher? Warum haben es Supermärkte, Boutiquen oder Online-Händler oft so leicht, ihre Kunden zum Kaufen zu animieren? Dazu haben Hirnforscher ebenso interessante Antworten parat wie Soziologen. Immerhin kommt heute kein Produkt und keine Werbekampagne mehr ohne wissenschaftliche Beratung auf den Markt.

Eine Kaufentscheidung dauert oft nur wenige Sekunden. Weil Verbraucher keine falschen Entscheidungen treffen wollen, nehmen sie dankbar alles an, was das Einkaufen erleichtert – wie Güte-Siegel und Experten, die für die Qualität der Produkte werben. "ZDFzeit" macht den Test: Greifen Kunden im Friseursalon tatsächlich beherzter zu, wenn vermeintliche Experten zum Haar-Wundermittel raten?

Je wohler man sich in einem Laden fühlen, desto lockerer sitzt meist das Portemonnaie. Wissenschaftler sind überzeugt, dass Kunden nicht nur für ein Produkt bezahlen, sondern auch für das Kauferlebnis als solches. Das weiß der Handel und versucht, den Kunden das Shoppen so angenehm wie möglich zu machen – etwa durch den Einsatz von Musik oder Düften. Sounddesigner tüfteln am Klang von Produkten und Verpackungen – auch das beeinflusst, wenn auch eher unbewusst.

"ZDFzeit" macht die Probe aufs Exempel: In einem Weinladen soll der Absatz von französischen Weinen forciert werden – mit der passenden Musik und leckeren Häppchen. Funktioniert das wirklich?

Außerdem zeigt die Doku, was passiert, wenn ein ganz alltägliches Produkt wie Honig plötzlich nur noch in kleinen Mengen zu haben ist. Wie reagieren Kunden auf einem Wochenmarkt, wenn das Angebot limitiert wird? Ein Experiment mit überraschenden Ergebnissen.

Wissenschaftler sind sich einig: Kunden treffen ihre – Entscheidungen oft wenig rational. Sind sie also leichte Beute für Handel und Industrie? "ZDFzeit" verrät, worauf jeder Verbraucher achten kann, um nicht in Einkaufsfallen zu tappen, und gibt die passenden Tipps gegen die ausgeklügelten Tricks.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert. So macht Nelson Müller ab 24. September 2019, dreimal dienstags um 20.15 Uhr, den großen Einkaufscheck.

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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FILM/1669: ZDF - Thriller am Montag "Ein verhängnisvoller Plan", am 14.10.2019 (ZDF)


Ein verhängnisvoller Plan

Montag, 14. Oktober 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Statement von ZDF-Redakteur Pit Rampelt

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Statement von Produzentin Dagmar Rosenbauer und Producer Jakob Krebs

– Statements von Drehbuchautoren und Regisseur

– Statements der Schauspieler Benjamin Sadler, Leslie Malton, Friederike Becht



Statement von ZDF-Redakteur Pit Rampelt

Der erstklassig besetzte Thriller im Spannungsfeld von bürgerlicher Fassade, Familie, skrupelloser Karriere und alter Schuld wurde von dem Kinoregisseur Ed Herzog inszeniert. Die viel beachtete Filmmusik komponierte der junge Richard Ruzicka.

Die beiden Produzenten Dagmar Rosenbauer und Jakob Krebs haben beim Filmfest München 2019 den Bernd-Burgemeister-Fernsehpreis erhalten. Aus der Begründung der Jury: "Mit einer zutiefst ambivalenten Hauptfigur bricht das Fernsehstück mit allen Konventionen klassischer TV-Ermittler. Die mutige Geschichte überzeugt mit einem makellosen Spannungsbogen voll außergewöhnlicher Wendungen. Ein deutscher Fernsehthriller auf Weltniveau."

 * 

Stab

Regie: Ed Herzog
Buch: Katharina Hajos & Constanze Fischer
Kamera: Sebastian Edschmid
Ton: Andreas Mücke-Niesytka
Szenenbild: Anke Osterloh
Kostümbild: Susanne Roggendorf
Schnitt: Jochen Retter
Musik: Richard Ruzicka
Music Supervision: Kai Schoormann
Casting: Anna Slater
Produktionsleitun : Heino Herrenbrück
Herstellungsleitung: Thomas Schwetje
Producer: Jakob Krebs
Produzent: Dagmar Rosenbauer
Produktion: Cinecentrum Berlin
Redaktion: Pit Rampelt
Länge: 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Jan Brenner – Benjamin Sadler
Kathrin Hagen-Brenner – Jördis Triebel
Pia Marquardt – Friederike Becht
Sylvia Thomas – Leslie Malton
Simon Gerlach – Daniel Christensen
Vesna Benning – Katharina Nesytowa
Karl van Haaren – Florian Lukas
Timo Brenner – Lior Kudrjawizki
Sarah Brenner – Heidi Hübner
u.a.


Inhalt

Ein Thriller im Spannungsfeld zwischen bürgerlicher Fassade, Familie, skrupelloser Karriere und alter Schuld.
Als Kriminalhauptkommissar Jan Brenner (Banjamin Sadler), verheiratet, zwei Kinder, am Morgen erwacht, liegt seine Geliebte Vesna (Katharina Nesytowa) neben ihm. Doch ihr Anblick lässt ihn erstarren: Vesna ist tot, erdrosselt mit seiner Krawatte. Er kann sich an nichts erinnern. Brenner entsorgt die Leiche, verwischt die Spuren, glaubt, alles unter Kontrolle zu haben – bis zum Anruf seiner Kollegin Pia Marquardt (Friederike Brecht).
Brenner gerät in ein heimtückisches Spiel und wird scheinbar Opfer eines perfide geplanten Rachefeldzugs.

 * 

Statement von Produzentin Dagmar Rosenbauer und Producer Jakob Krebs

Wie weit geht man, auch wider besseres Wissen, um die eigene Familie, die Karriere und nicht zuletzt sich selbst zu schützen? Und gelingt es einem Polizisten mit einem Verbrechen davonzukommen, weil er aus seiner Erfahrung weiß, wonach die Kollegen in einer Mordermittlung suchen? Dies sind Fragen, die die beiden Autorinnen Katharina Hajos und Constanze Fischer genauso spannend fanden, wie wir.

 * 

Statements von Drehbuchautoren und Regisseur

Constanze Fischer, Katharina Hajos (Drehbuch):
Uns interessierte, innerhalb des klassischen Genres des Thrillers Fragen der Moral und die Grenze zwischen Schuld und Unschuld auszuloten.

Ed Herzog (Regie):
Am meisten an der Geschichte hat mich gereizt, wie weit der Zuschauer bereit ist, mit einer Hauptfigur mit zu gehen, wenn dessen Handeln die Grenzen der Moral weit überschreitet. Es war interessant, mit Benjamin Sadler an dieser Schnittstelle zu arbeiten, wo Gut und Böse verschwimmen, und wo der Zuschauer die Figur eigentlich ablehnen müsste, aber dennoch mit ihr mitfiebert.

 * 

Statements der Schauspieler Benjamin Sadler, Leslie Malton, Friederike Becht

Benjamin Sadler (Jan Brenner):
Vorrangig hat mich das Spiel zwischen Schein und Sein interessiert. Und außerdem die Herausforderung, in wie weit es möglich ist, trotz der Verfehlungen der Hauptfigur, die Zuschauer emotional zu binden. Dieses gemeinsam mit Ed Herzog und Sebastian Edschmid umzusetzen, war eine große Freude.

Leslie Malton (Sylvia Thomas):
Seitdem ich Ed Herzogs "Sauerkrautkoma" und "Grießnockerl-affäre" gesehen habe, wollte ich mit ihm arbeiten. Die Chance ergab sich mit "Ein verhängnisvoller Plan". Zum ersten Treffen bin ich aufgeregter als sonst hingegangen. Die Rolle interessierte mich vom menschlichen her sehr, nicht aber, wie sie äußerlich beschrieben wurde. Meiner Meinung nach sollte sie durch ihre Taten auffallen, nicht durch ihr Aussehen. Ob Ed mit mir diesen Weg gehen würde, wusste ich nicht. Aber er war sofort damit einverstanden, und so haben wir gemeinsam eine Rolle kreiert, die ich so noch nicht gespielt hatte. Das war mir eine wirklich große Freude.

Friederike Becht (Pia Marquardt):
Ich mochte das Drehbuch besonders gern, denn es hat immer wieder ganz wunderbare Sequenzen. Mich hat besonders angesprochen, dass wir ganz im Stillen einen Menschen beobachten, der in einer für ihn ausweglosen Lage handeln muss. Dabei wird oft auf lange Dialoge verzichtet, und das empfinde ich als besonders schöne Herausforderung beim Dreh.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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REPORTAGE/580: ZDF.reportage - Themen der Sendungen 13.10. bis 10.11.2019 (ZDF)


ZDF.reportage

Wahnsinn oder Wellness? Hinter den Kulissen der größten Therme der Welt

Sonntag, 13. Oktober 2019, 18.00 Uhr / sonntags 18.00 Uhr

Inhalt:

– Die nächsten "ZDF.reportagen" / Sendetermine und Stab

– Wahnsinn oder Wellness? Hinter den Kulissen der größten Therme der Welt

– Post von drüben – Von grenzenloser Freundschaft

– Speed-Dating im Alter – Senioren suchen Anschluss

– Infos zur "ZDF.reportage"



Sonntag, 13. Oktober 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Wahnsinn oder Wellness? Hinter den Kulissen der größten Therme der Welt
Film von Barbara Lueg

Produktion: ZDF
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 3. November 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Post von drüben – Von grenzenloser Freundschaft
Film von Falko Korth und Thomas Riedel

Produktion: KR Film
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 10. November 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Speed-Dating im Alter – Senioren suchen Anschluss
Film von Michael Hawich

Produktion: 99 pro Media
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Wahnsinn oder Wellness? Hinter den Kulissen der größten Therme der Welt

Es ist ein künstliches Südsee-Paradies und eine gigantische Event-Maschine: die Therme Erding, von Anfang an gemacht für die große Masse.

Josef Wund, der Gründer, schuf dort auf über 400 000 Quadratmetern eine Badelandschaft, die zur größten Therme der Welt heranwuchs.

Lange vor den Terroranschlägen in Urlaubsregionen im fernen Ausland ahnte der weitsichtige Geschäftsmann, dass sich die Haushaltskassen oder die Lust der Deutschen auf Fernreisen eines Tages erschöpfen könnten. Knapp zwei Millionen Gäste kommen pro Jahr, manche gleich für mehrere Tage. Die Logistik ist daher aufwendig und komplex: 30 Wasserbecken, 34 Saunen und Dampfbäder, 27 Rutschen, dazu jede Menge Gastronomie, Animation, Partys und Erlebniswelten.

Wie funktioniert diese bombastische Badelandschaft, die seit 20 Jahren niemals stillsteht? Wie überleben rund 400 Palmen aus Asien und Südamerika im oberbayerischen Erding? Wie halten die Mitarbeiter das Wasser sauber? Warum stehen die Gäste Schlange für dröhnende Saunaaufgüsse zu Heavy-Metal-Klängen?

Die Reportage blickt vor und hinter die Kulissen des Wellnesstempels, der längst zu einem wahnwitzigen Resort mutiert ist. Der Film taucht ein in Action, Adrenalin und "Luxuschillen" der bis zu 11 000 Besucher täglich. Er begleitet Techniker in die Katakomben der riesigen Wasserreinigungsanlagen; er folgt den erhitzten Animateuren in die Saunawelt; er trifft nachts auf Putzkolonnen und durch Rutschen krabbelnde Prüfer, die bis zur Öffnung um 9.00 Uhr alles gereinigt und gewartet haben müssen. Eine eigene Welt. Immer höher, immer schneller, immer weiter.

Doch Santiago, der leidenschaftliche Saunameister, beispielsweise liebt seinen Job: "Ich bin den Citrus- und Rosenaufgüssen regelrecht verfallen." Jürgen Büttner, der Palmenflüsterer der Therme, wiederum kämpft täglich um das Wohlergehen der tropischen Pflanzen. "Das hier ist eben Erding und nicht die Südsee."

Der Film taucht ein in Trubel und Turbulenzen dieser künstlichen Welt unter Glas, in der die Besucher ein Problem niemals haben: schlechtes Wetter.

 * 

Post von drüben – Von grenzenloser Freundschaft

Der Zufall hat sie zusammengebracht: eine Flaschenpost, eine Begegnung im Zug, ein Preisausschreiben. Sie lernten sich kennen, trotz Mauer. Sie wurden Freunde, trotz innerdeutscher Grenze.

Eine Ost-West-Bekanntschaft war nicht einfach, und doch fanden sich Menschen, die das Wagnis eingingen. Es gab heimliche Treffen am Plattensee in Ungarn, verbotene Mitbringsel aus dem Westen für DDR-Bürger, komplizierte Besuche der Wessis hinterm Eisernen Vorhang.

Die Freundschaft von Silke und Heike beginnt mit einem Preisausschreiben, das Silkes Familie gewinnt: Ihre Adresse steht in einer West-Illustrierten. Eine Ausgabe findet den Weg an den Arbeitsplatz von Heikes Mutter. Die wiederum ermuntert ihre Tochter, den unbekannten "Wessis" zu schreiben. Zwischen Silke und Heike entsteht eine Brieffreundschaft: "Es war eine völlig fremde Welt. Ich glaube, mit zehn kann man das nicht verstehen, was bedeutet das überhaupt? Die Grenze? Die Mauer?", erinnert sich Silke heute. Die beiden Frauen leben immer noch in den Orten, in denen sie aufgewachsen sind, sind immer noch eng befreundet: Arbeitslosigkeit, Familientragödien – bei vielen Widrigkeiten des Lebens haben sie sich gegenseitig gestützt – über 340 Kilometer hinweg.

Auch die Freundschaft von Erika und Reinhard beruht auf einem Zufall. Kurz nach dem Mauerbau wirft die Achtjährige eine Flaschenpost mit ihrer Adresse in die thüringische Werra. Schon zwei Wochen später bekommt sie eine Antwort, abgeschickt im Westen vom 14-jährigen Reinhard. "Mit 18 offenbart er seinen Eltern, er fährt jetzt dahin, wo die Briefe herkommen", erinnert sich Erika. Reinhard kann viele Geschichten von seinen Besuchen im Osten erzählen – immer verknüpft mit großem Misstrauen durch die DDR-Behörden.

Im Zug von Prag nach Dresden begegnen sich Katrin aus Ostberlin und Henson aus Westberlin. Sie schreiben sich regelmäßig, treffen sich im Osten, beginnen eine Liebesbeziehung. Im Sommer 1989 flieht Katrin über Ungarn, lebt heute im Westen, doch der Kontakt zwischen den beiden bricht ab.

Die Reportage reist mit den Protagonisten an die Orte, die für ihre Geschichte wichtig sind. Alle drei Freundschaften haben ihren Ursprung in einer Zeit, als Deutschland geteilt war. Wie sieht ihre Lebenswirklichkeit heute aus? Wie gehen sie mit ihren unterschiedlichen Lebenserfahrungen um? Wie blicken sie zurück? Was erwarten sie von der Gegenwart? Und wie haben sie es geschafft, ihre Freundschaft, die nun schon Jahrzehnte währt, zu erhalten?

 * 

Speed-Dating im Alter – Senioren suchen Anschluss

Bis ins hohe Alter unabhängig leben, das wollen viele. Aber wenn der Partner stirbt, die Kinder aus dem Haus sind und selbst Freunde rar werden, braucht es einen Neuanfang im Alter.

Lieber allein als ins Heim. Aber Einsamkeit macht krank: Laut einer Statistik fühlen sich über 22 Millionen Menschen der Altersgruppe 65 plus einsam und isoliert. Da werden der Hausarzt oder die Kassiererin im Supermarkt oft zu den einzigen Gesprächspartnern.

Im Alter neue Kontakte zu knüpfen, fällt schwer: Doch in der Gesellschaft wächst das Bewusstsein für das Problem "Einsamkeit". Es entwickeln sich viele Projekte und auch Geschäftsideen, die Senioren aus ihrer Isolation holen wollen. So versucht es ein Bitterfelder Seniorenheim mit "Rentner-Speeddating". Schließlich ist man auch im Alter gegen eine neue Liebe nicht gefeit.

Die Teilnehmerlisten jedenfalls sind voll, vor allem die Frauen sind begeistert von der "Acht-Minuten-Chance". Viele Teilnehmer waren lange verheiratet, oft 30 bis 40 Jahre, bevor sie den Partner verloren. So auch Edith H. – ihr Mann starb vor zwei Jahren, jetzt erhofft sie sich, wieder Anschluss zu finden.

Aber auch Zweckbündnisse bringen Vorteile: Bei "Wohnen für Hilfe" lassen Rentner einen Studenten kostenlos bei sich wohnen. Eine Win-win-Situation für beide Seiten. Denn im Gegenzug übernehmen die Studenten Aufgaben im Alltag, wie Putzen, Gartenarbeit oder Einkaufen. Rentner Klaus S. (79) hat auf diesem Weg Student Andy (35) kennengelernt. Zwischen den beiden ist mittlerweile eine echte Männerfreundschaft entstanden. Die beiden unternehmen viel zusammen, machen lange Fahrradtouren.

Ingrid R. wurde selbst aktiv und gründete das "Ratsch-Treffen". Was als Kaffeerunde begann, ist heute ein umfassendes Freizeitangebot für Senioren. Ehrenamtlich versteht sich: Im Sommer wird montags und donnerstags Boule gespielt, dienstags und mittwochs gekegelt. Inzwischen umfasst die Gruppe rund 100 Mitglieder. Neben dem Spaßfaktor ist auch der Flirtfaktor sehr hoch: Bereits sieben Paare haben sich durch die Gruppe gefunden.

Vom sozialen Engagement bis zur cleveren Geschäftsidee: Die "ZDF.reportage" besucht die "Generation Gold" und begleitet Senioren, die ihren Weg gefunden haben, der Einsamkeit zu entkommen.

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und brisant sind und setzt sie spannend und emotional um. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen, von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird geleitet von Heike Schnaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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THEMENREIHE/438: ARD-alpha - Serie "Holocaust" mit begleitendem Programm, 12.10.-2.11.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 10. Oktober 2019

alpha-geschichte

Serie "Holocaust" mit begleitendem Programm

12. Oktober bis zum 2. November 2019 samstags um 20.15 Uhr



Deutschland, 1979: Die Erstausstrahlung der US-amerikanischen Serie
"Holocaust" im deutschen Fernsehen erschüttert die Nation und löst
heftige Reaktionen aus. Sie schafft einen Zugang zur
Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit, den es vorher nicht
gegeben hat und markiert einen Wendepunkt in der deutschen
Erinnerungskultur. 40 Jahre später zeigt nun ARD-alpha die vierteilige
Serie noch einmal: vom 12. Oktober bis zum 2. November 2019 samstags
um 20.15 Uhr.

Um die Filme in den Kontext der Entwicklung des kollektiven
Gedächtnisses einzuordnen, werden sie von zwei weiteren Sendungen zum
Thema begleitet: "alpha-thema Gespräch: Der Holocaust und wir" am 12.
Oktober um 22.30 Uhr sowie der Dokumentation "Wie 'Holocaust' ins
Fernsehen kam" am 2. November um 22.05 Uhr.

Die deutsche Erstausstrahlung des amerikanischen Vierteilers
"Holocaust - Die Geschichte der Familie Weiss" 1979 war ein epochales
Medienereignis: Erstmals wurden einem deutschen Massenpublikum die
Gräuel der Judenverfolgung von der Diskriminierung bis zum Völkermord
vor Augen geführt. Meryl Streep und James Woods spielten die
Hauptrollen. Die Serie berührte die Zuschauer emotional, und so folgte
eine breite gesellschaftliche Debatte über den Umgang mit dieser
Vergangenheit: Kann und darf man die Verbrechen der
Nationalsozialisten an den Juden in einem fiktiven Format erzählen?
Oder beleidigt diese Art der Darstellung die Opfer?


alpha-thema Gespräch: Der Holocaust und wir

Die Ermordung der europäischen Juden liegt fast ein Menschenalter
zurück, deshalb gibt es immer weniger Überlebende, die persönlich
berichten können. Wie können jüngere Menschen künftig erkennen, was es
bedeutet, wenn Hass und Rassismus nach der Macht greifen? Ist es der
Weg über das Mitfühlen, wie für Millionen Zuschauer der Fernsehreihe
"Holocaust" im Jahr 1979? Oder das fundierte Wissen darüber, was
damals geschah? Kann die Kunst ein Medium sein, das sensibilisiert?

In diesem "alpha-thema Gespräch: Der Holocaust und wir" diskutiert
Moderator Andreas Bönte über Wege der Vermittlung unserer Geschichte
mit der Direktorin des NS-Dokumentationszentrums München, Dr. Mirjam
Zadoff, und mit Dr. Jörg Skriebeleit, dem Leiter der KZ-Gedenkstätte
Flossenbürg: Am 12. Oktober 2019 um 22.30 Uhr.


Dokumentation "Wie 'Holocaust' ins Fernsehen kam"

So umstritten sie zunächst auch war, Millionen Zuschauer haben 1979
die Fernsehserie "Holocaust" mit intensiver Anteilnahme gesehen. 40
Jahre nach der Erstausstrahlung erzählt Alice Agneskirchners
Dokumentation "Wie 'Holocaust' ins Fernsehen kam" die Geschichte des
Films - von der Entstehung und den Dreharbeiten bis zu dem starken
Echo, das die Ausstrahlung in Deutschland hervorrief. Die
Dokumentation ist ein Making-of, in dem sich u.a. die
Schauspielerinnen und Schauspieler an die oft beklemmende Atmosphäre
bei den Dreharbeiten erinnern, an die Konfrontation mit der
historischen Wirklichkeit hinter der Fiktion: am 2. November 2019 um
22.05 Uhr

Die Fernsehserie "Holocaust", "alpha-thema Gespräch: Der Holocaust und
wir" und "Wie 'Holocaust' ins Fernsehen kam"


Die Sendungen im Einzelnen:

Samstag, 12.10., 19.10., 25.10. und 2.11. 2019

jeweils um 20.15 Uhr: Holocaust (Teil 1 bis Teil 4)

Die Geschichte der Familie Weiss 1935-1940 - Die hereinbrechende
Dunkelheit

Fernsehserie, USA 1978

22.30 Uhr: alpha-thema Gespräch: Der Holocaust und wir

Gespräch, 2019

mit Dr. Mirjam Zadoff, Direktorin des NS-Dokumentationszentrums
München, und Dr. Jörg Skriebeleit, Leiter der KZ-Gedenkstätte
Flossenbürg

Moderation: Andreas Bönte

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 5 Jahre

2. November 2019, (im Anschluss an den 4. Teil der Fernsehserie)

22.05 Uhr: Wie "Holocaust" ins Fernsehen kam

Dokumentation, WDR 2019

Weitere Infos unter www.ard-alpha.de

 * 
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HÖRSPIEL/1985: WDR - "Satan Was a Lady" von Jörg Buttgereit, 13.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Oktober
2019

Satan Was a Lady

Von Jörg Buttgereit

Technische Realisation: Jonas Bergler

Regie: der Autor

Produktion: WDR 2019

13. Oktober 2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

14. Oktober 2019, 23.00 - 00.00 Uhr | 1LIVE



Doris Wishman hat in ihrer Karriere um die 30 Filme im Alleingang
realisiert. Damit hat sie zwischen 1960 und 2002 mehr Filme gedreht
als jede andere Regisseurin auf dieser Welt. Dennoch sind
Feministinnen nicht wirklich glücklich mit ihr: Denn Doris Wishman war
die Queen of Sexploitation.

Sie war die erste Filmemacherin, die schon 1960 angefangen hat,
schamlose Nudistenfilme und später schmuddelige Sexfilme zu drehen.
Dabei war sie verantwortlich für die gesamte Produktion, schrieb das
Drehbuch, castete die Darsteller, führte Regie und machte den Schnitt.
Ihre Werke trugen klangvolle Titel wie "Bad Girls Go to Hell",
"Teuflische Brüste", "Dildo Heaven" oder "Satan Was a Lady".

Wer war diese tapfere Frau, die sich nach dem plötzlichen Tod ihres
Ehemannes in den prüden 60er Jahren in einer von Männern dominierten
Filmwelt behaupten konnte? Warum hat sie ausgerechnet Sexfilme
gedreht, und wie konnte sie ihre angeblich "moralzersetzenden" Werke
vor den Sittenwächtern retten? Das Hörspiel erzählt in einer Collage
aus Interviews, zeitgenössichen Filmkritiken und Filmtonschnipseln die
verrückte und holprige Karriere der unbeirrbaren Selfmade-Woman Doris
Wishman, die noch bis ins hohe Alter von 90 Jahren wilde Filme drehte.

Besetzung:

Doris: Gertie Honeck

Andrea / Liebespaar: arlena Keil

Chuck: Christian Brückner

Erzähler / Trailer-Sprecher: Norman Matt

Erzählerin: Bibiana Beglau

Kritiker: Wolfgang Condrus

Manager / Typ / Coppolas Kameramann: Jürgen Mai

Die Hörspiel-Kooperation von 1LIVE und WDR 3 - Pop trifft Politik,
Doku trifft Drama, Herz trifft Schmerz. Jeden Montag!

Das Hörspiel steht nach der Sendung bis 13. Oktober 2020 zum Download
zur Verfügung.

Redaktion: Natalie Szallies

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Oktober 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/3024: Deutschlandfunk - Die Rock-Revoluzzer, 13.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Rock-Revoluzzer

Das Musikerkollektiv New Model Army

Von Marcel Anders

Rock et cetera

Sonntag, 13. Oktober 2019, 15.05 - 16.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie sind eine der engagiertesten Polit-Rock-Bands und eine Bank in
Sachen Konstanz: Seit 39 Jahren steht die englische Band New Model
Army aus Bradford für ihren charakteristischen Sound zwischen Folk und
Post-Punk, für bissige Texte sowie für einen Dienstleistungsanspruch,
der seinesgleichen sucht. Das Musikerkollektiv um Mastermind Justin
Sullivan - zugleich das einzige verbliebene Gründungsmitglied - ist
fast so etwas wie das energetische, englische Gegenstück zu den
kalifornischen Grateful Dead: Die Band verfügt über eine treue,
reisefreudige Anhängerschaft und bringt ihre Alben in Eigenregie
heraus. Die Briten setzen auf Bodenständigkeit, Werte und klare Worte.
Mit "From Here" haben sie im August ihr 15. Studioalbum herausgebracht
- und sind von Oktober bis Ende Dezember auf einer weiteren,
umfangreichen Europa-Tournee.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3023: Deutschlandfunk Kultur - "Pulse of Europe", 13.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

silent green Kulturquartier, Berlin

RundfunkchorLounge

"Pulse of Europe"

Solistinnen und Solisten des Rundfunkchores Berlin

Rundfunkchor Berlin

Moderation: Gayle Tufts

Leitung: Gijs Leenaars

Konzert

Sonntag, 13. Oktober 2019, 20.03 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die erste RundfunkchorLounge der neuen Saison lädt dazu ein, den
Pulsschlag Europas zu spüren und stellt viele Fragen: Was bedeutet
Musik für die kulturelle Identität unseres Erdteils? Und was bedeutet
Europa für die Musik? Wie viel wiegt die Idee eines einigen Europas
heute? Details zum musikalischen Programm und den illustren
Gesprächspartnern gibt der Rundfunkchor Berlin erst kurz vorher
bekannt. Durch den Abend führt aber wieder Gayle Tufts, Entertainerin,
passionierte Berlinerin und überzeugte Europäerin aus New York.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1956: Hanau - Bildbearbeitung mit "Photoshop Elements", 6 Termine ab 7. November 2019


Stadt Hanau

Bildbearbeitung mit Photoshop Elements

Neuer Kurs des Seniorenbüros starten am 7. November



Einen Einsteigerkurs "Bildbearbeitung mit Photoshop Elements 19"
bietet das Hanauer Seniorenbüro an. Der Kurs beginnt am Donnerstag, 7.
November, und umfasst sechs Einheiten mit jeweils zwei Stunden. Der
Unterricht findet, abgesehen vom ersten Unterrichtstag, der 30 Minuten
länger dauert, immer von 14 bis 16 Uhr im Seniorenbüro, Zimmer 106, in
der Steinheimer Straße 1 statt. Kursleiterin ist Gabriele Völler.

Für die Teilnahme an diesem Kurs sind PC-Grundkenntnisse notwendig.
Darauf aufbauend lernen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer das
Programm "Photoshop Elements 19" mit seinen vielfältigen Möglichkeiten
kennen. Der Kurs vermittelt die Handhabung der Grundfunktionen aller
Werkzeuge zur Schnellkorrektur, zum Retuschieren, Schneiden,
Verbessern usw. von Bildern sowie Funktionen zur Ergänzung mit Texten
und Gestaltung der Bilder. Das Gelernte kann auch in anderen
Bildbearbeitungsprogrammen angewendet werden.

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt. In der Teilnahmegebühr von 35 Euro
sind auch die Kursunterlagen enthalten. Anmeldung nimmt ab sofort Inge
Gach unter der Telefonnummer 06181/66 820 - 41 entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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NEUROLOGIE/1031: Blutung im Kleinhirn - OP senkt Sterblichkeit (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 09.10.2019

Blutung im Kleinhirn: OP senkt Sterblichkeit

Weltweit größte Metaanalyse von Patientinnen- und Patientendaten aus
Deutschland und den USA veröffentlicht



In Deutschland erleiden jährlich ca. 35.000 Menschen eine akute
Hirnblutung. Für Blutungen im Großhirn und deren operative Versorgung gibt
es bereits aussagekräftige Studien. Im Gegensatz dazu stützen sich die
internationalen Leitlinien zur Behandlung von Kleinhirnblutungen auf
wesentlich weniger untersuchte Fälle. Kleinhirnblutungen machen nur circa
zehn Prozent aller Fälle aus. Eine Kollaboration von Expertinnen und
Experten aus Deutschland und den USA hat jetzt erstmals untersucht, wie
sich eine operative Blutungsentfernung auf die Sterblichkeit und auf die
funktionelle Langzeitprognose auswirkt. An der Analyse beteiligten sich
insgesamt 64 Zentren unter Federführung der Neurologischen Klinik
(Direktor: Prof. Dr. Dr. h. c. Stefan Schwab) des Universitätsklinikums
Erlangen. Die Studienergebnisse wurden jetzt im Journal of the American
Medical Association (JAMA) veröffentlicht.

"Basierend auf unseren Daten und der Metaanalyse können wir Folgendes
ableiten: Eine Kleinhirnblutung, deren Volumen kleiner ist als 12
Kubikzentimeter, sollte nicht operativ entfernt werden. Denn: Hierdurch
wäre eher eine funktionelle Verschlechterung zu erwarten, das heißt eine
körperlich-motorische Beeinträchtigung der Patientin oder des Patienten.
Außerdem würde sich bei diesen Betroffenen die
Überlebenswahrscheinlichkeit durch eine OP nicht grundsätzlich
verbessern", sagt der Studienleiter und leitende Oberarzt Prof. Dr. Hagen
Huttner von der Neurologie des Uni-Klinikums Erlangen. "Im Gegensatz dazu
senkt eine Operation bei Blutungen, die größer sind als 15
Kubikzentimeter, die Sterblichkeitsrate signifikant - im Vergleich zum
konservativen Vorgehen, wie etwa dem künstlichen Koma oder einer
nicht-operativen Therapie zur Senkung des Hirndrucks", so Prof. Huttner.
Einschränkend ergänzt er: "Mit einer besseren funktionellen
Langzeitprognose geht eine OP allerdings nicht einher. Und für den Bereich
zwischen 12 und 15 Kubikzentimetern waren die Ergebnisse nicht
signifikant."

Das übliche Vorgehen bei der operativen Entfernung einer größeren
Kleinhirnblutung basierte bislang auf kleineren Studien. Diese gingen
davon aus, dass den betroffenen Patientinnen und Patienten eine weitere
klinische Verschlechterung droht, weil die hintere Schädelgrube räumlich
begrenzt ist und der Hirnstamm durch die Blutung verdrängt werden könnte.
Da in einem solchen Fall der Tod der oder des Betroffenen unmittelbar
bevorstünde, befürworteten Ärztinnen und Ärzte eine Operation. Denn sie
gingen zusätzlich zu einer erhöhten Überlebenswahrscheinlichkeit auch von
einer besseren klinischen Prognose aus.

Höchste Aussagekraft für mittelschwere Befunde

Weil es bislang keine randomisierten Studiendaten oder größeren
Beobachtungsstudien dazu gab, hat das Team um Prof. Huttner und PD Dr.
Joji Kuramatsu, Oberarzt der Neurologie, die nun veröffentlichte
systematische Metaanalyse durchgeführt. Im Rahmen dieser weltweit größten
Untersuchung von Daten von 578 Patientinnen und Patienten mit
Kleinhirnblutungen wurden Gruppen von operativ und konservativ behandelten
Patientinnen und Patienten miteinander verglichen. "Die Ergebnisse unserer
Auswertung sind insbesondere für mittelschwer Betroffene sehr
aussagekräftig", sagt der Erstautor der Studie, PD Kuramatsu. "Für
Betroffene mit sehr kleinen oder sehr großen Blutungen sind die Befunde
statistisch nicht so eindeutig." Joji Kuramatsu weiter: "Die
Funktionalität des Gehirns 90 Tage nach Eintritt der Blutung ist bei
denjenigen, die eine OP erhalten haben, mit dem Zustand derer
vergleichbar, die konservativ behandelt wurden. Allerdings variierten die
Ergebnisse deutlich, je nachdem, wie groß die Blutung anfänglich war."

Bessere Kommunikation mit Angehörigen

"Die funktionelle Prognose wird insgesamt durch eine Operation nicht
sicher verbessert. Allerdings senkt eine OP die Sterblichkeit. Diese
Erkenntnis ist sehr hilfreich für den klinischen Alltag und für unsere
Kommunikation mit Angehörigen", fasst Studienleiter Prof. Huttner
zusammen. "Unsere Untersuchung hat jetzt einen über Jahrzehnte hinweg
bestehenden Therapieansatz der neurologisch-neurochirurgischen
Intensivmedizin erstmals fundiert analysiert", sagt Prof. Dr. Dr. h. c.
Stefan Schwab, Direktor der Neurologie des Uni-Klinikums Erlangen und
Past-Präsident der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für
Intensiv- und Notfallmedizin. PD Kuramatsu ergänzt: "Unsere Studienergebnisse
liefern erstmals konkrete Effektgrößen, die für die Planung künftiger
Forschungsarbeiten herangezogen werden können. Denn ohne diese
prospektiven randomisierten Studien fehlt - auch trotz unserer Analyse -
weiterhin die abschließende Gewissheit darüber, welche Patientinnen und
Patienten von einer Operation profitieren."

Originalpublikation:

https://jamanetwork.com/journals/jama/article-abstract/2752468

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 09.10.2019
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FORSCHUNG/4089: Neue Erkenntnisse zur Entwicklung der Gehirnstruktur (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 09.10.2019

Neue Erkenntnisse zur Entwicklung der Gehirnstruktur



Die Nervenzellen im menschlichen Gehirn sind nicht zufällig angeordnet. In
der Großhirnrinde bilden sie Gruppen stark vernetzter Neurone, so genannte
Cluster. Diese wiederum stehen untereinander in schwächerem Kontakt. Diese
modulare Vernetzungsstruktur, in der neuronale Cluster als spätere
Funktionseinheiten angelegt werden, entsteht in einer frühen Phase der
Entwicklung. Die zugrunde liegende Selbstorganisation wird von neuronaler
Aktivität gesteuert - doch wie die Mechanismen im Detail funktionieren,
ist bislang noch weitgehend unbekannt.

Mit simulierten Netzwerkmodellen und in-vitro-Experimenten haben die
Neurowissenschaftler Dr. Samora Okujeni und Prof. Dr. Ulrich Egert vom
Bernstein Center der Universität Freiburg einen Beitrag zum Verständnis
der Gehirnstruktur und ihrer Entwicklung vorgelegt: In ihrer Studie zeigen
sie, dass das Zusammenspiel von aktivitätsabhängigem Wachstum von
Zellfortsätzen und die Wanderung von Nervenzellen während der Entwicklung
eines Netzwerkes in hohem Maß dessen späteren Grad an Modularität
beeinflusst. Die Ergebnisse der Arbeit sind im Online-Fachjournal "eLife"
erschienen.

Neurone sind gesellige Zellen, die auf lange Sicht in Isolation absterben.
Sie bilden deshalb während der Entwicklung Fortsätze - so genannte
Neuriten - aus, um mit anderen Neuronen über synaptische Verbindungen zu
kommunizieren. Sobald sie ausreichend oder zu viele synaptische Eingänge
erhalten, hört das Wachstum der Neuriten auf, oder sie werden gekürzt.
Dies verhindert, dass Neurone über längere Zeit zu stark aktiviert werden.
Forscherinnen und Forscher gehen davon aus, dass neuronales Wachstum auf
diese Weise kontrolliert wird, um ein Netzwerk auf einem bestimmten
Aktivitätsniveau stabil zu halten. Um die Chancen für Vernetzung zu
erhöhen, können Nervenzellen jedoch nicht nur Neuriten bilden, sondern
auch in Richtung anderer Neuronen wandern. "Mit Computersimulationen
belegen wir, dass das Wachstum von Neuriten und die Migration von Zellen
beim Entstehen spezifischer Netzwerkarchitekturen interagieren", sagt
Okujeni. Dieses Zusammenspiel steuere das Verhältnis zwischen lokaler
Vernetzung kurzer Reichweite und globaler Vernetzung langer Reichweite
über Cluster hinweg und bestimme damit auch den Grad an Modularität im
neuronalen Netzwerk. "Dies wiederum beeinflusst die spontane Aktivität von
Nervennetzen und deren Ausbreitungsmuster." Diese Zusammenhänge könnten
für die gesunde Entwicklung der Großhirnrinde entscheidend sein.

Die Ergebnisse aus der Simulation überprüften die Forscher auch
experimentell. Sie untersuchten, wie Zellmigration, Neuritenwachstum und
neuronale Aktivität in vitro interagieren. Dazu nutzten sie Nervenzellen
aus der Großhirnrinde der Ratte, die auch in Zellkulturen derartige
Netzwerkstrukturen ausbilden. Um den Einfluss von Zellmigration auf die
Netzwerkentwicklung zu untersuchen, manipulierten die Forscher ein Enzym,
das in Nervenzellen die Stabilität und den Umbau des Zellskeletts
reguliert. Wie in den Simulationen verstärkte Zellmigration auch in vitro
die modulare Vernetzung durch Clusterbildung.

Das Clustern förderte jedoch auch die Entstehung spontaner Aktivität und
führte zu insgesamt höheren Aktivitätsniveaus. Dies stand zunächst im
Gegensatz zu der Annahme, dass die Aktivität auf einem bestimmten
Zielniveau bleibe. Die Forscher konnten diesen Widerspruch auflösen: "Die
Aktionspotenzialaktivität steuert die Dynamik des Zellskeletts nicht
direkt, sondern indirekt über einen Kalziumeinstrom, der die Balance
zwischen Auf- und Abbauprozessen beeinflusst", erläutert Okujeni.
"Modularität erhöht zwar die Rate, mit der Aktionspotenziale generiert
werden, reduziert aber gleichzeitig die Synchronisation des Netzwerkes,
die wiederum den Kalziumeinstrom pro Aktionspotenzial bestimmt. Auf diese
Weise stellt sich nach unseren Schätzungen für alle Netzwerkstrukturen ein
ähnliches Zielniveau ein."


Originalveröffentlichung

Okujeni, S., Egert, U. (2019). Selforganization of modular network
architecture by activity-dependent neuronal migration and outgrowth.
Elife 8. 

DOI: 10.7554/eLife.47996

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/auswachsen-und-wandern?set_language=de

Video über Samora Okujenis Forschung

www.youtube.com/watch?v=58Bbrx0EQzU

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 09.10.2019
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RAUCHEN/558: Deutsche und europäische Pneumologen warnen vor E-Zigaretten (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 09.10.2019

DGP: Deutsche und europäische Pneumologen warnen vor E-Zigaretten



E-Zigaretten sind für Menschen, die ganz mit dem Rauchen aufhören wollen,
kein geeignetes Hilfsmittel. Darauf weist die Deutsche Gesellschaft für
Pneumologie und Beatmungsmedizin e.V. (DGP) hin. Wer von der herkömmlichen
Tabakzigarette auf die E-Zigarette umsteige, ersetze lediglich eine Sucht
durch eine andere. Einige Suchtforscher propagieren zwar, E-Zigaretten
seien ein praktisches Instrument zur Rauch- und Nikotinentwöhnung. Jedoch
zeigen aktuelle Erhebungen, dass sich ein langfristiger Nutzen der
E-Zigaretten bei der Entwöhnung nicht belegen lässt. Dagegen bergen die
elektrischen Ersatzprodukte Gesundheitsgefahren, deren Ausmaß bislang noch
nicht vollständig abzuschätzen ist.

Deutsche und europäische Lungenärzte warnen daher vor dem Gebrauch
elektronischer Zigaretten und fordern erneut ein umfassendes Werbeverbot
für elektronische Rauchprodukte.

Nicht erst seit in den USA mehrere Menschen nach dem Gebrauch von
E-Zigaretten an einem akuten Lungenversagen erkrankten und einige dieser
Patienten starben (1), warnt die DGP vor der Nutzung von E-Zigaretten, vor
allem durch Jugendliche. Denn mehrere Studien - auch eine in Deutschland -
haben belegt, dass Schüler, die E-Zigaretten nutzen, auch eher zur
konventionellen Zigarette greifen (2). "Die Industrie setzt bei der
Werbung auf den Lifestyle-Faktor und spricht damit vor allem junge Leute
an, für die E-Zigaretten ein niederschwelliges Einstiegsangebot in die
Nikotinsucht darstellen", sagt Professor Dr. med. Michael Pfeifer,
Präsident der DGP. Auch aus Gründen des Jugendschutzes fordert der Experte
daher ein vollständiges Werbeverbot sowohl für traditionelle Tabak- als
auch für E-Zigaretten.

Die elektronischen Verdampfer stehen fälschlicherweise im Ruf, deutlich
weniger gesundheitsschädlich als herkömmliche Tabakzigaretten zu sein.
Verschwiegen wird jedoch, dass in Abhängigkeit vom E-Zigarettentyp und der
Zusammensetzung des verwendeten Liquids durchaus schädliche Substanzen,
darunter atemwegsreizende wie Propylenglykol, krebserzeugende Substanzen
wie Formaldehyd und teilweise gesundheitsschädigende Metalle wie Blei und
Chrom und Nikotin inhaliert werden. Von den verwendeten Aromastoffen gehen
zudem vielfältige Gesundheitsgefahren aus (3, 4). Die akuten potentiell
gesundheitsschädlichen Effekte, besonders auf Lunge und Atemwege, sind in
einer aktuellen Übersichtsarbeit festgehalten (5). "Die Langzeitfolgen des
Konsums von E-Zigaretten lassen sich zum jetzigen Zeitpunkt noch gar nicht
umfassend abschätzen. Die bisherigen Erkenntnisse zeigen aber, dass von
diesen Geräten eine beträchtliche Gesundheitsgefahr ausgeht. Daher ist es
von der Zigarettenindustrie fahrlässig und unverantwortlich, E-Zigaretten
als harmlose, moderne Alternative zu verkaufen", so Pfeifer.

Auch die European Respiratory Society (ERS) richtet sich in einer
aktuellen Stellungnahme gegen die Verharmlosung der Gefahren von
E-Zigaretten (6). Die ERS widerspricht zudem ebenfalls der wiederholt
vorgebrachten Behauptung, E-Zigaretten hätten einen positiven Nutzen bei
der Entwöhnung von Rauchern. Zwar habe eine Meta-Analyse mehrerer
Längsschnittstudien zur Wirksamkeit von E-Zigaretten gezeigt, dass diese
unter kontrollierten klinischen Bedingungen einen kurzfristigen positiven
Entwöhnungseffekt zeigten. Langfristig und unter Real-Life-Bedingungen
erschweren sie jedoch die Rauchabstinenz. "Wer E-Zigaretten zur
Rauchentwöhnung empfiehlt, verkennt die Studienlage. Auch E-Zigaretten
sind gesundheitsschädlich und daher als Entwöhnungshilfe vollkommen
ungeeignet", sagt Professor Dr. med. Tobias Welte, Past-President der ERS.
Der sinnvollste Weg, um dauerhaft ohne Nikotin auszukommen, sind
strukturierte Entwöhnungsprogramme, so der Experte.


Quellen:

(1) Layden JE, Ghinai I, Pray I, et al. Pulmonary illness related to
e-cigarette use in Illinois and Wisconsin - preliminary report. N Engl J
Med. 2019 Sep 6; DOI: 10.1056.

(2) Morgenstern M, Nies A, Goecke M, Hanewinkel R. E-Zigaretten und
Einstieg in den Konsum konventioneller Zigaretten - Eine Kohortenstudie
bei Jugendlichen der Klasse 10. Dt. Ärzteblatt 2018; 115: 243-248.

(3) Jabba S, Jordt S-E. Risk Analysis for the carcinogen pulegone in
mint- and menthol-flavored e-Cigarettes and smokeless tobacco products.
JAMA Intern Med. 2019 Sep 16. DOI: 10.1001.

(4) Bitzer Z, Goel R, Reilly S et al. Effect of flavoring chemicals on
free radical formation in electronic cigarette aerosols, Free Radic Biol
Med. 2018; 120: 72-79.

(5) Gotts JE, Jordt SE, McConnell R, Tarran R. What are the
respiratory effects of e-cigarettes - BMJ. 2019 Sep 30; 366: l5275. DOI:
10.1136/bmj.l5275.

(6) European Respiratory Society, Tobacco Control Committee.
Positionspapier zur Tabak-Harm-Reduction (übersetzt von DGP). August 2019.
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STANDPUNKT/007: Bündnis 90/Die Grünen erwägen, die Homöopathie abzuschaffen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 10. Oktober 2019

Bündnis 90/Die Grünen erwägen, die Homöopathie abzuschaffen



Es ist ein Skandal sondergleichen. Obwohl die Wirkung der Homöopathie
in der Praxis bereits längst erwiesen [1] ist, hat nun der Grüne
Jugend Bundesverband einen Antrag eingereicht, beim kommenden
Parteitag am 15. November 2019 in Bielefeld darüber abzustimmen, ob
sich die Partei gegen Homöopathie positionieren will.

Der Antrag enthält folgende Kernforderungen:


	Abschaffung der Erstattung von Homöopathie im Gesundheitssystem

	Abschaffung des Arzneimittelstatus der Homöopathika



Sollte der Antrag angenommen werden und sollten die Grünen/Bündnis 90
nach der nächsten Bundestagswahl Koalitionsmitglied werden, könnte
dies der Sargnagel für die Homöopathie in Deutschland sein.

Jeder von uns hat schon einmal homöopathische Mittel genommen. Dass
sie nicht schädlich sind, kann jeder bezeugen, und zur medizinischen
Wirksamkeit braucht nicht mehr gesagt zu werden, als das was
Hippokrates bereits 460 v. Chr. wusste: "Wer heilt, hat Recht".

In einer Zeit, in der sich immer mehr herauskristallisiert, dass unser
Gesundheitssystem laufend zu einer Profitmaschine für die
Pharmaindustrie umgebaut wird, in der viel zu viele Antibiotika
verschrieben werden, bis hin zu der aktuellen Situation, in der es
Antibiotika-resistente Keime gibt, die sogar tödliche Folgen haben
können, ist es einfach unverantwortlich, solch einen Antrag überhaupt
zu erwägen.

Die WHO warnte [2] bereits 2014 vor einem post-antibiotischen
Zeitalter. Was das in der Praxis bedeuten würde, ist leicht zu
verstehen: Wenn Antibiotika nicht mehr wirken, kann man in Zukunft
auch an einer einfachen Entzündung sterben.

Zuerst homöopathische Mittel zu verschreiben, um nicht gleich mit
"Kanonen auf Spatzen zu schießen" ist daher nicht nur vernünftig,
sondern dringlich geboten. Selbst in der Veterinärmedizin werden
Homöopathika immer mehr erfolgreich angewendet. Dies ist auch aus
einem finanziellen Standpunkt heraus empfehlenswert, da sie meistens
erheblich günstiger sind als chemische Arzneimittel, die zudem oft
schwere Nebenwirkungen mit sich bringen.

Was haben sich die Grünen dabei gedacht? Es kann eigentlich nur einen
Grund dafür geben und der besteht in der Bedienung der Interessen der
ohnehin schon übermächtigen Pharmaindustrie. Die Arzneimittelskandale
der letzten Jahrzehnte haben klar gemacht, dass diese Industrie nicht
für den Menschen arbeitet, sondern für ihren eigenen Profit.

Wenn nun eine Partei, die behauptet "grün", also für Umwelt und Mensch
zu sein, einen solchen Antrag erwägt, dann bleibt nur die Vermutung
übrig, dass sie den Lockmitteln der Pharmaindustrie in Form von
saftigen Parteispenden erlegen sind.

Die Hahnemann-Gesellschaft, deren Name auf den Erfinder der
Homöopathie, Samuel Hahnemann zurückgeht, hat als Reaktion auf den
Antrag eine Petition [3] gestartet. Dort sind auch die Gründe
aufgelistet, warum eine Herausnahme homöopathischer Mittel aus dem
Katalog der erstattbaren Medikamente und die Aberkennung ihres Status
als Arzneimittel schwere Folgen für unser Gesundheitssystem haben
könnte:

• Therapiefreiheit wird eingeschränkt

Aktuelle Umfragen zeigen: 30 Millionen Menschen nutzen Homöopathie in
Deutschland oder nutzten sie bereits, drei von vier Menschen
befürworten ein Miteinander von konventioneller Medizin und
Homöopathie (Umfrage Kantar TNS, 2018, Altersgruppe 16 bis 64 Jahre).
Gleichzeitig betragen die Ausgaben der Krankenkassen für Homöopathie
nur 0,05 % aller Arzneimittelausgaben, wie das Gesundheitsministerium
kürzlich bekannt gab. Homöopathie ist das am häufigsten gewählte
komplementär-medizinische Verfahren in Deutschland. Die Bevölkerung
wählt Homöopathie, weil sie ihr hilft! Dies ist ein klarer Auftrag an
die Politik!

• Chronisch Erkrankten wird eine wirksame Therapiemöglichkeit
entzogen

Bereits 2005 konnte gezeigt werden, dass chronisch Erkrankte zu über
70% von der Homöopathie profitieren indem fast 30% geheilt und der
Rest über 50% gebessert wurden [4]. Diese Ergebnisse bestätigten sich
auch nach 8 Jahren noch [5]. Das bedeutet praktisch, dass bei jedem
chronisch Erkrankten Homöopathie versucht werden sollte. Das
Einsparpotential an Medikamenten durch diese Effekte ist enorm.

• Patientensicherheit wird gefährdet

Gefahr droht besonders, wenn die Homöopathika aus den Apotheken
verschwinden würden. Die Apothekenpflicht ist eine wichtige Grundlage
des Patientenschutzes! Hier kann einer unreflektierten Eigenbehandlung
von PatientInnen durch Beratung entgegengewirkt werden.
Arzneimittelstatus für Homöopathika bedeutet zudem, dass sie den
strengen Vorgaben des Arzneimittelgesetzes gemäß ihrer
Unbedenklichkeit und ihrer Qualität entsprechen müssen [6] [7].

• Finanziell Schwächere werden benachteiligt

Finanziell Schwächeren wird die Möglichkeit einer homöopathischen
Behandlung ganz verbaut, wenn die Homöopathie aus der Erstattung der
Gesetzlichen Krankenkassen herausfällt. Wo bleibt hier die von den
Grünen regelhaft geforderte Chancengleichheit auch im
Gesundheitssystem?

Die Auswirkungen wären also nicht nur für unsere Gesundheit brisant,
sondern auch für die soziale Gerechtigkeit in unserer Gesellschaft,
die ohnehin durch eine neoliberale, menschenfeindliche Politik seit
Jahren unter Beschuss steht. Zudem ist zu befürchten, dass dadurch Tür
und Tor zur Diskriminierung auch anderer alternativer Heilmethoden wie
zum Beispiel der Akkupunktur geöffnet werden.

Seit vielen Jahrhunderten gilt Hippokrates Grundsatz "Wer heilt, hat
Recht". Wenn es nach dem Antrag der Grünen Jugend [8] geht, dann hat
in Zukunft nur noch Recht, wer dafür bezahlen kann.


Anmerkungen:


[1] http://www.hahnemann-gesellschaft.de/forschung-2/

[2] https://www.nature.com/news/who-warns-against-post-antibiotic-era-1.15135

[3] https://www.change.org/p/b%C3%BCndnis-90-die-gr%C3%BCnen-rettedeinehom%C3%B6opathie-petition-an-b%C3%BCndnis-90-die-gr%C3%BCnen

[4] https://bit.ly/2nCOX5n

[5] https://bit.ly/2ou5I3b

[6] Zulassung: https://bit.ly/2KEMena

[7] Registrierung: https://bit.ly/2xKXBRa

[8] https://gruene-jugend.de/gesundheit-statt-globuli/
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STELLUNGNAHME/222: Kabinettsentwurf zum Fairer-Kassenwettbewerb-Gesetz (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 9. Oktober 2019

Kabinettsentwurf zum Fairer-Kassenwettbewerb-Gesetz (GKV-FKG)

- Alle Reformelemente zum Morbi-RSA müssen schnell umgesetzt werden

- Einheitliches Aufsichtshandeln muss konsequenter sichergestellt werden



Berlin - Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek), der BKK
Dachverband e. V. und der IKK e.V. begrüßen die Vorlage des
Kabinettsentwurfs zum GKV-FKG. Sie bekräftigen ihre Auffassung, dass
das parlamentarische Verfahren nun zügig angegangen werden muss, um
eine schnellstmögliche Umsetzung der Regelungen sicherzustellen. Die
Krankenkassen brauchen rasch Kalkulationssicherheit bei der
Aufstellung ihrer Haushaltspläne.

Im weiteren parlamentarischen Verfahren dürfen keine Abstriche bei den
Regelungen zur zukünftigen Finanzstruktur (Morbi-RSA) vorgenommen
werden. Die RSA-Reformelemente bilden ein stimmiges Gesamtpaket, das
zu fairen Wettbewerbsbedingungen in der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) führt, Manipulationsanreize minimiert und
die Versorgung der Patientinnen und Patienten verbessert.

Die Bündnispartner bedauern, dass das Vorhaben, ein einheitliches
Aufsichtshandeln sicher zu stellen, im Gesetzentwurf aus ihrer Sicht
nicht konsequent verfolgt wird. Bestehende Wettbewerbsverzerrungen
durch einheitliches Aufsichtshandeln zu beheben, bleibt aber dringend
erforderlich. Gleiche Sachverhalte, zum Beispiel die Genehmigung von
Hausarztverträgen oder Verträgen zur integrierten Versorgung, müssen
von den Aufsichten in Bund und Land gleich bewertet werden. Nur wenn
alle Regeln für alle gleich gelten, ist ein fairer Wettbewerb
sichergestellt. Einheitliches Aufsichtshandeln muss gewährleistet und
der Kabinettsentwurf entsprechend nachgebessert werden!

Die Bündnispartner begrüßen, dass es im Wesentlichen bei der
bisherigen Regelung zur Besetzung des Verwaltungsrates im
GKV-Spitzenverband bleibt. Damit werden der soziale Frieden und der
prägende Interessenausgleich zwischen den Partnern der Sozialen
Selbstverwaltung anerkannt und die demokratisch legitimierten
Vertreter gestärkt, weiterhin die Versicherten- und
Arbeitgeberinteressen nach einer hochwertigen gesundheitlichen
Versorgung effizient zu vertreten.
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DIABETES/2081: Warum Menschen mit starkem Übergewicht häufiger an Typ-2-Diabetes erkranken (DDG)


Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) - 10. Oktober 2019

"Metabolische Entzündung":

Warum Menschen mit starkem Übergewicht häufiger an Typ-2-Diabetes erkranken



Berlin - Mit jedem weiteren Kilogramm Körpergewicht steigt das Risiko
für Typ-2-Diabetes. Insbesondere bei einem Body-Mass-Index von über 30
kg/m2 ist das Risiko sehr hoch. Die Ursache hierfür, so zeigen neuere
Studien, könnten Entzündungen im Fettgewebe und eventuell auch im
Appetitzentrum des Gehirns sein. Für diese Vorgänge scheinen die
genetische Veranlagung, aber auch die Zusammensetzung der
Darmbakterien verantwortlich zu sein. Die Deutsche Diabetes
Gesellschaft (DDG) rät Betroffenen zu individuellen
Lebensstilverbesserungen, um Körperfett abzubauen. Aber auch
gesundheitspolitische Maßnahmen wie das aktuelle Vorhaben des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), den
NutriScore als Lebensmittelkennzeichnung in Deutschland einzuführen,
seien notwendig.

In Deutschland hat jeder vierte Erwachsene starkes Übergewicht. Fast
jeder zehnte Deutsche erkrankt im Laufe seines Lebens an einem
Typ-2-Diabetes. Dass zwischen dieser Stoffwechselerkrankung und
Übergewicht ein Zusammenhang besteht, steht mittlerweile außer
Zweifel. Doch warum erkranken einige Menschen mit Adipositas an
Diabetes, andere jedoch nicht? "Der Unterschied könnte in einer
niederschwelligen Entzündungsreaktion bestehen, zu der es im
Fettgewebe kommt", erklärt DDG-Präsidentin Professor Dr. med. Monika
Kellerer. Bei einigen Menschen entstünde diese Reaktion, bei anderen
bliebe das Fettgewebe "unbehelligt" und führe zu keinen weiteren
Erkrankungsvorgängen.

Im ungünstigen Fall speichern die Fettzellen überschüssige Kalorien,
wodurch die Abwehrzellen des Immunsystems aktiviert werden. Zunächst
sind Makrophagen, später auch andere Immunzellen wie Lymphozyten
nachweisbar. Im weiteren Entzündungsverlauf setzen die Abwehrzellen
eine Reihe von Botenstoffen frei, die den Blutzuckerstoffwechsel
stören. Das Hormon Insulin, dass die Glukose auf die Zellen verteilt,
verliert allmählich seine Wirkung. Es kommt zur sogenannten
Insulinresistenz. "Wir sprechen auch von einer 'metabolischen
Entzündung'", erklärt Professor Matthias Laudes, Leiter der
Endokrinologie, Diabetologie und klinischen Ernährungsmedizin am
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) in Kiel, der zu diesem
Thema forscht.

So zeigte der Kieler Forscher anhand von Aufnahmen in der
Magnetresonanztomographie (MRT), dass es bei einigen Betroffenen auch
im Hypothalamus zu einer Entzündung kommt.1 "Da sich in diesem
wichtigen Steuerzentrum des vegetativen Nervensystems auch das
Appetitzentrum befindet, könnte dies vielleicht sogar das verminderte
Sättigungsgefühl von Menschen mit starkem Übergewicht erklären",
vermutet Laudes. Auch Genvarianten beeinflussen die
Entzündungsreaktion im Gehirn. Eine könnte bei der Entstehung der
Adipositas beteiligt sein. Laudes sieht hier einen Zusammenhang mit
Leptin - einem Hormon, das Fettzellen aussendet, um im Gehirn ein
Sättigungsgefühl zu erzeugen. Die Entzündung rufe eventuell eine
Leptin-Resistenz hervor. "Das würde bedeuten, dass der
Sättigungsmechanismus bei Betroffenen nicht funktioniert. Sie essen
mehr, bevor sie satt werden." Darüber hinaus wies Laudes in seinen
Untersuchungen darauf hin, dass ein Mangel an bestimmten Darmbakterien
ebenfalls mit einer vermehrten Entzündungsreaktion im Hypothalamus
verbunden war.

"Weitere Studien würden zeigen, ob Probiotika die Entzündungsreaktion
im Fettgewebe und im Gehirn und somit einen Diabetes Typ 2 verhindern
könnten", prognostiziert Laudes. Eine andere entzündungsvorbeugende
Therapiemaßnahme könnte darin bestehen, die Botenstoffe der
Immunzellen, das so genannte Interleukin 1 oder Interleukin 6,
mithilfe von Antikörpern zu hemmen. "Erste Studien zeigen bereits,
dass bei Patienten so der Glukosespiegel verbessert wird und dies
sogar der vorzeitigen Verkalkung der Blutgefäße vorbeugt", so Laudes.

Um den Teufelskreis aus falscher Ernährung und krankmachenden
Stoffwechselprozessen zu unterbrechen, seien präventive Maßnahmen, die
den Lebensstil der Betroffenen hinsichtlich Ernährung und Bewegung
verbessern, weiterhin unabdingbar. "Allerdings müssen zudem
gesundheitspolitische verhältnispräventive Maßnahmen greifen, die das
Umfeld der Betroffenen gesünder machen und ihnen eine Veränderung
erleichtern", ergänzt Kellerer. Darunter fallen ökonomische Anreize
wie Limo- und Zuckersteuern, die sich seit einigen Jahren weltweit
immer mehr durchsetzen und ein verständliches Kennzeichnungssystem von
Lebensmitteln wie den NutriScore, den das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) aktuell in Deutschland einführen
möchte.
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HERZ/1200: Herzmuskelhypertrophie - Neuer Regulationsmechanismus offenbart mögliche therapeutische Ansatzpunkte (idw)


Universitätsmedizin Mannheim - 09.10.2019

Herzmuskelhypertrophie: Neuer Regulationsmechanismus offenbart mögliche therapeutische Ansatzpunkte

Mannheimer Forscher entdecken neue Funktion des als Tumorsuppressor
bekannten TIP30 als negativen Regulator der Proteinbiosynthese



Wissenschaftler aus der Herz-Kreislaufforschung der Medizinischen Fakultät
Mannheim der Universität Heidelberg und des Deutschen Zentrums für
Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) haben in dem als Tumorsuppressorgen bekannten
TIP30 einen negativen Regulator des Herzwachstums entdeckt. Sie konnten
dabei nachweisen, dass der Faktor wirkt, indem er die Proteinsynthese der
Herzmuskelzellen (Kardiomyozyten) hemmt. Mit dieser Arbeit, die das Cover
der aktuellen, heute veröffentlichten Printausgabe des Fachjournals EMBO
Molecular Medicine ziert* und außerdem vom Vorstand des DZHK als Paper of
the Month ausgewählt wurde, ist erstmals eine Wirkung für TIP30 im Herzen
beschrieben worden.

Die Muskelhypertrophie, die Vermehrung der Muskelmasse, ist das Hauptziel
eines jeden Bodybuilders, für das er bereit ist, schweißtreibendes
Training auf sich zu nehmen. Auch der Herzmuskel wächst bei hoher
sportlicher Belastung, insbesondere beim Ausdauersport - man spricht vom
Sportler- oder Athletenherz. Während diese "physiologische" Form der
Herzmuskelvergrößerung nach bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnissen
kein Gesundheitsrisiko birgt, stellt eine "pathologische"
Herzmuskelhypertrophie eine ernstzunehmende Gefahr für die Gesundheit dar.
Sie kann durch genetisch bedingte Erkrankungen des Herzmuskels
(Kardiomyopathien) entstehen oder durch Überlastung, wenn der Herzmuskel
durch angeborene oder erworbene Herzfehler oder -erkrankungen ständig
erhöhten ventrikulären Druck oder Volumen kompensieren muss. Diese Form
der Herzmuskelhypertrophie geht häufig mit der Entwicklung einer
Herzschwäche (Insuffizienz) einher.

Das Wachstum des (Herz-)Muskels geschieht nicht durch eine Neubildung von
Muskelzellen, sondern indem sich die vorhandenen Muskelzellen vergrößern.
Damit Herzmuskelzellen wachsen können, müssen neue Proteine synthetisiert
werden. Aus dieser Überlegung heraus erforschten die an der Medizinischen
Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg tätigen Wissenschaftler um
Dr. Andrea Grund und Professor Dr. Jörg Heineke, Direktor der Abteilung
Kardiovaskuläre Physiologie, ihre Theorie, dass möglicherweise negative
Regulatoren der Proteinbiosynthese das Herz vor einer Hypertrophie
schützen könnten.

Im Labor deckten die Wissenschaftler den Mechanismus auf, über den das
Protein TIP30 die Herzmuskelhypertrophie bremst: TIP30 bindet den
eukaryotischen Elongationsfaktor (eEF1A), der unabdingbar für die
Proteinbiosynthese ist. Dieser fördert die Translation, indem er die
Bausteine der Proteine, die Aminosäuren, zu den Proteinfabriken in der
Zelle (Ribosomen) transportiert. Die Ergebnisse der Wissenschaftler lassen
darauf schließen, dass die Bindung von TIP30 an den Elongationsfaktor
eEF1A die Proteinsynthese drosselt, indem es die Wechselwirkung zwischen
eEF1A und seinem Guaninnukleotid-Austauschfaktor (GEF) stört, den dieser
braucht, um funktionieren zu können. Mit der Bindung von TIP30 wird eEF1A
damit in einem inaktiven Zustand fixiert.

Die Ergebnisse verschiedenster Untersuchungen stützen diese Vermutung: So
führt eine Reduktion von TIP30 in heterozygoten Knockout-Mäusen um etwa 50
Prozent bei gleichbleibendem eEF1A-Spiegel zu einer erhöhten Synthese von
Herzproteinen, mit der Folge von Hypertrophie und Herzfunktionsstörungen.
Umgekehrt hemmt eine Überexpression von TIP30 in Mäusen mit
Kardiomyopathie oder pathologischer Überlastung wirksam die
Herzmuskelhypertrophie und die Herzschwäche.

Das übermäßige Herzwachstum bei Mäusen mit reduzierten TIP30-Spiegeln
lässt sich sowohl durch eine pharmakologische Hemmung von eEF1A als auch
durch eine Erhöhung der Expression von TIP30 in Herzmuskelzellen
normalisieren. Dies ist möglicherweise ein therapeutischer Ansatzpunkt bei
Patienten mit hypertropher Kardiomyopathie oder Herzinsuffizienz im
Endstadium, die ebenfalls reduzierte TIP30 Level im Herzmuskel aufweisen.

"Der neu entdeckte Regulationsmechanismus rund um einen Faktor, den wir
bislang nur in ganz anderem Kontext kannten, ist enorm spannend. Wir
hoffen, damit einen zusätzlichen Ansatzpunkt für die Therapie der
Herzmuskelhypertrophie gefunden zu haben, an dem wir weiter forschen. Bis
die aktuellen Erkenntnisse aber den Patienten tatsächlich zugutekommen
können, ist es noch ein weiter Weg", sagt Professor Heineke.


Originalpublikation:

TIP30 counteracts cardiac hypertrophy and failure by inhibiting
translational elongation

Andrea Grund et al.

EMBO Mol Med (2019) e10018

https://www.embopress.org/doi/full/10.15252/emmm.201810018

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73263
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SCHMERZ/797: Wenn Sport schmerzhaft wird - Was Breitensportlern und Profis hilft und was nicht (idw)


Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. - 09.10.2019

Schmerzkongress: 

Wenn Sport schmerzhaft wird: Was Breitensportlern und Profis hilft - und was nicht



Sport gilt als wirksame Prävention gegen Schmerzen. Wenn Sport allerdings
zur Leistungssteigerung betrieben wird, geht er oftmals mit Schmerzen
einher. Dehnen während oder nach dem Sport hilft bei Schmerzen oder zu
Vorbeugung gegen diese/vor diesen nicht, auch Einlagen und Orthesen
bringen keine Vorteile. Schmerzgels hingegen haben lindernde Effekte. Die
Einnahme von Schmerzmedikamenten vor Wettkämpfen, wie etwa Marathonläufen,
ist aus Expertensicht ein absolutes Tabu. Die Balance finden zwischen
Belastung und Belastbarkeit, das Training reduzieren und pausieren, das
raten Experten der Deutschen Schmerzgesellschaft e.V., wenn beim Sport
Schmerzen auftreten.

Sport und Bewegung wirken präventiv gegen Schmerzen. Bei chronischen
Rücken-, Kopf-, Muskel- und Gelenkschmerzen sind sie ein fester,
leitliniengesicherter Bestandteil der Therapie. Wenn sich Patienten
bereits längere Zeit wenig körperlich betätigen und ihre Belastbarkeit und
damit die Schmerztoleranz weit reduziert sind, ist es schwer, die
Einstiegschwelle für das "Therapeutikum Sport" zu überschreiten. "In
dieser Situation helfen zusätzliche therapeutische Maßnahmen, bei denen
Ärzte, Physio- und Psychotherapeuten und spezialisierte Pflegende
beteiligt sind", erklärt Dr. Paul Nilges, ehemaliger Leitender Psychologe
am DRK Schmerz-Zentrum Mainz.

Was ist jedoch zu tun, wenn sportliche Aktivitäten zu Schmerzen führen,
die über den meist drei bis vier Tage andauernden Muskelkater hinausgehen?
Es sei kaum möglich, bei regelmäßigem und körperlich forderndem Training,
Schmerz zu vermeiden, sagt Nilges. "Wird die Komfortzone verlassen, was
für jede Leistungssteigerung unvermeidbar ist, kommen Beschwerden ganz
zwangsläufig". Der Experte aus Mainz, der selbst einige Jahrzehnte
Marathon gelaufen ist, betont, wie wichtig es sei, eine persönliche
Balance zwischen Belastung und Belastbarkeit zu finden. Beim Laufen
reagiere die Muskulatur dankbar auf Belastung; bei Sehnen, Bändern und
Gelenken sieht das anders aus, sie brauchen deutlich länger, um sich an
gesteigerte Belastung anzupassen. Eine Überforderung dieser kann zu
starken Schmerzen und Verletzungen führen, die dann beispielsweise bei
einer Sprunggelenksdistorsion (Überdehnung der Bänder im Gelenk) nur durch
das PECH-Schema, also "Pause, Eis, Compression und Hochlegen", behandelt
werden kann.

Häufig wird zur Vorbeugung von Schmerz empfohlen, bei oder nach dem Sport
Dehnübungen auszuführen. "Wer sich danach besser fühlt, kann das machen.
Eine Evidenz dafür haben wir nicht", weiß Nilges. Mehrere Cochrane-Reviews
hätten gezeigt, dass Dehnen keinen relevanten Einfluss auf das Entstehen
von Schmerzen hat. Auch für Orthesen und Einlagen fänden sich keine
überzeugenden Belege, so Nilges.

Anders bei Schmerzgels: Hier kamen Cochrane-Forscher zu dem Ergebnis, dass
Gels durchaus helfen, wenn eine Alltagsbewegung oder eine sportliche
Aktivität mit Muskelzerrung, Verstauchung und Schmerzen endet. Nach einer
Woche könne der Betroffene wieder schmerzfrei aktiv werden. Der Psychologe
Nilges warnt jedoch: "Nicht gleich zur Tube greifen. Bei leichten
Beschwerden sollte man die Belastung reduzieren, abwarten und die Signale
des Körpers kennenlernen." Also nicht präventiv nur aus Angst vor
möglichen Schmerzen Schmerzgel verwenden. Angst ist kein guter Begleiter
und lässt viele Hobbyläufer zu Schmerzmitteln vor dem Wettkampf greifen.
"Tablettenschlucken ist ein No-Go.", betont Nilges. "Aus Untersuchungen
bei Marathonläufern wissen wir, dass die Hälfte von ihnen vor dem Lauf
Mittel wie Diclofenac, Ibuprofen oder Azetylsalizylsäure (Aspirin)
einnehmen, was gravierende Folgen haben kann", ergänzt Thomas Isenberg,
Geschäftsführer der Deutschen Schmerzgesellschaft e.V. Schmerzen haben
meist eine Warnfunktion. Wird unter dem Einfluss von Schmerzmitteln
gelaufen, dann werden Gelenke und Muskeln überlastet. Die
Verletzungsgefahr steigt und zudem schädigen die Substanzen die
Blutgefäße, was zu Darmblutungen und Nierenversagen führen kann. "Unser
Appell an Sportlerinnen und Sportler ist: Hände weg von dieser Form des
Medikamentenmissbrauchs", sagt Isenberg.

Ein bisschen Schmerz darf sein, so das Fazit von Nilges. Regelmäßiger
Sport (zur Verbesserung von Ausdauer und Kraft) wirkt lebensverlängernd
und schützt vor Gebrechlichkeit im Alter. Auch auf die Psyche und die
"Selbstwirksamkeitsüberzeugung", also das Wissen, auch schwierige
Situationen und Herausforderungen aus eigener Kraft erfolgreich bewältigen
zu können, sind die Auswirkungen positiv. "Wer körperlich aktiv ist, Sport
treibt und/oder sich viel bewegt, kann mit anderen Belastungen des Lebens
besser umgehen und erhöht seine Lebensqualität", weiß der Psychologe.


Literatur:

Brett, R. et al. Association of Efficacy of Resistance Exercise Training
With Depressive Symptoms. JAMA Psychiatry 2018.

Chakravarty, E.F. et al. Reduced Disability and Mortality Among Aging
Runners A 21-Year Longitudinal Study. Arch Intern Med.
2008;168(15):1638-1646

Cochrane. Topical NSAIDs for acute musculoskeletal pain in adults.
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Weitere Informationen finden Sie unter

https://schmerzkongress2019.de/

http://www.dgss.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution618
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. - 09.10.2019
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MEDIEN/1032: Gesundheitsinformationen des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 08.10.2019

Gesundheitsinformationen des IQWiG: Mehr als 2 Millionen Besucher pro Monat

Zahl der monatlichen Nutzer der IQWiG-Website "gesundheitsinformation.de"
wächst weiter / Patientenbeauftragte der Bundesregierung würdigt das
neutrale und wissenschaftlich fundierte Angebot



Seit Jahresbeginn haben im monatlichen Durchschnitt mehr als 2 Millionen
Besucher auf die allgemein verständlichen Gesundheitsinformationen des
Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)
zurückgegriffen. 2018 waren es noch durchschnittlich 1,4 Millionen
Besucher pro Monat gewesen (2017: 974.000). Damit zählt die gemeinnützige
IQWiG-Website "www.gesundheitsinformation.de" zu den am meisten besuchten
deutschsprachigen Internetangeboten zu Gesundheitsfragen. "Das IQWiG
leistet mit seinem Angebot unter www.gesundheitsinformation.de einen
wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Gesundheitskompetenz", betont die
Patientenbeauftragte der Bundesregierung, Claudia Schmidtke.

Gründe für den stetigen Anstieg der Nutzerzahlen gibt es mehrere. Vor
allem wächst der Themenkatalog der Website kontinuierlich. So wird das
IQWiG-Redaktionsteam in wenigen Wochen ein wichtiges selbst gestecktes
Etappenziel erreicht haben - dann können die Bürgerinnen und Bürger
evidenzbasierte Informationen zu den 200 häufigsten Erkrankungen in
Deutschland abrufen. "Damit decken wir ein sehr breites Spektrum ab und
geben Antworten auf die allermeisten Fragen, die Tag für Tag von den
Patientinnen und Patienten in den Arztpraxen und Kliniken gestellt
werden", sagt Jürgen Windeler, der Leiter des IQWiG. Der vielfältige
Themenkatalog hat gesundheitsinformation.de und die englischsprachige
Schwester-Websiteinformedhealth.org zudem zu einem gefragten
enContent-Partner gemacht. Unter anderem integrieren mehrere Krankenkassen und die
Stiftung Warentest die Gesundheitsinformationen des IQWiG automatisiert in
ihre Webauftritte.

Ein weiterer Grund für den zuletzt rasanten Anstieg der Nutzerzahlen von
gesundheitsinformation.de ist, dass die in Deutschland meistgenutzte
Suchmaschine "Google" seit Sommer 2018 das hohe Renommee des IQWiG*
deutlich stärker in ihrem Such-Algorithmus berücksichtigt. Im Ranking der
Treffer der Suchmaschine erscheint die IQWiG-Website deshalb heute oft
sehr weit oben, was zu höheren Nutzerzahlen führt.

Darüber hinaus hat das IQWiG für den Gemeinsamen Bundesausschuss, dem
höchsten Gremium der gemeinsamen Selbstverwaltung im deutschen
Gesundheitswesen, eine Reihe von Versicherteninformationen erstellt. Diese
werden in Millionenauflage versendet und liegen in den Wartezimmern von
Arztpraxen und Kliniken aus. Besonderes Interesse in der Öffentlichkeit
geweckt haben zum Beispiel die IQWiG-Informationsbroschüre zum
Mammographie-Programm oder auch die seit Juli 2019 von den Krankenkassen
versendete Entscheidungshilfe zur Früherkennung von Darmkrebs.

"Patientinnen und Patienten finden auf gesundheitsinformation.de in
verständlicher Form neutrale und wissenschaftlich fundierte Informationen
zu Krankheiten und Behandlungsmöglichkeiten. Dies hilft ihnen, sich in
unserem komplexen Gesundheitssystem zurechtzufinden und die für sie besten
Gesundheitsentscheidungen zu treffen", lobt die Patientenbeauftragte
Claudia Schmidtke die Arbeit des IQWiG.

*Arbeitsweise und Qualitätsgrundlagen sind auf

www.gesundheitsinformation.de/ueber-uns beschrieben.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2019/gesundheitsinformationen-des-iqwig-mehr-als-2-millionen-besucher-pro-monat.12489.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 08.10.2019
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MELDUNG/084: Projekt - Neue Hilfsangebote für Kinder von psychisch kranken oder suchtkranken Eltern (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 09.10.2019

UKE-Projekt: Neue Hilfsangebote für Kinder von psychisch kranken oder suchtkranken Eltern



Kinder und Jugendliche mit psychisch kranken oder suchtkranken Eltern
sollen künftig bessere Hilfe erhalten: Im Rahmen des bundesweiten
Forschungsvorhabens "CHIMPS-NET" werden daher in den kommenden drei Jahren
unter Federführung des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE) neue
familienbasierte, psychotherapeutische Interventionsmaßnahmen entwickelt
und geprüft. Das Projekt wird vom Innovationsfonds der Bundesregierung mit
insgesamt 6,8 Millionen Euro gefördert.

"Ziel des Projektes ist es, in jedem Bundesland an mindestens einem
Standort für Kinder und Jugendliche mit psychisch kranken oder
suchtkranken Eltern Versorgungsformen bereitzustellen, die sich am Bedarf
der jeweiligen Familien orientieren", sagt Prof. Dr. Silke Wiegand-Grefe
von der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, -psychotherapie und
-psychosomatik des UKE. Nach Beendigung des Forschungsvorhabens sollen die
erfolgreich bewerteten neuen Versorgungsformen in die Regelversorgung der
gesetzlichen Krankenversicherung aufgenommen werden. "So können wir einer
Chronifizierung und der generationenübergreifenden Weitergabe von
psychischen Erkrankungen begegnen." Kinder und Jugendliche mit psychisch
kranken oder suchtkranken Eltern sind der Familienpsychologin zufolge eine
jahrzehntelang vom Gesundheitssystem übersehene Risikogruppe; sie haben
ein mehrfach erhöhtes Erkrankungsrisiko für eine eigene psychische
Erkrankung.

Behandlungsangebote an Situation in der Familie anpassen

"Wir haben in anderen Verbundprojekten gelernt, dass wir unsere
Hilfsmaßnahmen noch stärker an die Situation in den Familien anpassen
müssen", sagt Prof. Wiegand-Grefe. Die Forscherinnen und Forscher wollen
gefährdete Kinder und Jugendliche daher nun bereits während der Behandlung
der Eltern auf psychische Auffälligkeiten hin untersuchen und ihnen und
ihrer Familie passende Behandlungsangebote machen. Kinder und Jugendliche,
die noch nicht psychisch auffällig sind, sollen eine Präventionsmaßnahme
unter Beteiligung eines Sozialarbeiters erhalten. Kinder und Jugendliche,
die bereits psychisch auffällig sind, sollen in einer familienorientierten
Therapie bei einem Psychotherapeuten behandelt werden. Kindern und
Jugendlichen in ländlichen Regionen, die nur eingeschränkt Zugang zu
Versorgungsangeboten haben, soll zudem eine Online-Intervention mit
therapeutischer Begleitung angeboten werden. Die Wirksamkeit aller
Maßnahmen soll mithilfe wissenschaftlicher Studien mit der derzeit
üblichen Standardbehandlung ohne Familienunterstützung verglichen werden.

Kliniken, Krankenkassen und Sozialverbände als Konsortialpartner

Das Forschungsvorhaben mit dem Projektnamen "CHIMPS-NET" (Children of
mentally ill parents - network) wird seit dem 1. Oktober für drei Jahre
aus Mitteln des Innovationsfonds der Bundesregierung gefördert. Der
Gesamtverbund aller Projektpartner bekommt dafür 6,8 Millionen Euro, auf
das UKE entfallen rund 1,8 Millionen Euro. "Bei uns laufen alle Fäden
zusammen", erläutert Prof. Wiegand-Grefe. "Wir haben das Netzwerk
gestrickt und leiten den Verbund." Neben dem UKE sind 20 Kliniken in allen
Bundesländern beteiligt. Hinzu kommen unter anderem acht Krankenkassen
sowie Sozialverbände aus den Bereichen Gemeindepsychiatrie,
Erziehungshilfe und Jugendfürsorge. Der Innovationsfonds der
Bundesregierung hat das Ziel, die Versorgung in der gesetzlichen
Krankenversicherung in Deutschland qualitativ weiterzuentwickeln. Über die
Vergabe der Fördergelder entscheidet ein beim Gemeinsamen Bundesausschuss
(G-BA) eingerichteter Innovationsausschuss.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution347
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 09.10.2019
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PFLEGE/785: Gesundheitsproblem - Mangelernährung in deutschen Kliniken und Pflegeheimen (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. - 10. Oktober 2019

Gesundheitsproblem: Mangelernährung in deutschen Kliniken und Pflegeheimen

Auswertung der nutritionDay-Daten für den 14. DGE-Ernährungsbericht zeigt Handlungsbedarf



(dge) In deutschen Kliniken und Pflegeheimen sind bis zu 30 % der
Patienten und bis zu 25 % der Bewohner mangelernährt. Dies ergab die
Auswertung der nutritionDay-Daten, die die Deutsche Gesellschaft für
Ernährung e. V. (DGE) als Vorveröffentlichung zum 14.
DGE-Ernährungsbericht (1) herausgibt.

Während international zahlreiche Studien zur Ernährungssituation in
Kliniken und Pflegeheimen vorliegen, ist die Datenlage in Deutschland
spärlich. Ziel des von der DGE und der Deutschen Gesellschaft für
Ernährungsmedizin (DGEM) gemeinsam initiierten und vom
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) geförderten
Vorhabens für den 14. DGE-Ernährungsbericht war es daher, die
Ernährungssituation in deutschen Kliniken und Pflegeheimen zu bewerten
und international zu vergleichen. Dafür wurden die von 2006 bis 2018
erhobenen nutritionDay-Daten zur Häufigkeit von Mangelernährung sowie
zu bestehenden Versorgungsstrukturen in Kliniken und Pflegeheimen in
Deutschland erstmals systematisch ausgewertet. "Die Ergebnisse zeigen
deutlich Handlungsbedarf auf. Maßnahmen zur Verbesserung der
Ernährungsversorgung in deutschen Kliniken und Pflegeheimen sind
dringend erforderlich, um der Entwicklung von Mangelernährung
vorzubeugen und bestehende Ernährungsprobleme angemessen zu
behandeln", sagt Prof. Dr. Dorothee Volkert vom Institut für
Biomedizin des Alterns der Universität Erlangen-Nürnberg. Sie hat das
Vorhaben in enger Zusammenarbeit mit nutritionDay Wien, DGEM und DGE
durchgeführt.

Defizite bei Ernährungsstrukturen und Fachkompetenz

Im europäischen Vergleich schneiden deutsche Einrichtungen
hinsichtlich standardmäßig vorhandener Ernährungsstrukturen deutlich
schlechter ab: 2018 verfügten nur 10 % der deutschen Kliniken und 30 %
der Pflegeheime über eine Diätassistenz, in den anderen teilnehmenden
Ländern Europas waren es 63 % und 86 %. Ein Ernährungsteam bzw. eine
Ansprechperson für Ernährung gab es in 58 % der Kliniken und 45 % der
teilnehmenden Wohnbereiche in Pflegeheimen in Deutschland, in Europa
waren es 82 % bzw. 71 %. Dabei zeigte sich, dass Ernährungsmaßnahmen
wie die Gabe von angereicherter Kost oder Trinknahrung deutlich
häufiger ergriffen wurden, wenn Ernährungsfachkräfte verfügbar und ein
routinemäßiges Screening auf Mangelernährung etabliert waren.
Ernährungsmaßnahmen wurden zwar mit zunehmender Schwere der
Mangelernährung häufiger eingesetzt, dennoch erhielt selbst bei
schwerer Mangelernährung nur ein Teil der Betroffenen eine
Intervention. Mit abnehmender Essmenge und mit schlechter werdendem
Ernährungszustand nahmen die Mortalität und im Krankenhaus auch die
weitere Aufenthaltsdauer zu. Ein Viertel der teilnehmenden Stationen
führte klinische Ernährung ohne Richtlinien oder Standards durch. Da
am nutritionDay vermutlich vor allem ernährungsmedizinisch
interessierte und engagierte Institutionen teilnehmen, ist davon
auszugehen, dass sich die Situation in deutschen Kliniken und
Pflegeheimen insgesamt noch schlechter darstellt.

Dringend notwendig: Maßnahmen zur Verbesserung der Ernährungsversorgung

Um die Ernährungsversorgung in Krankenhäusern und Pflegeheimen zu
verbessern, empfehlen die Autoren ernährungsmedizinische Leitlinien
und Standards flächendeckend zu implementieren und umzusetzen. Die
routinemäßige Erfassung der Ernährungssituation bei Klinikaufnahme
sollte flächendeckend erfolgen, um Mangelernährung bzw. das Risiko
dafür zu identifizieren. Um eine gute ernährungsmedizinische
Versorgung sicherzustellen, ist qualifiziertes Personal - von
ernährungsmedizinisch ausgebildeten Ärzten über Pflegekräfte bis zur
Diätassistenz und interdisziplinären Ernährungsteams - in jeder
Einrichtung in ausreichendem Umfang zwingend notwendig. Die
ernährungsmedizinische Fachkompetenz ist auszubauen, z. B. indem
ernährungsmedizinische Inhalte stärker in die Ausbildung von
Gesundheitsberufen integriert werden. Als Grundvoraussetzung für eine
bedarfsdeckende Ernährung muss ein hochwertiges, attraktives
Essensangebot in Kliniken und Pflegeheimen zum Standard jeder
Institution gehören. Das beinhaltet auch texturmodifizierte Kostformen
sowie angereicherte Mahlzeiten mit hoher Energie- und Nährstoffdichte,
um Menschen mit Mangelernährung bzw. Risiko für Mangelernährung eine
ausreichende Energie- und Nährstoffaufnahme zu ermöglichen.

Für den 2020 erscheinenden 14. DGE-Ernährungsbericht stellt die DGE
vorab die Ergebnisse einzelner BMEL-geförderter Forschungsvorhaben mit
besonderer Aktualität vor. Das Kapitel 2 "Ernährungssituation in
Krankenhäusern und Pflegeheimen - Auswertung der nutritionDay-Daten
für Deutschland" ist als Vorveröffentlichung zum 14.
DGE-Ernährungsbericht online verfügbar.

Hintergrundinformationen

Die DGE erstellt den DGE-Ernährungsbericht alle vier Jahre im Auftrag
des BMEL. Die wissenschaftsbasierten DGE-Ernährungsberichte
beschreiben und bewerten die Entwicklung der Ernährungssituation in
Deutschland. Der Bundesregierung dienen die Forschungsergebnisse und
Aussagen als Entscheidungshilfe für ihre gesundheits- und
ernährungspolitischen Maßnahmen. Weitere Informationen zu den
DGE-Ernährungsberichten sind in einem FAQ-Papier zusammengestellt.

Der nutritionDay ist ein weltweit durchgeführtes Projekt zur
Sensibilisierung für das Thema Mangelernährung in Kliniken und
Pflegeheimen. Seit über 10 Jahren findet jährlich eine
Fragebogenerhebung statt, die einen Überblick über die
Ernährungsversorgung in den teilnehmenden Einrichtungen gibt und einen
nationalen und internationalen Vergleich ermöglicht. Der Termin für
den nächsten nutritionDay ist der 7. November 2019. Weitere
Informationen zum nutritionDay-Projekt und die Möglichkeit zur
Teilnahme gibt es unter 

www.nutritionday.org

(1) Deutsche Gesellschaft für Ernährung (Hrsg.): 

14. DGE-Ernährungsbericht - Vorveröffentlichung Kapitel 2. Bonn (2019)

https://www.dge.de/14-dge-eb/vvoe/kap2


Den Pressetext finden Sie unter:
https://www.dge.de/presse/pm/gesundheitsproblem-mangelernaehrung-in-deutschen-kliniken-und-pflegeheimen/

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (DGE)

DGE-Presseinfo 22/2019, 10. Oktober 2019

Godesberger Allee 18, 53175 Bonn

Telefon: +49 228 / 3776-600, Telefax: +49 228 / 3776-800

Internet: www.dge.de
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PSYCHOLOGIE/197: Eye Movement Desensitization and Reprocessing-Behandlung bei Angststörungen - Nutzen unklar (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 08.10.2019

Kein Anhaltspunkt für einen Nutzen von EMDR bei Angststörungen

Schwache Studien zu Eye Movement Desensitization and Reprocessing (EMDR)
liefern unzureichende Daten. Daher gibt es keinen Anhaltspunkt für Nutzen.


Schwache Studien liefern unzureichende Daten / IQWiG bittet um
Stellungnahmen zum vorläufigen HTA-Bericht beim ThemenCheck Medizin



Eye Movement Desensitization and Reprocessing (EMDR) wird bislang
hauptsächlich in der Traumatherapie eingesetzt. Hier bezahlen die
Krankenkassen die Behandlung. Traumatische Ereignisse sollen dabei mit
Hilfe der Aktivierung beider Gehirnhälften, zum Beispiel durch das
Verfolgen eines hin und her bewegten Fingers mit den Augen, aufgearbeitet
werden.

Im Auftrag des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) hat nun eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe der
Universität Witten/Herdecke und der Fernuniversität Hagen untersucht, ob
eine EMDR-Behandlung auch bei Angststörungen hilft. Die schlechte
Studienlage lässt allerdings keine Aussagen zum Nutzen und Schaden von
EMDR bei Angststörungen zu. Geeignete Studien zur gesundheitsökonomischen
Bewertung fehlen ebenfalls.

Zu diesem vorläufigen HTA-Bericht bittet das Institut nun bis zum 04.
November 2019 um Stellungnahmen. Es handelt sich dabei um ein sogenanntes
Health Technology Assessment (kurz: HTA) in dem durch Gesetzesauftrag 2016
gestarteten IQWiG-Verfahren ThemenCheck Medizin. Die Fragestellungen der
HTA-Berichte gehen stets auf Vorschläge von Bürgerinnen und Bürgern zurück
- auch für den vorliegenden Bericht.

Angststörungen sind keine Seltenheit

Angststörungen sind in Deutschland mit rund 15 Prozent in der Bevölkerung
häufiger als alle anderen psychischen Störungen. Frauen sind mit rund 21
Prozent öfter betroffen als Männer mit rund 9 Prozent.

Angststörungen treten auf, ohne dass sich die Patientinnen und Patienten
in einer objektiv bedrohlichen Situation befinden. Dabei unterscheidet man
zwei Gruppen: Bei phobischen Störungen wird die Angst durch bestimmte
Reize oder Situationen ausgelöst (z. B. Menschenmengen, Tiere, Ärzte oder
Höhe). Bei Patientinnen und Patienten mit "anderen Angststörungen" treten
sie unabhängig von externen Auslösern auf (z. B. plötzliche Panikattacken
oder belastende Angstzustände im Alltag, deren Auslösung nicht
nachvollziehbar ist).

Als Ursachen für Angststörungen werden sowohl psychosoziale,
psychologische und genetische als auch medizinische Ursachen diskutiert,
die sich je nach Typ der Angststörung unterscheiden können. Je nach
Ausprägung der Symptome kann es zu starken Einschränkungen im Leben der
Betroffenen kommen: Angstbesetzte Situationen werden oft vermieden, sodass
der soziale Kontakt beeinträchtigt sein kann. Das Ausüben eines Berufes
oder sogar Alltagsaktivitäten wie Einkaufen oder Straßenbahnfahren sind
zuweilen unmöglich.

Gehirntraining soll Ängste mindern

Die klassische EMDR-Methode folgt dem Behandlungsprotokoll von Dr.
Francine Shapiro, die das Verfahren Ende der 1980er Jahre entwickelt hat:
Nach einer Stabilisierungsphase wird in der Therapie ein prägnantes Bild
des angstauslösenden Ereignisses identifiziert. Während die Patientin oder
der Patient sich dieses Bild wieder vorstellt, leitet die Therapeutin oder
der Therapeut dazu an, die Augen von Seite zu Seite zu bewegen, indem über
einen kurzen Zeitraum zwei Finger im Blickfeld der Patientin oder des
Patienten hin und her bewegt werden. Alternativ dazu können auch Töne im
Wechsel rechts und links abgespielt werden oder die Patientenhände werden
wechselweise berührt.

Durch die wechselnden optischen, akustischen oder Berührungsreize soll
neurobiologisch eine beidseitige Stimulation der beiden Gehirnhälften
erzeugt werden. Nach mehreren Wiederholungen der EMDR-Behandlung sollte
die negative Reaktion auf die Erinnerung immer schwächer werden - die
Angststörung wird abgebaut.

Studien ohne Aussagekraft

Zwar haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 22 für die
Fragestellung relevante Studien identifizieren können - wegen ausgeprägter
methodischer Mängel dieser Studien (hohes Verzerrungspotenzial,
ungeeignete Vergleichsgruppen, zu kurze Nachbeobachtung nach der
Intervention oder auch mangelhafte Aussagen zur Randomisierung) konnten
sie daraus aber keinen Anhaltspunkt für einen Nutzen der EMDR-Behandlung
bei Angststörungen im Vergleich zu etablierten Therapieverfahren oder auch
im Vergleich zu keiner Behandlung ableiten. Dies gilt für die
patientenrelevanten Endpunkte Angst, Depression, angstspezifische Effekte
wie Vermeidungsverhalten oder körperliche Symptome, gesundheitsbezogene
Lebensqualität und psychosoziale Aspekte.

Keine geeigneten gesundheitsökonomischen Studien

Weil das Wissenschaftsteam keine geeigneten Studien identifizieren konnte,
bleibt die gesundheitsökonomische Bewertung der Behandlung von
Angststörungen mit EMDR ebenfalls offen.

Das IQWiG bittet um Stellungnahmen und Themen-Vorschläge

Interessierte Personen und Institutionen können nun bis zum 06. November
2019 schriftliche Stellungnahmen zum vorläufigen HTA-Bericht
"Angststörungen: Führt der ergänzende Einsatz der Eye Movement
Desensitization and Reprocessing Therapie bei psychotherapeutischen
Behandlungs- und Anwendungsformen zu besseren Ergebnissen?" beim IQWiG
einreichen. Diese werden ausgewertet und gegebenenfalls in einer
mündlichen Anhörung mit den Stellungnehmenden diskutiert. Danach wird der
vorläufige HTA-Bericht finalisiert. Außerdem schreiben die Autorinnen und
Autoren eine allgemein verständliche Version (HTA kompakt), und das IQWiG
ergänzt das Paket um einen Herausgeberkommentar.

Alle Dokumente werden auf der Website "ThemenCheck-Medizin.iqwig.de"
veröffentlicht sowie an den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) und das
Bundesgesundheitsministerium (BMG) übermittelt.

Unabhängig von diesem HTA-Bericht ist es jederzeit möglich, Vorschläge für
neue Themen einzureichen. Sie werden in der nächsten
ThemenCheck-Auswahlrunde begutachtet, die im August 2020 beginnt.

Originalpublikation:
https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/hta-berichte/11-ht17-05-angststoerungen-fuehrt-der-ergaenzende-einsatz-der-eye-movement-desensitization-and-reprocessing-therapie-bei-
psychotherapeutischen-behandlungs-und-anwendungsformen-zu-besseren-ergebnissen.127.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2019/kein-anhaltspunkt-fuer-einen-nutzen-von-emdr-bei-angststoerungen.12488.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 08.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1488: Holz auf unserer Haut (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 09.10.2019

Holz auf unserer Haut



Blutwerte für die medizinische Diagnostik können auch ohne schmerzhaften
Nadelstich ermittelt werden. Empa-Forscher entwickeln derzeit gemeinsam
mit einem kanadischen Team flexible, bioverträgliche Sensoren aus
Nanocellulose, die auf der Haut liegen. Die 3D-gedruckten Analysechips aus
nachwachsenden Rohstoffen werden künftig sogar biologisch abbaubar sein.

Die Idee, gesundheitlich relevante Werte im Körper über die Haut zu
messen, ist bereits in der medizinischen Diagnostik angekommen. So können
beispielsweise Diabetiker den Blutzucker schmerzfrei über einen Sensor
ermitteln, anstatt sich in den Finger piksen zu müssen. Empa-Forscher
haben nun gemeinsam mit Wissenschaftlern aus Kanada einen neuartigen
Sensor hergestellt, der flexibel auf der Hautoberfläche liegt und
besonders bioverträglich ist, da er aus Nanocellulose besteht.

Durchsichtige Folie aus Holz

Nanocellulose ist ein preiswerter, nachwachsender Rohstoff, der in Form
von Kristallen und Fasern beispielsweise aus Holz gewonnen wird.
Allerdings hat das ursprüngliche Erscheinungsbild eines Baums nichts mehr
mit der gallertartigen Substanz zu tun, die aus nanokristalliner Cellulose
und Cellulose-Nanofasern bestehen kann. Weitere Quellen für das Material
sind Bakterien, Algen oder Produktionsreste aus der
Lebensmittelherstellung. Damit ist Nanocellulose nicht nur vergleichsweise
leicht und nachhaltig zu gewinnen. Interessant machen den «Superpudding»
auch seine mechanischen Eigenschaften, weshalb sich neue Verbundwerkstoffe
mit Nanocellulose entwickeln lassen, die als Oberflächenbeschichtungen,
Alltagsgegenstände wie Getränkeflaschen oder in Form von durchsichtigen
Verpackungsfolien eingesetzt werden könnten.

Forscher des Empa-Labors «Cellulose & Wood Materials» und Woo Soo Kim von
der kanadischen «Simon Fraser University» setzten darüber hinaus auf ein
weiteres Merkmal der Nanocellulose: ihre Bioverträglichkeit. Gerade weil
das Material aus natürlichen Ressourcen gewonnen wird, eignet es sich ganz
besonders für die biomedizinische Forschung.

Mit dem Ziel, bioverträgliche Sensoren zu produzieren, die wichtige
Stoffwechselwerte messen können, verwendeten die Forscher die
Nanocellulose als «Tinte» im 3D-Druckverfahren. Damit die Sensoren
elektrisch leitfähig sind, wurde die Tinte hierzu mit Silber-Nanodrähten
versetzt. Die Forscher ermittelten das exakte Verhältnis von Nanocellulose
und Silberfäden, damit sich daraus ein dreidimensionales Netzwerk bilden
kann.

Wie Spaghetti - nur kleiner

Es stellte sich dabei heraus, dass sich Cellulose-Nanofasern besser eignen
als kristalline Nanocellulose, um daraus eine vernetzte Matrix mit den
winzigen Silberdrähten herzustellen. «Cellulose-Nanofasern sind ähnlich
flexibel wie gekochte Spaghetti, allerdings mit einem Durchmesser von nur
rund 20 Nanometern und wenigen Mikrometern Länge», erklärt Empa-Forscher
Gilberto Siqueira.

Es gelang dem Forscherteam schliesslich, Sensoren zu entwickeln, die
medizinisch relevante Stoffwechselparameter wie die Konzentration von
Calcium, Kalium und stickstoffhaltigen Ammonium-Ionen messen. Damit die
Messwerte weiter analysiert werden können, sendet der elektrochemische
Hautsensor seine Ergebnisse zur weiteren Datenverarbeitung an einen
Computer. Insgesamt ist das winzige Biochemie-Labor auf der Haut lediglich
einen halben Millimeter dick.

Während der aktuelle Haut-Sensor Ionenkonzentrationen spezifisch und
zuverlässig ermittelt, arbeiten die Forscher aber bereits an einer neuen
Version: «Künftig möchten wir die Silberpartikel durch ein anderes
leitfähiges Material ersetzen, etwa auf der Basis von
Kohlenstoffverbindungen», erläutert Siqueira begeistert sein neustes
Projekt. Damit wäre der medizinische Nanocellulose-Sensor nicht nur
bioverträglich, sondern auch komplett bioabbaubar.


Originalpublikation:

T Kim, C Bao, M Hausmann, G Siqueira, T Zimmermann, W Kim; 3D Printed
Disposable Wireless Ion Sensors with Biocompatible Cellulose Composites;
Advanced Electronic Materials (2019)

doi: 10.1002/aelm.201800778

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/nanocellulose-sensor-eq65

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 09.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/860: Oldenburg - "Demenz und Autofahren", Kurzvorträgen mit Experten am 23.10.2019


DemenzNetz Oldenburg im Versorgungsnetz Gesundheit e. V. - 8. Oktober 2019

"Demenz und Autofahren"

Das DemenzNetz Oldenburg und die Demenz-Informations- und
Koordinationsstelle Oldenburg (DIKO) laden zu Kurzvorträgen mit
Experten ein.



Oldenburg. Die Menschen werden immer älter und damit einhergehend
nimmt die Zahl der an Demenz erkrankten Menschen stetig zu. Allein in
Oldenburg leben derzeit rund 3.000 Betroffene. Die Erkrankung stellt
nicht nur sie, sondern auch Angehörige vor große Herausforderungen.
Denn nichts ist mehr so wie es war und das muss erst einmal verstanden
und verarbeitet werden. Dazu ist umfassendes Wissen erforderlich.
Genau hier setzt die Veranstaltungsreihe "WissenSCHAFFT Gesellschaft"
des DemenzNetzes Oldenburg an, die bereits zum fünften Mal
stattfindet. In Fachvorträgen und einer Podiumsdiskussion dreht sich
am 23. Oktober von 13.30 bis 17.45 Uhr im Kulturzentrum PFL an der
Peterstraße 3 in Oldenburg alles um das Thema "Demenz und Autofahren".

Wann ist ein an Demenz erkrankter Mensch nicht mehr fahrtauglich? Da
gehen die Meinungen sowohl bei Laien als auch Fachleuten auseinander.
Hinzu kommt oft die Uneinsichtigkeit der Betroffenen, die weiterhin
mobil sein wollen. Genau diese Situation stellt Angehörige vor eine
sehr schwierige Situation. Selbst Ärzte sind mitunter unsicher, wie
sie mit dem Thema umgehen sollen.

In diesem Spannungsfeld, möglichst lange Mobilität, Autonomie und
soziale Teilhabe zu erhalten, und andererseits die allgemeine
Verkehrssicherheit nicht zu gefährden, bewegen sich die Betroffenen
und ihre Angehörigen. Denn hieraus ergeben sich viele Fragen: In
welchem Verhältnis steht der Verlauf einer Demenzerkrankung zu
Fahrverhalten, Tauglichkeit und Eignung? Wie sind die rechtlichen
Rahmenbedingungen? Wie sieht eine patientenorientierte Aufklärung aus
- und was ist mit der ärztlichen Schweigepflicht?

Verschiedene Experten wie ein Neurologe, eine Soziologin, ein
Fachanwalt, ein Medizin-Ethiker und eine Geriaterin sprechen über
gesundheitliche, ethische, aber auch rechtliche Fragen. So geht es um
Autofahren und Demenz aus medizinischer Sicht, um rechtliche Fragen im
Alltag von Demenzkranken und eine sichere Teilnahme am Straßenverkehr
sowie die hausärztliche Perspektive. Abschließend gibt es eine
Podiumsdiskussion. Die verschiedenen Perspektiven werden in
verständlichen Kurzvorträgen präsentiert. Im Anschluss daran können
die Zuhörer ihre Fragen stellen.

Prof. Dr. Tania Zieschang, Direktorin der Universitätsklinik für
Geriatrie am Klinikum Oldenburg, Professorin für Geriatrie der
Fakultät VI - Medizin und Gesundheitswissenschaften der Universität
Oldenburg und ärztliche Leiterin der Klinik für Geriatrie am
Rehazentrum Oldenburg, hält den Impulsvortrag. Ihre wissenschaftlichen
und klinischen Schwerpunkte liegen auf Trainingsinterventionen bei
Menschen mit Demenz, der Prävention und dem Management von
Verwirrtheit bei älteren Krankenhauspatienten sowie der Behandlung von
somatisch akut erkrankten Menschen mit Demenz im Krankenhaus. Der
Erhalt der Selbständigkeit und Autonomie bei Menschen mit Demenz
spielen hierbei eine besondere Rolle.

"Wir vom DemenzNetz Oldenburg möchten Denkanstöße geben,
Umdenkungsprozesse vorantreiben und Betroffene und deren Angehörige
bei der Suche nach Lösungsansätzen unterstützen", sagen Renate Gerdes
und Ute Richwien-Emken vom DemenzNetz Oldenburg.

Die Veranstaltung, die sich an Betroffene, Angehörige, Mediziner,
Beschäftigte im Gesundheitswesen sowie Interessierte wendet,
ist kostenlos.

Anmeldungen zur Tagung sind ab sofort unter

gerdes@diko-ol.de möglich.

 * 

Quelle:

DemenzNetz Oldenburg im Versorgungsnetz Gesundheit e. V.

Pressmitteilung vom 8. Oktober 2019

Alexanderstr. 189, 26121 Oldenburg

Telefon: 0441 / 251 22

Intenet: www.demenznetz-oldenburg.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FOLKLORE/1409: Braunschweig - Scottish Folk mit "The Shee" am 16. Oktober 2019


Stadt Braunschweig

Die schottische Band "The Shee" gastiert im Roten Saal



Braunschweig. Die schottische Band "The Shee" gastiert am Mittwoch,
16. Oktober, um 20 Uhr im Roten Saal im Schloss, Schlossplatz 1. Die
Mitglieder der sechsköpfigen Frauenband, die ihre Virtuosität und drei
kraftvolle Stimmen mit einer Reihe von individuellen musikalischen
Einflüssen vereinigen, spielen einen Mix aus "Scottish Folk" mit
gälischem Liedgut sowie amerikanischem "Bluegrass". Eintrittskarten
sind an allen bekannten Vorverkaufsstellen zum Preis von 17 Euro,
ermäßigt 8,50 Euro sowie an der Abendkasse zum, Preis von 20 Euro,
ermäßigt 10 Euro erhältlich.

Die Band "The Shee" wurde bei den "MG Albs Scots Trad Awards" als
bester Live Act nominiert und die Harfenistin Rachel Newton wurde
Musikerin des Jahres beim "BBC Radio Folk Award". Das Folk- und World
Music-Magazin "fRoots" erwählte deren viertes und bislang neuestes
Album "Continuum" zum Album des Monats und schrieb dazu: "The Shee
haben die Folk-Landschaft bereits wesentlich geprägt, aber dieses
hervorragende Album bringt sie nochmals auf ein anderes Level". Und
die britische Tageszeitung "The Guardian" urteilte: "A sophisticated,
unexpectedly emotional set."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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JAZZ/2209: Kiel - Bluewater Jazzband "No-November Blues" am 17. November 2019


Stadt Kiel

Die "JazzLaterne" im Kieler Theater "Die Komödianten"

Bluewater Jazzband "No-November Blues"



Jeden 3. oder 4. Sonntag im Monat verwandelt sich das Theater Die
Komödianten in einen Jazzclub. Auf der Bühne leuchtet die Laterne und
ab 17 Uhr spielt dort jeden Monat eine andere Band Jazz, Blues oder
Swing vom Feinsten.

Die Blue Water Jazzband ist seit vielen Jahren fester Bestandteil der
norddeutschen Musikszene. Sie ist in Jazzclubs und auf nationalen und
internationalen Festivals unterwegs. Packende Arrangements, gekonnt
vorgetragene Soli und die charmante Stimme von Caprice Sturm sorgen
für die perfekte Unterhaltung der Freundinnen und Freunde der
gepflegten Musik - frisch und ungezwungen, mitreißend und
unterhaltsam. Die Rhythmus-Gruppe mit Gitarre - Tarek Krohn,
Schlagzeug - Hanjo Hamer und Bass - Harry Kretschmar liefert das
Fundament für den Saxophonisten Jiri Halada und die Bandleaderin
Caprice Sturm mit ihrer außergewöhnlichen Stimme.

Termin: 17. November um 17 Uhr

Eintritt: 12 Euro, ermäßigt 8 Euro

Kartenreservierung: Tel: 0431 / 55 34 01

Online: www.komoedianten.com, theater@komoediantentheater.de

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Oktober 2019

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9189: Aus aller Welt - 11.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Paris droht Ankara mit EU-Sanktionen

Die türkische Offensive gegen syrische Kurden löst in der EU und
Rußland Sicherheitsbedenken aus. Frankreich will beim EU-Gipfel
kommende Woche über Strafmaßnahmen gegen Ankara beraten. Mehrere
EU-Staaten, darunter auch Deutschland, befürchten, daß die türkische
Militäroperation gegen die kurdischen Volksverteidigungseinheiten
(YPG) in Nordsyrien Tausenden IS-Dschihadisten in kurdischer Haft
eine Chance zur Flucht gibt. Auch der russische Präsident Wladimir
Putin befürchtet ein Erstarken des Islamischen Staats. Er sei sich
nicht sicher, daß die türkische Armee nach ihrem Einmarsch die von
den Kurden verlassenen Gefangenenlager schnell unter ihre Kontrolle
bringen könne. Das sei eine echte Bedrohung für Rußland, sagte Putin
der Agentur Interfax.

11. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9189: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Junge Frau stirbt nach Messerangriff

Eine 24jährige Frau ist in der Nacht zu Freitag auf einem
Supermarktparkplatz im Frankfurter Stadtteil Bornheim mit mehreren
Messerstichen tödlich verletzt worden. In der Nähe des Tatorts nahm
die Polizei einen Verdächtigen fest. Dabei soll es sich um den
43jährigen Ex-Freund der Frau handeln. Er hatte sich zwischenzeitlich
selbst Schnittverletzungen zugefügt und wurde in ein Krankenhaus
gebracht. Die Ermittlungen zum genauen Tatablauf und den
Hintergründen dauern an.

11. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9186: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schießübungen zur Küstenverteidigung Rußlands

Die russische Schwarzmeerflotte hat ein Manöver zur
Küstenverteidigung begonnen. Dabei simulieren Einheiten der
Küstenabwehrraketensysteme der Marinebasis Noworossijsk in der Region
Krasnodar die Abwehr von amphibischen Angriffsgruppen und
Kriegsschiffen eines fiktiven Feindes, berichtete die Agentur Tass
unter Berufung auf Militärangaben. Im Rahmen der Übung trainieren
russische Marineboote zudem das Aufspüren, Verfolgen und Vernichten
feindlicher U-Boote im Schwarzen Meer.

11. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9188: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dietmar Woidke zu neuem Chef der Länderkammer gewählt

Brandenburgs Ministerpräsident Dietmar Woidke wird Anfang November
für ein Jahr den Vorsitz des Bundesrats übernehmen. Die Länderkammer
wählte den 57jährigen SPD-Politiker heute turnusgemäß zum Nachfolger
des bisherigen Präsidenten, Schleswig-Holsteins Ministerpräsident
Daniel Günther (CDU). Zu seinen Stellvertretern wurden Günther und
Sachsen-Anhalts Regierungschef Reiner Haseloff (CDU) gewählt. Woidke
kündigte an, die Interessen der Ost-Länder stärker vertreten zu
wollen.

11. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9186: Tragisches und Kurioses - 11.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mehrere Verletzte bei Großbrand in Linz

Neun Menschen sind in Linz (Oberösterreich) verletzt worden, als es
aus noch unbekannten Gründen in einem Müllentsorgungsbetrieb zu einer
Explosion kam. Drei Menschen erlitten so schwere Verbrennungen, daß
Rettungshubschrauber sie ins Wiener AKH, in eine Münchner
Spezialklinik sowie in ein Linzer Krankenhaus flogen. Sechs Personen
kamen mit leicht- bis mittelschweren Verletzungen in Linzer
Krankenhäuser. Durch die Wucht der Detonation wurden Fenster und
Fensterstöcke der Halle herausgerissen. An den anschließenden
Löscharbeiten beteiligten sich rund 250 Feuerwehrleute.

11. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8271: Aus Forschung und Technik - 11.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



NASA startet Mission zur Erforschung der Ionosphäre

Der NASA-Satellit ICON (Ionospheric Connection Explorer) wurde mit
einem Trägerflugzeug und einer Pegasus-XL-Rakete in den oberen Teil
der Atmosphäre befördert. Ziel der Mission ist die genaue Erforschung
der Ionosphäre, einer sich über mehrere hundert Kilometer 
erstreckenden Region in der Erdatmosphäre, die durch Weltraumwetter 
und Erdwetter beeinflußt wird. In diesem Sphärenbereich werden auch
Funkkommunikations- und GPS-Signale übertragen, und Schwankungen in
der Ionosphäre können die Kommunikation und die Satellitenbahnen
erheblich stören, schrieb die US-Luft- und Raumfahrtbehörde nach dem
Start auf Twitter.

11. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8285: Aus aller Welt - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Stromausfälle in Kalifornien werden noch Tage anhalten

In Kalifornien hat der Energiekonzern Pacific Gas & Electric (PG&E)
nach eigenen Angaben rund 600.000 Haushalte und Unternehmen von der
Stromversorgung abgeklemmt. Zeitweilig waren es sogar über 800.000
Stromkunden. Von den am Mittwoch angesichts eines aufkommenden Sturms
eingeleiteten Blackouts sind 34 Bezirke des US-Bundesstaats
betroffen, darunter Ballungsräumen um San Francisco. PG&E schaltet
den Strom wegen erhöhter Brandgefahr ab. Die teils maroden
Überlandleitung können bei starken Böen reißen, Masten kippen um,
oder Bäume fallen auf die Leitungen. Eine monatelange Dürre erhöht
die Gefahr von Wald- und Buschbränden. Dem Energieversorger zufolge
sind mehr als 6000 Mitarbeiter damit befaßt, die Stromleitungen auf
Schäden zu überprüfen. Für die vollständige Instandsetzung des Netzes
veranschlagt der Versorger mehrere Tage. Am Donnerstagabend ist bei
Los Angeles ein Flächenbrand ausgebrochen. Rund 100.000 Menschen
mußten ihre 23.000 Wohnungen und Häuser verlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8240: Medizin und Gesundheitswesen - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Übergewicht kostet drei Jahre Lebenszeit

Im Übergewicht haben Wissenschaft und Politik das Grundübel dieser
Zeit identifiziert. So warnt das Deutsche Ärzteblatt, daß Übergewicht
in den nächsten drei Jahrzehnten in Industrie- und Schwellenländern
mehr als 90 Millionen Menschen das Leben kosten wird. Eine Studie der
OECD kam zu dem Schluß, daß auf Adipositas oder Übergewicht
zurückzuführende Krankheiten die Lebenserwartung im Schnitt um fast
drei Jahre senkt. Mehr als die Hälfte der Bevölkerung in 34 der 36
OECD-Staaten gilt als übergewichtig, fast jeder Vierte als adipös.
Weiter kommt die Studie zu dem Ergebnis, daß adipöse Kinder
schlechtere Schulnoten bekommen. So soll die Wahrscheinlichkeit, daß
adipöse Kinder gute Schulleistungen erzielen, um 13 Prozent geringer
als bei anderen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8273: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Auto brennt vor türkischer Botschaft in Berlin-Kreuzberg

In Münster, Köln, Duisburg, Berlin, Hamburg und Magdeburg sowie
weiteren Städten haben am Donnerstagabend Tausende Menschen gegen die
Invasion der Türkei in Syrien protestiert. Die türkischen
Streitkräfte waren am Mittwoch in den kurdisch kontrollierten Norden
des Nachbarlandes eingerückt und hatten dort zu schießen und zu
bombardieren begonnen. Im Berliner Stadtteil Kreuzberg beteiligten
sich an dem Protest nach Polizeiangaben mehrere tausend Menschen. Am
frühen Morgen setzten offenbar Unbekannte ein Auto der türkischen
Botschaft am Halleschen Ufer in Brand. Der Pkw wurde schwer
beschädigt. Der Polizeiliche Staatsschutz nahm Ermittlungen wegen
Verdachts auf Brandstiftung auf. In derselben Nacht brannte in
Neukölln ein Auto, wurde jedoch nicht so schwer beschädigt. In dem
Fall ermittelt ein Brandkommissariat.

11. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8195: Sprache, Kunst und Medium - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Die Rettung von Notre Dame steht noch in den Sternen

Vor einem halben Jahr war in Paris die Kathedrale Notre Dame während
Bauarbeiten in Flammen aufgegangen und in großen Teilen zerstört
worden. Unter dem ersten Eindruck der gewaltigen Schäden und der
Betroffenheit der Bevölkerung versprach Präsident Macron in einer Art
Trotzhaltung, die mehr als 850 Jahre alte Kirche werde bis zu den
olympischen Spielen im Jahr 2024 wieder in den alten Zustand versetzt.

Experten äußerten bald Zweifel an solch ehrgeizigen Zeitplänen.
Tatsächlich ist aber noch nicht einmal gesichert, ob die jetzigen
Sicherungsarbeiten Erfolg haben und die Ruine überhaupt gerettet
werden kann, da die Mauern viele Stunden lang von den Flammen gebacken
wurden.

Laut Deutschlandfunk Kultur sind bisher die Statiker und Handwerker
vollauf damit beschäftigt, den frei im Raum stehenden Fassaden Halt zu
verleihen. Wenn alles gut geht, könne frühestens 2021 mit dem
Wiederaufbau begonnen werden. Allerdings ist auch noch nicht
entschieden, in welcher Form das Gebäude und das Dach restauriert
werden sollen. Auf jeden Fall gehen viele der Experten, die an den 
Instandsetzungen beteiligt sind, von erheblich längerfristigeren 
Arbeiten aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8262: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Ankara fordert Unterstützung beim Feldzug gegen syrische Kurden

Die Streitkräfte des NATO-Mitglieds Türkei haben am Mittwoch in
Nordsyrien einen Krieg gegen die dortigen kurdischen
Volksverteidigungseinheiten YPG gestartet. Bis Freitagmorgen waren
knapp 300 Menschen getötet und Zehntausende vertrieben worden. Der
türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu forderte am Freitag von den
NATO-Verbündeten auf einer Pressekonferenz zusammen mit dem
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, daß sie sich im Rahmen des
Grundsatzes der Unteilbarkeit der Sicherheit mit der Türkei
solidarisieren und ihre Solidarität nicht nur mit Worten zeigen.
Stoltenberg hat nach eigenen Bekunden die türkische Regierung um
Zurückhaltung in Syrien gebeten, denn er hegt ernste Bedenken
hinsichtlich einer Destabilisierung der Region. Der Generalsekretär
räumte ein, daß die NATO der Sicherheit der Türkei stark verpflichtet
ist, und zwar auch, um sich selbst zu beschützen. Frankreich,
Deutschland, Belgien, Großbritannien und Polen setzten sich am
Donnerstag bei den Vereinten Nationen für eine Beendigung der
"einseitigen Militäraktion" der Türkei ein. Die französische
Regierung droht der Türkei EU-Sanktionen an. Kommende Woche werden
sich Regierungsvertreter der EU-Mitglieder über Strafmaßnahmen
beraten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8276: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Länderinitiative zum Glyphosatausstieg

Der Bundesrat hat am Freitag die Bundesregierung aufgefordert, den 
Einsatz des Unkrautvernichtungsmittels Glyphosat in Privatgärten sowie 
in öffentlichen Einrichtungen umgehend zu verbieten. Die Regierung 
plant bislang ein schrittweises Verbot des Herbizids bis 2023. Für den 
Ausstieg liegt jedoch keine Regelung vor. Glyphosat ist ein Produkt 
der Bayer-Tochter Monsanto. Die Agrochemie wird für das Sterben von 
Bienen und anderen Insekten verantwortlich gemacht. Außerdem besteht 
der Verdacht, daß Glyphosat beim Menschen Krebs auslöst. Die Vertreter 
der Bundesländer fordern vor diesem Hintergrund Ersatzchemikalien, die 
bedenkenlos in Haus- und Kleingärten eingesetzt werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8245: Tragisches und Kurioses - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Notfall-App kann in den Bergen Leben retten

Durchschnittlich sterben in den österreichischen Alpen jedes Jahr um
die 300 Menschen. Etwa zwei Drittel erliegen Unfällen beim Wandern
oder der Ausübung von klassischen Sommer- und Wintersportarten.
Häufigste Gründe sind eine schlechte Ausrüstung, die schlechte
körperliche Verfassung oder Unkenntnis des Geländes. Dazu kommen noch
einige hundert Verletzte, die gerettet werden konnten.

Um die Zahlen zu drücken, hat das österreichische Bundesland Tirol
gemeinsam mit dem Österreichischen sowie dem Bayerischen Kuratorium
für Alpine Sicherheit eine länderübergreifende Notfall-App entwickelt,
die unter dem Namen "SOS-EU-Alp App" läuft und in Südtirol und Bayern
genutzt werden kann. Bei der Entwicklung der App wurde vorrangig an
Bergwanderer und Skitourengeher gedacht.

Bei einem Notfall würden die GPS-Daten per Knopfdruck an die
zuständigen Leitstellen übermittelt, hieß es. Verletzte könnten so
schneller gefunden werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8274: Arbeit, Soziales und Familie - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Viele Kirchenmitglieder erwägen Austritt

In Deutschland spielen 16 Prozent der evangelischen und katholischen
Kirchenmitglieder mit dem Gedanken an einen Austritt. Knapp 60 Prozent
dementieren dies ausdrücklich. 25 Prozent sind sich unsicher oder
wissen nicht, was sie wollen. Das hat das Meinungsforschungsinstitut
Insa Consulere mit einer Umfrage unter mehr als 2000 Bundesbürgern im
Alter ab 18 Jahren ermittelt. Die Ergebnisse wurden am Freitag
vorgestellt. Demnach finden sich bei den Männern mehr
Austrittswillige als bei den Frauen. Außerdem sind eher junge Leute
gewillt, ihre Kirche zu verlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8251: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Turteltaube Vogel des Jahres 2020

Bekanntlich wird am Ende des Jahres unter anderem der Vogel des
Jahres gekürt. Dieses Jahr ist es die Turteltaube. Ihr Bestand ist
nicht nur in Deutschland, sondern weltweit gefährdet. Wie dpa
meldete, sind in Deutschland ganze Landstriche turteltaubenfrei. Seit
1980 sollen 90 Prozent des Bestandes verlorengegangen sein. Als dafür
verantwortlich machen Umweltschützer die Landwirtschaft. Durch die
Ausweitung von Anbauflächen sind immer mehr Nistplätze sowie
Nahrungs- und Trinkstellen verschwunden. Auch sind Ackerwildkräuter,
von denen sich die Turteltaube hauptsächlich ernährt, mit Herbiziden
beseitigt worden. Und an chemisch behandeltem Saatgut sollen sich die
Samenfresser vergiften. Und sind das nicht schon genug Bedrohungen,
sorgt die Vogeljagd im Mittelmeerraum für einen weiteren Rückgang der
Bestände. Allein in Spanien werden jedes Jahr bis zu 800.000 Tiere
abgeschossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8262: Märkte und Finanzen - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Führungswechsel bei SAP

Der Vorstandsvorsitzende des Softwarekonzerns SAP, Bill McDermott,
ist nach fast zehn Jahren auf seinem Posten überraschend für die
Öffentlichkeit zurückgetreten. Der 58jährige Manager werde bis zum
Jahresende das Unternehmen weiter beraten, hieß es am Freitagmorgen
am Firmensitz in Walldorf. Die Vorstandsmitglieder Jennifer Morgan
und Christian Klein sind darauf eingestellt, die Aufgaben von
McDermott gemeinsam zu schultern. Klein hatte im Vorstand von Europas
größtem Softwarehersteller Anfang dieses Jahres die Zuständigkeit für
das SAP-Kernsoftwareprodukt S/4Hana übernommen. Morgan ist seit April
für das Cloud-Geschäft zuständig. Die aus den USA stammende 48jährige
Managerin ist die erste Frau in Deutschland an der Spitze eines
DAX-Konzerns.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8274: Aus Forschung und Technik - 11.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Bayern soll zur KI-Hochburg werden

Mit einer Forschungsoffensive will der Freistaat Bayern den Weg in
die Zukunft bereiten. Ministerpräsident Markus Söder (CSU) will laut
Deutschem Ärzteblatt zwei Milliarden Euro in den kommenden Jahren
ausgeben, um bis zum Jahr 2023 unter anderem 1000 neue Professoren,
10.000 neue Studienplätze, ein über ganz Bayern verteiltes Netzwerk
für künstliche Intelligenz (KI) und mehrere neue Forschungsinstitute
zu finanzieren. So sollen Forschungsprojekte zu Roboter-Prothesen,
Pflege- und Operationsroboter, neuartige KI-Drohnen, eine
KI-gestützte Automobilproduktion, autonomes Fahren und Fliegen
angestoßen werden. Weiter schwebt Söder eine bayerische KI-Fabrik mit
Robotern vor, die von Unternehmen oder Arbeitnehmern über das
Internet ferngesteuert werden können. Außerdem soll in die
Quantencomputertechnik und die Forschung an sauberen Kraftstoffen
investiert werden.

11. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/693: Junge Sonnensysteme haben eingebaute "Kindersicherung" für neugeborene Planeten (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 10.10.2019

Junge Sonnensysteme haben eingebaute "Kindersicherung" für neugeborene
Planeten



Numerische Simulationen einer Gruppe von Astronomen unter der Leitung von
Mario Flock vom Max-Planck-Institut für Astronomie haben gezeigt, dass
junge Planetensysteme in natürlicher Weise "kindersicher" sind:
Physikalische Prozesse halten junge Planeten davon ab, in den Stern zu
fallen. Ähnliche Prozesse ermöglichen die Geburt von Planeten in direkter
Nähe von Sternen - aus kleinen Felsbrocken, die sich in einer Region nahe
dem Stern sammeln. Die jetzt in der Zeitschrift Astronomy & Astrophysics
veröffentlichte Forschung erklärt Beobachtungen des
Kepler-Weltraumteleskops, denen zufolge eine große Anzahl von Super-Erden
ihre Sterne sehr eng umkreisen - nämlich direkt an der Kindersicherung.




[image: Bild: © MPIA-Grafikabteilung]

Junger Planet nahe der "Kindersicherung" in der Scheibe, die den
jungen Stern umgibt

Bild: © MPIA-Grafikabteilung



Eltern von Säuglingen oder Kleinkindern stellen üblicherweise sicher, dass
ihr Zuhause kindersicher ist - sobald sich ein Baby bewegen kann, sollten
Sicherheitsbarrieren es von gefährlichen Bereichen fernhalten. Neue
Forschungen zur Planetenentstehung zeigen, dass in jungen Planetensystemen
etwas sehr Ähnliches passiert.

Planeten entstehen rund um einen jungen Stern, der von einer Scheibe aus
Gas und Staub umgeben ist. In dieser protoplanetaren Scheibe kleben
Staubkörner zusammen und werden immer größer. Nach einigen Millionen
Jahren haben die betreffenden Brocken einen Durchmesser von einigen
Kilometern erreicht. Ab dann ist die Schwerkraft stark genug, um solche
Objekte zu Planeten zusammenzuziehen, also zu runden Objekten, solide oder
zumindest mit einem festen Kern, mit Durchmessern von einigen tausend
Kilometern oder mehr.

Auffälliges Gedränge an der inneren Grenze

Wie ältere Babys oder Kleinkinder neigen feste Objekte in einem so jungen
Planetensystem dazu, sich in alle Richtungen zu bewegen - nicht nur um den
Stern herum, sondern auch auf ihn zu oder von ihm weg. Das kann fatal
enden, nämlich dann, wenn ein Planet in seinen Stern hineinfällt.

In der Nähe des Sterns begegnen wir nur terrestrischen, also erdähnlichen
Planeten. Die haben eine feste Oberfläche, wie bei unserer Erde.
Planetenkerne können nur dann große Mengen an Gas einfangen und halten,
wenn sie sich deutlich weiter entfernt vom Stern befinden. Nur dort
entstehen sogenannte Gasriesen wie Jupiter.

Die einfachste Art der Berechnung der Bewegung eines Planeten im Gas einer
protoplanetaren Scheibe in der Nähe des Sterns lässt bei Planetenfreunden
Alarmglocken klingeln: Sie zeigen, dass ein solcher Planet kontinuierlich
nach innen driften und auf einer Zeitskala von weniger als einer Million
Jahren in den Stern fallen sollte. Dieser Zeitraum ist viel kürzer als die
Lebensdauer der protoplanetaren Scheibe.

Wäre das alles, dann müsste uns sehr wundern, dass der NASA-Satellit
Kepler bei seinen Untersuchungen sonnenähnlicher Sterne (Spektralklassen
F, G und K) etwas ganz anderes gefunden hat: zahlreiche Sterne nämlich,
die eng von sogenannten Super-Erden umkreist werden, also von
Felsplaneten, die deutlich mehr Masse besitzen als unsere Erde. Besonders
häufig sind Planeten mit Umlaufzeiten von rund 10 bis 12 Tagen. Für unsere
Sonne würde das einem Planeten entsprechen, der die Sonne im Abstand von
nur 0,1 astronomische Einheiten umkreist. Das ist nur etwa ein Viertel des
Sonnenabstands des Merkurs, des in unserem Planetensystem sonnennächsten
Planeten.

Diesen scheinbaren Widerspruch aufzuklären - wieso findet Kepler soviele
Planeten, die es den einfachen Regeln nach nicht geben dürfte? - nahm sch
Mario Flock vor, ein Gruppenleiter am Max-Planck-Institut für Astronomie,
gemeinsam mit Kollegen vom Jet Propulsion Laboratory, der University of
Chicago und der Queen Mary University, London. Die beteiligten Forscher
sind Experten für die Simulation der komplexen Umgebung, in der Planeten
entstehen, sowie für die Modellierung der Strömungen und Wechselwirkungen
von Gas, Staub, Magnetfeldern, untereinander und mit Planeten deren
Vorstufen. Angesichts des scheinbaren Paradoxons der nahen
Kepler-Super-Erden machten sie sich daran, die Planetenbildung in der Nähe
sonnenähnlicher Sterne im Detail zu simulieren.

Kindersicherung für Planetensysteme

Ihre Ergebnisse erklären in der Tat, warum Kepler so viele sternnahe
Super-Erden findet - und liefern sogar gleich zwei physikalische
Mechanismen dafür. Erstens zeigte sich, dass solche frühen Sternensysteme
zumindest für Gesteinsplaneten mit einer bis zu 10-fachen Erdmasse
("Super-Erde" oder "Mini-Neptun") eine natürliche Kindersicherung
aufweisen.

Wie bei vielen herkömmlichen Kindersicherungen gibt es dabei eine Barriere
kurz vor der Gefahrenzone. Bei jungen Sternen funktioniert dies wie folgt:
Je näher wir dem Stern kommen, desto intensiver ist die Strahlung des
Sterns. Jenseits der Silikat-Sublimationsgrenze steigt die
Scheibentemperatur auf über 1200 K, und Staubpartikel (Silikate) werden zu
Gas. Das extrem heiße Gas in diesem Bereich ist äußerst turbulent. Diese
Turbulenz transportiert das Gas mit hoher Effektivität in Richtung Stern
und dünnt dabei den inneren Bereich der Scheibe aus.

Wenn eine junge Super-Erde durch das Gas reist, wird sie typischerweise
von Gas begleitet, das zusammen mit dem Planeten in einer
hufeisenähnlichen Anordnung um den Stern kreist. Wenn der Planet nach
innen driftet und die Silikat-Sublimationsgrenze erreicht, verpassen die
Gaspartikel, die sich vom heißen, dünneren Gas innerhalb der Grenze zum
etwas dichteren Gas außerhalb bewegen, dem Planeten jeweils einen kleinen
Kick. Ingesamt übt das Gas dabei einen Einfluss (physikalisch gesehen: ein
Drehmoment) auf den Planeten aus, der ihn von der Grenze zurückschiebt.
Die Grenze wird auf diese Weise zur Sicherheitsbarriere, die verhindert,
dass junge Planeten in den Stern stürzen. Ihre Position entspricht für
sonnenähnliche Sterne genau den Umlaufzeiten, die auch das Kepler-Teleskop
gefunden hat. Mario Flock sagt: "Warum gibt es so viele Super-Erde in
engen Umlaufbahnen, wie Kepler es uns gezeigt hat? Weil junge
Planetensysteme eine eingebaute Kindersicherung haben!"

Planetenentstehung am Limit

Es gibt noch eine weitere Erklärung für die eng umlaufenden Supererden.
Verfolgt man in der Simulation kleine, kieselsteinähnliche Felsbrocken mit
Durchmessern von wenigen Millimetern oder Zentimetern, dann zeigt sich,
dass sich solche Brocken direkt hinter der Silikat-Sublimationsgrenze
ansammeln. Hintergrund ist, dass das Gas diesseits und jenseits der Grenze
im Kräftegleichgewicht sein muss, denn andernfalls würde sich die Grenze
verschieben. Da ein Teil der Stabilisierung über die Zentrifugalkraft
erfolgt, muss das dünne Gas im Übergangsbereich besonders schnell
rotieren. Insbesondere rotiert das Gas damit schneller als die sogenannte
Kepler-Geschwindigkeit, nämlich die Umlaufgeschwindigkeit eines einzelnen
Teilchens, das einen Stern der betreffenden Masse umkreist.

Bei der Kepler-Geschwindigkeit halten sich aus Sicht des kreisenden
Teilchens die Anziehungskraft des Sterns und die Zentrifugalkraft gerade
die Waage. Ein Felsbrocken, der in diese Übergangsregion eintritt, wird
nun aber vom Gas mitgerissen und kreist damit schneller als mit der
Kepler-Geschwindigkeit. Bei so hoher Geschwindigkeit überwiegt die
Zentrifugalkraft, und der Felsbrocken wird nach außen gedrückt - wie ein
kleines Kind, das auf der Plattform eines sich drehenden Karussells nach
außen rutscht.

Im Endeffekt sammeln sich Felsbrocken damit außerhalb der Übergangsregion
- weiter außen befindliche Brocken driften nach innen, und was in die
Übergangsregion driftet wird gleich wieder nach außen befördert. Die
Ansammlung bietet ideale Bedingungen dafür, dass aus den Felsbrocken
außerhalb der Übergangsregion eine neue Super-Erde entsteht - eine weitere
Erklärung dafür, warum man genau dort besonders viele Super-Erden findete!

Diese Ergebnisse kamen für die Forscher nicht ganz überraschend.
Tatsächlich hatten sie zuvor bereits eine ähnliche Felsbrocken-Falle in
Modellen von viel massereicheren Sternen ("Herbig-Sterne") gefunden,
allerdings in viel größerer Entfernung zum Stern. Die neuen Forschungen
erweitern den Mechanismus auf sonnenähnliche Sterne und fügen die
Kindersicherung für neugeborene Planeten hinzu. Darüber hinaus ist der
neue Artikel der erste, der einen systematischen Vergleich mit
statistischen Daten des Kepler-Weltraumteleskop zieht - und dabei
sorgfältig berücksichtigt, dass Kepler aufgrund seiner spezifischen
Beobachtungsmethode (Transitmethode) prinzipiell nur einen Teil der
betreffenden Systeme identifizieren kann.

Was ist mit unserem eigenen Sonnensystem?

Interessanterweise hätte unser eigenes Sonnensystem nach diesen Kriterien
auch einen erdähnlichen Planeten beherbergen können, der der Sonne näher
ist als der derzeit innerste Planet, der Merkur.

Ist die Tatsache, dass es einen solchen Planeten im heutigen Sonnensystem
nicht gibt, ein statistischer Zufall, oder existierte ein solcher Planet
und wurde irgendwann aus dem Sonnensystem ausgestoßen? Das ist eine
interessante Frage für die weitere Forschung. Mario Flock sagt: "Nicht
nur, dass unser Sonnensystem früher eine Kindersicherung besaß - es ist
durchaus möglich, dass das damalige Baby inzwischen erwachsen geworden und
ausgezogen ist!"


Originalpublikation:
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BIOCHEMIE/247: Proteinforschung - Neue Erkenntnisse über die Recyclingfabriken der Zellen (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 10.10.2019

Proteinforschung: Neue Erkenntnisse über die Recyclingfabriken der
Zellen



Wie kleine Müllschlucker säubern Organellen die Zellen von überflüssigem
oder defektem Material. Welche Mechanismen dahinterstecken, finden
Forscher gerade heraus.

Die Zellen sowohl von Tieren als auch von Pflanzen sind darauf angewiesen,
dass sie von ihrem eigenen beschädigten oder überflüssigen Zellmaterial
befreit werden - ein Vorgang, den man Autophagozytose nennt. Den Abbau der
Substrate übernehmen Proteine. Er findet bei Tieren in einem Zellorganell
namens Lysosom und bei Pflanzen und Hefen in der Vakuole statt. Die
Abbauproteine selbst befinden sich nicht von Anfang an in der Vakuole oder
im Lysosom, sondern müssen zunächst von Transportrezeptoren auf kleinen
Vesikeln zu ihrer Wirkungsstätte gebracht werden.

Wie unersetzlich der Transportrezeptor Vps10 für diese Aufgabe ist, konnte
das Team der Arbeitsgruppe Biochemie Intrazellulärer Transportprozesse der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) von Dr. Harald Platta jetzt zeigen.

In einer zweiten Studie analysierten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler das Protein Vac8, welches die Fusion von kleinen und
großen Vesikeln mit der vakuolären Membran reguliert, damit die jeweilige
Fracht in das Innere der Vakuole entlassen werden kann.

Die Ergebnisse sind im Juni und Juli 2019 in den Fachzeitschriften
Scientific Reports und Cells erschienen.

Unersetzlich für den Abbau komplexer Substrate

Die Forscherinnen und Forscher konnten zeigen, dass der Transportrezeptor
Vps10, welcher bei Pflanzen und Hefen das Abbauprotein Pro-Pep4 vom
Endoplasmatischen Retikulum zur Vakuole dirigiert, nicht einer unter
mehreren austauschbaren Rezeptoren ist. "Vps10 trägt vielmehr durch den
effektiven Transport von Pro-Pep4 entscheidend zu der Aktivität der
Vakuole während des Abbaus der zelleigenen Bestandteile bei", so Harald
Platta.

Ohne Vps10, dessen Ebenbild in menschlichen Zellen Sortillin heißt, könne
Pro-Pep4 nicht effizient zur Vakuole gebracht und dort zu Pep4, das bei
Menschen Cathepsin D heißt, aktiviert werden.

Während der Abbau von einzelnen kleinen Proteinen und Ribosomen in der
Vakuole auch ohne Vps10 noch möglich ist, zeigte sich, dass der Abbau von
komplexen Substraten, wie Peroxisomen oder Mitochondrien, ohne Vps10 nicht
mehr effektiv erfolgen kann und mit einer Fehlsteuerung und damit
ineffizienten Reifung von Pro-Pep4 einhergeht.

Weitreichende Auswirkungen

"Die Erkenntnisse aus dieser Studie sind auch für weitergehende Fragen
relevant", erklärt Platta. "So hängt es im Wesentlichen von Pep4 ab, wie
giftig verschiedene für Pflanzen schädliche Pilze sind. Darüber hinaus
schützt Pep4 Hefezellen vor der spontanen Bildung von Prionen, speziellen
schädlichen Eiweißpartikeln, während der Verlust der Pep4-Aktivität zu
einer verkürzten Lebensdauer führt. In Säugern führt ein Mangel des
gereiften Pep4-Homologs Cathepsin D zu neurodegenerativen Störungen. Und
die Fehlsteuerung von Pro-Cathepsin D wurde bei verschiedenen Krebsformen
beobachtet."

Die Membranen von Vesikel und Vakuole müssen miteinander fusionieren

Die zweite Studie analysierte das Protein Vac8, welches eng verwandt mit
den Säuger-Proteinen Plakoglobin, einem Tumorsuppressor, und Katenin ist.
Während letztere an der Plasmamembran Zell-Zell-Kontakte vermitteln,
reguliert Vac8 innerhalb der Zelle die Fusion der Membranen von
Transport-Vesikeln mit der vakuolären Membran. Dabei handelt es sich
entweder um kleine Vesikel, die Abbauproteine enthalten, oder große Vesikel,
die mit den abzubauenden Substraten beladen sind.

Die Fusion der Membranen scheint nicht, wie man annehmen würde, über die
Bindung zu anderen Proteinen zu erfolgen, sondern, wie die Forscherinnen
und Forscher zeigen konnten, über die Koordination von Lipiden. "In der
Studie konnten wir darstellen, dass in Vac8-defizienten Zellen die Fusion
und die abbauende Aktivität der Vakuole durch die experimentelle Zugabe
von den Membranlipid-Bausteinen Ölsäure und Glycerin regeneriert werden
konnte", sagt Harald Platta. Daher nimmt Vac8 nach Meinung der
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine zentrale Rolle bei der
Autophagozytose von allen getesteten Substraten - zytosolische Proteine,
Ribosomen, Peroxisomen - ein.

Vac8 scheint somit nicht nur als einfaches Adapter-Molekül zwischen zwei
Membranen zu agieren, sondern mag womöglich auch die Zusammensetzung der
umliegenden Lipide definieren, um den Kontakt der beiden Membranen
vorzubereiten. "Dies wirft interessante neue Fragestellungen zur Identität
der beteiligten Lipidtypen auf", gibt Harald Platta einen Ausblick auf
zukünftige Forschungsfragen.

Kooperationspartner

Die Arbeitsgruppe kooperierte mit dem Leibniz-Institut für Analytische
Wissenschaften ISAS in Dortmund mit Dr. Fouzi El Magraoui.

Förderung

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft unterstützte die Arbeiten im Rahmen
der Forschergruppe PerTrans FOR1905.
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MELDUNG/602: Lebenswerk Moostierchen (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 10.10.2019

Lebenswerk Moostierchen



Frankfurt, 10.10.2019. Die weltweit größte Sammlung von fossilen
Moostierchen der Kreide- und Tertiärzeit wurde im Rahmen eines
DFG-Projektes digitalisiert und ist seit heute in einem dreibändigen Katalog
im Fachjournal "Carnets Geol." veröffentlicht. Die Sammlung hat Geologe
und Paläontologe Ehrhard Voigt über 85 Jahre zusammengetragen. Auf seinen
Wunsch wurde sie 2005 an das Senckenberg Forschungsinstitut und
Naturmuseum in Frankfurt übergeben. Insgesamt beinhaltet die
Voigt-Sammlung über 300.000 Serien und 256 Holotypen der winzigen Tiere am
Standort Frankfurt.




[image: Bild: © Senckenberg]

Holotyp der Bryozoe Fissuricella vermiculata aus der Oberkreide von
Maastricht.

Bild: © Senckenberg



Moostierchen (Bryozoen) sind aufgrund ihrer mikroskopischen Größe - trotz
ihres häufigen Auftretens in Gewässern aller Art - als Einzeltiere
unauffällig und schwer auszumachen. Geologe und Paläontologe Prof. Dr.
Ehrhard Voigt (1905 - 2004) hat den vielzelligen Wassertieren dennoch sein
gesamtes Leben gewidmet. "Seit einem Fossilfund im elterlichen Garten in
seinen Jugendjahren befasste sich Voigt mit Bryozoen. Insgesamt beschrieb
er mehr als 500 Moostierchen-Arten", erzählt PD Dr. Joachim Scholz vom
Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseum Frankfurt und fährt: "Er
hat dabei einen zweifachen Weltrekord aufgestellt: Die größte Sammlung,
die ein*e einzelne*r Wissenschaftler*in zusammentrug, sowie 85 Jahre
Lebenszeit, die durchgehend einem einzigen Tierstamm gewidmet wurden!"

Etwa 20.000 der wichtigsten Voigt-Bryozoen wurden im Rahmen eines von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Projekt digitalisiert
und für die Wissenschaft in einer Online-Datenbank bereitgestellt. "Als
eine weitere Folge dieses Projektes ist nun ein dreiteiliger
Sammlungskatalog entstanden, der über 80 Tafeln mit Fotos von Bryozoen
enthält", ergänzt Scholz.




[image: Computer-Mikrotomographie: © ZSM Bernhard Ruthensteiner]

Eine Bryozoen (Moostier-) Kolonie der Art Anoteropora latirostris aus
dem Golf von Aden, von oben betrachtet. Die Kolonie hat nahezu die
Größe eines menschlichen Fingernagels.

Computer-Mikrotomographie: © ZSM Bernhard Ruthensteiner



Bryozoen gelten als exzellente Modellorganismen für Evolution und zur
Erfassung von Umweltfaktoren. So lassen sich beispielsweise Riffsterben,
Meeresverschmutzung und Ozeanversauerung aus ihrem Skelettwuchs ableiten.
Auch ihre Verbreitungsgebiete geben Aufschluss. Scholz hierzu: "Bedingt
durch den globalen Klimawandel gibt es aktuell mehrere, ursprünglich in
den Tropen beheimatete Arten in der Nordsee - und es werden stetig mehr!"

Die kleinen Tiere überraschen die Forschenden immer wieder aufs Neue: In
einer aktuellen Studie im Fachjournal "Scientific Reports" beschreibt ein
internationales Team - unter anderem von der Macquarie University Sydney,
dem Max-Planck Institut für Chemie in Mainz und der Zoologischen
Staatssammlung München (wo die Mikro-Computertomographischen Aufnahmen
entstanden) zusammen mit dem Frankfurter Paläontologen einen völlig neuen
Modus der Verkalkung von Schalen. Dabei scheiden die Moostierchen erst das
Mineral Calcit und danach das - sich in seiner Kristallstruktur
unterscheidende Calciumcarbonat - Aragonit ab. Beides ist getrennt durch
eine mikroskopisch kleine organische Schicht, die nur mit Hilfe von
aufwendiger Technik gefunden wurde. "Das zeigt uns, dass selbst bei einer
lebenslangen Beschäftigung mit Bryozoen, noch lange nicht alle
Wissenslücken zu den winzigen Organismen geschlossen sind", resümiert
Scholz.
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ASTRO/413: Wie entstehen die stärksten Magnete des Universums? (idw)


Universität Heidelberg - 09.10.2019

Wie entstehen die stärksten Magnete des Universums?

Deutsch-britisches Forscherteam simuliert Grundlagen für die Bildung von
Magnetsternen



Wie kommt es, dass manche Neutronensterne zu den stärksten Magneten im
Universum werden? Eine mögliche Antwort auf die Frage nach der Entstehung
dieser sogenannten Magnetare hat ein deutsch-britisches Team von
Astrophysikern gefunden. Die Forscher konnten mit umfangreichen
Computersimulationen nachvollziehen, wie sich bei der Verschmelzung von
zwei Sternen starke Magnetfelder bilden. Explodieren solche Sterne in
einer Supernova, könnten daraus Magnetare entstehen. An den
Forschungsarbeiten waren Wissenschaftler der Universität Heidelberg, der
Max-Planck-Gesellschaft, des Heidelberger Instituts für Theoretische
Studien und der University of Oxford beteiligt. Die Ergebnisse wurden in
"Nature" veröffentlicht.

Unser Universum ist von Magnetfeldern durchzogen. So hat beispielsweise
die Sonne eine Hülle, in der konvektive Ströme ununterbrochen magnetische
Felder erzeugen. "Obwohl massereiche Sterne keine solche Hülle besitzen,
beobachten wir trotzdem bei rund zehn Prozent von ihnen an der Oberfläche
ein starkes, großskaliges Magnetfeld", sagt Dr. Fabian Schneider vom
Zentrum für Astronomie der Universität Heidelberg, der Erstautor der
"Nature"-Veröffentlichung ist. Derartige Felder wurden bereits 1947
entdeckt, ohne dass ihr Ursprung bislang vollständig geklärt werden
konnte.

Schon vor über einem Jahrzehnt vermuteten Wissenschaftler, dass starke
Magnetfelder erzeugt werden, wenn zwei Sterne verschmelzen. "Bis jetzt
waren wir jedoch nicht in der Lage, diese Hypothese zu testen, weil es uns
an den dafür nötigen Computertools fehlte", sagt Dr. Sebastian Ohlmann vom
Rechenzentrum der Max-Planck-Gesellschaft in Garching bei München. Nun
nutzten die Forscher den AREPO-Code, einen hochdynamischen Simulationscode
auf den Computerclustern des Heidelberger Instituts für Theoretische
Studien (HITS), um die Eigenschaften von Tau Scorpii (τ Sco) zu
erklären. Dabei handelt es sich um einen magnetischen Stern, der sich 500
Lichtjahre von der Erde entfernt befindet.

Bereits 2016 haben Fabian Schneider und Philipp Podsiadlowski von der
University of Oxford herausgefunden, dass es sich bei τ Sco um einen
sogenannten Blauen Nachzügler handelt. Diese Blue Stragglers sind das
Ergebnis verschmolzener Sterne. "Wir gehen davon aus, dass Tau Scorpii
sein starkes Magnetfeld beim Verschmelzungsprozess erhalten hat", erklärt
Prof. Dr. Philipp Podsiadlowski. Dass sich ein solches Feld durch starke
Turbulenzen bei der Verschmelzung von zwei Sternen bilden kann, hat das
deutsch-britische Forscherteam mit seinen Computersimulationen zu τ Sco
nun gezeigt.

Sternverschmelzungen kommen relativ häufig vor: Wissenschaftler nehmen an,
dass ungefähr zehn Prozent aller massereichen Sterne in der Milchstraße
das Produkt eines solchen Prozesses sind. Dies wiederum würde sehr gut zu
der Häufigkeit passen, mit der magnetische massereiche Sterne beobachtet
werden, wie Dr. Schneider betont. Astronomen gehen davon aus, dass genau
diese Sterne bei Explosionen in Supernovae Magnetare bilden könnten.

Dies dürfte auch bei τ Sco passieren, wenn der magnetische Stern am Ende
seines Lebens explodiert. Die Computersimulationen lassen vermuten, dass
das sich dabei bildende Magnetfeld ausreichend wäre, um die
außergewöhnlich starken magnetischen Felder von Magnetaren zu erklären.
"Magnetare besitzen vermutlich die stärksten Magnetfelder im gesamten
Universum - bis zu einhundert Millionen Mal stärker als das stärkste
Magnetfeld, das jemals von Menschen erzeugt wurde", sagt Prof. Dr.
Friedrich Röpke vom HITS.

Die Forschungsarbeiten wurden vom Oxford Hintze Centre for Astrophysical
Surveys und der Klaus Tschira Stiftung (Heidelberg) gefördert.
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ENERGIE/1650: Calciumbatterien - Neue Elektrolyte, verbesserte Eigenschaften (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 10.10.2019

Calciumbatterien: Neue Elektrolyte, verbesserte Eigenschaften



Batterien auf Basis von Calcium versprechen eine günstige Herstellung und
ein hohe Energiedichte. Diese Technologie aus dem Labor besitzt das
Potenzial, als Energiespeicher der Zukunft die Lithium-Ionen-Technologie
abzulösen. Mit den bislang verfügbaren Elektrolyten gelang es aber nicht,
Calciumbatterien bei Zimmertemperatur aufzuladen. Forscherinnen und
Forscher des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) haben in der
Fachzeitschrift Energy & Environmental Science nun eine vielversprechende
Elektrolytklasse vorgestellt, die das erstmals möglich macht.

(DOI: 10.1039/c9ee01699f)

Erst effiziente, große und kostengünstige Energiespeicher eröffnen die
Möglichkeit einer flächendeckenden Umstellung auf emissionsfreie Mobilität
und Stromversorgung. Doch die heute dominierende Lithium-Ionen-Technologie
kann diese Aufgabe in globalem Maßstab nicht erfüllen, sagt Professor
Maximilian Fichtner vom KIT, Direktor der Forschungsplattform CELEST
(Center for Electrochemical Energy Storage Ulm & Karlsruhe), welche
Calciumbatterien und weitere Speichertechnologien erforscht.
"Lithium-Ionen-Batterien kommen von ihrer Performance und manchen darin
verwendeten Rohstoffen mittelfristig an ihre Grenzen und könnten dann
nicht überall dort eingesetzt werden, wo in Rahmen der Energiewende
Energiespeicher sinnvoll wären. Wir verfügen nur über begrenzte Vorkommen
von Rohstoffen wie Kobalt, Nickel und Lithium, die für die Herstellung
notwendig sind." Stattdessen setzen er und sein Team, das am vom KIT in
Kooperation mit der Universität Ulm gegründeten Helmholtz-Institut Ulm
(HIU) angesiedelt ist, auf alternative Batterietechnologien. Diese
basieren auf Rohstoffen, die auf der Erde viel häufiger vorkommen. Das
Element Calcium hält er dabei für einen vielversprechenden Kandidaten, da
Calcium etwa im Gegensatz zu Lithium zwei Elektronen pro Atom ab- und
aufnehmen kann und weil es eine ähnliche Spannung liefert wie Lithium:
"Calcium ist das fünfthäufigste Element in der Erdkruste. Es ist
gleichmäßig auf der Erde verfügbar und bietet den Vorteil sicher, ungiftig
und kostengünstig zu sein."

Suche nach geeignetem Elektrolyt

Doch bei der Entwicklungsarbeit zur Calciumbatterie gab es bislang eine
große Hürde: Im Gegensatz zur etablierten Lithium-Ionen-Technologie oder
auch der neueren Natrium- oder der Magnesium-Technologie existierten
bislang keine praktikablen Elektrolyte, um wiederaufladbare
Calciumbatterien herzustellen. "Erst seit wenigen Jahren existieren
überhaupt experimentelle Elektrolyte und damit Prototypen der
Calciumbatterie", erklären Dr. Zhenyou Li, Erstautor der Studie und Dr.
Zhirong Zhao-Karger, Projektleiterin, die beide im Exzellenzcluster POLiS
(Post Lithium Storage Cluster of Excellence) am KIT arbeiten, das die
Calciumbatterie im Rahmen von CELEST weiterentwickelt. "Diese ermöglichen
einen Ladevorgang aber erst bei Temperaturen jenseits der 75 Grad Celsius
und sind dabei noch anfällig für unerwünschte Nebenreaktionen."

Nun gelang es den Forschern, eine Klasse neuer Elektrolyte auf Basis
spezieller, organischer Calciumsalze zu synthetisieren, mit denen
Ladevorgänge auch bei Zimmertemperatur möglich sind. Am Beispiel des neuen
Elektrolyts Calciumtetrakis[hexafluoroisopropyloxy]borat konnten die
Forscher nun nachweisen, dass Calciumbatterien mit hoher Energiedichte,
Speicherkapazität und Schnellladefähigkeit möglich sind. Ihre Ergebnisse
haben sie in der Fachzeitschrift Energy & Environmental Science
vorgestellt.

Calciumbatterien als nachhaltige Energiespeicher

Die neue Elektrolytklasse schafft nun eine wichtige Grundlage, um
Calciumbatterien aus dem Labor in die Anwendung zu führen. In
Elektroautos, mobilen Elektronikgeräten und stationären Netzspeichern
könnten sie eines Tages die bislang dominierende Lithium-Ionen-Batterie
ersetzen. Allerdings könnte das noch eine Weile dauern: "Die neuen
Elektrolyte sind ein erster wichtiger Schritt", betont Fichtner. "Bis zur
marktreifen Calciumbatterie haben wir noch einen weiten Weg vor uns."


Originalpublikation:

Zhenyou Li, Olaf Fuhr, Maximilian Fichtner, Zhiron Zhao-Karger:

Towards stable and efficient electrolytes for room-temperature
rechargeable calcium batteries.

Energy & Environmental Science, 2019.

DOI: 10.1039/c9ee01699f.

https://pubs.rsc.org/en/content/articlelanding/2019/EE/C9EE01699F#!divAbstract

Über die Forschungsplattform CELEST mit dem Exzellenzcluster POLiS

Die Forschungsplattform CELEST (Center for Electrochemical Energy Storage
Ulm & Karlsruhe) wurde 2018 von den Partnern KIT, Universität Ulm und dem
Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg
(ZSW) zur strategischen Zusammenarbeit gegründet und zählt im
internationalen Vergleich zu den größten Aktivitäten in der
Batterieforschung. 45 Arbeitsgruppen aus 29 Instituten des KIT, der
Universität Ulm und des ZSW bringen ihre komplementäre Expertise in die
Plattform CELEST ein - von der Grundlagenforschung über die praxisnahe
Entwicklung bis zum Technologietransfer. CELEST ist in drei
Forschungsfeldern aktiv: Lithium-Ionen-Technologie, Energiespeicherung
jenseits von Lithium sowie alternative Techniken zur elektrochemischen
Energiespeicherung und -konversion.

Eingebunden in CELEST ist auch das Exzellenzcluster POLiS (Post Lithium
Storage Cluster of Excellence). Im Rahmen von POLiS forschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Karlsruhe und Ulm an der
Batterie der Zukunft. Das Cluster wurde Ende 2018 im Zuge der
hochkompetitiven Exzellenzstrategie des Bundes und der Länder eingeworben
und ist mit rund sieben Millionen Euro pro Jahr für zunächst sieben Jahre
ausgestattet. Partner sind das KIT, die Universität Ulm, sowie die
assoziierten Partner ZSW und Universität Gießen. Die rund 100 Forschenden
verteilen sich in etwa hälftig auf die Standorte Karlsruhe und Ulm.

Mehr zum Exzellenzcluster:

https://www.postlithiumstorage.org/

Über das Helmholtz-Institut Ulm

Das Helmholtz-Institut Ulm (HIU) wurde im Januar 2011 vom Karlsruher
Institut für Technologie (KIT) als Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft in
Kooperation mit der Universität Ulm gegründet. Mit dem Deutschen Zentrum
für Luft- und Raumfahrt (DLR) sowie dem ZSW sind zwei weitere renommierte
Einrichtungen als assoziierte Partner in das HIU eingebunden. Das
internationale Team aus rund 120 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
forscht im HIU an der Weiterentwicklung der Grundlagen von zukunftsfähigen
Energiespeichern für den stationären und mobilen Einsatz.

Zum Webauftritt des HIU:

http://www.hiu-batteries.de

Details zum KIT-Zentrum Energie:

http://www.energie.kit.edu

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de
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ROBOTIK/144: Sensible Roboter sind sicherer - Verbesserte Wahrnehmung durch biologisch inspirierte künstliche Haut (idw)


Technische Universität München - 10.10.2019

Sensible Roboter sind sicherer: Verbesserte Wahrnehmung durch biologisch
inspirierte künstliche Haut



Sensible künstliche Haut erlaubt Robotern, ihren Körper und ihre Umgebung
zu fühlen. Für den engen Kontakt mit Menschen ist das entscheidend. Ein
Team der Technischen Universität München (TUM) hat ein von biologischen
Vorbildern inspiriertes System aus künstlicher Haut und
Steuerungsalgorithmen entwickelt. Dadurch konnte erstmals ein
menschengroßer autonomer Roboter großflächig mit künstlicher Haut versehen
werden.

Die von Prof. Gordon Cheng und seinem Team entwickelte künstliche Haut
setzt sich aus sechseckigen Zellen zusammen, die etwa die Größe einer
Zwei-Euro-Münze haben. Jede ist mit einem Mikroprozessor und Sensoren
ausgestattet, die Berührung, Beschleunigung, Annäherung und Temperatur
messen. Durch solche künstliche Haut können Roboter ihre Umwelt viel
detaillierter und feinfühliger wahrnehmen. Das hilft ihnen nicht nur
dabei, sich sicher zu bewegen. Es sorgt auch dafür, dass die Maschinen
sicherer im Umgang mit Menschen sind und Unfälle aktiv vermeiden können.

Die Hautzellen selbst hat Gordon Cheng, Professor für Kognitive Systeme an
der TUM, vor rund zehn Jahren entwickelt. Ihr volles Potenzial zeigt diese
Erfindung aber erst als Teil eines raffinierten Systems, das jetzt im
Fachmagazin "Proceedings of the IEEE" vorgestellt wurde.

Mehr Rechenkapazität durch ereignisbasierten Ansatz

Das größte Hindernis bei der Entwicklung von Roboterhaut war bislang
Rechenkapazität. Die menschliche Haut hat rund fünf Millionen Rezeptoren.
Will man die Daten aus Sensoren in künstlicher Haut permanent auswerten,
werden schnell Grenzen deutlich. Bisherige Systeme waren schon mit Daten
aus einigen Hundert Sensoren ausgelastet.

Um dieses Problem zu lösen, haben Gordon Cheng und sein Team einen
NeuroEngineering-Ansatz gewählt. Sie überwachen Hautzellen nicht
permanent, sondern nutzen ein sogenanntes ereignisbasiertes System. So
lässt sich der Rechenaufwand um bis zu 90 Prozent reduzieren. Der Trick:
Einzelne Zellen geben Informationen ihrer Sensoren nur weiter, wenn
Messwerte sich ändern. Unser Nervensystem arbeitet ähnlich. Beispielsweise
spüren wir einen Hut in dem Moment, in dem wir ihn aufsetzen, gewöhnen uns
aber schnell an ihn. Da es keine Notwendigkeit gibt, den Hut permanent zu
beachten, werden wir erst wieder auf ihn aufmerksam, wenn er uns vom Kopf
weht. Unser Nervensystem kann sich dadurch auf neue Eindrücke
konzentrieren, auf die der Körper reagieren muss.

Sicherheit auch bei engem Körperkontakt

Durch den ereignisbasierten Ansatz konnte erstmals ein menschengroßer
autonomer, nicht auf externe Berechnungen angewiesener, Roboter mit
künstlicher Haut ausgestattet werden. Der Roboter H-1 ist mit insgesamt
1260 Zellen und dementsprechend mehr als 13.000 Sensoren an Oberkörper,
Armen, Beinen und sogar auf den Fußsohlen ausgestattet, die für ein neues
"Körpergefühl" sorgen. Beispielsweise hilft die Haut auf den Fußsohlen
H-1, auf Unebenheiten im Boden zu reagieren und sogar auf einem Bein zu
balancieren.

Durch die Haut ist H-1 in der Lage, einen Menschen sicher zu umarmen. Das
ist weniger trivial als es klingt: Roboter können Kräfte ausüben, die
Menschen schwer verletzen würden. Bei Umarmungen hat ein Roboter an vielen
verschiedenen Punkten Kontakt mit einer Person und muss aus diesen
komplexen Informationen sehr schnell die richtigen Bewegungen und den
passenden Kraftaufwand berechnen. "In der Industrie mag das weniger
wichtig sein, aber in Bereichen wie der Pflege müssen Roboter auf einen
sehr engen Kontakt mit Menschen ausgerichtet sein", erklärt Gordon Cheng

Variabel und robust

Das Roboterhaut-System von Gordon Cheng ist zudem besonders robust und
variabel. Da die Haut nicht aus einem Stück, sondern aus Zellen besteht,
ist sie auch dann noch funktionstüchtig, wenn einzelne Zellen ausfallen.
"Unser System ist darauf ausgerichtet, problemlos und schnell mit allen
möglichen Robotertypen zu funktionieren", sagt Gordon Cheng. "Jetzt
arbeiten wir daran, kleinere Hautzellen zu entwerfen, die in Zukunft in
größeren Mengen hergestellt werden können."


Mehr Informationen:

Der Roboter H-1 wurde durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im
Rahmen eines Großgeräteantrags finanziert.

Lehrstuhl für Kognitive Systeme:

https://www.ics.ei.tum.de

Video:

https://youtu.be/M-Y2HW6JcGI

Originalpublikationen:


G. Cheng, E. Dean-Leon, F. Bergner, J. Rogelio Guadarrama Olvera, Q.
Leboutet and P. Mittendorfer,

"A Comprehensive Realization of Robot Skin: Sensors, Sensing, Control,
and Applications".

Proceedings of the IEEE (2019).

https://doi.org/10.1109/JPROC.2019.2933348

F. Bergner, E. Dean-Leon, J. R. Guadarrama-Olvera and G. Cheng,

"Evaluation of a Large Scale Event Driven Robot Skin".

IEEE Robotics and Automation Letters (2019).

https://doi.org/10.1109/LRA.2019.2930493

J. R. Guadarrama-Olvera, E. Dean-Leon, F. Bergner and G. Cheng,

"Pressure-Driven Body Compliance Using Robot Skin".

IEEE Robotics and Automation Letters (2019).

https://doi.org/10.1109/LRA.2019.2928214

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 10.10.2019
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BEGEGNUNG/2275: Dinxperlo - "Dialekt als Medizin in der Betreuung" am 26.10.2019


Kreis Borken

Tag des Platt

Thema: "Dialekt als Medizin in der Betreuung"



Kreis Borken / Dinxperlo. Die Arbeitsgemeinschaft
Achterhoek-Westmünsterland lädt zum "Tag des Platt" ein: Am Samstag,
26. Oktober, findet er im Kulturhaus in Dinxperlo, Maurits Prinstraat
6, statt. Der Tag beschäftigt sich diesmal mit dem Thema "Dialekt als
Medizin in der Betreuung": Die Bedeutung von Muttersprache nimmt
insbesondere bei demenzkranken Menschen, aber auch bei älteren,
kranken und pflegebedürftigen Personen zu. Die Ansprache in der
Muttersprache - hier ist es oft die Regionalsprache Niederdeutsch -
vermittelt Wertschätzung. Und sie kann ein Schlüssel sein, um
Erinnerungen zu aktivieren, die sich als Anknüpfungspunkte für die
Biografiearbeit anbieten. Aus verschiedenen Blickwinkeln wird das
Thema nun beim diesjährigen "Tag des Platt" beleuchtet. Beginn ist um
9.30 Uhr. Eingeladen sind alle Freunde des Plattdeutschen aus dem
deutsch-niederländischen Grenzraum.

Nach einem kurzen Empfang mit Kaffee eröffnet Diana Abbink von der
Stichting Achterhoek-Westmünsterland das Programm. Dann greifen
verschiedene Referentinnen und Referenten das Thema "Dialekt als
Medizin in der Betreuung" auf: So informiert Jolien Makkinga vom
Meertens Instituut und der Universiteit Maastricht, ebenso Susanne
Biallas (Leitung Ambulante Pflege und Soziale Dienste beim DRK Borken)
und Heinz Eming (Autor und Sprecher plattdeutscher Mundart) aus Borken
sowie Thea Meinen, Koordinatorin für die Betreuungsangebote im
Wohnsorgezentrum Careaz Dr. Jenny in Dinxperlo. Anschließend ist
Gelegenheit, über das Thema zu diskutieren. Die musikalische
Begleitung übernimmt das "Gelegenheitsduo Ali" (Hans Beernink und
Frans van Gorkum).

Um 12.30 Uhr steht ein gemeinsames Mittagessen auf dem Programm. Ab
13.30 Uhr wird für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein Rundgang zur
Grenze mit kurzen Besichtigungen des Wohnsorgezentrums Careaz Dr.
Jenny in Dinxperlo (NL) und des Pflege- und Wohnhauses "Bültenhaus" in
Suderwick (D) angeboten. Die beiden Einrichtungen für Senioren,
Menschen mit Behinderungen und chronisch Kranke kooperieren.
Besichtigt wird auch das deutsch-niederländische Begegnungszentrum
"Die Taverne", das sich in einer Brücke über der Grenze befindet und
die beiden Einrichtungen verbindet. Auch das Grenslandmuseum Dinxperlo
kann besucht werden.

Der "Tag des Platt" wird von der Arbeitsgemeinschaft
Achterhoek-Westmünsterland gemeinsam mit dem Kulturkreis Schloss
Raesfeld, dem "Dialectring Achterhoek en Liemers", dem kult
Westmünsterland, der Kreisheimatpflege Borken, dem Heimatverein
Suderwick und der Stichting Bewaar't Olde Dinxperlo veranstaltet.

Anmeldungen sind bis Samstag, 19. Oktober, bei der Kreisheimatpflege
im kult in Veden unter Tel. 02564/9899110 oder per Mail an
heimatpflege@kreis-borken.de möglich. Die Teilnahme an der Tagung mit
Getränken und Mittagessen kostet 12,50 Euro. Parkmöglichkeiten gibt es
rund um das Kulturhaus.

Veranstaltet von der Arbeitsgemeinschaft Achterhoek-Westmünsterland am
Samstag, 26. Oktober, in Dinxperlo

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Oktober 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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ARBEIT/1186: Deutscher Gewerkschaftsbund - 70 Jahre für eine gerechtere Gesellschaft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Oktober 2019

70 Jahre für eine gerechtere Gesellschaft - Glückwünsche zum Jahrestag des DGB



Zum 70. Jahrestag der Gründung des Deutschen Gewerkschaftsbundes
erklären Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, und Beate
Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive
Arbeitsmarktpolitik:

Wir gratulieren und danken dem Deutschen Gewerkschaftsbund für
70 Jahre Einsatz zur Stärkung unserer sozialen Marktwirtschaft, für
soziale Gerechtigkeit und ein Leben in Freiheit und Würde.

Immer wieder hat der DGB gezeigt, dass starke Gewerkschaften ein
Garant dafür sind, Antworten auf eine sich wandelnde Wirtschaft,
Gesellschaft und Arbeitswelt zu entwickeln. Auch heute, in Zeiten der
Klimakrise und der Digitalisierung, in denen sich ganze Branchen
umwälzend verändern, ist das große Know-How, die Entschlossenheit und
die Bindekraft des DGB dringend nötig.

Uns Grüne verbindet mit dem DGB die Bestimmtheit, dass in einer sich
wandelnden Welt die Beschäftigten und ihre Rechte nicht aus dem Blick
verloren gehen dürfen. Die Beschäftigten brauchen Perspektiven und
deshalb müssen wir Ökologie und Soziales zusammendenken. Der DGB und
seine Mitglieder sind daher wichtige Partner in unserem grünen
Gewerkschafts- und Sozialbeirat, denn dort beraten wir gemeinsam
tragfähige Konzepte für die Zukunft unserer Gesellschaft.

Zum 70. Jahrestag kann der DGB zufrieden zurückblicken. Er ist ein
Garant für eine faire Sozialpartnerschaft und er ist streitbar, wenn
es um gute Arbeit geht. Der DGB hat auch die Gesellschaft als Ganzes
im Blick. Er kritisiert alle Formen von Armut, fordert menschenwürdige
Renten, mahnt eine Politik an, die auch Erwerbslosen Chancen und
Perspektiven eröffnet und setzt sich für die Gleichstellung von Frauen
ein. Dem DGB gilt unsere große Anerkennung, für sein Eintreten für
gesellschaftlichen Zusammenhalt, Offenheit, Achtung, und Respekt und
für seinen wertvollen Beitrag im Kampf gegen soziale Ausgrenzung,
Demokratiefeindlichkeit und Rechtsextremismus.

Danke, lieber DGB, für Euren unermüdlichen Einsatz für eine gerechtere
Gesellschaft - und auf weitere 70 erfolgreiche Jahre.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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AUSSEN/2190: Gratulation zum Friedensnobelpreis, Abiy Ahmed


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Oktober 2019

Gratulation zum Friedensnobelpreis, Abiy Ahmed!



Zur Verleihung des Friedensnobelpreises an den äthiopischen
Ministerpräsidenten Abiy Ahmed erklären die Fraktionsvorsitzenden
Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

Am 9. Juli 2018 wurde auf Betreiben von Abiy Ahmed ein historischer
Friedensvertrag zwischen Äthiopien und Eritrea unterzeichnet. Dieser
beendete den mehr als 20 Jahre andauernden Kriegszustand zwischen
beiden Staaten. Familien, die jahrelang getrennt waren, können sich
wieder besuchen. Telefon- und Flugverbindungen wurden etabliert.

Der historische Friedensschluss zwischen Äthiopien und Eritrea ist ein
wegweisendes und in seiner Bedeutung kaum zu unterschätzendes Signal,
das weit über die Region hinaus wirkt. Der Vertrag stellt auch ein
beispielhaftes Zeichen für Frieden und Aussöhnung in einer schwierigen
Weltlage dar.

Abiy Ahmed hat nicht nur den "heiligen Krieg" seines Landes mit
Eritrea beendet, sondern auch einen Prozess des gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Wandels im zweitgrößten Staat Afrikas angestoßen.
Seit seiner Wahl hat er unter anderem politische Gefangene
freigelassen und ethnische Spannungen im Land abzubauen versucht.

Der Weg seines Landes ist noch weit, aber all dies ist ein
vielversprechender Anfang. Notwendig ist, dass die Zivilgesellschaft
weiteren politischen Raum zur Entfaltung bekommt, dass die Rechte von
Minderheiten und auch der Opposition dauerhaft respektiert werden.
Eine solche Entwicklung voranzutreiben und zu unterstützen, verdient
auch ein stärkeres Engagement der Bundesregierung.

Wir freuen uns über diese Entscheidung und die Anerkennung für eine
der Erfolgsgeschichten auf unserem Nachbarkontinent. Möge der
Friedensnobelpreis für Abiy Ahmed den mutigen Kurs der Versöhnung und
den Aufbruch zu demokratischen Reformen stärken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/1823: Eurozonenbudget - Stillstand statt Durchbruch


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Oktober 2019

Eurozonenbudget: Stillstand statt Durchbruch



Zum Treffen der Euro-Gruppe erklären Sven-Christian Kindler, Sprecher
für Haushaltspolitik, und Franziska Brantner, Sprecherin für
Europapolitik:

Wieder kein Ergebnis, wieder kein Durchbruch. Das ist ein
Armutszeugnis. Gerade jetzt bräuchte es ein wirksames Eurozonenbudget,
um mit mehr Investitionen in der Eurozone einer drohenden Rezession
entgegen zu wirken. Kaum eine Maßnahme fördert wirtschaftliche
Entwicklung und Stabilität so nachhaltig wie Investitionen in die
Zukunft.

Dass es erneut kein Ergebnis gibt, liegt maßgeblich an der deutschen
Bundesregierung. Für einen Aufbruch für Europa ist die Koalition aus
CDU, CSU und SPD angetreten, davon ist nichts zu sehen. Statt Aufbruch
gibt es weiterhin Stillstand. Die Gespräche der Euro-Finanzminister
zum Eurozonenbudget sind enttäuschend. Es gab weder eine Einigung zur
Höhe des Eurozonenbudgets, noch über den rechtlichen Rahmen. Die
zuletzt diskutierte Höhe des Eurozonenbudgets von mickrigen
17 Milliarden Euro dürfte bei den weiteren Verhandlungen in den
kommenden Wochen weiter zusammen schrumpfen. Man muss kein Ökonom
sein, um zu wissen, dass ein Haushalt ohne Geld keine stabilisierende
Wirkung entfalten kann.

Ein solches Eurozonenbudget wäre nutzlos. Mit dem Ausbleiben von
klugen Reformen der Wirtschafts-und Währungsunion fehlen weiterhin die
geeigneten Instrumente, die die Euro-Zone gegen künftige Krisen
absichern und unseren Währungsraum auf ein felsenfestes Fundament
stellen könnten. Damit steht die Eurozone genauso zerbrechlich da wie
vorher. Wenn die Euro-Zone das nächste Mal brennt, haben wir immer
noch keine Brandmauer. Ein Eurozonenbudget wird seinem Namen nur
gerecht, wenn es die Wirtschaft in Krisen stabilisiert und investiert.
Ohne ein Budget von relevanter Größe drohen in der nächsten Krise
wieder Sparhaushalte, worunter vor allem Arbeitslose,
Niedrigverdienende und Rentnerinnen und Rentner leiden.

Das Zaudern und Zögern der Bundesregierung schwächt so den
Zusammenhalt und die Krisenfestigkeit in Europa. Sie hat dem Vorhaben
geschadet, indem sie wieder einmal auf der Bremse stand und damit
Macron ins Leere laufen ließ. Olaf Scholz hat die Chance vertan, zu
zeigen, dass er als sozialdemokratischer Finanzminister europäisch und
nicht allein national denkt und handelt. Statt verzagter
Trippelschritte brauchen wir in Europa mutige Investitionen in
Klimaschutz und unsere Infrastruktur, um unser Leben ökologisch zu
gestalten und die Wirtschaft zu stärken. Wie auch bei den anstehenden
Verhandlungen zum EU-Budget gilt: Jeder Euro mehr ist gut investiert,
weil es den Wirtschaftsraum Europa sicherer macht und gerade wir in
Deutschland davon profitieren.

Eine letzte Hoffnung liegt auf dem Europäischen Parlament. Die
Abgeordneten der EU-Länder stimmen am Ende über das Eurozonenbudget
ab. Sie sind jetzt am Schalthebel, um die Blockade zu durchbrechen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2019
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EUROPA/1822: Ein Sieg für die rumänische Opposition und Hoffnung für den Rechtsstaat


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Oktober 2019

Ein Sieg für die rumänische Opposition und Hoffnung für den Rechtsstaat



Zur heutigen Abwahl der rumänischen Ministerpräsidentin durch einen
Misstrauensantrag der Opposition erklärt Gerhard Zickenheiner,
Mitglied im Europaausschuss:

Die Glaubwürdigkeit der sozialdemokratischen Regierung Rumäniens ist
gering. Für weite Teile der rumänischen Zivilgesellschaft ist sie das
schon längst und für die Mehrheit des Parlaments heute auch. Bereits
zum zweiten Mal wurde nun ein Misstrauensantrag gegen die
sozialdemokratische Ministerpräsidentin Rumäniens, Viorica Dancila,
eingebracht. Während sie den ersten im Juni überstand, hat sie es in
der Folge verpasst, das Vertrauen nachhaltig zu stärken und nun den
zweiten Misstrauensantrag verloren.

Die Inhaftierung des ehemaligen Parteichefs der Sozialdemokraten
Dragneas und Dancilas Gelöbnis, weder die umstrittene Justizreform
fortzusetzen noch das Korruptionsstrafrecht weiter zu lockern,
reichten nicht aus. Ihr wird vorgeworfen, inkompetent zu sein, kaum
öffentliche Investitionen zu tätigen und EU-Gelder unzureichend
abzurufen.

Der Misstrauensantrag wurde angeführt von der bürgerlich
nationalliberalen Partei (PNL), die Klaus Iohannis nahesteht, und von
fünf weiteren Parteien unterstützt wurde. 238 Abgeordnete, fünf mehr
als nötig, stimmten dem zu.Es bleibt vorerst offen, ob es Neuwahlen
geben wird oder die Opposition eine neue Regierung unterstützt. Offen
bleibt auch, wen Rumänien als Kommissar nach Brüssel schicken wird,
nachdem der erste Vorschlag Rumäniens, Rovana Plumb, vom Europäischen
Parlament abgelehnt worden war.

Nachdem die zahlreiche Kritik aus der EU wenig Wirkung gezeigt hat,
freuen wir uns heute über die klare Absage an die jetzige Regierung.
Hoffentlich kann die kommende Regierung die Hoffnung der
Zivilgesellschaft erfüllen: nämlich auf ein korruptionsfreies und
demokratisches Rumänien.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/977: Bundesregierung muss Kurswechsel gegenüber Ankara vornehmen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Oktober 2019

Bundesregierung muss Kurswechsel gegenüber Ankara vornehmen



Zum Einmarsch der Türkei in Nordsyrien sowie dem Telefongespräch
zwischen Heiko Maas und Mevlüt Cavusoglu erklären Claudia Roth und Cem
Özdemir, Expertin und Experte für Türkeipolitik:

Der völkerrechtswidrige Einmarsch türkischer Streitkräfte in
Nordsyrien hat mit vermeintlichen Sicherheitsinteressen der Türkei
nichts zu tun. Wer das suggeriert, wie NATO-Generalsekretär Jens
Stoltenberg und nun Bundesaußenminister Heiko Maas, stärkt Präsident
Erdogan in seinem unverfrorenen Vorhaben, einen eindeutigen
Völkerrechtsbruch mit Artikel 51 der UN-Charta zu rechtfertigen. Der
Einmarsch in Nordsyrien ist ein gezielter Angriff auf die mehrheitlich
kurdische Bevölkerung und eine bewusste Eskalation des Konflikts mit
den Kurdinnen und Kurden im eigenen Land. Mit dem Angriff auf die
kurdische Bevölkerung in Nordsyrien erstickt Präsident Erdogan die
letzte Hoffnung, den kurdischen Friedensprozess in der Türkei
wiederzubeleben. Die Ankündigung, mittelfristig Millionen syrischer
Geflüchteter nach Nordsyrien umzusiedeln, ist der aggressive Versuch,
die dortige Bevölkerungsstruktur nach zynisch-nationalistischem Kalkül
umzuschichten. Besonders brutal trifft Erdogans wahnsinnige
Großmachtpolitik auch die ethnischen und religiösen Minderheiten in
der Region.

Der Normalisierungskurs der Bundesregierung gegenüber Ankara ist
gescheitert und hat Präsident Erdogan nur bestärkt in seinem
autokratischen, anti-demokratischen Kurs. Das laute Schweigen zu Afrin
im letzten Jahr, es hallt bis heute nach. Wir stehen fest an der Seite
aller Demokratinnen und Demokraten in der Türkei. Von der
Bundesregierung erwarten wir dasselbe - und deshalb einen
grundlegenden Kurswechsel im Umgang mit der türkischen Regierung. Wir
brauchen einen sofortigen Stopp aller Rüstungsexporte in die Türkei,
auch wirtschaftlichen Druck. Die Bundesregierung sollte den türkischen
Botschafter umgehend einbestellen.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1882: Grüne zum Klimapaket


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 11. Oktober 2019

Grüne zu Klimapaket



Zur aktuellen Debatte zum Klimapaket der Bundesregierung erklären
Annalena Baerbock, Robert Habeck, Katrin Göring-Eckardt und Anton
Hofreiter, Vorsitzende von Partei und Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, sowie Grüne VertreterInnen aus den Ländern (Namensliste
siehe unten):

"Das so genannte Klimapaket der GroKo reicht bei weitem nicht aus, um
den notwendigen engagierten Klimaschutz umzusetzen und die Klimaziele
zu erreichen. Der vorgesehene Ausbau der Erneuerbaren reicht nicht,
der CO2-Preis entfaltet keine Lenkungswirkung vor Mitte des nächsten
Jahrzehnts, das Klimaschutzgesetz wird immer unkonkreter und
unverbindlicher. Nun hat die GroKo die gesetzliche Umsetzung des
Klimapakets so ausgestaltet, dass wesentliche Bestandteile im
Bundesrat nicht zustimmungspflichtig sind.

Seit gestern liegt ein zustimmungspflichtiger Gesetzentwurf zur
Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht vor, der fünf
Änderungen von Steuergesetzen enthält. Die wesentlichen Punkte wie der
Ausbau der Erneuerbaren, das Klimaschutzgesetz und die CO2-Bepreisung
gehören nicht dazu.

Die im Gesetzentwurf genannten Punkte werfen bisher mehr Fragen auf
als dass sie Antworten geben. Beispielsweise sind die CO2-Einsparungen
und Standards im Gebäudebereich nicht benannt, die Pendlerpauschale
soll ab 2021 erhöht werden, während eine CO2-Bepreisung noch nicht
terminiert ist, die Wirkung der sozialen Kompensation ist ungenügend.
Wir sehen die Kosten, wir sehen aber nicht, was sie für die Erreichung
der Klimaziele bringen.

Wir werden auch in den wenigen zustimmungspflichtigen Punkten die
jeweiligen Maßnahmen auf ihre klimapolitische Wirksamkeit im
Verfahren auf Herz und Nieren prüfen und versuchen, diese so
auszusteuern, dass sie möglichst viel Effekt haben - wenn notwendig
und möglich auch über den Vermittlungsausschuss."

Den Text zeichnen:

Annalena Baerbock, Robert Habeck, Katrin Göring-Eckardt, Anton
Hofreiter, Winfried Kretschmann, Tarek Al-Wazir, Claudia Dalbert,
Katharina Fegebank, Monika Heinold, Ulrike Höfken, Maike Schaefer,
Ramona Pop, Anja Siegesmund

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1867: Friedensnobelpreis für Abiy Ahmed ist zukunftsweisende Entscheidung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2019

Friedensnobelpreis für Abiy Ahmed ist zukunftsweisende
Entscheidung

Weiterer Ansporn für Aussöhnung auf dem afrikanischen Kontinent



Der diesjährige Friedensnobelpreis geht an den äthiopischen
Ministerpräsidenten Abiy Ahmed. Hierzu erklärt der außenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt:

"Mit der Nominierung des äthiopischen Ministerpräsidenten Abiy Ahmed
zum Friedensnobelpreisträger hat das Nobelkomitee eine wichtige und
zukunftsweisende Entscheidung getroffen. Ministerpräsident Ahmed hat
mit großer Weitsicht, politischem Einsatz und persönlichem Risiko den
Grenzkonflikt mit dem Nachbarn Eritrea beendet - einen der
virulentesten Konflikte überhaupt. Nur durch seinen Mut zur
Aussöhnung konnte am 9. Juli 2018 die Friedens- und
Freundschaftserklärung zwischen Äthiopien und Eritrea unterzeichnet
werden, die den Boden für Aussöhnung bereitet. Diesen Mut hat er auch
dabei bewiesen, einen friedlichen und demokratischen Wandel im
eigenen Land zu vollziehen, sowie bei seinen erfolgreichen
Vermittlungen in der Krise im Sudan. Die CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag gratuliert dem Nobelpreisträger von ganzem
Herzen.

Mit dieser Entscheidung gehen aber auch zwei weitere wichtige Signale
einher: Erstens unterstreicht sie, dass die politische Beilegung von
bewaffneten Konflikten machbar ist. Diese Erkenntnis ist nur allzu
wichtig in einer Zeit, in der kriegerische Auseinandersetzungen
zunehmen - in Syrien, im Jemen, in Libyen und in anderen Teilen der
Welt. Der Friedensnobelpreis erinnert uns: Eine politische Lösung
muss immer Vorrang haben.

Zweitens wirft diese Entscheidung zu Recht das Scheinwerferlicht auf
unseren Nachbarkontinent Afrika. Es gibt noch immer zahlreiche
Herausforderungen und Entwicklungshemmnisse, die es zu lösen gilt.
Dies bedarf einer größeren Kraftanstrengung der internationalen
Gemeinschaft, vor allem auch Europas. Aber es gibt eben auch immer
wieder positive Entwicklungen, die unsere Unterstützung und Würdigung
verdienen. Sie zeigen: Der Einsatz für die Zusammenarbeit mit Afrika
lohnt sich."

 * 
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EUROPA/982: Vorschläge der EU-Kommission zur Ostseefischerei bedenklich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2019

Vorschläge der EU-Kommission zur Ostseefischerei bedenklich

EU-Fischereiminister beraten über Fangmengen



Am 14. Oktober beraten die Fischereiminister der EU-Mitgliedstaaten
in Brüssel über die künftigen Fangmöglichkeiten in der Ostsee. Dazu
erklären der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und
Landwirtschaft der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, und
der zuständige Berichterstatter Michael von Abercron:

Albert Stegemann: "Die Empfehlungen der Europäischen
Kommission zu den künftigen Fischereimöglichkeiten in der Ostsee
betrachten wir mit Sorge. Sie sehen nämlich drastische Kürzungen der
Fangmengen bei den wichtigsten Beständen vor - bei westlichem Dorsch
um 68 Prozent und bei westlichem Hering um 71 Prozent. In der
östlichen Ostsee darf Dorsch überhaupt nicht mehr gezielt befischt
werden. Auch in Zukunft werden die Fangmöglichkeiten - selbst nach
einer Erholung der Bestände - voraussichtlich als Folge des
Klimawandels unterhalb des bisherigen Niveaus bleiben.

Unter diesen Bedingungen kann die organisierte Fischerei in der
Ostsee nicht überleben. Die Küstenfischerei ist aber sowohl
wirtschaftlich als auch kulturell unverzichtbarer Bestandteil der
deutschen Ostseeküste. Für die notwendigen Strukturanpassungen wollen
wir den Betrieben daher die erforderliche politische Rückendeckung
geben. Dafür brauchen wir aber die richtigen Signale aus Brüssel."


Michael von Abercron: "Wir erwarten, dass die
Bundesregierung sich in Brüssel dafür einsetzt, dass die
erforderlichen EU-rechtlichen Voraussetzungen für unvermeidliche
Strukturanpassungshilfen geschaffen werden. Um zu überleben, ist eine
Verringerung der Flottenkapazität unausweichlich. Diese gilt es
politisch zu begleiten und mit einem Abwrackprogramm
sozialverträglich zu flankieren. Dazu bedarf es kurzfristig der
Schaffung einer entsprechenden Rechtsgrundlage auf europäischer
Ebene. Darüber hinaus brauchen wir Änderungen des nationalen
Regelwerks, um die Flexibilisierung der Kapazitäts- und
Quotenübertragung zu ermöglichen.

Dramatische Auswirkungen auf die deutsche Ostseeküste drohen
zusätzlich durch die Empfehlungen der EU-Kommission in Bezug auf die
Freizeitfischerei: Künftig soll das Angeln von westlichen Dorschen
auf zwei Exemplare pro Tag begrenzt werden (Baglimit). Damit würde
den touristischen Angelbetrieben an der deutschen Ostseeküste die
Existenzgrundlage entzogen. Der regionalen Wirtschaft auch in
strukturschwachen Gebieten würde dadurch erheblich geschadet. Diese
Empfehlungen der EU-Kommission entbehren jeder wissenschaftlichen
Grundlage, denn selbst nach Prognose des Thünen-Instituts wird diese
Maßnahme nicht zur Erholung des Bestandes beitragen. Eine Absenkung
des Tagesfanglimits gilt es daher unter allen Umständen zu
verhindern."


Hintergrund:

Am 14. Oktober 2019 soll im EU-Ministerrat für Landwirtschaft und
Fischerei eine Einigung über die zulässigen Gesamtfangmengen (TACs)
und Quoten für die zehn wichtigsten kommerziell befischten Bestände
in diesem Meeresbecken erzielt werden.

Das Thünen-Institut ist das Bundesforschungsinstitut für Ländliche
Räume, Wald und Fischerei mit Sitz in Braunschweig.

 * 
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SICHERHEIT/2013: Sofortiges Waffenembargo statt NATO-Solidarität


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Oktober 2019

Sofortiges Waffenembargo statt NATO-Solidarität



"DIE LINKE begrüßt den Stopp von Rüstungsexporten an die Türkei durch
die Regierungen des NATO-Mitglieds Norwegen und Finnlands.
Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas müssen
angesichts der anhaltenden türkischen Kriegsoffensive in Syrien
ebenfalls alle Rüstungslieferungen an die Türkei stoppen und in NATO
und EU auf ein umfassendes Waffenembargo gegen Ankara drängen",
erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, keine neuen
Rüstungsexporte an das NATO-Mitglied Türkei zu genehmigen und Anträge
für Ausfuhrerlaubnisse für Rüstungsgüter und sogenannte
Dual-Use-Güter, als Material, das im zivilen wie militärischen Bereich
Verwendung finden kann, nicht zu bearbeiten. Die völkerrechtswidrige
Intervention der türkischen Armee an der Seite islamistischer
Terrorbanden im Nachbarland Syrien muss von der Bundesregierung auch
in einer Dringlichkeitssitzung des NATO-Rats zum Thema gemacht werden.

Es ist bemerkenswert, dass Deutschland im UN-Sicherheitsrat bisher
keine Resolution eingebracht hat, die den türkischen Einmarsch in
Syrien als Völkerrechtsbruch verurteilt. Wie im Fall der fortgesetzten
Waffenlieferungen bleibt die Kritik am Angriffskrieg Erdogans
folgenlos. Dies wird der türkische Despot als Freifahrtschein für
weitere Gewaltakte im Nordosten Syriens verstehen. Den Worten der
Bundesregierung müssen endlich Taten folgen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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BUNDESTAG/8971: Heute im Bundestag Nr. 1116 - 11.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1116

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Fr., 11. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. AfD-Fraktion fragt nach Bagatellsteuern

2. Regulierung von Libra

3. Perspektiven für die Commerzbank

4. Bedenken gegen Soli-Gesetz



1. AfD-Fraktion fragt nach Bagatellsteuern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/13710) nach den Einnahmen aus verschiedenen Steuern.
Genannt werden unter anderem die Feuerschutzsteuer, die
Gaststättenerlaubnissteuer, die Hundesteuer, die Schaumweinsteuer und
die Spielvergnügungssteuer. Gefragt wird außerdem, ob es Konzepte für
die Abschaffung solcher Steuern gibt. So seien beispielsweise die
Getränkesteuer, die Leuchtmittelsteuer und die Teesteuer abgeschafft
worden.

Bei der Kleinen Anfrage handelt es sich um eine Nachfrage zur Antwort
auf die Kleine Anfrage auf Drucksache 19/8488.

 * 

2. Regulierung von Libra

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die Regulierung der von Facebook geplanten
Digitalwährung Libra interessiert sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/13695). Die Bundesregierung soll angeben, ob sie
die Befürchtungen der Europäischen Kommission teilt, dass Libra zu
Wettbewerbsverzerrungen führen könnte. Auch wird nach möglichen
Auswirkungen von Libra auf den Zahlungsverkehr in Deutschland und
global gefragt.

 * 

3. Perspektiven für die Commerzbank

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um strategische Perspektiven der Bundesregierung zur
Commerzbank geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/13360). Hintergrund ist die Ausschreibung eines Mandats zur
Beratung bezüglich der Commerzbank-Beteiligung, die die für die
Beteiligungen des Bundes im Finanzsektor zuständige Deutsche
Finanzagentur im Deutschen Vergabeportal veröffentlicht habe. Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, von wem die Initiative zu
dieser Ausschreibung ausgegangen sei und welche Überlegung es
innerhalb der Bundesregierung gebe, den Wert der Beteiligung des
Bundes an der Commerzbank AG zu steigern. Außerdem soll die
Bundesregierung angeben, wie sich der Anteil des Bundes an der
Commerzbank entwickelt hat.

 * 

4. Bedenken gegen Soli-Gesetz

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Warum die Bundesregierung die Beteiligung der
anderen Ressorts am Entwurf eines Gesetzes zur Rückführung des
Solidaritätszuschlags entgegen der üblichen Frist mit nur vier Tagen
inklusive Wochenende terminiert habe, will die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/13379) erfahren. Die Abgeordneten wollen wissen,
ob dieses Vorgehen den terminlichen Vorgaben der gemeinsamen
Geschäftsordnung der Bundesministerien entspricht. Außerdem wird nach
den Bedenken einzelner Bundesministerien gefragt.

 * 
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BUNDESTAG/8970: Heute im Bundestag Nr. 1115 - 11.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1115

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Fr., 11. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 12.20 Uhr

1. Änderung des Waffenrechts

2. Erfassung rechtsextremer Konzerte

3. Brexit-Aufenthalts-Übergangsverordnung

4. Antibiotika in der Nutztierhaltung

5. Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten

6. Lebensmittelverschwendung in Deutschland



1. Änderung des Waffenrechts

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines "Dritten
Waffenrechtsänderungsgesetzes" (19/13839) vorgelegt, der kommende
Woche erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Mit
dem Entwurf soll eine EU-Richtlinie umgesetzt werden, die die
Kennzeichnungsanforderung für Schusswaffen und deren wesentliche Teile
erweitert. Ferner fordert sie laut Bundesregierung von den
Mitgliedstaaten, eine umfassende Rückverfolgbarkeit aller Schusswaffen
und ihrer wesentlichen Teile sicherzustellen. "Zu diesem Zweck haben
die Mitgliedstaaten Waffenhändler und -hersteller in einem ersten
Schritt zu verpflichten, den Waffenbehörden unverzüglich sämtliche
Transaktionen anzuzeigen, die Bestandteil des Lebensweges einer
Schusswaffe und ihrer wesentlichen Teile sind", heißt es in der
Vorlage weiter. In einem zweiten Schritt würden die Mitgliedstaaten
verpflichtet, diese Transaktionen in den Waffenregistern zu
registrieren.

Mit dem Gesetzentwurf soll das Nationale Waffenregister "zum Zweck der
Registrierung des vollständigen Lebensweges von Waffen und
wesentlichen Waffenteilen" ausgebaut werden. Ferner ist vorgesehen,
eine Anzeigepflicht für unbrauchbar gemachte Schusswaffen einzuführen.
Zudem sollen unter anderem "bestimmte große Wechselmagazine sowie
Schusswaffen mit fest verbauten großen Ladevorrichtungen zu verbotenen
Gegenständen" werden. Allerdings werde "den berechtigten Interessen
der Eigentümer solcher Gegenstände durch weitgehende
Besitzstandsregelungen Rechnung getragen", heißt es in der Vorlage
weiter.

 * 

2. Erfassung rechtsextremer Konzerte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Kriterien bei der Erfassung rechtsextremer
Musikveranstaltungen berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/13233) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/12811).
Danach bewerten die Verfassungsschutzbehörden eine Musikveranstaltung
als rechtsextremistisch, sofern bestimmte Kriterien erfüllt sind. Dazu
gehören laut Vorlage der Live-Auftritt mindestens einer als
rechtsextremistisch bewerteten Band beziehungsweise eines
Liedermachers, die Szeneöffentlichkeit, der Vortrag
rechtsextremistischer Liedtexte beziehungsweise die "Feststellung
rechtsextremistischer Aktivitäten der Interpreten anlässlich der
Veranstaltungen (insbesondere Propagandadelikte)" sowie die
Organisation der Veranstaltung durch rechtsextremistische
Gruppierungen oder Einzelpersonen.

Dabei ist nicht erforderlich, dass Informationen zu allen Kriterien
vorliegen, wie die Bundesregierung weiter ausführt.
Mindestvoraussetzung seien der szeneöffentliche Live-Auftritt sowie
"Indizien für rechtsextremistische Inhalte, die sich insbesondere aus
dem Auftritt einschlägiger Bands oder aus dem Vortrag entsprechender
Lieder ergeben können". Zu berücksichtigen seien bei der Würdigung die
Gesamtumstände der Veranstaltung wie etwa der Ablauf, die Liedtexte,
der Teilnehmerkreis, das Verhalten der Organisatoren, Bands und
Teilnehmer und der Vertrieb rechtsextremistischer Tonträger und
Devotionalien.

 * 

3. Brexit-Aufenthalts-Übergangsverordnung

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Eine "Brexit-Aufenthalts-Übergangsverordnung" ist
ein Thema der als Unterrichtung vorliegenden Gegenäußerung der
Bundesregierung (19/13838) zur Stellungnahme des Bundesrates zum
Regierungsentwurf eines "Gesetzes zur Überleitung von
Freizügigkeitsrechten in das Aufenthaltsrecht infolge des Austritts
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der
Europäischen Union" (19/13434). Darin hatte der Bundesrat begrüßt,
dass das Bundesinnenministerium vorsehe, kurzfristig eine
"Brexit-Aufenthalts-Übergangsverordnung" zu erlassen, "wonach
britische Staatsangehörige und deren Familienangehörige zunächst für
die Dauer von drei Monaten von dem Erfordernis eines Aufenthaltstitels
befreit sind und eine Verlängerung dieser Verordnung mit Zustimmung
des Bundesrates plant". Zugleich bat der Bundesrat, seine Zustimmung
"für eine weitergehende Verlängerung der
Brexit-Aufenthalts-Übergangsverordnung um zwölf Monate zu beantragen,
um eine ausreichende Übergangszeit für die Überleitung der betroffenen
britischen Staatsangehörigen und deren Familienangehörige zu
schaffen".

Wie die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung schreibt, ergeht die
Brexit-Aufenthalts-Übergangsverordnung zunächst als Ministerverordnung
für eine Übergangszeit von drei Monaten. Das Bundesinnenministerium
beabsichtige, die Geltungsdauer mit Zustimmung des Bundesrats um
weitere sechs Monate auf insgesamt neun Monate zu verlängern. Nach
derzeitiger Einschätzung sei die "vom Bundesrat erbetene Verlängerung
um zwölf auf insgesamt 15 Monate nicht erforderlich, um eine
ausreichende Übergangszeit für die Überleitung der betroffenen
britischen Staatsangehörigen und deren Familienangehörige zu
schaffen".

 * 

4. Antibiotika in der Nutztierhaltung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Der Einsatz von Antibiotika in der Nutztierhaltung
ist das Thema einer Kleinen Anfrage (19/13715) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten interessiert unter anderem, wie hoch die abgegebene Menge
des Reserveantibiotikas Colistin an Landwirte und Veterinäre in den
Jahren 2010 bis 2018 in Deutschland war.

 * 

5. Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD stellt die Nationale Reduktions- und
Innovationsstrategie für Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten in
den Fokus einer Kleine Anfrage (19/13757). Die Abgeordneten wollen von
der Bundesregierung unter anderem wissen, wann genau im Herbst 2019
die in der Nationalen Reduktions- und Innovationsstrategie
angekündigte erste Folgeerhebung des Produktmonitorings mit Daten des
Max Rubner-Instituts (MRI) aus dem Jahr 2016 durchgeführt wird und
wann genau Mitte 2020 die Ergebnisse dazu vorliegen sollen.

 * 

6. Lebensmittelverschwendung in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte in einer Kleiner Anfrage
(19/13759) von der Bundesregierung erfahren, welche konkreten
Maßnahmen unternommen werden, um die vom Bundesrechnungshof im Jahr
2016 bemängelte Effektivität und fehlende Messbarkeit der
Zielerreichung bei der Initiative "Zu gut für die Tonne!" zu
verbessern. Die Initiative der Bundesregierung soll zur Reduzierung
von Lebensmittelverschwendung beitragen.

 * 
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BUNDESTAG/8969: Heute im Bundestag Nr. 1114 - 11.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1114

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Fr., 11. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Nichtzulassungsbeschwerde in Zivilsachen

2. Umsetzung der PKH-Richtlinie

3. Rechte im Jugendstrafverfahren

4. Versuchsstrafbarkeit des Cybergroomings

5. Zugang zu elektronischen Beweismitteln



1. Nichtzulassungsbeschwerde in Zivilsachen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung will eine sachgerechte und
dauerhafte Regelung für die Nichtzulassungsbeschwerde in Zivilsachen
erreichen. Ein Gesetzentwurf (19/13828) sieht vor, die bislang in
einer befristeten Übergangsvorschrift festgelegte Wertgrenze für
Nichtzulassungsbeschwerden in Zivilsachen in Höhe von 20.000 Euro
dauerhaft in der Zivilprozessordnung festzuschreiben, um die
Funktionstüchtigkeit der Zivilsenate des Bundesgerichtshofs dauerhaft
zu gewährleisten. Die gesetzliche Regelung, wonach die Beschwerde
gegen die Nichtzulassung der Revision zum Bundesgerichtshof in
Zivilsachen einen Beschwerdewert von mehr als 20.000 Euro erfordert,
sei seit 2002 fortlaufend befristet, zuletzt bis zum 31. Dezember
2019. Das Fehlen einer verlässlichen Regelung sei auf Dauer
unbefriedigend.

Darüber hinaus machten der Wandel der Lebensverhältnisse, die
wachsende Komplexität der Rechtsbeziehungen sowie die veränderten
Erwartungen an die Justiz gesetzliche Anpassungen des
Zivilprozessrechts erforderlich, um auch künftig die hohe Qualität der
Ziviljustiz zu sichern. Gleichzeitig solle durch eine Änderung
zivilprozessualer Vorschriften eine effiziente Verfahrensführung ohne
Einbußen des Rechtsschutzes gefördert werden. So soll unter anderem
die Spezialisierung der Gerichte in Zivilsachen ausgebaut und die
Möglichkeiten zum Abschluss eines wirksamen gerichtlichen Vergleichs
vereinfacht werden.

 * 

2. Umsetzung der PKH-Richtlinie

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung vorgelegt
(19/13829). Damit soll die Richtlinie (EU) 2016/1919 des Europäischen
Parlaments und des Rates über Prozesskostenhilfe für Verdächtige und
beschuldigte Personen in Strafverfahren sowie für gesuchte Personen in
Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls
(PKH-Richtlinie) umgesetzt werden. Wie es in dem Entwurf heißt,
entspricht das deutsche Recht den Vorgaben der PKH-Richtlinie noch
nicht in vollem Umfang. Mit dem vorliegenden Entwurf sollen deshalb
die notwendigen Anpassungen der Strafprozessordnung und des Gesetzes
über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen vorgenommen werden.
Gleichzeitig diene der Entwurf der Umsetzung einiger Vorgaben der
Richtlinie (EU) 2016/800 über Verfahrensgarantien für Kinder, die
Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind.

 * 

3. Rechte im Jugendstrafverfahren

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Verfahrensgarantien in Strafverfahren für Kinder,
die Verdächtige oder beschuldigte Personen sind, sieht ein
Gesetzentwurf der Bundesregierung vor (19/13837). Damit soll die
EU-Richtlinie 2016/800 umgesetzt werden. Wie es in dem Entwurf heißt,
entspricht das deutsche Jugendstrafverfahrensrecht in vielerlei
Hinsicht bereits den Vorgaben der Richtlinie. Neben einigen deshalb
nur punktuellen Änderungen seien bezüglich einzelner Regelungsbereiche
aber komplexere Änderungen erforderlich, um die von der Richtlinie
eröffneten Spielräume so gut wie möglich für fachlich angemessene und
praxistaugliche Lösungen nutzen zu können. Die Umsetzung der
Richtlinie solle mit dem vorliegenden Entwurf insbesondere durch
Änderungen im Jugendgerichtsgesetz und punktuell in der
Strafprozessordnung, dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und dem
Gerichtskostengesetz erfolgen. Ein Schwerpunkt der EU-Richtlinie
betreffe das Recht auf Unterstützung durch einen Rechtsbeistand.

 * 

4. Versuchsstrafbarkeit des Cybergroomings

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Auch der Versuch des Cybergroomings, also des
gezielten Ansprechens von Kindern im Internet mit dem Ziel der
Anbahnung sexueller Kontakte, soll nach einem Gesetzentwurf strafbar
sein, den die Bundesregierung vorgelegt hat (19/13863). Wie es darin
heißt, ist Cybergrooming laut Strafgesetzbuch strafbar. Der
Straftatbestand greife jedoch dann nicht, wenn der Täter lediglich
glaubt, auf ein Kind einzuwirken, tatsächlich aber zum Beispiel mit
einem Erwachsenen kommuniziert. Denn der Versuch, also auch Fälle, in
denen ein Täter auf ein "Scheinkind" einwirkt, sei nicht strafbar. Der
strafrechtliche Schutz von Kindern müsse jedoch auch dann effektiv
sein, heißt es in dem Entwurf, wenn Täter, insbesondere in der
Anonymität des Internets, versuchen, missbräuchlich auf Kinder
einzuwirken. Hier könne es für eine Strafbarkeit des Täters nicht
davon abhängen, ob das von ihm über das Internet kontaktierte Tatopfer
seinen Vorstellungen entsprechend tatsächlich ein Kind ist oder nicht.

 * 

5. Zugang zu elektronischen Beweismitteln

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Über den Stand der Verhandlungen im Rahmen des
sogenannten E-Evidence-Dossiers berichtet die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/13234) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12812). Die Bundesregierung gehe derzeit davon aus, heißt es in
der Antwort, dass die Verhandlungen zu den Legislativvorschlägen des
E-Evidence-Dossiers vor Abschluss eines Verwaltungsabkommens zur
Erhebung elektronischer Beweismittel zwischen der Europäischen Union
und den USA finalisiert sein werden. Die Fragesteller wollten unter
anderem wissen, wie es die Bundesregierung bewertet, dass der
Europäischen Kommission ein Mandat zur Aufnahme von Verhandlungen im
Hinblick auf den Abschluss eines solchen Abkommens erteilt wurde, ohne
dass zuvor eine einheitliche Rechtsposition mittels Inkrafttreten der
E-Evidence-Verordnung entwickelt wurde.

Weiter heißt es in der Antwort, die Bundesregierung habe sich in den
Verhandlungen zur Mandatserteilung für die Europäische Kommission
fortwährend dafür eingesetzt, dass in das geplante Verwaltungsabkommen
mit den USA für den von der Datenherausgabe mitbetroffenen Staat ein
verbindliches Zurückweisungsrecht aufgenommen werden muss. Die
Bundesregierung habe damit das Ziel verfolgt, die bisherigen
Verhandlungsergebnisse zum neuen europäischen Rechtsrahmen bezüglich
E-Evidence auch auf die Zusammenarbeitsregeln mit Drittstaaten zu
übertragen. Die Bundesregierung werde sich für dieses Ziel auch
weiterhin einsetzen, sehe sich allerdings als eingehende und auch als
amtierende Ratspräsidentschaft der Europäischen Union zur inhaltlichen
Neutralität verpflichtet.

Zu den bisherigen Abstimmungen im Rahmen des Dossiers heißt es, die
Bundesregierung habe wegen fortdauernder Bedenken einmal mit "Nein"
gestimmt und sich zweimal enthalten. Das Stimmverhalten sei in dem
Bestreben erfolgt, in den anstehenden weiteren Verhandlungen noch
weitere Verbesserungen zu erreichen.

 * 
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BUNDESTAG/8968: Heute im Bundestag Nr. 1113 - 11.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1113

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Fr., 11. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 11.15 Uhr

1. Goldkäufe werden strenger reguliert

2. Regierung wartet Urteilsbegründung ab

3. Ausschuss wird informiert

4. Keine BZSt-Korrekturbitten im April

5. Junge SGB-II-Leistungsberechtigte

6. Zahl Alleinerziehender in Brandenburg



1. Goldkäufe werden strenger reguliert

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung will schärfer gegen Geldwäsche
vorgehen und dafür unter anderem die Verschwiegenheitsverpflichtung
der freien Berufe einschränken und den Edelmetallhandel stärker
regulieren. Der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur Vierten
EU-Geldwäscherichtlinie (19/13827) sieht in diesem Zusammenhang eine
Absenkung des Schwellenbetrages vor, ab dem Güterhändler
geldwäscherechtlichen Pflichten unterliegen. Die Erkenntnisse der
nationalen Risikoanalyse hätten ergeben, dass insbesondere im Bereich
des Goldhandels ein starker Bargeldverkehr knapp unterhalb der
gegenwärtigen Schwelle für die Identifizierungspflicht von 10.000 Euro
stattfinde. Es werde offensiv damit geworben, wie viel Edelmetall
identifizierungsfrei eingekauft werden könne. Daher soll die Schwelle
von 10.000 auf 2.000 Euro gesenkt werden, um diesen Umgehungshandel zu
unterbinden beziehungsweise signifikant zu beschränken, wie es im
Gesetzentwurf heißt.

Zu den weiteren Maßnahmen gehört die Ausweitung des Kreises der
sogenannten geldwäscherechtlich Verpflichteten.
Dienstleistungsanbieter im Bereich von virtuellen Währungen sollen
künftig generell als geldwäscherechtlich Verpflichtete gelten. In der
Begründung des Entwurfs heißt es, virtuelle Währungen hätten in den
letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Die weltweite
Marktkapitalisierung habe im Januar 2018 mit rund 700 Milliarden Euro
ihren Höhepunkt erreicht. Mit der gewachsenen Verbreitung seien jedoch
auch die Risiken gestiegen. Insbesondere die Anonymität virtueller
Währungen ermögliche ihren potenziellen Missbrauch für kriminelle und
terroristische Zwecke.

Zu den geldwäscherechtlich Verpflichteten gehören künftig zudem
Mietmakler. Auch Kunsthändler gehören in Zukunft immer zum Kreis der
geldwäscherechtlich Verpflichteten, wenn die Transaktion mindestens
10.000 Euro beträgt. Die Beschränkung auf Barzahlungen wird
aufgehoben. Die bisher weitgehend von der Verdachtsmeldepflicht
befreiten freien Berufe müssen sich auf Änderungen einstellen. "Die
Anpassung hat in den meldepflichtigen Fallkonstellationen eine
Einschränkung der berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflichten zur
Folge", heißt es in dem Gesetzentwurf. Auch die Verdachtsmeldepflicht
freier Berufe bei Immobilientransaktionen wird ausgeweitet.

Versteigerungen durch die öffentliche Hand werden in Zukunft
geldwäscherechtlichen Pflichten unterworfen. Begründet wird diese
Maßnahme mit Angaben der Polizei, wonach die organisierte Kriminalität
unter anderem Zwangsversteigerungen zum Erwerb von Immobilien oder
hochwertigen Gütern mit inkriminierten Geldern nutze. Das bisher schon
bestehende Transparenzregister soll einfacher zugänglich werden.

Der Bundesrat verlangt in seiner Stellungnahme zahlreiche Änderungen
und Ergänzungen an dem Gesetzentwurf. Zum Handel mit Edelmetallen
heißt es, es gebe eine hohe Anfälligkeit für Geldwäsche. Zwar sei die
Verringerung des Schwellenwertes von 10.000 auf 2.000 Euro ein Signal
in die richtige Richtung, dürfte aber in der Praxis genauso unwirksam
gegen Geldwäsche sein wie die bisherige Schwelle von 10.000 Euro, da
die Barzahlung nach wie vor bei der üblichen Handelsgröße von einer
Unze (über 1.000 Euro) beliebig in anonyme Rechnungen gestückelt
werden könne. Der Bundesrat verlangt eine Absenkung des
Schwellenwertes auf 1.000 Euro. Damit würde erreicht, dass die
Aufstückelung der Barzahlung auf unterhalb des Schwellenwertes von
1.000 Euro liegende Goldmünzen wirtschaftlich uninteressant wäre, da
dafür überproportionale Prägekosten anfallen würden.

In ihrer Gegenäußerung lehnt die Bundesregierung den Vorschlag der
Länder ab. Es solle zunächst abgewartet und zu gegebener Zeit
überprüft werden, wie sich die erhebliche Senkung des
Schwellenbetrages von 10.000 auf 2000 Euro auswirken werde. Mit dem
Schwellenbetrag von 2.000 Euro bleibe der Kauf der handelsübliche
Menge von einer Unze Gold identifizierungsfrei möglich, so die
Stellungnahme der Bundesregierung.

 * 

2. Regierung wartet Urteilsbegründung ab

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesfinanzhof hat im Revisionsverfahren zur
gewerbesteuerlichen Behandlung von "Hotelmietaufwand" den
Verfahrensbeteiligten bisher lediglich den Urteilstenor zugestellt.
Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12980) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12708) mit. Weiter heißt es, eine
Veröffentlichung des Urteils zusammen mit den Urteilsgründen durch den
Bundesfinanzhof stehe aktuell noch aus. Sobald das Urteil
veröffentlicht sei, werde das Bundesministerium der Finanzen die
Folgen aus der Entscheidung insbesondere in Abstimmung mit den
obersten Finanzbehörden der Länder prüfen.

 * 

3. Ausschuss wird informiert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung wird den
Rechnungsprüfungsausschuss des Haushaltsausschusses des Deutschen
Bundestages bis zum Ende des Jahres über die Ergebnisse einer
umfassenden Wirtschaftlichkeits-, Zielerreichungs- und
Wirkungskontrolle beim Software-Einsatz in den Finanzämtern berichten.
Dies teilt sie in ihrer Antwort (1913214) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/12837) mit.

 * 

4. Keine BZSt-Korrekturbitten im April

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat im April
2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher
Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12978) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12612). Das
BZSt gebe in Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung einem
Medium einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise
bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

5. Junge SGB-II-Leistungsberechtigte

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "Jugendarmut in Deutschland" geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/13039) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/12396). Danach gab es in der
Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) im
Jahresdurchschnitt 2018 insgesamt 2,42 Millionen leistungsberechtigte
junge Menschen unter 25 Jahren im Rechtskreis des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB II).

Darunter waren 768.000 erwerbsfähige Leistungsberechtigte und 1,61
Millionen nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte, wie die
Bundesregierung weiter ausführt. Bei den nicht erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten handelt es sich den Angaben zufolge vor allem um
Kinder unter 15 Jahren. Ihr Anteil an dieser Gruppe beläuft sich laut
Vorlage auf etwa 95 Prozent.

 * 

6. Zahl Alleinerziehender in Brandenburg

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Alleinerziehenden in Brandenburg ist im
vergangenen Jahr wieder auf 93.000 angestiegen. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/13187) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/12815) hervor. Danach war die Zahl Alleinerziehender
in Brandenburg zuvor von etwa 101.000 im Jahr 2014 über 97.000 im
Folgejahr und 93.000 im Jahr 2016 auf 87.000 im Jahr 2017 gesunken.

 * 
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BUNDESTAG/8967: Heute im Bundestag Nr. 1112 - 11.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1112

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Fr., 11. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.45 Uhr

1. Anhörung zu Strukturstärkungsgesetz

2. Taiwan-Politik der Bundesregierung

3. Umstellung des Telekom-Netzes auf IP

4. Mangel an Zugführern

5. Verkehrsprojekte im Rheinland

6. Bundesverkehrswege in Mecklenburg

7. Rechtskonformität von Strukturhilfen



1. Anhörung zu Strukturstärkungsgesetz

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hält am Mittwoch,
16. Oktober 2019, eine öffentliche Anhörung zum geplanten
Strukturstärkungsgesetz der Bundesregierung (19/13398) ab. Ziel des
Gesetzentwurfs ist es, den Kohleausstieg in den betroffenen Regionen
erfolgreich zu bewältigen. Die Sitzung im Europasaal des
Paul-Löbe-Hauses beginnt um 11 Uhr.

Als Sachverständige sind geladen: Ralf B. Wehrspohn
(Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung
e.V.), Peter Kopf (Industrie- und Handelskammer Cottbus), Joachim
Ragnitz (ifo Institut - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an
der Universität München e.V.), Uwe Teubner
(Konzernbetriebsratsvorsitzender der Lausitz Energie Bergbau AG), Jens
Südekum (Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf), Frank Hennig
(Diplomingenieur für Kraftwerksanlagen und Energieumwandlung), Klaus
Aha (Wirtschaftsinitiative Lausitz e.V.), Christine Wörlen (Arepo
Consult), Reiner Priggen (Landesverband Erneuerbare Energien NRW
e. V.), Detlef Raphael (Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(wirtschaftsausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das
Datum und das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Taiwan-Politik der Bundesregierung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke stellt die politische Haltung
der Bundesregierung zu China und Taiwan in den Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/13758). Die Abgeordneten erkundigen sich auf Basis
von Medienberichten nach dem Kenntnisstand der Bundesregierung zu
verteidigungspolitischen Planungen, die China und Taiwan betreffen.

 * 

3. Umstellung des Telekom-Netzes auf IP

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Umstellung des Telekom-Netzes von ISDN auf
Internet-Protokoll (IP) geht es in einer Kleinen Anfrage (19/13716)
der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten fragen, seit wann die
Bundesregierung weiß, dass durch den Schritt einige Gebiete von der
Internetversorgung abgeschnitten werden. Sie möchten wissen, welche
Maßnahmen die Bundesregierung ergreift, um dieses Problem zu lösen.

 * 

4. Mangel an Zugführern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Der Mangel an Zugführern steht im Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/13663) der Linksfraktion. Die Abgeordneten fragen
die Bundesregierung, wie viele Triebfahrzeugführer bei der Deutschen
Bahn beschäftigt sind. Sie erkundigen sich auch nach unbesetzten
Stellen und nach der Ausbildungssituation.

 * 

5. Verkehrsprojekte im Rheinland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion beleuchtet die
Verkehrswege-Situation im Rheinland in einer Kleinen Anfrage
(19/13668). Die Abgeordneten möchten wissen, wie es um die Umsetzung
des Bundesverkehrswegeplans in diesem "Nadelöhr der Mobilität"
bestellt ist. Sie erkundigen sich nach eingeplanten Summen,
abgeschlossenen und konkret geplanten Projekten.

 * 

6. Bundesverkehrswege in Mecklenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Verkehrsinfrastruktur in Mecklenburg-Vorpommern
steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/13691) der
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten interessieren sich für die Höhe der
Summe, die für die Umsetzung von Projekten aus dem
Bundesverkehrswegeplan in dem Bundesland vorgesehen ist. Sie erfragen
zudem Details zu abgeschlossenen, laufenden und geplanten Projekten.
Mecklenburg-Vorpommern sei ein "Nadelöhr zum Transit Richtung Osten
und Westen", heißt es zur Begründung.

 * 

7. Rechtskonformität von Strukturhilfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion hinterfragt die Rechtskonformität
von Strukturhilfen im Zuge des geplanten Kohleausstiegs. In einer
Kleinen Anfrage (19/13684) erkundigen sich die Abgeordneten nach einer
Reaktion der Bundesregierung auf Kritikpunkte des Bundesrechnungshofs.
Sie möchten auch wissen, ob es für die Strukturhilfen ein
Sondervermögen geben soll und nach welchen Kriterien förderwürdige
Projekte ausgewählt werden.

 * 
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BUNDESTAG/8966: Heute im Bundestag Nr. 1111 - 11.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1111

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Fr., 11. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 08.00 Uhr

1. Zusammenarbeit mit Kosovo

2. Korrekturbitten des Auswärtigen Amtes

3. Ziele des Unidas-Frauennetzwerks

4. Aufwertung des Europäischen Parlaments

5. Sozial-Kredit-System in China

6. Humanitäre Lage Haitis



1. Zusammenarbeit mit Kosovo

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegen derzeit keine zwingenden
Hinweise auf die Notwendigkeit vor, die Schwerpunktausrichtung der
Entwicklungszusammenarbeit mit Kosovo grundlegend zu ändern. Wie aus
der Antwort (19/13431) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/12731) hervorgeht, liegen die Schwerpunkte der Zusammenarbeit auf
den Bereichen Demokratie, Zivilgesellschaft und öffentliche
Verwaltung, Energie sowie nachhaltige Wirtschaftsentwicklung.

 * 

2. Korrekturbitten des Auswärtigen Amtes

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat weder im Mai noch im Juni
dieses Jahres bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe ersucht. Das geht aus den Antworten
(19/13227, 13228) der Bundesregierung auf Kleine Anfragen (19/12749,
19/12752) der AfD-Fraktion hervor. Das Ministerium gebe lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die vom Auswärtigen
Amt veröffentlichten Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

3. Ziele des Unidas-Frauennetzwerks

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Mit Unidas, einem neugegründeten Frauennetzwerk
zwischen Deutschland, Lateinamerika und der Karibik, will die
Bundesregierung die Gleichberechtigung von Frauen, Männern, Mädchen
und Jungen fördern, die Teilhabe und Mitwirkung von Frauen in Politik,
Kultur, Medien, Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft stärken und
Gewalt gegen Frauen und Mädchen bekämpfen. Wie die Bundesregierung in
der Antwort (19/13238) auf eine Kleine Anfrage (19/12840) der
FDP-Fraktion schreibt, soll der Austausch zwischen Frauen und
Frauenrechtsorganisationen aus Lateinamerika, der Karibik und
Deutschland in Form von Veranstaltungen und auf Basis einer
internetbasierten Kommunikationsplattform erfolgen. "Diese soll neben
einem mehrsprachig verfassten öffentlich zugänglichen Teil über ein
den Unidas-Mitgliedern und dem Auswärtigen Amt vorbehaltenen Bereich
verfügen und so einen geschützten Kommunikationsraum zur Verfügung
stellen."

Im Haushaltsjahr 2020 werde das Auswärtige Amt Projektmittel zur
Verfügung stellen, um im Rahmen von Unidas zivilgesellschaftliche
Vorhaben in Höhe von rund 350.000 Euro zu fördern. "Im Fokus stehen
dabei Initiativen im Kontext der Resolution 1325 des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen vom 31. Oktober 2000 entsprechend dem Konzept
des Auswärtigen Amts zur Förderung von Projekten zur Unterstützung von
internationalen Maßnahmen auf den Gebieten der Krisenprävention,
Konfliktbewältigung, Stabilisierung und Friedensförderung."

 * 

4. Aufwertung des Europäischen Parlaments

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung unterstützt nach eigenem
Bekunden eine institutionelle Stärkung und politische Aufwertung des
Europäischen Parlaments. "Sie begrüßt Überlegungen mit den Regierungen
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, dem
Spitzenkandidatenprinzip in Zukunft mehr Geltung zu verleihen, auch
mit Hilfe länderübergreifender Listen", heißt es in der Antwort
(19/13368) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/12539). Bereits beim informellen Treffen des Europäischen Rates im
Februar 2018 habe sich die Bundesregierung mit den Regierungen der
Mitgliedstaaten grundsätzlich dafür ausgesprochen, das Thema
transnationale Listen im Zusammenhang mit den Europawahlen 2024 wieder
aufzugreifen und dies gemeinsam mit der französischen Regierung in der
Erklärung von Meseberg im Juni 2018 bekräftigt. Ferner habe sie mit
den Regierungen der Mitgliedstaaten im Rat am 13. Juli 2018 eine
Reform des Europäischen Direktwahlaktes beschlossen, die zur Stärkung
der Entscheidungsfähigkeit des Europäischen Parlaments beitragen
werde.

 * 

5. Sozial-Kredit-System in China

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Sozial-Kredit-System der Volksrepublik
China und seinen menschenrechtlichen und wirtschaftlichen
Implikationen" erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/13723). Die Bundesregierung soll unter
anderem mitteilen, ob sie in China geplante respektive bereits
eingeführte Maßnahmen dieser Art mit internationalen
Menschenrechtsstandards, mit deutschem und europäischem Recht sowie
chinesischem Recht vereinbar hält. Ferner wollen die Fragesteller
wissen, inwiefern ein öffentliches "Naming und Shaming" insbesondere
von Individuen im Rahmen des Sozial-Kredit-Systems mit
Persönlichkeits- und Grundrechten vereinbar ist. Weitere Fragen zielen
unter anderem auf die Akzeptanz des Systems in der chinesischen
Bevölkerung, auf die Möglichkeit, dass auch deutsche Staatsbürger oder
Bürger von EU-Staaten betroffen sein könnten sowie auf eine mögliche
Einspeisung von Daten in das System, die von Töchtern international
tätiger chinesischer Konzerne wie Alibaba oder Tencent erhoben werden.

 * 

6. Humanitäre Lage Haitis

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der politischen und humanitären Situation
Haitis erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/13724). Die Abgeordneten weisen darauf hin, dass
der Karibikstaat besonders häufig von Naturkatastrophen wie
Wirbelstürmen, Überschwemmungen, Erdrutschen sowie Erdbeben betroffen
ist, als ärmstes Land der westlichen Hemisphäre gelte und in
besonderem Maße von humanitären Hilfsleistungen abhängig sei. Ferner
fragen die Abgeordneten nach Korruptionsvorwürfen gegen die
haitianische Regierung und gewalttätigen Protesten in den vergangenen
Monaten.

 * 
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BUNDESTAG/8965: Heute im Bundestag Nr. 1110 - 10.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1110

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 10. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 15.49 Uhr

1. Linke: Bundeswehr-Spezialkräfte auflösen

2. Stärkung des humanitären Systems

3. Diplomatische Präsenz in Osteuropa

4. Linke erfragt Zahl der Visaerteilungen

5. FDP fragt nach LSBTI-Inklusionskonzept

6. Ökologische Kosten der Bundeswehr



1. Linke: Bundeswehr-Spezialkräfte auflösen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke setzt sich dafür ein, die
Spezialkräfte der Bundeswehr aus Auslandseinsätzen abzuziehen und
aufzulösen. In einem Antrag (19/13634) fordern die Abgeordneten die
Bundesregierung darüber hinaus auf, dem Parlament offenzulegen, in
welchen Ländern Spezialkräfte der Bundeswehr im Einsatz sind und
welcher Tätigkeit sie dort nachgehen. Außerdem solle die Praxis der
Ertüchtigungsinitiativen "als verschleiernde Vorstufe zu bewaffneten
militärischen Einsätzen" abgeschafft werden.

 * 

2. Stärkung des humanitären Systems

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt sich nach eigenem Bekunden
im Rahmen der deutschen Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen (VN) für den Schutz humanitärer Helfer, für die Stärkung des
Respekts für das humanitäre Völkerrecht und für die humanitären
Prinzipien sowie die Wahrung humanitären Zugangs ein. "Eine wichtige
Wegmarke bildeten dabei die gemeinsam von Frankreich und Deutschland
im VN-Sicherheitsrat 1. April 2019 auf Ministerebene ausgerichteten
Veranstaltungen", heißt es in der Antwort (19/13222) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/12425). Als ein Ergebnis hätten
Deutschland und Frankreich die Erarbeitung eines Handlungsaufrufes
("humanitarian Call for Action"/CfA) gestartet. "Dieser soll konkrete
Maßnahmen und 'best practices' zur besseren Durchsetzung des
humanitären Völkerrechts aufzeigen." Des Weiteren solle er darstellen,
wie Staaten dazu beitragen können, dass die Grundbedingungen für eine
prinzipienbasierte und bedarfsorientierte Hilfe für humanitäre
Organisationen in Krisensituationen geschaffen werden. Mit seiner
Initiative "safeguarding humanitarian space" wirke Deutschland
außerdem während seiner Sicherheitsratsmitgliedschaft 2019/2020 sowohl
länder- als auch themenbezogen im Rahmen von Textverhandlungen und in
der Gremienarbeit systematisch daran mit, dass humanitäre Belange und
die Wahrung des humanitären Raums einen Schwerpunkt der Debatte im
Sicherheitsrat darstellen.

 * 

3. Diplomatische Präsenz in Osteuropa

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Arbeit des Auswärtigen Amtes in Mittel- und
Osteuropa erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/13690). Die Bundesregierung soll Angaben machen zur Mittel- und
Personalausstattung an den Auslandsvertretungen in Albanien, Bosnien
und Herzegowina, Bulgarien, Kosovo, Kroatien, Montenegro,
Nordmazedonien, Polen, Republik Moldau, Rumänien, Russland, Serbien,
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ukraine und Ungarn.

 * 

4. Linke erfragt Zahl der Visaerteilungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Visaerteilungen im Jahr 2018 und im ersten
Halbjahr 2019 erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/13707). Die Bundesregierung soll unter anderem Angaben
machen zur Zahl der beantragten, zurückgezogenen, erteilten und
abgelehnten Visa in diesem Zeitraum.

 * 

5. FDP fragt nach LSBTI-Inklusionskonzept

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "LSBTI-Inklusionskonzept für die Auswärtige Politik
und die Entwicklungszusammenarbeit" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/13722). Die Abgeordneten erkundigen sich
darin nach dem Stand der Erarbeitung eines solchen Konzeptes, mit dem
das deutsche Engagement für die Menschenrechte von Lesben, Schwulen,
Bisexuellen, trans- und intergeschlechtliche Menschen gestärkt und
verstetigt werden soll. Die Bundesregierung soll unter anderem
mitteilen, welches Ressort für die Erarbeitung die Federführung hat
und in welcher Form die Zivilgesellschaft beteiligt werden soll.

 * 

6. Ökologische Kosten der Bundeswehr

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Das Militär und der Klimawandel - die ökologischen
Kosten der Bundeswehr" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/13708). Darin erkundigt sich die Fraktion
danach, wie sich der Energieverbrauch und Energiekosten für den
Betrieb der Liegenschaften und Einrichtungen der Bundeswehr seit dem
Jahr 2000 entwickelt haben und wie der "operative" Energieverbrauch
und die Energiekosten der Bundeswehr bei Manövern und Übungseinsätzen.
Auch will sie wissen, wie sich seit dem Jahr 2000 die jährlichen
Emissionen von Treibhausgasen und Feinstaub durch die Liegenschaften
der Bundeswehr entwickelt haben und wie bei Manövern und
Übungseinsätzen. Ferner fragt sie unter anderem, inwieweit nach
Kenntnis der Bundesregierung "eine klimaneutrale Nutzung der durch die
Bundeswehr in den Teilstreitkräften genutzten Waffensysteme
beziehungsweise zumindest der Hauptwaffensysteme in den kommenden zehn
Jahren technisch umsetzbar" ist.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1140: Schieneninfrastruktur soll verbessert werden (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 91/2019

In der Sitzung am 9. Oktober:

Im Zuge des geplanten Deutschlandtakts: Schieneninfrastruktur soll
verbessert werden



Stuttgart. Der vom Bund geplante Deutschlandtakt sieht vor, dass sich
die Fahrzeiten bestimmter Zugverbindungen verkürzen, darunter in
Baden-Württemberg zum Beispiel die Strecke Stuttgart-Mannheim. Auf
Grundlage mehrerer Anträge der Fraktionen FDP/DVP und der SPD
beschäftigte sich der Verkehrsausschuss in seiner Sitzung am Mittwoch,
9. Oktober 2019, mit den Fragen zum Ausbau der Schieneninfrastruktur
und dem Einfluss des Deutschlandtakts auf Stuttgart 21. Dies teilte
der Vorsitzende Karl Rombach (CDU) mit. Darüber hinaus beschäftigte
sich der Verkehrsausschuss mit einer möglichen Einführung der
Halterhaftung, um die Sicherheit im Straßenverkehr zu steigern.

In Baden-Württemberg seien, Rombach zufolge, im Rahmen des
Deutschlandtakts unter anderem Beschleunigungen der Strecken
Stuttgart-Singen-Zürich, Stuttgart-Mannheim und Stuttgart-Nürnberg
geplant. Da solche Verringerungen der Reisezeit bestimmter Strecken
aber immer auch Auswirkungen auf das Gesamtnetz hätten, müsse noch
geprüft werden, inwiefern dies auch zu einer Verbesserung des gesamten
Angebots führe.

Wie der Ausschussvorsitzende berichtete, teilt die Landesregierung die
Auffassung der Deutschen Bahn, dass die Planungen des Deutschlandtakts
und des Bahnprojekts Stuttgart 21 aufeinander abgestimmt seien. Da es
darüber hinaus noch das Ziel gebe, die Anzahl der Fahrgäste im
öffentlichen Verkehr bis 2030 zu verdoppeln, prüfe das
Verkehrsministerium eventuelle Ausbauoptionen nach der Fertigstellung
des neuen Stuttgarter Bahnhofs. Auf den Zeitpunkt der Fertigstellung
von Stuttgart 21 selbst würde sich dies allerdings nicht auswirken.
"Eine solche Ausbauoption könnte beispielsweise die Schaffung eines
fünften und sechsten Gleises beim Nordzulauf in Stuttgart-Zuffenhausen
sein", erklärte Rombach. Der Verkehrsausschuss beschloss auf Antrag
der Fraktionen Grüne, CDU, SPD und FDP/DVP einstimmig, beim
Fachgespräch auf Bundesebene Mitte November 2019 über ebendiese
Kapazitätserweiterung des Nordzulaufs Feuerbach/Zuffenhausen zu
sprechen, und die Gespräche mit der Bundesregierung mit dem Ziel, die
Zahl der Fahrgäste bis 2030 zu verdoppeln, fortzuführen.

Bereits zuvor beschäftigte sich der Verkehrsausschuss auf Antrag der
CDU-Fraktion mit der Frage nach einer Halterhaftung oder einer
Halterkostenhaftung. "Um die Sicherheit im Straßenverkehr zu
verbessern, ist es dringend notwendig, dass die Einhaltung der
Verkehrsregeln überwacht wird und rechtswidriges Verhalten
sanktioniert wird", so der Ausschussvorsitzende. "Jedoch können
zahlreiche Verkehrsverstöße nicht geahndet werden, weil der Fahrer
nicht identifiziert werden kann." Eine Halterhaftung oder eine
Halterkostenhaftung könne nun ein Instrument sei, um solche Fälle zu
vermeiden. Es müsse jedoch erst verfassungsrechtlich beurteilt werden,
inwiefern solche Haftungen nach deutschem Recht zulässig seien. Auf
der einen Seite müsse man dem verfassungsrechtlichen Grundsatz "Keine
Strafe ohne Schuld", Rechnung tragen, auf der anderen Seite jedoch dem
im Grundgesetz festgeschriebenen Recht auf körperliche Unversehrtheit
der Verkehrsteilnehmer. Ob einer Halterkostenhaftung mit geltendem
Recht vereinbar sei, hänge unter anderem davon ab, welche Verstöße
unter diese Haftung fallen würden und wie diese rechtlich ausgestaltet
würde.

Wie diese Halterhaftungen oder Halterkostenhaftungen aussehen könnten,
dazu gebe es, dem Ausschussvorsitzenden zufolge, bereits mehrere
Vorbilder in anderen Staaten der Europäischen Union. In Frankreich
beispielsweise würden Halter für alle Verstöße haften, die mit ihrem
Fahrzeug begangen worden sind, unabhängig von der Schuldfrage. In
Österreich hingegen müssten Fahrzeughalter Auskunft über den Fahrer
geben; tun sie es nicht, müssen sie ein Bußgeld bezahlen. Konkrete
Vorschläge, wie eine Halterkostenhaftung in Deutschland aussehen
könne, gebe es aber noch nicht, hieß es aus dem Verkehrsministerium;
es seien aber sowohl der Ansatz aus Frankreich als auch aus Österreich
in der Diskussion. Darüber hinaus setze sich das Land gemeinsam mit
Niedersachsen in der Verkehrsministerkonferenz für eine
Bußgelderhöhung bei besonders gefährlichen Vergehen ein.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1139: Debatte über stärkere Windkraftnutzung im Land (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 93/2019

In seiner Sitzung am 10. Oktober:

Umweltausschuss debattiert über eine stärkere Windkraftnutzung im
Land



Stuttgart. In den vergangenen eineinhalb Jahren ist der Ausbau von
Windenergieanlagen in Baden-Württemberg stark zurückgegangen. Das geht
aus einer Antwort des Umweltministeriums auf einen Antrag der
SPD-Fraktion hervor. Der Ausschuss für Umwelt und Energiewirtschaft
beschäftigte sich nun in seiner Sitzung am Donnerstag, 10. Oktober
2019, mit den Windkraftanlagen in Baden-Württemberg. Dies teilte der
Ausschussvorsitzende Dr. Bernd Grimmer (AfD) mit.

Windenergieanlagen seien ohne planerische Steuerung im gesamten
Außenbereich bauplanerisch privilegiert. Gemeinden in
Baden-Württemberg haben, wenn sie einen Flächennutzungsplan
aufstellen, die Möglichkeit, darin Zonen darzustellen, auf die
Windenergievorhaben konzentriert werden sollen. In der Regel bedeute
das, so der Ausschussvorsitzende, dass dann einem Windenergievorhaben
außerhalb dieser Zonen öffentliche Belange entgegenstünden und somit
Windkraftanlagen außerhalb dieser Zonen auch nicht errichtet werden
dürften. Die Träger der Flächennutzungsplanung seien jedoch rechtlich
nicht dazu verpflichtet, einen Windsteuerungsplan aufzustellen.

Wie Dr. Grimmer erklärte, würden, wenn man ganz Deutschland betrachte,
wenige Windenergieanlagen in Baden-Württemberg gebaut. So seien
zwischen Mai 2017 und Februar 2019 etwa 89 Prozent aller Bauvorhaben
in der Mitte oder im Norden Deutschlands umgesetzt worden und nur etwa
11 Prozent in Süddeutschland. Nach Informationen des
Umweltministeriums betrug am Ende des ersten Quartals des Jahres 2019
die Anzahl der Windenergieanlagen in Baden-Württemberg 719; es wurden
in diesem Quartal keine neuen Anlagen in Betrieb genommen. Allerdings
würden sich aktuell fünf Windparks mit insgesamt 20 Anlagen im Bau
befinden, die nach Auskunft des Ministeriums entweder noch im
laufenden oder im kommenden Jahr in Betrieb genommen werden sollen.
Vonseiten des Ministeriums hieß es ebenfalls, dass man daran arbeiten
werde, den Ausbau der Windkraft im Land wieder zu verstärken. Dies
hätten im Ausschuss insbesondere die Regierungsfraktionen und die SPD
begrüßt, während die AfD und die FDP/DVP hier Bedenken geäußert
hätten.

Um die Genehmigungsbehörden, die dafür zuständig sind, die Errichtung
neuer Windkraftanlagen zu prüfen, in ihrer Arbeit zu unterstützen,
habe die Landesregierung verschiedene Handreichungen erstellt. Ziel
dabei sei es auch, die Dauer dieser Genehmigungsverfahren zu
verkürzen, wodurch allerdings die Rechte der Betroffenen beschnitten
werden könnten. Zudem gebe es seit diesem Jahr eine Internetplattform,
auf der sich neben den Behörden auch die Bürger über gesetzliche
Regelungen und Erlasse informieren könnten.

Nicht alle zunächst geplanten Windkraftanlagen würden auch tatsächlich
gebaut. Zwischen Januar 2015 und September 2017 seien das nach
Informationen des Umweltministeriums etwa 300 Anlagen gewesen. Bei
rund einem Drittel war Artenschutz der Grund dafür, dass das
Bauvorhaben nicht umgesetzt wurde, und bei etwa fünf Prozent der
Denkmalschutz. Zwar hätte in Baden-Württemberg noch keine
Windkraftanlage zurückgebaut werden müssen, so Dr. Grimmer, es gebe
jedoch viele Auflagen, die den Betrieb einer solchen Anlage zeitweise
einschränken würden. Dies sei beispielsweise ein eingeschränkter,
schallreduzierter Betrieb in der Nacht, um die für diese Stunden
geltenden strengeren Lärmschutz-Richtwerte einzuhalten. Außerdem
würden Anlagen bei bestimmten Witterungen mit Fledermausflug
abgeschaltet, damit die Tiere nicht mit den Rotorblättern kollidieren.
Dasselbe gelte für die Erntezeit, wenn die Flächen rund um die
Windkraftanlagen attraktiv seien für Greifvögel auf Nahrungssuche.

Befürchtungen bezüglich des Artenschutzes und wegen eventueller
Lärmbelastung seien auch Gründe, aufgrund derer sich vor Ort
Widerstand gegen neue Windkraftanlagen formiere. "Solche Bedenken
müssen ernst genommen werden", betonte der Ausschussvorsitzende
abschließend.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5256: Antisemitismus und Rassismus haben keinen Platz in unserer Gesellschaft (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 11.10.2019

Antisemitismus und Rassismus haben keinen Platz in unserer
Gesellschaft



Angesichts des Attentats in Halle am vergangenen Mittwoch hat die
GRÜNE Landtagsfraktion die Landesregierung im kommenden Innenausschuss
um Bericht zum Schutz jüdischer Einrichtungen in Rheinland-Pfalz
gebeten. Dazu erklärt die innenpolitische Sprecherin Pia Schellhammer:

"Bei dem Attentat in Halle handelt es sich um einen feigen Akt von
Rechtsterrorismus. Der Täter hat gezielt Menschen anderen Glaubens und
anderer Herkunft als Opfer seines rechtsextremistisch motivierten
Anschlags ausgewählt. Dass er dabei nicht noch weitaus mehr Menschen
ermordet hat, ist nur dem Zufall zu verdanken. Er hat zwar alleine
gehandelt, ihn als Einzeltäter zu bezeichnen, trifft aber angesichts
der sich immer weiter in der Gesellschaft ausbreitenden
rechtsradikalen Denkmuster und Strukturen längst nicht den Kern der
Sache.

Wer in Anbetracht dessen von einem 'Alarmsignal' oder einem 'Amoklauf'
spricht, hat die Tragweite dieser Tat nicht verstanden. Es handelt
sich um einen terroristischen Akt aus der Mitte eines erstarkenden
rechtsextremistischen Milieus. Es ist unhaltbar, dass vor dem
Hintergrund dieser Entwicklung die Mittel für zivilgesellschaftliche
Prävention gegen Rechtsextremismus auf Bundesebene gekürzt werden.

Niemand sollte in unserem Land in Angst leben müssen, aufgrund seines
Glaubens oder seiner Herkunft angegriffen zu werden. Auch mit der
Verantwortung, die gerade unsere deutsche Geschichte mit sich bringt,
sprechen wir vor allem dem jüdischen Leben unsere volle Solidarität
aus, welches in besonderer Weise vor Angriffen geschützt werden muss.
Die aktuellen Zahlen des Landeskriminalamtes zeigen, dass bei den
antisemitischen Straftaten in Rheinland-Pfalz bereits jetzt im Oktober
der Vorjahresstand erreicht ist. Dieser Entwicklung müssen wir
entschieden entgegenwirken. Deshalb werden wir den Schutz von Menschen
jüdischen Glaubens, ihrer Synagogen und gesellschaftlichen
Einrichtungen im Innenausschuss thematisieren."

 * 
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AUSSEN/1612: Christoph Matschie - Abiy Ahmed hat den Friedensnobelpreis wohlverdient erhalten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Außenpolitik

Abiy Ahmed hat den Friedensnobelpreis wohlverdient erhalten



Christoph Matschie, stellvertretender außenpolitischer Sprecher:

Dem äthiopischen Ministerpräsidenten Abiy Ahmed wurde für die
Aussöhnung mit Eritrea der Friedensnobelpreis verliehen. Die
SPD-Bundestagsfraktion gratuliert Abiy Ahmed und begrüßt das positive
Signal, das von der Verleihung für den afrikanischen Kontinent
ausgeht.

"Der äthiopische Ministerpräsident Abiy Ahmed hat erfolgreich eine der
wichtigsten Friedensinitiativen der letzten Jahre angestoßen. Der
hoffnungsvolle Friedensprozess zwischen Äthiopien und Eritrea ist vor
allem sein Verdienst und daher hat er den Friedensnobelpreis zu Recht
zugesprochen bekommen.

Ihm ist es gelungen den Jahrzehnte andauernden Konflikt mit Eritrea zu
beenden und einen gesellschaftlichen und politischen Wandel in
Äthiopien herbeizuführen. Auch im Sudan hat er als Vermittler eine
wichtige Rolle dafür gespielt, dass es einen friedlichen Machtwechsel
gab. Damit stiftet Abiy Ahmed Hoffnung für den gesamten afrikanischen
Kontinent.

Die SPD Bundestagsfraktion begrüßt ausdrücklich, dass Abiy Ahmed mit
dem Friedensnobelpreis gewürdigt wird. Künftig muss der
gesellschaftliche Veränderungsprozess in Äthiopien und der
Friedensprozess zwischen Äthiopien und Eritrea von Deutschland noch
stärker unterstützt werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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AUSSEN/1611: Malu Dreyer gratuliert Abiy Ahmed zum Friedensnobelpreis


SPD-Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Malu Dreyer gratuliert Abiy Ahmed zum Friedensnobelpreis



Zur Verleihung des Friedensnobelpreises an Abiy Ahmed erklärt die
kommissarische SPD-Vorsitzende Malu Dreyer:

Ich gratuliere dem äthiopischen Ministerpräsidenten Abiy Ahmed für die
Auszeichnung zum diesjährigen Friedensnobelpreis.

Abiy Ahmed hat in kürzester Zeit den Weg zu Demokratie in seinem Land
und Frieden in der Region geebnet. Seine mutige Annäherung gegenüber
Eritrea befriedet einen der am längsten währenden Konflikte unserer
Zeit. Durch seine Politik der Aussöhnung ist Ahmed nicht nur ein
Hoffnungsträger für viele Menschen seines Landes, sondern für ganz
Afrika und alle Regionen weltweit, in denen Krieg und Gewalt noch
immer das Leben bestimmen.

Durch seine Überzeugung, Mut und Tatkraft hat Abiy Ahmed die
Entwicklung seines Landes und das Leben vieler in der Region in kurzer
Zeit zum Besseren geführt. Der diesjährige Friedensnobelpreis würdigt
diese herausragende Leistung in besonderer Weise und ermutigt diesen
Weg der Aussöhnung und Demokratisierung fortzusetzen.

 * 
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INNEN/3074: Höchste Zeit für ein Demokratiefördergesetz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Höchste Zeit für ein Demokratiefördergesetz



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Susann Rüthrich, zuständige Berichterstatterin:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die Initiative der
SPD-Bundesminister Giffey und Scholz für eine Aufstockung des
Bundesprogramms "Demokratie leben!" um acht Millionen Euro für das
Jahr 2020. Wir kämpfen für eine nachhaltige Förderung von Engagement,
Mut, Zivilcourage und Konfliktfähigkeit. Deshalb fordern wir darüber
hinaus ein Demokratiefördergesetz.

"Das demokratische Miteinander in den Herzen und Köpfen aller ist das
Rückgrat unserer wehrhaften Demokratie. Diese bestmöglich gegen
demokratiefeindliche Bewegungen und Ansichten zu verteidigen ist auch
Aufgabe des Bundes.

Mit dem erfolgreichen Bundesprogramm 'Demokratie leben!' fördern wir
bereits seit Jahren Projekte, die sich für ein tolerantes
Zusammenleben und gegen Ausgrenzung und Extremismus engagieren. Um die
aufgebauten Strukturen langfristig zu erhalten, ist jedoch eine
dauerhafte Förderung erforderlich.

Bei der Erarbeitung eines Demokratiefördergesetzes müssen wichtige
grundgesetzliche Vorgaben beachtet werden. Insbesondere das Konzept
der wehrhaften Demokratie, die Meinungsfreiheit und die
Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern. Dies ist eine
Herausforderung, darf aber keine Ausrede dafür sein, nichts zu tun."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/299: Malu Dreyer gratuliert Peter Handke zum Literaturnobelpreis


SPD-Pressemitteilung vom 10. Oktober 2019

Malu Dreyer gratuliert Peter Handke zum Literaturnobelpreis



Zur Verleihung des Literaturnobelpreises an Peter Handke erklärt die
kommissarische SPD-Vorsitzende Malu Dreyer:

Ich gratuliere Peter Handke sehr herzlich zum Literaturnobelpreis
2019. Handke ist streitbar, eigensinnig, vor allem aber ist er einer
der bedeutendsten deutschsprachigen Schriftsteller unserer Zeit.

Sein "linguistischer Einfallsreichtum", den die schwedische Akademie
besonders hervorhebt, hat mich und viele andere Leserinnen und Leser
zum Innehalten und Nachdenken gebracht. Schon mit der Uraufführung
seiner legendären "Publikumsbeschimpfung" in Frankfurt, die ihn in den
1960ern zu einem - umstrittenen - Star des Literaturbetriebs gemacht
hat. Zahllose junge Menschen hat Handke mit Erzählungen wie "Die Angst
des Tormanns vor dem Elfmeter" und "Wunschloses Unglück" berührt und
geprägt.

Mit seinen Werken und seiner öffentlichen Einmischung hat Peter Handke
stets polarisiert, hat Debatten angestoßen. Oft auch, in dem er in
seinen Werken Außenseitern nachspürte und uns damit viel über unsere
Gesellschaft erzählt. Ich freue mich für Peter Handke über diese
Auszeichnung.
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FRAGEN/065: Veronika Krasheninnikova - "Der Kapitalismus wird in der Krise immer gewalttätiger" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Veronika Krasheninnikova: "Der Kapitalismus wird in der Krise 
immer gewalttätiger"

Von Gunther Sosna, Neue Debatte, 10. Oktober 2019



Ein Gespräch mit Veronika Krasheninnikova, Mitglied der
Gesellschaftskammer der Russischen Föderation, stellvertretende
Vorsitzende der Kommission für Entwicklung der gesellschaftlichen
Diplomatie und Beraterin der Nachrichtenagentur Rossiya Segodnya, über
die Kunst der Diplomatie, Gewaltmärkte und den Rechtsruck in
Europa.


Gunther Sosna: Frau Krasheninnikova, vielen Dank, dass Sie sich die
Zeit nehmen, meine Fragen zu beantworten. Ich würde mich mit Ihnen
gerne ausschließlich über die russische Kultur, Land, Leute,
Philosophie und Geschichte unterhalten, aber ein aktuelles Thema hat
uns eingeholt. Der INF-Vertrag über das Verbot landgestützter atomarer
Mittelstreckenwaffen wurde am 2. August außer Kraft gesetzt. Hat sie
das überrascht?

Veronika Krasheninnikova: Ich grüße Sie und Ihre Leser. Das
INF-Abkommen hat natürlich nicht von selbst aufgehört zu existieren.
Die Regierung von Donald Trump hat beschlossen, aus dem Abkommen
auszutreten. In einem vor Kurzem mit der Zeitung "Kommersant" [1]
geführten Interview sagte Außenminister Lawrow [2], dass John Bolton
ihm bereits im Oktober des vergangenen Jahres in absolut ruhiger und
unverminderter Weise mitteilte, dass die USA beabsichtigten, aus dem
INF-Vertrag auszutreten: "Keine Sorge, Trumps Erklärung ist keine
Einladung zu Verhandlungen, sie ist eine endgültige Entscheidung".
Besprechen konnte man da also nichts mehr. Mich überrascht die Politik
Trumps vermutlich weniger als jemanden anderes in Russland, denn ich
habe bereits seit seiner Präsidentschaftskandidatur im Jahr 2017 klar
gemacht, dass dies eine sehr negative Option für Russland und die Welt
wäre. Ständig verspricht er, mit Russland "klarzukommen". Aber er wird
solch unmögliche Forderungen für einen "Deal" stellen, dass das
Gespräch noch nicht einmal beginnt. Es wird wie bei Nordkorea sein.

Können Sie beschreiben, wie die Reaktion der russischen Bevölkerung
darauf gewesen ist? In westlichen Medien gab es dazu kaum etwas zu
lesen.

In Russland verstehen Fachleute natürlich, wie ernst diese
Entscheidung ist. Die USA haben sich geweigert, russischen Experten
die Startanlagen für die Raketenabwehrsysteme in Rumänien und Polen zu
zeigen, wo sie jetzt aufgebaut werden. Zugleich lehnten es die USA
selbst ab - und verbaten es ihren europäischen Verbündeten! - die
Demonstration des russischen landgestützten Marschflugkörpers 9M729 zu
besuchen, wegen dem ja Washington auch aus dem INF-Vertrag
ausgestiegen war.

Diese Entscheidung passt in die Gesamtstrategie der
Trump-Administration: das System der internationalen Verträge, das
über Jahrzehnte geschaffen wurde, zu zerstören, um sich selbst für
individuelle und eigensinnige Aktionen zu befreien. Trump war nie
gegen das Establishment. Er stellt vielmehr seinen radikalsten Teil
dar, der aufgrund ständig sinkender Gewinne nun alle Beschränkungen
aufheben will, die ihn noch daran hindern, mehr Geld aus dem Rest der
Welt herauszuquetschen.

Wie haben sich die diplomatischen Beziehungen zwischen Russland,
den europäischen Nachbarn und den Vereinigten Staaten seit der
Unterzeichnung des INF-Vertrags im Jahr 1987 eigentlich grundsätzlich
entwickelt? Welche wesentlichen Knackpunkte gab es vor der sogenannten
Krimkrise, als die hohe Kunst der Diplomatie gefordert war?

In den späten 1980er Jahren intensivierte sich der Prozess der
Zerstörung der Sowjetunion - sowohl von außen als auch von innen. Nach
der offiziellen Verkündung im Dezember 1991 verlief in den 1990er
Jahren ein konsequenter Prozess der Zerstörung des Landes - es
brauchte ja auch Zeit, alles in Stücke zu zerlegen, was durch die
riesigen Anstrengungen des gesamten Volkes im Laufe von 70 Jahren
aufgebaut wurde!

Der kollektive Westen nahm aktiv an diesem Prozess teil. Russland
hatte damals noch keine souveräne Außenpolitik - über vollwertige
diplomatische Beziehungen brauchen wir erst gar nicht zu sprechen. Der
Prozess des Wiederaufbaus des Landes begann etwa 2003, als Präsident
Putin erkannte, dass der Westen versuchte Russland zu täuschen - die
Inhaftierung von Oligarch Michail Chodorkowski war ein klares Signal.
Im Jahr 2007 hielt Putin seine berühmte Münchner Rede über die
Inakzeptanz einer unipolaren Weltordnung und dass Russland eine
unabhängige Außenpolitik führen werde. Und genau das begann er zu tun.

Diese gesamte Zeit über bewegte sich auf Russland wie ein Bulldozer
der NATO-Block zu: 1991 hatte das Bündnis 16 Mitglieder, heute sind es
29. Im Jahr 2014 sollte die Ukraine zusammen mit der Krim durch das
Assoziierungsabkommen mit der Europäischen Union [3] in den
politischen und militärischen Einflussbereich der NATO eintreten. Der
zweite Artikel des Abkommens spricht von der "Konvergenz im Bereich
der Außen- und Sicherheitspolitik". Russland hatte keine andere Wahl,
als diese unaufhaltsame Walze zu stoppen - und das wurde auch getan.
NATO-Schiffe auf der Krim sind für das Bewusstsein der Russen etwas
Unvorstellbares.

Ist da auf dem diplomatischen Weg noch etwas zu machen oder muss
sich darauf eingestellt werden, dass neben der konventionellen auch
eine atomare Aufrüstung beginnt?

"Sich damit abzufinden" ist nicht unsere Art. Die derzeitige
US-Regierung ist aber überhaupt nicht bereit, multilaterale
Verhandlungen aufzunehmen. Es findet eine wahre "Barbarisierung" der
Politik statt. Macht ist leider das Einzige, was sie aufhalten kann.

Man möchte glauben, dass Europa in der Lage ist, seinen größeren
Bruder zu beeinflussen und seine Aggression in der Welt - in
militärischen Angelegenheiten, ebenso wie in Wirtschaft und Politik -
zu mildern. Die Chancen dafür werden steigen, wenn Europa dies
gemeinsam mit Russland tut. Wir müssen gemeinsam das Fundament
verteidigen, auf dem sowohl Europa als auch Russland aufgebaut sind -
die Werte der Renaissance, der Aufklärung und des Sozialstaates. Und
in dieser Hinsicht bietet die jüngste Rede von Präsident Macron, die
er vor Botschaftern gehalten hat, einen ausgezeichneten Aktionsplan
[4].

Er schlägt vor, eine neue Architektur von Vertrauen und Sicherheit in
Europa aufzubauen - zusammen mit Russland. Europa soll keine Arena für
strategische Kämpfe zwischen den USA und Russland sein, stattdessen
sollten Europa und Russland enge Verbündete werden. In Deutschland
sollten konstruktive Kräfte diesen französischen Vorschlag
unterstützen.

Lassen Sie uns auch über die Weltwirtschaft reden. Ich meine zu
erkennen, dass es in einer begrenzten Welt für alle Staaten zunehmend
schwieriger wird, ein Wirtschaftssystem aufrechtzuerhalten, dass auf
unendliches Wachstum setzt. Auf der anderen Seite ist derartig viel
Kapital im Umlauf, dass alles privatisiert wird, was nicht niet- und
nagelfest ist. Offenbar besteht ein erhebliches Verwertungsproblem.
Lässt sich darin ein Zusammenhang ausmachen, warum subjektiv immer
häufiger militärische Optionen in die Diskussion gebracht werden und
immer weniger diplomatische Aspekte?

Diesen Gedanken haben Sie sehr höflich formuliert. Wie die Klassiker
sagten, gibt es kein Verbrechen, das das Kapital nicht für 300 %
Gewinn riskieren würde. So war es vor 150 Jahren, und heute ist es
genauso. Der Kapitalismus wird in der Krise immer wütender und
gewalttätiger. Diplomatie ist für ihn irrelevant.

Ich wiederhole: Trump repräsentiert die radikalsten Kreise des
amerikanischen Systems, und sie sind bereit, die rücksichtslosesten
Mittel einzusetzen. Schauen Sie, jetzt droht er mit einer "Spaltung
wie zu Zeiten des Bürgerkriegs". Und unter seinen Anhängern gibt es
genügend bewaffnete Radikale, die bereit sind, dem Ruf des Anführers
Folge zu leisten.

Der Krieg ernährt den Krieg, hat Friedrich Schiller in seiner
Wallenstein-Trilogie geschrieben [5]. Oder salopp formuliert: Wenn
nichts mehr geht, Krieg geht immer. Ist die Weltwirtschaft derartig
angeschlagen, dass die Kriegsindustrie zum wichtigsten Geschäftsfeld
wird?

Natürlich. Schon Präsident Eisenhower warnte vor dem
ungerechtfertigten Einfluss des militärisch-industriellen Komplexes
auf die Regierung [6], warnte vor seiner Umwandlung in eine Bedrohung
für Freiheit und Demokratie. Leider ist es genau so gekommen. Eine
neue Wachstumsrunde wurde von den sogenannten "Neokonservativen" in
den Jahren der Regierung von George W. Bush eingeleitet. Unter
Präsident Obama setzte sich dieser Trend fort, und unter Trump
verzeichnen wir ein explosives Wachstum. Der Verkauf von Waffen im
Wert von 300 Milliarden Dollar an Saudi-Arabien ist ein beispielloses
Ausmaß [7]. Frage: Gegen wen wollen die Saudis mit all diesen Waffen
kämpfen? Nicht mehr nur im Jemen und in Syrien.

Krieg ist ja nicht nur Politik mit Waffen, sondern auch
Geschäftsmodell. Der Soziologe Georg Elwert [8] hat den Begriff
Gewaltmarkt genutzt, um soziale Räume zu beschreiben, in denen Gewalt
völlig unreguliert und scheinbar ohne Sinn auftritt. Dennoch folgt
diese Gewalt, die von Kriegsunternehmern und Warlords angefacht wird,
einer Logik. Es geht dabei nicht um politische oder religiöse Ziele,
die sind vorgeschoben, sondern um Gewinnmaximierung. Ist das ein
Gedanke, dem die Atommächte folgen?

Ihre Frage ist mir etwas unklar ...

Die Regierungen von Russland, China, Frankreich, den USA, dem Iran,
aber auch Deutschland und so weiter reden über Frieden, sind
allerdings direkt oder indirekt in Kriege involviert oder liefern
zumindest Kriegsgerät, damit sich Menschen gegenseitig umzubringen.
Das passt doch alles nicht zusammen. Wie empfinden Sie diesen Zustand
als Mensch, der das Wort nutzt, aber nicht das Schwert?

Genau deshalb ist die Arbeit von Menschen, die das Wort nutzen, um zu
überzeugen - Experten, Journalisten, Diplomaten -, heute so wichtig.
Bismarck ist zwar nicht mein Held, aber er hatte Recht, als er sagte:
"Wenn die Diplomaten verstummen, fangen die Waffen an zu reden".

Präsident Obama schlug vor, dass Staaten, die Atomwaffen besitzen,
diese vollständig abgeben. Es ist aber nicht klar, ob dieser Vorschlag
die Vereinigten Staaten selbst ebenfalls betraf. Das Problem dabei
ist, dass die USA außer Atomwaffen eine so gewaltige Überlegenheit bei
den konventionellen Waffen haben, dass dies ausreichen wird, um damit
den Rest der Welt zu terrorisieren.

Lassen Sie uns bitte einen Sprung ins politische Tagesgeschäft
wagen. In der Europäischen Union vollzieht sich ein Rechtsruck. Die
bürgerliche Mitte schwenkt nach rechts ein und marschiert Richtung
Autoritarismus und EU-kritische Rechtspopulisten, Nationalisten und
Faschisten bekommen Aufwind. Die dominierenden Medien in Deutschland,
aber auch in anderen Ländern, machen die Regierung von Russland dafür
zumindest mitverantwortlich. Das politisch rechte Lager äußert zudem
offen seine Sympathien für Russland. Wie bewerten Sie den
Schmeichelkurs und den Applaus von den Rechten und Ultrarechten? Ist
der für Russland positiv?

In den letzten Jahren haben sich viele Experten, darunter auch ich,
gegen die Beziehungen Russlands zu den rechtsextremen Parteien
ausgesprochen. Der Schaden ist offensichtlich: ein Schlag gegen den
Ruf, das Untergraben des historischen Sieges über den Faschismus im
Zweiten Weltkrieg und vor allem die Stärkung der rechtsextremen
Ansichten in Russland selbst. Für einen multiethnischen und
multikonfessionellen Staat sind Nationalismus, Islamophobie und die
Volksverhetzung der kürzeste Weg zum Zusammenbruch des Landes. Nur die
Gegner Russlands sind an solchen Beziehungen interessiert. Wenn es
nicht gelungen ist, Russland zu isolieren, dann will man es
marginalisieren, indem man das Land zu den Radikalen, Ausgestoßenen,
Freaks und anderen Randgruppen der westlichen Gesellschaften stößt.

Die heutige Welle der rechtsextremen Ideologien wurde in Europa
geboren. Genau wie der Faschismus der 1920er Jahre. Russland dafür die
Schuld zu geben, ist heuchlerischer Zynismus. Und außerdem ist es eine
Möglichkeit, sich nicht mit der Lösung des Problems beschäftigen zu
müssen. Dieser Hass wuchs aber aus den Fehlern der regierenden
Parteien in Europa.

Langfristig könnte der Aufstieg der extremen Rechten Europa zu einem
Haufen nationalistischer Staaten machen, die sich zuerst selber
bekämpfen und dann zwangsläufig im Osten nach neuem "Lebensraum"
suchen werden. Beide Weltkriege im 20. Jahrhundert begannen in Europa,
Russland aber hat darin größeres Leiden erfahren als jeder andere
europäische Staat. Deshalb - nein, der Aufstieg der extremen Rechten
in Europa widerspricht kategorisch den Interessen Russlands.
Gleichzeitig, ja, gibt es in Russland Anhänger des europäischen
Faschismus. Und sie sind die gleichen Feinde unseres Landes wie einst
die Kollaborateure des Dritten Reiches während des Großen
Vaterländischen Krieges.

Leute wie Heinz-Christian Strache, Matteo Salvini oder Marine le
Pen [9, 10, 11] wünschen die EU quasi zum Teufel und fachen mit ihrer
Hetze gegen Flüchtlinge und andere Minderheiten eine Art Kulturkampf
an. Färbt das nach Russland ab?

Wir in Russland wundern uns immer wieder, wie breit das legale
Rechtsfeld für die extremen Rechten in Europa ist. So ist
beispielsweise die NPD in Deutschland, die den Faschismus offen
propagiert, bisher nicht verboten. Der Co-Vorsitzende der Alternative
für Deutschland gibt regelmäßig Erklärungen ab, die das Dritte Reich
rechtfertigen, und er kommt damit durch. Diejenigen, von denen Sie
sprechen, schwadronieren gegen Muslime und Flüchtlinge mit solchen
Ausdrücken, für die sie in Russland gemäß dem Artikel 282 des
Strafgesetzbuches "Anstiftung zu Hass oder Feindschaft sowie
Erniedrigung der Menschenwürde" oder Artikel 280 "Öffentliche
Anstiftung zu extremistischen Aktivitäten" mit einer Haft rechnen
müssten. Daher ist hier der "Einfluss" oder die "Nachahmung" Russlands
ausgeschlossen. Aber der gegenteilige Effekt, wenn Nationalisten in
Russland damit anfangen "wie in Europa" zu agieren, ist für uns sehr
gefährlich.

Keine Gesellschaft ist frei von Vorurteilen. Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit finden sich überall, und sicher auch in Russland.
Sind islamfeindliche, fremdenfeindliche und antisemitische Positionen
gesellschaftlich salonfähig?

Ja, es gibt auch diejenigen, die ihre Zugehörigkeit zur "Elite" durch
die Hautfarbe oder ihren Geburtsort bestimmen. Es scheint, dass auf
individueller Ebene der Minderwertigkeitskomplex anspringt ... Es ist
jedoch erfreulich zu sehen, dass die Traditionen von
Internationalismus, Multinationalität und Offenheit auch heute noch in
Russland bestehen. Jüngstes Beispiel: Bei den Moskauer Kommunalwahlen
am 7. September gewann in einem der Wahllokale im Zentrum der
Hauptstadt ein Kandidat namens Magomed Jandiev. Das ist ein
kaukasischer Nachname, er ist ein Muslim. Und er gewann in einem
erbitterten Wahlkampf. Er lehrt an einer Moskauer Universität, war
Minister für wirtschaftliche Entwicklung in der Republik Inguschetien.
Das ist eine Bestätigung des multinationalen Geistes der Russen.

Wie stark ist die politische Rechte in Russland überhaupt?

Der rechte politische Sektor in Russland manifestiert sich durch
Konservatismus, Klerikalismus und Propaganda der Monarchie. Ich gebe
zu, dass die Politik einen Platz für solide konservative Ideen hat.
Präsident Putin definierte gesunden Konservatismus als die Verwendung
aller besten, neuen und vielversprechenden Dinge, die die Entwicklung
des Landes, den sorgsamen Umgang mit Mutterschaft und Kindheit, mit
seiner Geschichte, mit Traditionen und einheimischen Religionen
sichern. Doch unter dem Vorwand des "Konservatismus" sind auch die
obszönsten und reaktionärsten Vorschläge aufgetaucht - wie aus dem
Mittelalter.

Die Weißwäsche des zaristischen Regimes wird durchgeführt. Der
religiöse Fanatismus einzelner Abgeordneter erlaubt es Radikalen, fast
terroristische Akte zu organisieren, so geschehen um den Film
"Mathilda" von Alexey Utschitel. Es geht bis hin zu Versuchen, die
Ideen von Julius Evola [12], einem der Hauptideologen des Faschismus
des 20. Jahrhunderts, der sich als "Traditionalist" sah, in den
öffentlichen Diskurs zu tragen. Evola, ein Fan des SS-Reichsführers
Himmler, leugnete während der Gerichtsverfahren 1951, ein Faschist zu
sein: weil - er sei ein "Super-Faschist". All dies betrifft nur enge
Kreise. Die überwiegende Mehrheit der Menschen ist entsetzt über
solche Erscheinungen.

Sehen Sie eine realistische Möglichkeit, wie ein weiterer
Rechtsdrall in der EU verhindert werden kann?

Daran besteht kein Zweifel. In der Innenpolitik müssen die
herrschenden Kreise ihren Bürgern zuhören und die Politik so ändern,
dass sie den Erwartungen der Menschen entspricht. Man muss die
Zerstörung des Sozialstaates stoppen und für soziale Gerechtigkeit
sorgen.

Auf EU-Ebene sind systematische Reformen erforderlich, damit die Union
effektiv wird und den Wünschen der Menschen sowie den Interessen der
Demokratie gerecht wird. Auf der Ebene des Transatlantizismus ist es
notwendig, die Priorität der nationalen - nicht zu verwechseln mit
nationalistischen - Interessen zu gewährleisten.

Was das Problem des Zustroms von Migranten und Flüchtlingen betrifft,
so ist es notwendig, die Kriege im Nahen Osten und in Nordafrika
mittels der NATO zu beenden.

Lassen Sie mich eine abschließende Frage stellen. Es gibt ja
diverse Schwierigkeiten und handfeste Bedrohungen, die alle Staaten
betreffen. Dazu gehören nicht nur die zahlreichen bewaffneten
Konflikte, regionale Kriege oder Extremismus, sondern die
Umweltverschmutzung, das Artensterben, die Veränderung des Klimas,
aber auch die Auswirkungen neuer Technologien auf die Arbeitswelt.
Millionen Jobs werden in recht kurzer Zeit wegfallen. Diese
Entwicklung ist nicht räumlich begrenzt, sondern findet praktisch
überall statt. Die Boston Consulting Group ging zum Beispiel 2017
schon davon aus, dass bis 2035 weltweit etwa 400 Millionen Jobs
verschwinden. Darin lauert ein gewaltiges soziales Konfliktpotenzial.
Wäre es nicht an der Zeit, dass die Regierungen komplett umdenken und
viel enger miteinander zusammenarbeiten, um diese Herausforderungen zu
meistern?

Das ist eine sehr tiefgehende Frage. Sie haben Recht, diese Zeit ist
schon lange gekommen. Allerdings können wir angesichts der Politik
Washingtons, die auf die Verhärtung des Systems und eine egoistische
Vorgehensweise ausgerichtet ist, nicht auf die Vereinigten Staaten in
absehbarer Zeit zählen. Ist denn Europa bereit, in Abwesenheit der USA
die Führung zu übernehmen? Das möchte man hoffen. In so einem Fall
können wir auf die Beteiligung Russlands zählen.

Es ist jedoch klar, dass im Rahmen des kapitalistischen Systems
Änderungen nur in Form von kosmetischen Eingriffen stattfinden können.
Das "menschliche Antlitz" kann man dem Kapitalismus in keiner Weise
aufziehen. Deshalb ist es notwendig, über ein solches soziales und
politisches System nachzudenken, das im 21. Jahrhundert in der Lage
wäre, die grundlegenden Probleme des Kapitalismus zu lösen.

Ich danke Ihnen vielmals.

Vielen Dank.


Zur Person: Veronika Krasheninnikova (Jahrgang 1971) ist
Politikwissenschaftlerin und Historikerin. Sie ist Mitglied des
politischen Rates der Regierungspartei "Einiges Russland", Mitglied
der Gesellschaftskammer der Russischen Föderation, Beraterin der
Nachrichtenagentur Rossiya Segodnya und stellvertretende Vorsitzende
der Kommission für Entwicklung der gesellschaftlichen Diplomatie. Sie
war von 2001 bis 2010 Präsidentin des "Rates für wirtschaftliche
Zusammenarbeit" zwischen den USA und der "Gemeinschaft unabhängiger
Staaten", einer Nachfolgeorganisation der Sowjetunion [13].
Gleichzeitig war sie Vertreterin von Sankt-Petersburg in den USA.

Redaktioneller Hinweis: Unser besonderer Dank geht an Dr. Andrej
Solowjow in Moskau für seine Unterstützung bei der Realisierung des
Interviews mit Veronika Krasheninnikova und die Übersetzung.


Quellen und Anmerkungen:


[1] Kommersant ist eine russische Tageszeitung. Sie wurde erstmals
1909 gegründet, aber im Zuge der Machtergreifung der Bolschewiki im
Jahre 1917 geschlossen. Im Dezember 1989 wurde sie in Moskau
wiederbelebt. Zunächst erschien Kommersant (Homepage:
www.kommersant.ru) wöchentlich und ab 1992 täglich. Im
postsowjetischen Russland stieg sie zu einer der wichtigsten
Tageszeitungen auf und erwarb sich den Ruf einer seriösen und
kritischen Informationsquelle. Chefredakteur ist Andrei Wassiljew.

[2] Sergei Wiktorowitsch Lawrow (Jahrgang 1950) ist ein russischer
Diplomat und seit März 2004 der Außenminister der Russischen
Föderation.

[3] EUR-Lex | Access to European Union law: Assoziierungsabkommen
zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits
und der Ukraine andererseits (OJ L 161, 29.5.2014, p. 3-2137).
Auf

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:22014A0529(01) 

(abgerufen am 05.10.2019).

[4] Hellweger Anzeiger (19.08.2019): Macron will neues Vertrauen
zwischen Europa und Russland. Auf 

https://www.hellwegeranzeiger.de/Nachrichten/Macron-will-neues-Vertrauen-zwischen-Europa-und-Russland-1439553.html 

(abgerufen am 05.10.2019).

[5] Albrecht von Waldstein (1583-1634), bekannt als Wallenstein, war
ein böhmischer Feldherr, Kriegsunternehmer und Politiker im
Dreißigjährigen Krieg

https://neue-debatte.com/2019/10/04/der-dreissigjaehrige-krieg-hegemonen-warlords-und-religioese-eiferer/

(1618-1648). Wallenstein war Oberbefehlshaber der kaiserlichen Armee
und kämpfte gegen die protestantischen Mächte Deutschlands sowie gegen
Dänemark und Schweden. 1634 wurde Wallenstein ermordet.

[6] Pressenza (02.09.2017): EU - Militärisch-industrieller Komplex
statt Industriepolitik. Auf 

https://www.pressenza.com/de/2017/09/eu-militaerisch-industrieller-komplex-statt-industriepolitik/ 

(abgerufen am 05.10.2019).

[7] FOCUS (20.05.2017): USA und Saudis einigen sich auf gigantischen
Waffendeal. Auf 

https://www.focus.de/politik/ausland/110-milliarden-dollar-umfang-usa-und-saudis-einigen-sich-auf-gigantischen-waffendeal_id_7159111.html

(abgerufen am 05.10.2019).

[8] Georg Elwert (1947-2005) war ein deutscher Ethnologe und
Soziologe. Er setzte sich mit der Korruption in postkolonialen Staaten
auseinander und prägte im Rahmen seiner Analysen von gewalttätigen
Konflikten den Begriff Gewaltmärkte.

[9] Heinz-Christian Strache (Jahrgang 1969) ist Politiker der
rechtspopulistischen Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ). Er war
ab 2008 Oppositionsführer im Parlament, wurde Ende 2017 Vizekanzler
und im Januar 2018 Bundesminister für öffentlichen Dienst und Sport in
der Regierung von Bundespräsident Sebastian Kurz (Österreichische
Volkspartei). Strache war außerdem Bundesparteiobmann der FPÖ,
Landesparteiobmann der FPÖ Wien und Bezirksparteiobmann des 3. Wiener
Gemeindebezirks. Nach der sogenannten Ibiza-Affäre und den damit
einhergehenden Vorwürfen der Bereitschaft zur Korruption, erklärte
Strache im Mai 2019 seinen Rücktritt vom Amt des Vizekanzlers und vom
Posten als Parteiobmann.

[10] Matteo Salvini (Jahrgang 1973) ist ein italienischer Politiker
der Lega Nord. Von Juni 2018 bis September 2019 war Salvini
Innenminister im Kabinett von Giuseppe Conte (MoVimento 5 Stelle;
Fünf-Sterne-Bewegung). Außerdem war er stellvertretender
Ministerpräsident Italiens. Salvini war vor seiner politischen
Laufbahn Journalist.

[11] Marine Le Pen (Jahrgang 1968) ist Politikerin des rechtsextremen
Rassemblement National. Dieser trug bis Juni 2018 den Namen Front
National (FN). Le Pen, im Zivilleben Juristin, wurde im Januar 2011
Vorsitzende des FN. Das Amt übernahm sie von ihrem Vater Jean-Marie Le
Pen. 2012 und 2017 kandidierte sie bei den französischen
Präsidentschaftswahlen. Seit Juni 2017 ist sie Abgeordnete der
französischen Nationalversammlung. In der Vergangenheit war sie
außerdem Abgeordnete im Europäischen Parlament.

[12] Julius Evola (1898-1974) war ein italienischer Kulturphilosoph,
Esoteriker, Rassentheoretiker pro-faschistischer spiritueller Rassist
und Antisemit. Etwa ab 1931 unterhielt er Beziehungen zu Exponenten
der Konservativen Revolution und zur SS. Er gilt als Ideengeber für
den rechtsextremen italienischen Untergrund und für die
gesamteuropäische Neue Rechte.

[13] https://neue-debatte.com/2019/07/07/wie-der-kapitalismus-krisen-erzeugt-und-kriege-vorbereitet-teil-1/


Das Interview "Veronika Krasheninnikova: 'Der Kapitalismus wird
in der Krise immer gewalttätiger'" wurde erstveröffentlicht im
Meinungsmagazin Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2019/10/06/veronika-krasheninnikova-der-kapitalismus-wird-in-der-krise-immer-gewalttaetiger/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GEWERKSCHAFT/328: Bundeskongress Schulsozialarbeit verabschiedet "Jenaer Erklärung" (GEW)


Gemeinsame Medieninformation vom 11. Oktober 2019

- Kooperationsverbund Schulsozialarbeit

- Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport

- Stadt Jena

- Organisationsberatungsinstitut Thüringen - ORBIT

Schulsozialarbeit braucht rechtliche Verankerung, finanzielle
Absicherung und qualitative Mindeststandards / Bundeskongress
Schulsozialarbeit verabschiedet "Jenaer Erklärung"



Die systematische Weiterentwicklung, die finanzielle und die rechtliche
Absicherung der Schulsozialarbeit sind die Kernforderungen der 550
Fachkräfte, die am 10. und 11. Oktober 2019 in Jena zum Bundeskongresses
Schulsozialarbeit zusammen kamen. In der Jenaer Erklärung des Kongresses
heißt es: "Schulsozialarbeit braucht Kontinuität und Verlässlichkeit, damit
sie qualitätsvoll zu mehr Chancen- und Bildungsgerechtigkeit beitragen
kann." Deshalb müsse Schulsozialarbeit an allen Schulen für alle jungen
Menschen etabliert werden. Die Jenaer Erklärung ist ein Ergebnis des
Treffens der Fachkräfte aus Jugendhilfe und Schule, Verantwortlichen bei
Trägern, aus der Verwaltung und Politik, Lehrenden und Forschenden der
Sozialen Arbeit.

Für den Kooperationsverbund Schulsozialarbeit fordert GEW-Vorstandsmitglied
Björn Köhler: "Schulsozialarbeit muss in allen Bundesländern als
professionelles Angebot systematisch weiterentwickelt und abgesichert
werden." Das trage dazu bei, Chancen am Lern- und Lebensort Schule zu
verbessern und für mehr Gerechtigkeit beim Aufwachsen junger Menschen zu
sorgen.

Thüringens Bildungsminister Helmut Holter macht deutlich:
"Schulsozialarbeit fördert die individuelle und soziale Entwicklung von
Kindern und Jugendlichen ganz aktiv mit. Deshalb haben wir in Thüringen
nicht nur für eine gesetzliche Verankerung der Schulsozialarbeit gesorgt.
Wir werden zudem im Jahr 2020 über 10 Millionen Euro zusätzlich
bereitstellen und damit die Gesamtinvestition auf mehr als 22 Millionen
Euro steigern. So können wir weitere 180 Schulsozialarbeiterstellen
finanzieren."

Jenas Oberbürgermeister Dr. Thomas Nitzsche bekennt sich zur kommunalen
Verantwortung für Schulsozialarbeit: "Die Stadt Jena hat den Wert von
Schulsozialarbeit schon früh erkannt und waren damit Vorreiter im Land
Thüringen. Neben der allgemeinen Verbesserung des Schulklimas leisten die
Ansprechpartner in den Schulen auch hervorragende Netzwerkarbeit. Damit
können Schülerinnen und Schüler leichter in außerschulische Angebote
eingebunden werden - ein Gewinn für alle."

Ines Morgenstern vom Organisationsberatungsinstitut Thüringen zieht ein
positives Resümee des Bundeskongresses: "Wir freuen uns sehr über die
positive Resonanz auf die Themen Bildung, Chancen, Gerechtigkeit. Scheinbar
haben wir damit genau den Nerv der Akteure getroffen. Damit verbindet sich
auch die Hoffnung, dass die Impulse des Kongresses auf allen Ebenen wirken
werden und so zur Weiterentwicklung der Schulsozialarbeit beitragen."

Der zweitägige Bundeskongress fand erstmals in Thüringen statt. Unter dem
Motto "Bildung · Chancen · Gerechtigkeit" leistete er Beiträge zur
Profilierung der Schulsozialarbeit. In über 100 Vorträgen, Foren und
Workshops wurden Fragen der konzeptionellen Weiterentwicklung von
Schulsozialarbeit sowohl aus wissenschaftlicher als auch aus praktischer
Perspektive diskutiert.

Veranstalter des Bundeskongresses waren der Freistaat Thüringen, die Stadt
Jena, das Organisations- und Beratungsinstitut ORBIT Jena und der
Kooperationsverbund Schulsozialarbeit. Im 2001 gegründeten
Kooperationsverbund Schulsozialarbeit haben sich die Arbeiterwohlfahrt
(AWO), die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), der Deutsche
Verein für öffentliche und private Fürsorge, der Internationale Bund (IB),
IN VIA Katholischer Verband für Mädchen- und Frauensozialarbeit sowie die
Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit (BAG EJSA)
zusammengeschlossen.

 * 

Schulsozialarbeit an allen Schulen für alle jungen Menschen

Erklärung des Bundeskongress Schulsozialarbeit 2019[1]

Schulsozialarbeit ermöglicht ganzheitliche Bildung junger Menschen zur
Förderung der Persönlichkeit und ihrer sozialen Entwicklung. Sie eröffnet
Chancen am Lern- und Lebensort Schule und engagiert sich für mehr
Gerechtigkeit beim Aufwachsen junger Menschen. Knapp 100 Veranstaltungen
auf dem Bundeskongress Schulsozialarbeit 2019 in Jena verdeutlichen dies.
Die vielfältigen gesellschaftlichen Entwicklungen erhöhen die Erwartungen
an die Schulsozialarbeit, deren Bedeutung insbesondere von allen am
Schulleben Beteiligten anerkannt und gewürdigt wird. Der Stellenausbau in
den letzten Jahren belegt dies anschaulich. Dieser geschieht in
Abhängigkeit von kommunalen Ressourcen, Landesprogrammen und
Landesgesetzen. Schulsozialarbeit wird mit einer großen Aufgabenvielfalt,
in unterschiedlichen Zuständigkeiten und mit teils komplexen
Finanzierungslösungen durchgeführt.

Eine fehlende rechtliche und finanzielle Absicherung, die eine qualitativ
hochwertige Schulsozialarbeit mit guten Arbeitsbedingungen gewährleistet,
wird vielerorts beklagt. Qualität und Professionalität in der
Schulsozialarbeit sind derzeit in zu hohem Maße von einzelnen Fachkräften
vor Ort und ihren Trägern abhängig.

Der Bundeskongress Schulsozialarbeit 2019 fordert: Schulsozialarbeit muss
als professionelles Angebot systematisch weiterentwickelt und abgesichert
werden! Konkret bedeutet das:


	Schulsozialarbeit braucht Kontinuität und Verlässlichkeit, damit sie qualitätsvoll zu mehr Chancen- und Bildungsgerechtigkeit beitragen kann.

	Die jeweiligen Rollen der Bildungs- und Jugendhilfesysteme für die Schulsozialarbeit sind zu definieren.

	Jedes Bundesland muss Schulsozialarbeit als Arbeitsfeld systematisch entwickeln.

	Mindeststandards für die Umsetzung der Schulsozialarbeit sind zu vereinbaren und umzusetzen.

	Eine klare rechtliche Verankerung der Schulsozialarbeit ist notwendig.

	Vor Ort sind Kooperationsvereinbarungen zwischen den verschiedenen Akteur*innen zu schließen und Konzepte abzustimmen, die Aufträge und Zuständigkeiten klären und abgrenzen.

	Multiprofessionelle Zusammenarbeit ist als konstitutives Element in Schule zu verankern.



[1] Auf Einladung des Kooperationsverbundes Schulsozialarbeit, des Landes
Thüringen, der Stadt Jena und dem Organisationsberatungsinstitut Thüringen -
 ORBIT e.V. trafen sich knapp 600 sozialpädagogische Fachkräfte,
Wissenschaftler*innen und Trägervertreter*innen am 10. und 11. Oktober 2019
zum Bundeskongress Schulsozialarbeit 2019. Dort wurde diese Erklärung
veröffentlicht.



Download der Jenaer Erklärung des Bundeskongresses Schulsozialarbeit
"Schulsozialarbeit an allen Schulen für alle jungen Menschen".

https://www.schuso-thueringen.de/fileadmin/user_upload/teilhabe/Schuso/Bundeskongress/jenaer_erklaerung_mit_logos.pdf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Medieninformation vom 11. Oktober 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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HOCHSCHULE/2308: Zunehmende Vielfalt - Mehr als 20.000 Studiengänge in Deutschland (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 10.10.2019

Zunehmende Vielfalt: Mehr als 20.000 Studiengänge in Deutschland



Noch nie zuvor konnten Studierende in Deutschland aus einer so großen
Zahl an Studienangeboten wählen. Eine Analyse des CHE Centrum für
Hochschulentwicklung zeigt ein starkes Wachstum besonders bei den
weiterführenden Studiengängen und im Bereich Gesundheit. Die zunehmende
Vielfalt bietet Chancen und Risiken für Studierende.

Die Anzahl der Studiengänge an deutschen Hochschulen ist seit dem Jahr
2014 um 17 Prozent gestiegen. Im Mai 2019 verzeichnete der
Hochschulkompass der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) erstmals mehr als
20.000 Angebote für Studierende. Fünf Jahre zuvor waren es noch rund
17.000.

Jeder zweite neue Studiengang entstand seit 2014 an einer Universität. Die
größten prozentualen Zuwachsraten hatten dagegen die Fachhochschulen bzw.
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften. Besonders die privaten Anbieter
in diesem Bereich steigerten die Anzahl ihrer Studienangebote um fast 70
Prozent. Insgesamt entfielen zwei Drittel aller neuen Angebote auf den
Bereich der weiterführenden Studiengänge (zumeist Masterstudiengänge, die
einen ersten Hochschulabschluss bereits voraussetzen). Beim Bachelor oder
den anderen sogenannten grundständigen Studiengängen, unter denen
Studienanfänger(innen) wählen können, gab es dagegen nur ein leichtes
Wachstum von zehn Prozentpunkten innerhalb des betrachteten
5-Jahres-Zeitraumes.

Jörg Dräger sieht diesen Trend als Teil einer natürlichen Entwicklung. "Um
der größeren Zahl und Vielfalt der Studierenden gerecht zu werden, braucht
es auch eine Vielfalt der Studienangebote", so der Geschäftsführer des
CHE.

Gerade Fachhochschulen erschließen solche neuen Felder der
Hochschulbildung und öffnen sich für neue Studierendengruppen. Ein
Beispiel ist das Fach Wirtschaftspsychologie als Alternative zum früher
nur an Universitäten angebotenen, stark nachgefragten Psychologiestudium.
Auch im Bereich Gesundheit gibt es neue Studienmöglichkeiten, etwa im
Bereich Pflegewissenschaften. Die Auswertung des CHE zeigt aktuell rund 40
Prozent mehr Studiengänge im Bereich der Medizin-, Pflege- und
Gesundheitsstudiengänge als im Jahr 2014.

Bei etwa einem Drittel der neu verzeichneten Studiengänge findet zudem
eine Ausdifferenzierung der klassischen wissenschaftlichen Disziplinen
statt, die etwa Teilbereiche der BWL wie "Marketing" oder bestimmte
Anwendungsfelder wie "Hotelmanagement" ins Zentrum rückt.

Rund 13 Prozent der neuen Studiengänge kombinieren als Hybrid- oder
Bindestrich-Studiengänge unterschiedliche Fächer - etwa Medieninformatik
oder Medizintechnik. Im Trend liegen auch fächerübergreifende Studiengänge
mit thematischen Schwerpunkten wie "Umwelt" oder "Gesundheit". Lediglich
jeder fünfte neue Studiengang trägt noch klassische Bezeichnungen einer
wissenschaftlichen Disziplin wie "Chemie" oder "Physik". Knapp ein Drittel
der neuen Studiengänge hat eine englischsprachige Bezeichnung.

"Aktuelle Herausforderungen wie etwa der Klimawandel machen auch nicht an
den Fächergrenzen halt. Insofern sind interdisziplinär ausgebildete
Akademikerinnen und Akademiker stärker gefragt als zuvor", verdeutlicht
CHE Geschäftsführer Jörg Dräger die Notwendigkeit zur Veränderung bei den
Studienangeboten. Gerade bei der Spezialisierung zu einem frühen Zeitpunkt
müsse jedoch die Anschlussfähigkeit der Studienabschlüsse sowohl an
verschiedene Arbeitsmärkte als auch an Masterstudiengänge sichergestellt
sein.

Darüber hinaus sei wichtig, die Schwerpunktsetzung im Studiengangsnamen
und in beschreibenden Texten transparent abzubilden. "Die Vielfalt an
Studiengängen darf Studieninteressierten und Arbeitgebern nicht als
Wildwuchs erscheinen. Damit diese sich unter den 20.000 Studiengängen
zurechtfinden, brauchen wir keine Vereinheitlichung der Fächernamen,
sondern gute digitale Orientierungsangebote", so Dräger. Hier sieht das
CHE die Hochschulen in der Verantwortung, gerade die Inhalte ihrer neuen
Fächer möglichst exakt in Online-Orientierungshilfen wie dem HRK
Hochschulkompass darzustellen.


Über diese Studie:

Grundlage der Untersuchung waren Auszüge aus dem Hochschulkompass der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) jeweils im Mai der Jahre 2014 und 2019.
Neben einer Auswertung der entsprechenden Daten wurden die Bezeichnungen
der 2018 und 2019 neu hinzugekommenen Studiengänge analysiert. Autoren der
Publikation "Die Vielfalt der Studiengänge 2019" sind Cort-Denis
Hachmeister und Jakob Grevers.

Originalpublikation:

Hachmeister, Cort-Denis; Grevers, Jakob:

Im Blickpunkt: Die Vielfalt der Studiengänge 2019.

Entwicklung des Studienangebotes in Deutschland zwischen 2014 und 2019,

Gütersloh, CHE, 2019, ISBN-Nr.: 978-3-947793-28-0, 32 S.


Weitere Informationen unter:

http://www.che.de/downloads/Im_Blickpunkt_Die_Vielfalt_der_Studiengaenge_2019.pdf

- Link zur Publikation

http://www.che.de/downloads/Infografik_Studiengangsvielfalt_2242.pdf

- Link zur Infografik "Studiengänge in Deutschland"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 10.10.2019
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GENTECHNIK/577: Kolonialherrschaft im neuen Gewand - Afrika als Versuchsfeld (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2019

Kolonialherrschaft im neuen Gewand

Afrika als Versuchsfeld für neue Gentechnik

von Mariam Mayet



Während der Anbau gentechnisch veränderter (GV) Nutzpflanzen der
ersten Generation in Afrika weiter aggressiv ausgeweitet wird, lässt
die Afrikanische Union (AU) hinter den Kulissen zu, dass
Biotechnologieunternehmen neue und noch kontroversere Gentechniken der
zweiten Generation testen. Die afrikanische Zivilgesellschaft ist
wachsam und das Misstrauen gegenüber der Fähigkeit der afrikanischen
Regierungen, für Offenheit, Transparenz, Inklusion, Verantwortlichkeit
und gute Regierungsführung zu sorgen, wächst. Ausgehend vom starken
Wunsch nach Ernährungssouveränität kämpft die Zivilgesellschaft
zunehmend gegen die weitere Konsolidierung der Vorherrschaft großer
Agrarunternehmen.


Die Einführung und Verbreitung von GV-Nutzpflanzen in Afrika
wurde von derselben Handvoll Unternehmen gesteuert, die auch die
globale Saatgut- und Agrochemieindustrie beherrschen. Die 3
Mega-Zusammenschlüsse Bayer-Monsanto, DuPont-Dow und Chem-China mit
Syngenta kontrollieren zusammen etwa 60 Prozent des durch Patente
geregelten Weltsaatgut- und 64 Prozent des Agrochemiemarktes.

Das Spiel beginnt

In den letzten 15 Jahren wurden vorrangig in Südafrika GV-Nutzpflanzen
kommerziell angebaut. In den letzten 3 Jahren gab es allerdings eine
dramatische Zunahme; so werden derzeit auch im Sudan, in Nigeria und
in Äthiopien GV-Nutzpflanzen kultiviert. Die Regierungen von Swasiland
und Malawi haben vor Kurzem ebenfalls den Anbau von gentechnisch
veränderter Baumwolle zugelassen und Nigeria prüft derzeit die
Zulassung von gentechnisch veränderten Augenbohnen. Die
Biotechnologieindustrie, die Behörde der Vereinigten Staaten für
internationale Entwicklung (USAID) und anhängige afrikanische
WissenschaftlerInnen üben enormen Druck auf Kenia und Uganda aus,
GV-Nutzpflanzen unter dem Deckmantel des Kampfes gegen
Herausforderungen wie Klimawandel, Mangelernährung, Urbanisierung und
Bevölkerungswachstum einzuführen. Die Gates-Stiftung und USAID sind
wichtige Geldgeberinnen für den Kapazitätsaufbau im Bereich
Biosicherheit und Technologietransfer. Ein verwobenes Netz von
Institutionen und Programmen überwacht die Entwicklung von Gesetzen
zum Thema Biosicherheit sowie von technischen Richtlinien und
PR-Maßnahmen im Bereich GV-Nutzpflanzen. Die Agrarkonzerne, allen
voran Monsanto, sind öffentlich-private Partnerschaften eingegangen,
um den Anbau von GV-Nutzpflanzen voranzutreiben. Ein Beispiel ist das
Projekt 'Wassereffizienter Mais für Afrika' (WEMA).

Übernahme der gesamten Nahrungskette durch
Biotechnologieunternehmen 

Der zunehmende Einsatz von genmanipulierten Nutzpflanzen in der
afrikanischen Landwirtschaft bedroht die Unabhängigkeit von der
Saatgutindustrie, reduziert die landwirtschaftliche Vielfalt und
verlangt den Eintrag von schädlichen Substanzen wie synthetischem
Dünger und Agrochemieprodukten. Der Anbau von und Handel mit
GV-Nutzpflanzen hat außerdem weitreichende soziale und wirtschaftliche
Folgen und erhöht die tatsächlichen Kosten für SteuerzahlerInnen,
LandwirtInnen und LebensmittelherstellerInnen. Die Verunreinigung von
konventionellem Saatgut ist ein ständiges Risiko. Außerdem halten
Biotechnologieunternehmen Patente auf die genetischen Eigenschaften
konventioneller und GV-Nutzpflanzen, wodurch sie eine solche
Marktmacht haben, dass sie jedes Jahr wieder neue Gewinne damit machen
können. Somit werden der Einsatz von Nachbausaatgut sowie lokale
Züchtungen von Nutzpflanzen und die landwirtschaftliche Vielfalt
bedroht.

Während Afrika mit seinem Vorstoß in den Anbau von GV-Nutzpflanzen
beschäftigt ist, geht es in der aktuellen internationalen Diskussion
um die Entwicklung neuer Techniken der Genom-Editierung (GE). Diese
Techniken werden derzeit im Rahmen der Biodiversitätskonvention (CBD)
und des Cartagena-Protokolls geprüft.

Wegbereiter für Tests mit riskanten neuen GE-Technologien

Die derzeitigen Bestimmungen über Biosicherheit in der Region reichen
nicht aus, um die Risiken von GE-Techniken wie CRISPR/Cas9
einzuschätzen. Es ist bekannt, dass diese zu unbeabsichtigten
Veränderungen des Genoms und weiteren ungewollten Modifikationen der
DNA-Zielsequenz führen können. Weiterhin besteht die Sorge, dass
indigene afrikanische Nutzpflanzen, die kaum international gehandelt
werden (sog. 'orphan crops'), gentechnisch verändert und Biopiraterie
zum Opfer fallen könnten. Ein Beispiel dafür ist die
öffentlich-private Partnerschaft zwischen DuPont Pioneer und dem
Danforth Center, welche darauf ausgelegt ist, Maniokpflanzen gegen den
Braunstreifenvirus resistent zu machen. Maniok ist zwar keine
einheimische afrikanische Pflanze, aber ein wichtiges
Grundnahrungsmittel. Der weltweit größte Produzent ist Nigeria. Maniok
ist dürreresistent und ertragreich und kann in unterschiedlichen Höhen
und auf marginalen Böden angebaut werden. Durch die Partnerschaft
sollen auch GV-Varianten anderer einheimischer Nutzpflanzen wie Teff,
Sorghum- und Millethirse hervorgebracht werden. Eine ähnliche
Partnerschaft gingen das Internationale Mais- und
Weizenverbesserungszentrum (CIMMYT) und DuPont Pioneer ein, um
Maispflanzen in Subsahara-Afrika gegen Krankheitsbefall resistent zu
machen. Auch in diesem Fall wird an einem wichtigen
Grundnahrungsmittel herumgebastelt.

Es gibt außerdem neue Formen von GE, welche speziell darauf ausgelegt
sind, ihre modifizierten Eigenschaften, wie zum Beispiel
Unfruchtbarkeit, an wilde Populationen weiterzugeben. Bei normalen
GV-Organismen liegt die Vererbungsrate bei etwa 50 Prozent. Sogenannte
Gene-Drive-Technologien umgehen die normalen Vererbungsregeln und
vererben ihre genetischen Modifikationen an alle oder zumindest einen
Großteil ihrer Nachkommen. Sie besitzen dadurch das Potential, ganze
Populationen oder gar Arten weltweit auszurotten.

Die Position der Afrikanischen Union

Die Position der AU zum Thema Gene Drive, welche vom Hochrangigen
Sachverständigengremium für neue Technologien (APET) befürwortet wird,
wurde vom Programm Neue Partnerschaft für Afrikas Entwicklung (NEPAD)
und vom Afrikanischen Netzwerk für Biosicherheit (ABNE) entwickelt -
beide werden von der Gates-Stiftung finanziert. Das zeigt, dass eine
gut ausgestattete und koordinierte Strategie existiert, um
afrikanische Regierungen vom Einsatz von GE-Technologien der zweiten
Generation zu überzeugen. Diese Position wurde entgegen dem Bekenntnis
der AU zu Offenheit, Transparenz und öffentlichen Konsultationen im
Verborgenen entwickelt. Sie unterstützt nicht nur den Einsatz von
Gene-Drive-Organismen, sondern gibt auch unbegründete Behauptungen von
ForscherInnen innerhalb des Target-Malaria-Projektes wieder, welches
ebenfalls von der Gates-Stiftung finanziert wird.

Das Afrikanische Zentrum für Biodiversität hat die Position der AU
kritisiert und ihre Legitimation in Frage gestellt. Die Position wurde
von ausgewählten, Pro-Gentechnik-Regierungsmitgliedern und
ForscherInnen entworfen, während die afrikanische Zivilgesellschaft
keinerlei Einfluss auf ihre Entwicklung hatte. Diese hat nun sowohl
ihre jeweiligen Regierungen und als auch die AU-Kommission zur
Verantwortung gezogen. Außerdem hat sie einen offenen Brief an Target
Malaria verfasst, in dem sie das Recht einfordert, Nein zu unethischen
Experimenten an afrikanischen Populationen zu sagen.

Das Target-Malaria-Projekt plant, Gene-Drive-Moskitos in Burkina Faso,
Mali und Uganda einzuführen, um die Population malariaübertragender
Moskitos zu dezimieren und somit zur Bekämpfung der Krankheit
beizutragen. Im November 2018 wurde auf der Vertragsstaatenkonferenz
zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD) in Sharm
el-Sheikh, Ägypten, ein Moratorium für Gene-Drive-Organismen
vorgeschlagen. Allerdings konnte aufgrund der starken Opposition der
afrikanischen und anderer biotechnologiefreundlicher Länder keine
Übereinkunft erzielt werden.

Wir sind der Ansicht, dass die Ablehnung des Moratoriums seitens der
afrikanischen Staaten auf der voreingenommenen Position der AU
basiert. Die Gene-Drive-Technologie steckt noch in den Kinderschuhen
und es gibt keinerlei wissenschaftliche Beweise, dass mit ihrer Hilfe
Malaria tatsächlich nachhaltig ausgerottet werden kann. Außerdem
werden von verschiedenen Seiten schwerwiegende Bedenken in Bezug auf
Ethik und Biosicherheit des Verfahrens geäußert.

In Afrika gibt es nicht einmal für GE-Technologien der ersten
Generation zuverlässig funktionierende Biosicherheitssysteme. Die
Freisetzung von Gene-Drive-Organismen stellt also ein immenses Risiko
für den gesamten Kontinent dar. Die zugrundeliegende Technologie ist
nicht einsatzbereit und trotzdem gab es bereits abgestimmte Aktionen,
um Gene Drives als die große Rettung für Malariabetroffene
darzustellen.

Letztlich muss die Entscheidung über die Freisetzung von
Gene-Drive-Organismen bei den Menschen liegen, die potentiell davon
betroffen sein werden. Sie darf nicht von jenen getroffen werden, die
ein eindeutiges Interesse an von oben kommenden Techniklösungen haben,
welche es nicht schaffen, die medizinischen Praktiken der Kolonialzeit
und die Ideologien einer vergangenen Ära zu überwinden. Die
Selbstbestimmung von uns Menschen auf dem afrikanischen Kontinent,
unsere eigenen Lösungen zu finden, ist ein entscheidender Aspekt der
Wiedergutmachung und weist den Weg heraus aus einem von Konzernen
dominierten, neoliberalen Lebensmittel- und Gesundheitssystem.


Autorin Mariam Mayet ist Gründerin und Geschäftsführerin des
Afrikanischen Zentrums für Biodiversität (ACB).

Aus dem Englischen von Lina Gerstmeyer.



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Das Target-Malaria-Projekt plant, Gene-Drive-Moskitos in Burkina Faso,
Mali und Uganda freizusetzen. Welche Auswirkungen das auf das gesamte
Ökosystem haben könnte, bleibt ungewiss.
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DEMOSKOPIE/840: Für die Hälfte der Deutschen geht das Klimapaket der Bundesregierung nicht weit genug (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 10. Oktober
2019

ARD-DeutschlandTrend

Für die Hälfte der Deutschen geht das Klimapaket der Bundesregierung
nicht weit genug



Jeder zweite Deutsche hält das von der Bundesregierung erarbeitete
Klimapaket für nicht ausreichend. 49 Prozent der Befragten im
ARD-DeutschlandTrend sagen, die darin angekündigten Maßnahmen gingen
nicht weit genug. 30 Prozent halten sie für angemessen. Für 15 Prozent
gehen die Maßnahmen zu weit. Das hat eine Umfrage von infratest dimap
für den ARD-DeutschlandTrend von Montag bis Dienstag dieser Woche
ergeben.

Einzelne Maßnahmen des Klimapakets gehen nach Meinung der Deutschen
derweil in die richtige Richtung. Über das Vorhaben, Bahnfahrten im
Fernverkehr günstiger zu gestalten, sagen das 92 Prozent der
Befragten. Höhere Steuern auf Flugreisen befürworten grundsätzlich 69
Prozent, eine staatliche Abwrackprämie für alte Ölheizungen 68
Prozent. Eine höhere Pendlerpauschale geht für 54 Prozent in die
richtige Richtung. Ein Kernstück des Klimapakets, die Einführung einer
CO2-Abgabe auf Benzin, Diesel, Heizöl und Erdgas, geht für 40 Prozent
in die richtige Richtung. Für die Mehrheit (57 Prozent) geht diese
Maßnahme jedoch in die falsche Richtung. Noch deutlicher wird die
Ablehnung, wenn man auf die Geringverdiener schaut: Bei den Menschen
mit einem monatlichen Netto-Haushaltseinkommen unter 1.500 Euro geht
die CO2-Abgabe für 69 Prozent in die falsche Richtung.

Die Frage, ob diese Maßnahmen ein Anreiz zu Verhaltensänderungen sind,
lässt sich nicht eindeutig beantworten: 51 Prozent sehen darin eher
keinen Anreiz, sich in ihrem Alltag klimaschonender fortzubewegen. Für
47 Prozent sind die Maßnahmen des Klimapakets eher ein Anreiz zur
Verhaltensänderung. Eine Mehrheit der Deutschen hält beim Klimaschutz
auch Verbote für richtig. 57 Prozent stimmen der Aussage zu, der Staat
habe die Aufgabe, Bürgern und Unternehmen besonders klimaschädliches
Verhalten zu verbieten. 41 Prozent halten diese Aussage für falsch.
Zugleich hat eine Mehrheit der Deutschen (61 Prozent) keine Sorge,
sich zukünftig für den Klimaschutz im Alltag einzuschränken. 38
Prozent geben an, sie hätten diese Sorge.

Generell ist die Sensibilität der Deutschen für den Handlungsbedarf
beim Klimaschutz ungebrochen. 81 Prozent der Befragten halten ihn für
sehr groß bzw. groß. Dies entspricht dem jüngsten Vergleichswert aus
dem Mai. Generationenübergreifend gibt es in dieser Frage eine
deutliche Zustimmung.

Verschiedene Aktionen, den Standpunkt beim Umwelt- und Klimaschutz zur
Geltung zu bringen, stoßen bei den Deutschen dagegen auf wenig
Akzeptanz. Dass Schüler nicht zur Schule gehen, um zu demonstrieren,
wie von der "Fridays for Future"-Bewegung praktiziert, halten 35
Prozent der Befragten für gerechtfertigt, 63 Prozent indes für nicht
gerechtfertigt. Eine mehrheitliche Zustimmung für diese Aktion gibt es
lediglich unter Partei-Anhängern der Grünen und der Linken. Für ein
Viertel der Befragten (24 Prozent) ist es gerechtfertigt, Straßen und
Verkehr zeitweise zu blockieren, für drei Viertel (76 Prozent) dagegen
nicht. Auf diese Weise protestiert in dieser Woche die Gruppe
"Extinction Rebellion" in verschiedenen Metropolen weltweit, unter
anderem in Berlin. Fabriken, Industrieanlagen oder Ämter vorübergehend
zu besetzen, halten nur 21 Prozent der Deutschen für gerechtfertigt.
76 Prozent lehnen dies ab.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.004 Befragte

	Erhebungszeitraum: 07.10.2019 bis 08.10.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Derzeit wird ja viel über den Klimaschutz diskutiert. Sehen Sie beim
Klimaschutz sehr großen, großen, wenig oder gar keinen
Handlungsbedarf?

Die Bundesregierung hat ein Maßnahmenpaket für einen besseren Umwelt-
und Klimaschutz beschlossen. Geben Sie bitte für die folgenden
Maßnahmen an, ob diese in die richtige oder in die falsche Richtung
gehen.

Günstigere Bahnfahrten im Fernverkehr

Höhere Steuern auf Flugreisen

Staatliche Abwrackprämie für alte Ölheizungen

Höhere Pendlerpauschale

Höhere staatliche Kaufprämie für Elektroautos

Einführung einer CO2-Abgabe auf Benzin, Diesel, Heizöl, Erdgas

Wenn Sie das Klimapaket der Bundesregierung insgesamt betrachten. Wie
sehen Sie das? Sind die angekündigten Maßnahmen der Bundesregierung
angemessen? Gehen sie zu weit? Oder nicht weit genug?

Ich nenne Ihnen nun einige Aussagen zum Klimaschutz. Geben Sie bitte
an, ob Sie ihnen eher zustimmen oder eher nicht zustimmen.

Der Staat hat die Aufgabe, Bürgern und Unternehmen besonders
klimaschädliches Verhalten zu verbieten.

Die Maßnahmen des Klimapakets sind für mich ein echter Anreiz, mich in
meinem Alltag klimaschonender fortzubewegen.

Ich habe Sorge, dass ich mich zukünftig für den Klimaschutz in meinem
Alltag einschränken soll.

Um seinen Standpunkt beim Umwelt- und Klimaschutz zur Geltung zu
bringen, gibt es unterschiedliche Möglichkeiten. Bitte geben Sie zu
den folgenden Aktionen an, ob diese Ihrer Meinung nach gerechtfertigt
sind oder nicht.

Als Schüler nicht zur Schule gehen, sondern demonstrieren

Straßen und Verkehr zeitweise blockieren

Fabriken, Industrieanlagen oder Ämter vorübergehend besetzen

 * 
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DEMOSKOPIE/839: Mehrheit der Deutschen gegen zusätzliche Unterstützung der EU an die Türkei (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 10. Oktober
2019

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit der Deutschen gegen zusätzliche Unterstützung der EU an
die Türkei für das gemeinsame Flüchtlingsabkommen



Das Flüchtlingsabkommen, das seit 2016 zwischen der EU und der Türkei
besteht, rückt durch den Einmarsch der Türkei in Nordsyrien in den
Fokus. Laut dem Abkommen versucht die Türkei, Flüchtlinge von der
Weiterreise in die EU abzuhalten. Im Gegenzug zahlen die europäischen
Länder der Türkei Geld für die Versorgung der Flüchtlinge und nehmen
ihr eine bestimmte Anzahl von Flüchtlingen ab. 48 Prozent der
Deutschen halten dieses Abkommen für eher gut (+10 Prozentpunkte im
Vgl. zu Mai 2016). 45 Prozent halten es für eher schlecht (-12
Punkte). Damit hat das EU-Türkei-Abkommen in Deutschland in den
vergangenen Jahren an Akzeptanz gewonnen, bleibt jedoch umstritten.
Das hat eine Umfrage von infratest dimap für den ARD-DeutschlandTrend
ergeben. Dabei wurden die Bürger von Montag bis Dienstag dieser Woche,
also vor Beginn des türkischen Militäreinsatzes in Nordsyrien,
befragt.

Die Türkei beanstandet seit längerem, dass die EU ihren
Verpflichtungen aus diesem Abkommen nicht nachkäme.
Bundesinnenminister Horst Seehofer hatte in diesem Zusammenhang in
Aussicht gestellt, zusätzliche Mittel für die Türkei mit der neuen
EU-Kommission zu besprechen. Einen Fortbestand des Abkommens um jeden
Preis lehnt eine knappe Mehrheit der Deutschen indes ab. 54 Prozent
der Befragten lehnen es ab, dass die EU der Türkei zusätzliche
Unterstützung anbietet, um das Abkommen aufrechtzuerhalten. 35 Prozent
befürworten zu diesem Zwecke zusätzliche Unterstützung.

Um ein anderes Thema der EU-Flüchtlingspolitik, die Verteilung der im
Mittelmeer aus Seenot geretteten Flüchtlinge, ging es am Dienstag beim
Treffen der EU-Innenminister in Luxemburg. Bundesinnenminister Horst
Seehofer hatte Italien zuvor zugesagt, ein Viertel der im Mittelmeer
aus Seenot geretteten Flüchtlinge aufzunehmen. Eine Mehrheit der
Bürger unterstützt in dieser Angelegenheit den deutschen Kurs. 58
Prozent halten das für eher richtig, 39 Prozent für eher falsch.
Anhänger fast aller im Bundestag vertretenen Parteien befürworten die
feste Aufnahmequote mit breiter Mehrheit. Die FDP-Anhänger sind in
dieser Frage gespalten. Unter AfD-Anhängern sind 84 Prozent dagegen.

Mit der Arbeit von Horst Seehofer sind derweil 39 Prozent der
Deutschen sehr zufrieden bzw. zufrieden. Dies entspricht einem Plus
von 9 Prozentpunkten gegenüber der Befragung im September und ist für
Seehofer der beste Wert seit Juni 2018. 56 Prozent sind mit seiner
Arbeit aktuell weniger bzw. gar nicht zufrieden.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.004 Befragte

	Erhebungszeitraum: 07.10.2019 bis 08.10.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Zwischen der EU und der Türkei besteht seit Frühjahr 2016 ein Abkommen
zur Begrenzung der nach Europa kommenden Flüchtlinge. Die Türkei
versucht, Flüchtlinge von der Weiterreise in die EU abzuhalten. Im
Gegenzug zahlen europäische Länder Geld für die Flüchtlingsversorgung
in der Türkei und nehmen der Türkei eine bestimmte Anzahl von
Flüchtlingen ab. Finden Sie dieses Abkommen eher gut oder eher
schlecht?

Die Türkei beanstandet seit längerem, die EU käme ihren
Verpflichtungen aus diesem Abkommen nicht nach. Sollte die EU der
Türkei zusätzliche Unterstützung anbieten, um das Abkommen
aufrechtzuerhalten oder nicht?

Bundesinnenminister Horst Seehofer hat Italien zugesagt, dass
Deutschland künftig einen festen Anteil der im Mittelmeer aus Seenot
geretteten Migranten aufnehmen wird. Im Gespräch ist rund ein Viertel
der im Mittelmeer geretteten Migranten. Halten Sie diese Zusage an
Italien für eher richtig oder für eher falsch?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nichtbeurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von...?

 * 

Quelle:
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Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





DEMOSKOPIE/838: Union bleibt in der Sonntagsfrage vorn (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 10. Oktober
2019

ARD-DeutschlandTrend

Union bleibt in der Sonntagsfrage vorn



In der aktuellen Sonntagsfrage bleibt die Union stärkste Kraft. Wenn
am Sonntag Bundestagswahl wäre, würden 28 Prozent der Deutschen der
CDU/CSU ihre Stimme geben (+1 Prozentpunkt im Vgl. zu September). Die
SPD kommt auf 13 Prozent (-1), die AfD auf 14 Prozent (-1). Die FDP
bleibt wie im Vormonat bei 7 Prozent. Die Linke klettert leicht auf 8
Prozent (+1). Die Grünen landen in der Sonntagsfrage bei 24 Prozent
(+1) und bleiben damit in der Sonntagsfrage zweitstärkste Kraft. Für
die Sonntagsfrage des ARD-DeutschlandTrends hat das
Meinungsforschungsinstitut infratest dimap von Montag bis Mittwoch
dieser Woche 1.504 Wahlberechtigte bundesweit befragt.

Mit der Arbeit der Bundesregierung sind derzeit 32 Prozent sehr
zufrieden bzw. zufrieden (-1 Prozentpunkt im Vgl. zu September). Zwei
Drittel der Deutschen (67 Prozent) sind mit der Arbeit der
Bundesregierung weniger bzw. gar nicht zufrieden (+/-0).

Unter den deutschen Politikern erhält auch im Oktober Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) die besten Zufriedenheitswerte. Mit ihrer Arbeit
sind aktuell 53 Prozent der Deutschen sehr zufrieden bzw. zufrieden
(-3 Prozentpunkte im Vgl. zu September). An zweiter Stelle folgt, wie
im September, Außenminister Heiko Maas (SPD), mit dessen Arbeit 47
Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden sind (+4). Finanzminister Olaf
Scholz (SPD) kommt auf 42 Prozent (+4). Die größten Gewinne im
Vergleich zum Vormonat erreicht Innenminister Horst Seehofer (CSU).
Mit seiner Arbeit sind 39 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+9).
Das ist für ihn der beste Wert seit Juni 2018. Mit der Arbeit der
neuen EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen (CDU) sind 36
Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+8 im Vgl. zu Mai 2019). Der
Bundesvorsitzende der Grünen, Robert Habeck, kommt auf 35 Prozent
Zufriedenheit (+/-0 im Vgl. zu September). Der Bundesvorsitzende der
FDP, Christian Lindner, erreicht 32 Prozent (-2). Mit der Arbeit der
Grünen-Chefin Annalena Baerbock sind aktuell 23 Prozent der Befragten
sehr zufrieden bzw. zufrieden (-1). Die Hälfte der Befragten
allerdings kennt sie nicht oder kann sie nicht beurteilen. Mit der
Arbeit der CDU-Parteivorsitzenden und Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer sind 23 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+3).
Umweltministerin Svenja Schulze (SPD) erreicht 20 Prozent (+2). Die
Hälfte der Befragten (50 Prozent) kennt sie nicht oder kann sie nicht
beurteilen. Mit der Arbeit der Linken-Vorsitzenden Katja Kipping sind
17 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (-2). 48 Prozent kennen sie
nicht oder können sie nicht beurteilen. Mit der Arbeit des AfD-
Bundessprechers Alexander Gauland sind derzeit 14 Prozent sehr
zufrieden bzw. zufrieden (-2).


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.004 Befragte

	Erhebungszeitraum: 07.10.2019 bis 08.10.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von...?

 * 
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HERRSCHAFT/1855: Halle - Die Spreu wird nicht getrennt vom Weizen ... (SB)




Im deutschen Politikbetrieb wird sehr viel Energie darauf verwendet, den
zivilgesellschaftlichen Widerstand der Palästinenser gegen die israelische
Besatzungspolitik als Antisemitismus zu brandmarken und den sogenannten linken
Antisemitismus wie die Nadel im Heuhaufen zu suchen. Wer die israelische
Siedlungspolitik unter antikolonialistischem Vorzeichen kritisiert ist des
Antisemitismus ebenso verdächtig wie die mit palästinensischen LGBTIQ-Menschen
solidarischen AktivistInnen der Gruppe Queers for Palestine. Als habe eine Frau
arabischer Herkunft und lesbischer Orientierung nicht schon genug an
Diskriminierung auszuhalten, drücken ihr weiße Männer auch noch den
Stempel des Antisemitismus auf, wenn sie sich nicht nur gegen das
palästinensische Patriarchat, sondern auch gegen die israelische
Besatzungspolitik positioniert. Schwarze Künstler wie der Rapper Talib Kweli,
der sich mit der im Bundestag pauschal als antisemitisch gebrandmarkten
BDS-Bewegung solidarisiert hat, was zahlreiche jüdische Intellektuelle in Israel
scharf kritisiert haben, erhalten in Deutschland Auftrittsverbot, verhängt von
weißen KulturmanagerInnen, die damit kaum weniger repressiv agieren als
US-amerikanische RassistInnen.

Wenn dann ein echter Antisemit seinen mörderischen Absichten freien Lauf läßt,
gibt man sich betroffen und erklärt, das habe man sich in Deutschland gar nicht
mehr vorstellen können. Selbst die Bundesregierung geht von Tausenden
gewaltbereiten und bewaffneten Neonazis hierzulande aus, doch man tut ganz
unschuldig, als sei der Anschlag von Halle aus heiterem Himmel über die
Republik gekommen. Simpler Objektschutz, wie er für jüdische Einrichtungen in
vielen Städten selbstverständlich ist, hätte ihn vermutlich von vornherein
verhindert, doch in einem Hotspot der extremen Rechten verzichtet man
fahrlässigerweise darauf. Bis die Bundesanwaltschaft Klartext redete, tat man
sich in Medien und Politik schwer damit, überhaupt den Begriff des Terrorismus
auf den Attentäter anzuwenden. Man will schlicht nichts wissen von der brutalen
Realität, in der JüdInnen, MuslimInnen und andere Minderheiten rechten
Anfeindungen ausgesetzt sind, bei denen auch die Grenze körperlicher
Unversehrtheit überschritten wird.

Natürlich, in Chemnitz hat es keine Hetzjagden gegeben, so der damalige 
Verfassungsschutzchef Hans-Georg Maaßen ein ums andere Mal. Er sollte nach
langem Hin und Her auch noch dafür befördert werden, daß die AfD von der Spitze
des Inlandsgeheimdienstes beraten wurde, wie sie sich am besten als Wolf im
Schafspelz präsentieren kann. Als mit der AfD sympathisierender Unionspolitiker
in der Wolle braun gefärbt, kann dieser Karrierebeamte als Musterbeispiel dafür
gelten, warum die Umtriebe von Gruppierungen, die Bürgerkrieg und Umsturz
planen, auf die ganz leichte Schulter genommen werden. Derweil werden türkischen
KommunistInnen und kurdische AktivistInnen in Deutschland nach dem
Gesinnungstrafrecht 129 b in politischen Prozessen zu jahrelangen
Freiheitstrafen verurteilt, und auch sonst steht man auf gutem Fuß mit
islamistischen Mordschergen, wenn sie nur im Regierungsauftrag Ankaras unterwegs
sind.

Was haben PolitikerInnen, die sich heute fassungslos geben, daß die jüdische
Gemeinde in Halle nur haarscharf einem Massaker entkommen ist, eigentlich die
letzten Jahre gemacht, als sich bei den terroristischen Anschlägen
rechtsradikaler Täter in Norwegen, Neuseeland und den USA ein Muster
rassistischer, antimuslimischer und antisemitischer Mordtaten etablierte? Sie
hielten den Blick stramm auf nichtdeutsche und nichtweiße DemonstrantInnen
gerichtet, um dort durchaus vernehmbare antisemitische Parolen zu einem
undifferenzierten Ressentiment gegen MigrantInnen aus den Ländern des Nahen und
Mittleren Ostens zu verallgemeinern, anstatt deren UrheberInnen konkret
ermitteln zu lassen. Sie knöpften sich linke PolitikerInnen vor, die die
Regierung Israels kritisierten, und instrumentalisierten den Schwur "Niemals wieder" 
als Waffe im parteipolitischen Kampf. Sie verharmlosten lebensgefährliche Anschläge 
deutscher Ausländerfeinde auf Asylantenheime als Ausdruck eines bürgerlichen 
Mißmutes, gegen den nur das Mittel rechtspopulistischer Maßnahmen helfe.

Bis heute will man die Aufrüstung der extremen Rechten zur veritablen
Bürgerkriegsarmee nicht wirklich wahrhaben, wie der Anschlag auf den
CDU-Politiker Walter Lübcke vor vier Monaten und seine Aufarbeitung in dem von
sinistren Umtrieben rund um den Kasseler NSU-Mord an Halit Yozgat 2006 ohnehin
belasteten hessischen Politikbetrieb belegt. Die UrheberInnen der Morddrohungen,
die im Netz jahrelang gegen Lübcke verbreitet wurden, hat man nicht ermittelt, ja,
sie wurden lange Zeit nicht einmal gelöscht. Der Blog, der Lübckes Büro- und
Privatadresse veröffentlichte, obwohl an gleicher Stelle Gewaltfantasien und
Mordaufrufe gepostet wurden, ist bis heute aktiv.

Wie überall auf der Welt ist auch in der Bundesrepublik die faschistische
Mobilisierung im Zweifelsfall ein Aktivposten derjenigen, die souverän sind,
weil sie den Notstand erklären können. Dazu bedarf es mordlustiger Fußtruppen,
die alle Erinnerungsarbeit an der Shoah und anderen NS-Verbrechen zu einem
müßigen Unterfangen machen, wenn doch wieder JüdInnen um ihr Leben fürchten oder
ihre Identität verbergen müssen, wenn sie auf der Straße keinen gefährlichen
Attacken ausgesetzt sein wollen. Die nun im Dutzend geleisteten
Betroffenheitsbekundungen und Bekenntnisse, daß in Zukunft alles anders wird,
sind die Aufmerksamkeit nicht wert, die auf sie verschwendet wird, wenn die
sozialen Ursachen rassistischer und antisemitischer Feindseligkeit nicht
überwunden werden. Das hat heute wie vor 1933 nicht wenig damit zu tun, daß
immer schärfer artikulierte Klassenwidersprüche in Kauf genommen werden, um sie
im herrschaftstechnischen Sinne für die Ermächtigung zu massiver Repression und
zum politischen Ausnahmezustand zu verwerten.

11. Oktober 2019
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VORTRAG/2352: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 15. bis 19. Oktober 2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 42. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

am Samstag in acht Tagen findet unsere Konferenz zur "Klasse im 21.
Jahrhundert" statt. Wir sind aktuell ausgebucht, führen aber eine
Warteliste. Wer interesse hat, kann sich per Mail oder Telefon gern
draufsetzen lassen.

Freie Plätze bei Veranstaltungen mit Anmeldung gibt es hingegen noch für
diese Termine der kommenden Wochen:



Fr.-So., 25.-27.10: 12. Marx-Herbstschule zum Thema "Kolonialismus und
Sklaverei"

Mo., 4.11.: Konferenz: Zweimal Deutschland - Soziale Politik in zwei
deutschen Staaten

Sa., 16.11.: Workshop: Transformatives Community Organizing

Sa., 16.11.: Workshop "ZWISCHEN / STAND. Kunst im urbanen Raum in Pankow"
Projektrecherche und Gespräch

Sa., 23.11.: Klimagerechtigkeit und Postwachstum - Seminar
Wie können Klimakrise und soziale Frage (lokal und global) gemeinsam gelöst
werden?

Mo., 25.11.: Tagung "Die internationale Rezeption von Marx und Engels"

Sa., 30.11.: Victor Klemperer, LTI - Lektüreseminar (Junge Panke)



Zuvor finden in der nächsten Woche diese Veranstaltungen statt, wir freuen
uns auf Ihre Teilnahme:

Dienstag, 15. Oktober 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Auftritt von Mitgliedern des Vereins "Unentdecktes Land"

Moderation: Dr. Inge Pardon

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 15. Oktober 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Linke Metropolenpolitik

Das Gewerbemietrecht und der Schutz sozialer Einrichtungen im Kiez

Podium zur Frage, wie das Gewerbemietrecht umgebaut werden muss, um soziale
Projekte und kleines Gewerbe besser zu schützen

Mit: Gaby Gottwald (MdA, DIE LINKE, Ausschuss Stadtentwicklung und Wohnen),
Henrik Solf (AK Mietrecht RAV), Michelle Hartmann und Lieven Götze
(Sonntags-Club e.V.) und Renate Stark (Caritas Berlin/Standort Dänenstraße
19)

Moderation: Fabian Kunow

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 16. Oktober 2019, 20:00 bis 22:00 Uhr

Extreme Rechte

Das Wörterbuch "der besorgten Bürger"

Mit: Nancy Grochol (Sprachwissenschaftlerin, Lektorin) und Robert Feustel
(Politikwissenschaftler), zusammen schrieben sie "Das Wörterbuch des
besorgten Bürgers"

Moderation: Fabian Kunow

Kosten: 2,00 Euro

Ort: k-fetisch, Wildenbruchstraße 86, 12045 Berlin


Samstag, 19. Oktober 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Berlin von unten

Die Legion Condor. Von Spanien in den 2. Weltkrieg

Referentin: Prof. Dr. Stefanie Schüler-Springorum

Kooperationspartner: "Kämpfer und Freunde der Spanischen Republik" (KFSR)
e.V.

Kosten: 2,00 Euro.

Wir bitten um Anmeldung. Die Platzzahl ist begrenzt.

Ort: Rosa-Luxemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin


Samstag, 19. Oktober 2019, 15:00 bis 17:00 Uhr

Berlin von unten

Eine politische Geschichte der Gegenwart Spaniens

Referent: Raul Zelik (Politikwissenschaftler)

Kooperationspartner: "Kämpfer und Freunde der Spanischen Republik" (KFSR)
e.V.

Kosten: 2,00 Euro. Wir bitten um Anmeldung. Die Platzzahl ist
begrenzt.

Ort: Rosa-Luxemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin


Samstag, 19. Oktober 2019, 19:00 bis 22:00 Uhr

Berlin von unten

Roter Wein und Rote Lieder - Ein Abend mit Isabel Neuenfeldt

Kooperationspartner: "Kämpfer und Freunde der Spanischen Republik" (KFSR)
e.V.

Kosten: 2,00 Euro. Wir bitten um Anmeldung. Die Platzzahl ist
begrenzt.

Ort: Rosa-Luxemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Pankower Vorträge

Heft 223: "Republik ist schon viel, Sozialismus unser Ziel" (Gustav
Radbruch)

Jahre Volkshochschule - Ein Blick zurück nach vorn

Von: Jörg Wollenberg, 68 Seiten, 2019, 3 Euro

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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ENERGIE/2382: Versorgungsunterbrechungen Strom 2018 (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 11.10.2019

Versorgungsunterbrechungen Strom 2018

Präsident Homann: "Versorgungsunterbrechungen 2018 kürzer als 2017"



Die Bundesnetzagentur hat heute Kennzahlen zu Unterbrechungen der
Stromversorgung im Jahr 2018 veröffentlicht. Die durchschnittliche
Unterbrechungsdauer je angeschlossenem Letztverbraucher betrug 13,91
Minuten und liegt unter dem Wert des Vorjahres von 15,14 Minuten.


"Die Stromversorgung in Deutschland war auch 2018 sehr
zuverlässig. Die Verbesserung gegenüber dem Vorjahr hängt auch damit
zusammen, dass die Auswirkungen von Wetterereignissen geringer waren",
erläutert Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur. "Die
Energiewende und der steigende Anteil dezentraler Erzeugungsleistung
haben weiterhin keine negativen Auswirkungen auf die
Versorgungsqualität", so Homann weiter.

Bundesnetzagentur erfasst Versorgungsunterbrechungen

Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben der Bundesnetzagentur
jährlich einen Bericht über alle in ihren Netzen aufgetretenen
Versorgungsunterbrechungen, die länger als drei Minuten dauern,
vorzulegen. Der Bericht enthält Zeitpunkt, Dauer, Ausmaß und Ursache
der Versorgungsunterbrechungen. Für das Jahr 2018 haben alle
meldungspflichtigen 866 Netzbetreiber 167.400
Versorgungsunterbrechungen in der Nieder- und Mittelspannung
übermittelt.

Ausfallauswirkungen in der Mittelspannung nehmen ab

Die Anzahl der Versorgungsunterbrechungen stellt den zweitgeringsten
Wert seit Beginn der Erhebung dar. Nur im Jahr 2017 waren es mit
166.560 gemeldeten Versorgungsunterbrechungen weniger. Gleichzeitig
nahm der sogenannte SAIDIEnWG (System Average Interruption Duration
Index) ab und beträgt für das Jahr 2018 13,91 Minuten.

Ausfallzeiten im Verteilnetz, deren Ursache in vorgelagerten Netzen
der Mittelspannung lagen, haben sich gegenüber dem Vorjahr stark
reduziert. Ebenfalls nahmen die Auswirkungen von sogenannten
"atmosphärischen Einwirkungen" ab. Hierunter fallen beispielsweise
Stürme, Hochwasser oder Schnee.

Kennzahlen pro Bundesland und Einzelstörungsdaten

Wie in den Jahren zuvor, wird neben dem SAIDIEnWG je Bundesland
ebenfalls wieder eine anonymisierte Liste der einzelnen
Versorgungsunterbrechungen veröffentlicht. Die Veröffentlichung
entsprechender Kennzahlen für das Jahr 2018 sind für Oktober 2019
vorgesehen.

Eine Übersicht zu den Versorgungsunterbrechungen Strom seit dem Jahr
2006 ist auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/SAIDI-Strom

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.10.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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VERKEHR/786: Straße ungeeignet - Anwohnerklage gegen Fahrradstraße erfolgreich (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 11. Oktober 2019

Straße ungeeignet - Anwohnerklage gegen Fahrradstraße erfolgreich



Hannover/Berlin (DAV). Eine Fahrradstraße ist vielleicht
wünschenswert, darf aber nicht überall eingerichtet werden. Ist auch
der Autoverkehr erlaubt, muss die Fahrgasse ausreichend breit sein.
Ist das nicht der Fall, kann ein Anwohner durchsetzen, die
Fahrradstraße zu untersagen. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) weist auf eine Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Hannover vom 17. Juli 2019 (AZ: 7 A 7457/17) hin.
Die Stadt durfte die Fahrradstraße in einem bestimmten Bereich aus
Sicherheitsgründen nicht einrichten.

Die Gemeinde hatte eine Straße zur Fahrradstraße erklärt und sie auch
für den Autoverkehr in beide Richtungen freigegeben. Das gesamte
Wohngebiet war bereits eine 30 km/h Zone. Ein Anwohner wandte sich mit
Blick auf ein bestimmtes Teilstück dagegen.

Mit seiner Klage war er erfolgreich. Das Teilstück durfte keine
Fahrradstraße sein. Die Gründe lagen vor allem in den Vorschriften für
eine Fahrradstraße:


	Anderer Fahrzeugverkehr als Radverkehr darf Fahrradstraßen nicht benutzen, es sei denn, dies ist durch Zusatzzeichen erlaubt. Das war hier der Fall.

	Für den Fahrverkehr gilt eine Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h. Diese galt in dem Bereich bereits.

	Der Radverkehr darf weder gefährdet noch behindert werden. Wenn nötig, muss der Kraftfahrzeugverkehr die Geschwindigkeit weiter verringern.

	Das Nebeneinanderfahren von Fahrrädern ist erlaubt.

	Im Übrigen gelten die Vorschriften über die Fahrbahnbenutzung und über die Vorfahrt.



Das Gericht hielt an der Stelle eine Fahrradstraße aus
Sicherheitsgründen für nicht möglich. Die Einrichtung einer
Fahrradstraße erfolge zum Schutz der Radfahrer und sie müsse zwingend
erforderlich sein. Nach einer Ortsbesichtigung sah das Gericht die
Voraussetzungen hier jedoch als nicht gegeben. Der Abschnitt sei für
einen Begegnungsverkehr von Rädern - womöglich nebeneinander - und
Kraftfahrzeugen viel zu eng. Der notwendige seitliche
Mindestsicherheitsabstand zu entgegenkommenden Radfahrern könne nicht
eingehalten werden. Die Anordnung einer Fahrradstraße mit enger
Fahrgasse bei gleichzeitiger Zulassung gegenläufigen
Kraftfahrzeugverkehrs beseitige keine Gefahrenlage, sondern verschärfe
sie.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 42/19 vom 11. Oktober 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/785: "Polizeiflucht" wird wie illegales Autorennen bestraft (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 11. Oktober 2019

"Polizeiflucht" wird wie illegales Autorennen bestraft



Stuttgart/Berlin (DAV). Wer vor der Polizei flieht, erfüllt unter
anderem den seit dem 13. Oktober 2017 geltenden neuen Straftatbestand
"verbotene Kraftfahrzeugrennen". Die Risiken sind vergleichbar, auch
wenn die "Polizeiflucht" nicht das Ziel eines Wettbewerbs - den Sieg -
verfolgt, sondern das Ziel die gelungene Flucht ist. Dies ergibt sich
aus einer Entscheidung des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 4. Juli
2019 (AZ: 4 Rv 28 Ss 103/19), wie die Arbeitsgemeinschaft
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) mitteilt.

Als eine Streifenwagenbesatzung dem Pkw-Fahrer das Haltesignal zeigte,
um ihn zu kontrollieren, floh dieser. Er wollte mit hoher
Geschwindigkeit die Polizei abhängen. Er missachtete die anderen
Verkehrsteilnehmer und fuhr mit weit überhöhter Geschwindigkeit. Die
Gegenfahrbahn nutzend fuhr er innerorts über eine Rot anzeigende Ampel
und setzte seine Fahrt mit mindestens 145 km/h fort. Auf einer
unübersichtlichen Bundesstraße fuhr er statt 70 km/h mit einer
Geschwindigkeit von mindestens 160 bis 180 km/h. Hierbei schnitt er an
unübersichtlichen Stellen die Kurven. Die Polizei musste die
Verfolgungsjagd abbrechen.

Der Mann wurde wegen verbotenen Kraftfahrzeugrennens zu einer
Geldstrafe von 70 Tagessätzen zu je 40 Euro verurteilt. Ihm wurde die
Fahrerlaubnis entzogen und sein Führerschein eingezogen. Zudem wurde
eine Sperrfrist von neun Monaten für die Neuerteilung der
Fahrerlaubnis festgesetzt.

Der Mann wandte sich gegen die Verurteilung wegen illegalem
Autorennen. Jedoch ohne Erfolg. Auch wenn er nicht immer die
Höchstgeschwindigkeit seines Fahrzeugs habe fahren können, sei er doch
so schnell wie möglich gefahren. Er habe der Polizei entkommen wollen.

Daher habe die Vorinstanz den Mann zu Recht wegen illegalem Autorennen
verurteilt. Auch die Polizeiflucht sei von einem spezifischen
Renncharakter geprägt. In beiden Fällen würden besondere Risiken in
Kauf genommen. Auf die Motive für eine solche Risikofahrt komme es
nicht an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 41/19 vom 11. Oktober 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07055: Von der Zeit überrollt (SB)


Das Fernschach übersteht selbst den Zusammensturz politischer Systeme.
Als 1982 die 10. Fernschach-Olympiade begann, konnte das DDR-Team
nicht ahnen, daß es seinen Staat am Ende nicht mehr geben würde, und
als 13 Jahre später die letzte Partie per Brief abgeschlossen wurde,
ging die Bronze-Medaille an ein Land, das auf keiner Karte mehr
existierte. Doch echte Fernschachler ficht das nicht an. Ihre Kunst
überdauert alle historischen Stürme, selbst Weltkriege hindern sie
nicht daran, ihren Partien nach dem Friedensschluß weiterzuführen. So
können sich Fernschachpartien über mehrere Jahrzehnte erstrecken.
Ansonsten allerdings wird im Fernschach sehr wohl darauf geachtet, daß
die Bedenkzeit von drei Tagen pro Zug nicht drastisch überschritten
wird. Terminliche Vorgaben sind dennoch schwer einzuhalten. In manchen
Staaten wird nicht postwendend gearbeitet, sondern eben mit dem
sprichwörtlichen Schneckentempo. Im heutigen Rätsel der Sphinx endete
die Partie zwischen dem Schotten Pritchett und dem Russen Polugajewsky
zum Ende hin recht zügig, denn Schwarz fand in kritischer Stellung
einen vorteilhaften Weg, der das Remis erzwang, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07055: Von der Zeit überrollt (SB)]



Pritchett - Polugajewsky

Fernpartie 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Aus der Modernisierung wurde nichts. Timmans Kontrahent Sossonko
durchkreuzte alle schwarzen Reformpläne mit 1.Tg3xg7! Kh8xg7 2.Db3-c3+
Kg7-g8 - 2...Kg7-g6 3.Sb5-c7 Tf8-c8 4.Dc3-e5! Db8xc7 5.De5-e6+ Kg6-g7
6.Le3-d4+ Kg7-f8 7.De6-h6+ - 3.Sb5-c7 Tf8-f6 - 3...Tf8-c8 4.Le3-h6 -
4.Sc7xa8 Sb6xa8 5.Td1-d7 Tf6-c6 6.Dc3-b4 Sa8-b6 7.Le3xb6 a7xb6
8.Db4xe7 Tc6-c1+ 9.Le2-d1 Db8-e8 10.Td7-d8 Tc1-c8 11.De7xe8+ und
Schwarz gab auf. Er verliert einen ganzen Turm.



Erstveröffentlichung am 21. September 2006

11. Oktober 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/677: Kaiserlautern - Bildung.Regional.Digital, Rüstzeug für den digitalen Unterricht, 29.11.2019


Technische Universität Kaiserslautern

Bildung.Regional.Digital: 

Tagung bietet Rüstzeug für den digitalen Unterricht von heute und morgen



Die Offene Digitalisierungsallianz Pfalz lädt am Freitag, den 29. November
2019 Lehrkräfte zur Tagung Bildung.Regional.Digital ein. Sie gibt dort
einen umfassenden Überblick über die aktuellen Trends und Möglichkeiten in
der digitalen Lehre. Fragen rund um den Einsatz von Smartphones und
Tablets im Unterricht sowie konkrete Mehrwerte der Digitalisierung des
Unterrichts werden im Zentrum der Veranstaltung stehen und von
Wissenschaftlern der TU Kaiserslautern und der Hochschule Kaiserslautern
beantwortet werden. Die Veranstaltung findet am Fraunhofer-Institut für
Techno- und Wirtschaftsmathematik ITWM in Kaiserslautern statt.

Welche Mehrwerte bieten "digitale Bildungswerkzeuge" ganz konkret an
Schulen, Ausbildungseinrichtungen, Hochschulen und in Unternehmen? Wie
kann man ein Smartphone sinnvoll im Unterricht und in der betrieblichen
Bildung einsetzen? Wird das Schulbuch bald durch das Tablet ersetzt? Was
können Lehrer unternehmen, wenn ihre Schüler digital bereits weiter sind
als sie selbst?

In Kaiserslautern beschäftigen sich Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler an der Technischen Universität und der Hochschule seit
Jahren mit solchen und anderen zentralen Fragen rund um die digitale
Bildung. Einblicke in die aktuellen Forschungstrends geben die Experten am
29. November 2019 im Rahmen der Tagung "Bildung. Regional. Digital", einer
Veranstaltung der Offenen Digitalisierungsallianz Pfalz, zu der Lehrkräfte
aus ganz Deutschland eingeladen sind.

In Workshops und Vorträgen erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Einblicke in konkrete Anwendungsbeispiele als Rüstzeug für den digitalen
Unterricht von heute und morgen. Dabei werden zwei Workshop-Kategorien
unterschieden, "Digitale Werkzeuge" und "Digitale Praxis", in denen
generelles medien-didaktisches Know-how und fachdidaktische Impulse
speziell im MINT-Bereich vermittelt werden.

MINT ist die Abkürzung für Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und
Technik.

Die Tagungsteilnehmer sollen so tiefergehende Kenntnisse zu digitalen
Technologien und deren Einsatzmöglichkeiten in Unterricht und Lehre, sowie
in Aus- beziehungsweise Weiterbildung erlangen. Konkrete
Anwendungsbeispiele wie zum Beispiel digitale Werkzeuge zur
Unterrichtsgestaltung und Physikexperimente der Zukunft können vor Ort
ausprobiert werden. Darüber hinaus wird genügend Raum für Fragen,
Gespräche und Vernetzung geboten.

Neben Vorträgen zur aktuellen gesellschaftlichen Diskussion über das
Zusammenspiel von Bildung und Digitalisierung bieten Experten der TU
Kaiserslautern und der Hochschule Kaiserslautern sowie weitere Akteure
themenspezifische Workshops zum Beispiel zu Lernräumen der Zukunft und zur
Digitalisierung in der betrieblichen Bildung an.

Die Veranstaltung wird vom Pädagogischen Landesinstitut als Lehrerfort-
und Weiterbildung anerkannt. Sie beginnt um 9 Uhr am Fraunhofer ITWM in
der Trippstadter Straße in Kaiserslautern. Die Teilnahme ist kostenfrei.

Weitere Informationen und die Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie unter:

https://www.offenedigitalisierungsallianzpfalz.de/bildung-regional-digital/


Über die Offene Digitalisierungsallianz Pfalz:

Die Offene Digitalisierungsallianz Pfalz ist ein Verbundvorhaben der
Hochschule Kaiserslautern, der Technischen Universität Kaiserslautern
sowie des direkten Partners Fraunhofer-Institut für Techno- und
Wirtschaftsmathematik (ITWM). Das Vorhaben stärkt den Ideen-, Wissens- und
Technologietransfer mit Wirtschaft und Gesellschaft und basiert auf einer
gemeinsamen Kooperationsstrategie der beiden Hochschulen. Das Vorhaben
wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen der
Bund-Länder-Initiative "Innovative Hochschule" gefördert.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





MELDUNG/367: Weltrekordversuch im Marathon - Wie schnell ist die Strecke in Wien? (idw)


Universität Wien - 10.10.2019

Weltrekordversuch im Marathon: Wie schnell ist die Strecke in Wien?



Eliud Kipchoge aus Kenia, derzeit schnellster Mensch über die
Marathondistanz, wird voraussichtlich am kommenden Samstag im Wiener
Prater versuchen, als erster Mensch einen Marathon unter zwei Stunden zu
laufen. Im Mai 2018 war ein ähnlicher Versuch in Monza knapp gescheitert.
Diesmal wurde mit der Hauptallee eine Strecke ausgewählt, die schneller
als jene in Monza sein soll und nur unwesentlich langsamer als eine
theoretische Idealstrecke ohne Steigungen und Kurven. ForscherInnen aus
Österreich und den USA haben einen Vergleich einer theoretischen
Idealstrecke ohne Steigungen und Kurven mit der Strecke im Wiener Prater
angestellt.

Bereits seit Jahren als Fixpunkt beim Vienna City Marathon im Programm,
wurde die Prater Hauptallee als Austragungsort zum Durchbrechen der
"Schallmauer" des Marathonsports auserkoren. In einer aktuellen Studie hat
ein internationales Forschungsteam mit Beteiligung von Christoph Triska
vom Institut für Sportwissenschaft und vom Olympiazentrum Wien-Schmelz der
Universität Wien die Strecke analysiert und eruiert, ob das Vorhaben
realistisch ist. "Um die Strecke möglichst genau simulieren zu können,
sind wir zur Datenerfassung die Strecke mehrmals mit Auto und Fahrrad
abgefahren. Besonders relevant waren dabei die GPS- und Höhendaten",
erklärt Triska. Gemeinsam mit den Informationen zum Streckenverlauf der
OrganisatorInnen konnten die WissenschafterInnen das Streckenprofil sehr
genau abbilden.

Die anschließende Computersimulation ergab, dass Kipchoge auf einer
absolut geraden Strecke ohne Steigungen um nur ca. 4,5 Sekunden schneller
wäre, als auf der geplanten Weltrekordstrecke. "Das entspricht einem
Mehraufwand an Energie von 0,11 Prozent", so Triska. Die Berechnungen
ermöglichen auch eine Analyse des zusätzlichen Energiebedarfs durch das
Bergauf- und das Kurvenlaufen sowie die Energieersparnis durch das
Bergablaufen. So zeigen die vollständigen Ergebnisse, dass der Läufer
bereits beim Bergablaufen nach dem Start auf der Reichsbrücke etwa sechs
Sekunden im Vergleich zu einer absolut ebenen Strecke einspart.

Durch den Höhenunterschied auf der Hauptallee - hier sind vier Runden mit
jeweils drei Meter Anstieg zu absolvieren - verliert Eliud Kipchoge 10,1
Sekunden auf optimale Bedingungen. Darüber hinaus büßt er durch das
Kurvenlaufen nochmals 0,4 Sekunden ein. "Die Strecke ist so gewählt, dass
26 Höhenmeter bergab gelaufen werden und lediglich 12 Höhenmeter bergauf.
Somit ist die Strecke in Wien für den Weltrekordversuch bestens geeignet",
so Triska abschließend.


Publikation in SportRXiv

The effects of course design (curves and elevation undulations) on
marathon running performance: an a priori case study of the INEOS 1:59
Challenge in Vienna.

Dr. Christoph Triska, Wouter Hoogkamer, Kristine L. Snyder, Paolo Taboga,
Christopher J. Arellano, Rodger Kram,

In: SportRXiv

http://sportrxiv.org

Originalpublikation:


https://osf.io/preprints/sportrxiv/xrjvb/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/931: Arnsberg - "Dicke Lippe" - Comedy Show am 19. Oktober 2019


Stadt Arnsberg

Die "Dicke Lippe" - Comedy Show: Samstag, 19. Oktober 2019 in der
KulturSchmiede Arnsberg 



Arnsberg. Nach erfolgreicher Premiere im März und einer viel
beachteten Open Air-Ausgabe im Arnsberger Kunstsommer kehrt die Show
wieder zurück auf die Bühne der KulturSchmiede.

"Dicke Lippe" - das ist der lustige und frische Mix mit Comedians, die
dabei sind durchzustarten und ihr Können bereits in bekannten Formaten
wie dem Quatsch Comedy Club, Nightwash, TV Total oder dem NDR Comedy
Contest bewiesen haben.

Moderator und Comedian Mario Siegesmund stellt drei von ihnen vor und
mit ihnen zusammen die Lachmuskeln der Zuhörer auf eine harte Probe.
Dabei riskieren die Comedians natürlich auch mal die sprichwörtlich
dicke Lippe.

Ob bissig, böse, hintergründig, aufklärend oder einfach nur albern -
am Ende macht jede und jeder einfach nur Spaß!

Am Samstag, 19. Oktober am Start sind:

Thomas Schmidt (Quatsch Comedy Club, Nightwash, 1Live)

Der Mann ist ein physiologisches Wunder. Denn Thomas Schmidt sieht
jünger aus, als er schon ist. Sein Dilemma: Er sieht viiiiiel jünger
aus. Der Kölner Comedian weiß nur zu gut, wie es sich anfühlt, weniger
Bartwuchs zu haben als Flipper. Er weiß, was es bedeutet, auf dem
Pausenhof der neunjährigen Nichte als Mitschüler gehänselt zu werden
und, an der Kasse im Supermarkt den Ausweis zücken zu müssen.
Alltägliche Absurditäten, die er jedoch genüsslich aufsaugt, originell
verarbeitet und in seinem neuen Live-Programm "ALLES KANN, NICHTS
MUSS!" mit einer beeindruckenden Gelassenheit präsentiert. Er ist das
personifizierte Trockendock der Deutschen Comedy. Cool, souverän und
dabei wohltuend bodenständig. Das brachte ihn u.a. bis ins Finale des
RTL Comedy Grand Prix 2017.

Ingrid Wenzel (NDR Comedy Contest

Für die Comedy ist Ingrid Wenzel schon weite Wege gereist, sogar bis
nach San Francisco, um dort ihre Gags (in Englisch) vorzutragen. Zum
Glück hat es sie aber mittlerweile wieder nach Deutschland, genauer
nach Berlin verschlagen, wo sie zum festen Bestandteil der
Comedy-Szene gehört. Auf der Bühne ist Ingrid Wenzel in ganz
Deutschland unterwegs. Und, wenn ihr für einen Gag die Worte fehlen,
dann zeichnet sie ihn einfach - als Cartoonistin kein Problem!
Außerdem kennt sie auch das Leben als "DJane" und hat sowohl auf einem
Kriegsschiff als auch auf einem Kreuzfahrtschiff gearbeitet. Der
Unterschied? Ganz klar, meint Ingrid Wenzel: die Farbe.

Torsten Schlosser (WDR Mitternachtsspitzen, Quatsch Comedy Club)

Torsten Schlosser ist ein Meister des Cross-Genre. Der
Bühnen-Anarchist poltert durch die Kabarett- und Comedy-Schubladen wie
ein Elefant durch den Porzellanladen - mal politisch spitz, mal
sinnfrei absurd. Nicht zuletzt deshalb heißt sein aktuelles Programm
"Ich hab die Schnauze voll!" Das hält Jurys nicht davon ab, ihm sogar
Preise dafür zu verleihen. Zuletzt den "Stuttgarter Besen" in Holz.
Das Kölner Kulturmagazin choices nennt ihn den "derzeit
unberechenbarsten aller Kölner Kabarettisten".

Mario Siegesmund (Moderation)

Seine Geschichten sind Wimmelbilder unseres alltäglichen Wahnsinns von
der kleinen Macke bis zum Kopfschuss. Mal erzählt, mal gesungen nimmt
er alles und jeden und nicht zuletzt sich selbst unter die Lupe. Dabei
wird schnell klar: Bei Helikopter-Eltern, Psychopathen im Baumarkt
oder Besuchen im Dunkelrestaurant hört der Spaß nicht auf. Da fängt er
erst richtig an.

Mario Siegesmund ist Initiator der "Dicke Lippe" - Comedy Shows, für
die er immer wieder eine interessante Auswahl an Comedy-Talenten
zusammenstellt.

Dicke Lippe - Comedy Show

Samstag, 19. Oktober 2019 Beginn: 20 Uhr

KulturSchmiede Arnsberg, Apostelstr. 5

Eintritt: 10 Euro im Vorverkauf und 13 Euro an der Abendkasse
www.facebook.com/DickeLippeComedy/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. September 2019

Stadt Arnsberg

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL - KRIMI/062: Cuxhaven - Psychothriller "Der Fremde im Haus" am 21.10.2019


Stadt Cuxhaven

"Der Fremde im Haus" Agatha Christies spannungsgeladene
Psychothriller in grandioser Starbesetzung



Spannung pur auf der Bühne des Stadttheaters Cuxhaven, Rathausstr. 21,
in 27472 Cuxhaven! Am 21. Oktober 2019 um 20:00 Uhr finden gute,
spannende 120 Minuten mit Johanna Liebeneiner, Sarah Elena Timpe und
Sasa Kekez statt, die Sie nicht missen möchten.

Die junge Cecily gewinnt im Lotto, löst ihre Verlobung auf und will
nun im Strudel der Abenteuer ihr wahres Glück finden. Als der
vermeintliche Nachmieter Bruce Lovell ihre Wohnung betritt, verliebt
sie sich augenblicklich in den bildschönen Charmeur. Die beiden kaufen
ein abgelegenes, einsames Haus auf dem Lande, um in aller
Abgeschiedenheit ihre Liebe zu leben.

Doch was verbirgt sich in der Dunkelkammer, zu der ihr Bruce den
Zutritt verwehrt? Was hat es mit den leeren
Wasserstoffsuperoxyd-Flaschen auf sich, die der Gärtner frisch
vergraben im Garten gefunden hat? Warum möchte Bruce keinen Arzt
empfangen, obwohl sich sein Gesundheitszustand sichtlich
verschlechtert? Er wird ernst, nervös und nahezu ungehalten gegenüber
allen Besuchern. Der Mann, der Cecily bei der ersten Begegnung so
vertraut schien, wird immer mehr zu einem Fremden. Schließlich drängt
sich immer mehr der Verdacht auf, dass der schöne Bruce ein dunkles
Geheimnis birgt ...

Und weshalb behauptet der Verkäufer des Hauses, er habe nur
dreitausend Pfund erhalten, obwohl Cecily einen Scheck über
fünftausend Pfund ausgestellt hat?

Als Cecily in dem neuesten Band über "Die großen Verbrechen des 20.
Jahrhunderts" von dem Fall eines Oxforder Frauenmörders erfährt, der
sich mit wohlhabenden Frauen liiert, um sie später kaltblütig zu
ermorden, beginnt sie die grausame Realität zu ahnen ...

Es entwickelt sich ein packender und nervenaufreibender
Psychothriller, bei dem es um mehr geht, als um Geld, Macht und
Erotik.

Im Vorverkauf sind keine Karten mehr erhältlich. Eventuell zurück
gegebene Eintrittskarten erhalten Sie am Veranstaltungsabend ab 19:00
Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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FRAGEN/027: Ersatz von Rattentests. Es muss genügend spezifische Finanzierung geben (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Es muss genügend spezifische Finanzierung geben!

Interview mit Prof. Dr. Ellen Fritsche von Dr. Christiane Hohensee



Für unser Schwerpunkt-Thema sprachen wir mit
Prof. Dr. Ellen Fritsche, Leiterin der Arbeitsgruppe
Umwelttoxikologische Risikoabschätzung und humane Sphärenmodelle am
Leibniz-Institut für umweltmedizinische Forschung. Prof. Fritsche ist
maßgeblich an den Entwicklungen einer abgestuften Teststrategie zum
Ersatz von Rattentests auf Entwicklungsneurotoxizität beteiligt.
Tierrechte sprach mit ihr über ein neues tierfreies Testsystem und was
passieren muss, damit die Tierversuche so schnell wie möglich beendet
werden können.

Frage: Frau Prof. Fritsche, welche Hinweise gibt es, dass
Chemikalien wie z. B. Pflanzenschutzmittel einen Einfluss auf die
Entwicklung von Babys im Mutterleib und damit auch auf
die spätere körperliche oder psychische Gesundheit haben
können?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Es gibt Hinweise von
epidemiologischen Studien, also Untersuchungen von Kohorten (1) des
Menschen, sowie von Tests in Versuchstieren, dass verschiedenste
Stoffe fruchtschädigende Eigenschaften haben können.

Frage: Hersteller von Pflanzenschutzmitteln oder Chemikalien
müssen bereits Tests auf Entwicklungsneurotoxizität durchführen, wenn
es Hinweise auf mögliche Schädigungen des Nervensystems gibt. Stimmt
es, dass zukünftig bei der Sicherheitsbewertung von Chemikalien in der
EU grundsätzlich zusätzliche Tests auf Entwicklungsneurotoxizität
durchgeführt werden müssen?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Dass Substanzen grundsätzlich auf ihr
Potential, die Entwicklung des Gehirns zu beeinträchtigen, getestet
werden müssen, ist derzeit nicht der Fall. Mit den derzeit verfügbaren
Testungen am Tier ist dies logistisch auch gar nicht möglich, da die
Studien zu Ressourcen-aufwändig sind. Daher werden diese Tests nur
durchgeführt, wenn es aus anderen Studien Hinweise gibt, dass sich die
Substanzen negativ auf Nervenzellen auswirken. Alternativ kann das
Gehirn auch bei Studien auf Entwicklungstoxizität mit untersucht
werden. Diese sind dann jedoch nicht so umfangreich.

Frage: Derzeit befasst sich die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) mit der Entwicklung eines neuen,
tierfreien Testsystems. Aus welchen Einzeltests besteht es?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Das tierversuchsfreie Testsystem
besteht aus einer in-vitro-Batterie von mehreren Einzeltests. Das
Prinzip hierbei ist, die zellulären Prozesse, die in einem sich
entwickelnden Gehirn ablaufen, einzeln in der Kulturschale abzubilden.
Diese Tests beruhen auf Stammzellen des Menschen und mit Hilfe dieser
Zellen wird deren Vermehrung, Wanderung, Entwicklung und Verknüpfung
gemessen. Dies ist lange nicht so zeitaufwändig und kostenintensiv wie
der Tierversuch. Diese Testbatterie ist jedoch noch in der
Erprobungsphase und ist daher noch nicht endgültig entwickelt.

Frage: Welche Tierversuche könnten damit ersetzt werden und wie
hoch ist schätzungsweise deren Anteil an allen Tierversuchen für die
Entwicklungsneurotoxizität?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Zunächst geht es darum, "Alerts"(2) zu
identifizieren, um
dann möglicherweise viel gezielter im Tier testen zu können.
Langfristig ist es aber auch in der Diskussion, den Tierversuch
ganz durch solche neuen Methoden zu ersetzen. Dazu ist es
nötig, die Unsicherheit der neuen Methoden zu reduzieren.
Das geht nur durch das Erheben von Daten, indem man die
Stärken und Schwächen solcher Tests kennenlernt. Wenn diese
Tests eingesetzt werden, würde zunächst einmal die alternative
Testbatterie zum Einsatz kommen. Im zweiten Schritt
dann möglicherweise der Tierversuch. Das Vorgehen ist jedoch
noch nicht endgültig festgelegt und soll in einem beratenden Dokument
der OECD, welches im Jahr 2020 fertiggestellt
wird, festgehalten werden. Daher kann man jetzt noch keine
genauen Angaben zur Einsparung von Tieren machen.

Frage: Wann könnte dieses abgestufte Testsystem anerkannt
werden?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Das beratende Dokument der OECD soll
im Jahr 2020 fertig gestellt werden. Die mögliche Anerkennung der
Tests kann nur danach erfolgen.

Frage: Wieso befasst sich die EFSA mit der Entwicklung des
Testsystems und nicht die Europäische Chemikalienagentur?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Aufgrund der möglichen neurotoxischen
Wirkungen von Pflanzenschutzmitteln, welche ja zum Teil als
Nervengifte für Insekten hergestellt werden, ist die EFSA an
verbesserten Testmethoden zur Identifizierung von Substanzen, die sich
auch nachteilig auf das Nervensystem des Menschen auswirken,
interessiert. Zudem versucht die EFSA generell neue Methoden und
Konzepte anzuwenden, um die Risikoabschätzung für den Menschen zu
verbessern.

Frage: Welche neuen tierversuchsfreien Tests in der
Entwicklungsneurotoxizität müssen ggfs. noch entwickelt werden, um mit
dem abgestuften Testsystem die notwendigen Fragestellungen (Endpunkte)
beantworten zu können?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Auch wenn schon viele Endpunkte durch
die derzeitige Testbatterie untersucht werden können ist es
wahrscheinlich, dass es weitere Entwicklungen geben muss. Hier stehen
zum einen Astrogliazellen (3) im Fokus, welche in der derzeitigen
Testbatterie unterrepräsentiert sind. Des Weiteren werden wir
möglicherweise Modelle benötigen, welche die spezifischen
Kompositionen der einzelnen Gehirnregionen abbilden. Diese
unterscheiden sich deutlich voneinander. Zudem untersuchen wir derzeit
noch nicht den Einfluss von Chemikalien auf Wachstumsfaktor-, Hormon-
und Neurotropin-abhängige Prozesse. Dies sind wichtige
Fragestellungen, die möglicherweise noch in die Batterie mit
einfließen müssen. Derzeit beschäftigt sich zum Beispiel ein 
EU-gefördertes Projekt mit der Entwicklung von Tests, welche 
Hormon-abhängige Effekte von Chemikalien auf die Gehirnentwicklung
vorhersagen können. Die Batterie sollte mit der sich entwickelnden
Wissenschaft wachsen und nicht statisch sein. Zudem braucht solch eine
Testbatterie Computer-basierte Verfahren, um die Verfügbarkeit von
Substanzen sowie deren Verstoffwechselung präzise vorherzusagen. Nur
so kann realistisch abgeschätzt werden, ob die Menge an Substanz, die
in den Alternativmethoden eingesetzt wird, relevant für die Situation
des Menschen ist.

Frage: Welche Forschung zu tierversuchsfreien Verfahren halten
Sie für besonders relevant und sollte besonders gefördert werden?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Die Entwicklung von prädiktiven
humanen Modellen zur Testung auf Entwicklungstoxizität halte ich für
äußerst relevant, da für diesen Endpunkt sehr viele Tiere benötigt
werden. Dafür werden außer den sich entwickelnden Zellen auch gute
Plazentamodelle benötigt, die den Transport über die Plazenta sowie
den Stoffwechsel in der Plazenta realistisch wiedergeben. Diese können
entweder in der Nassforschung oder auch im Computer generiert werden.
Neben solch einem Barriereorgan werden auch Entwicklungsmodelle für
andere Organe wie z.B. Herz, Knochen oder Niere, benötigt. (Anm. d.
Red.: "prädiktiv" bedeutet "vorhersagbar").

Frage: Was muss passieren, damit ein Großteil der fehlenden
Tests zügig entwickelt wird?

Prof. Dr. Ellen Fritsche: Es muss genügend spezifische
Finanzierung geben. Ähnlich wie die EFSA, die konkret die Entwicklung
der Batterie fördert, welche auf Entwicklungsneurotoxizität testet,
muss die EU, die Behörde oder die Industrie Gelder zur Verfügung
stellen, die spezifisch darauf ausgerichtet sind, bestimmte,
regulatorisch benötigte Tests herzustellen. Nur so kann es wirklich
vorangehen. Ein Beispiel ist die EU-Horizon 2020-Förderung zur
Entwicklung von regulatorisch anerkannten in-vitro-Methoden, welche
die Effekte von Substanzen auf Hormon-abhängige Prozesse der
Gehirnentwicklung voraussagen können. Nimmt man ein paar Millionen
Euro in die Hand, kann man schon eine ganze Menge erreichen.




Anmerkungen der tierrechte-Redaktion: 


(1) "Kohorte" ist ein Begriff aus der Epidemiologie.
Gemeint ist eine Gruppe von Menschen, die zu Beginn der Untersuchung
nicht erkrankt ist und auf die Wirkung einer Substanz hin beobachtet
wird.

(2) Der Begriff "Alert" kommt aus dem Englischen und heißt "warnen".

(3) Astrogliazellen oder Astrozyten, auch als Sternzellen
oder Spinnenzellen bezeichnet, bilden die Mehrheit der Gliazellen im
zentralen Nervensystem von Säugetieren. Im Gehirn übernehmen sie
essentielle Funktionen, wie Aufrechterhaltung der Blut-Hirn-Schranke,
Nährstoffversorgung, Abfallstoffbeseitigung oder sie nehmen Einfluss
auf die Bildung der Ummantelung der Nervenzellen (Schwann'sche
Scheiden). Neurotrophine sind körpereigene Signalstoffe, die
zielgerichtete Verbindungen zwischen Nervenzellen ermöglichen. Zudem
sichern sie den Fortbestand neuronaler Verbindungen.

 * 
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AKTION/695: "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!" - Berlin, 12. Oktober (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 10.
Oktober 2019

Kampagnenbündnis "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!"
10. Oktober 2019

- Aktionen vor dem Bundeskanzleramt in Berlin und in mindestens zehn
weiteren Städten 

- Schon über 600.000 Menschen unterstützen die Kampagne 



Mit kreativen Aktionen, Infoständen und Unterschriftensammlungen
beteiligen sich Nichtregierungsorganisationen und lokale Bündnisse am
kommenden Samstag am dezentralen Aktionstag der europaweiten Kampagne
"Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!". Sie fordern, das
Freihandelsabkommen der EU mit Kanada (CETA) nicht zu ratifizieren,
keine neuen Abkommen mit Sonderklagerechten für Unternehmen
abzuschließen und Konzerne für Menschenrechtsverletzungen und
Umweltzerstörung zur Verantwortung zu ziehen.

"Die EU weitet das Investitionsschutzregime ständig weiter aus,
unterstützt wird sie dabei von der Bundesregierung. Dabei haben über
3,2 Millionen Menschen in Europa bereits im Zuge der Proteste gegen
die Freihandelsabkommen TTIP und CETA vor einigen Jahren deutlich
gemacht, dass sie diese Sonderklagerechte für Konzerne ablehnen. Denn
sie bedrohen Umwelt- und Klimaschutz und unterlaufen Verbraucherschutz-
 und Arbeitsstandards. Dieses System muss ein für allemal beendet
werden!", sagt Hanni Gramann von Attac Deutschland.

Lia Polotzek vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
fügt hinzu: "Statt die Sonderrechte von großen Konzernen weiter
auszuweiten, braucht es endlich verbindliche internationale Regeln zum
Schutz vor Menschenrechtsverletzungen und Umweltschäden in globalen
Lieferketten. Es ist unverantwortlich, dass die Bundesregierung sich
nicht inhaltlich an den internationalen Verhandlungen für ein
UN-Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten beteiligen will. Damit
zeigt die Regierung, dass sie Wirtschaftsinteressen über
Menschenrechte und den Schutz der Umwelt stellt."

Der Aktionstag soll auf die bevorstehenden Verhandlungen aufmerksam
machen, die vom 14. bis 18. Oktober unter dem Dach der Vereinten
Nationen stattfinden und Einfluss auf die Ausgestaltung der
Weltwirtschaft haben werden: In Genf tagt die Arbeitsgruppe des
UN-Menschenrechtsrates zum UN-Abkommen für Wirtschaft und
Menschenrechte (Binding Treaty), parallel dazu finden in Wien die
UN-Verhandlungen zur Zukunft der Investor-Staat-Streitbeilegung und
über die Einrichtung eines Multilateralen Investitionsgerichtshofes
(Multilateral Investment Court - MIC) statt.

In mindestens elf deutschen Städten werden Aktionen stattfinden: Vor
dem Bundeskanzleramt in Berlin stellen Aktive einige besonders
drastische ISDS-Klagefälle vor und symbolisieren ihre Auswirkungen mit
Hilfe einer überdimensionalen Faust, die Menschenrechte, Umwelt- und
Naturschutz zertrümmert. In Frankfurt sammeln sich Aktive unter dem
Motto "Menschenrechte in der Textilbranche schützen" und machen sich
anschließend mit einem Aktionsbus auf den Weg zu den Verhandlungsorten
Genf und Wien. Weitere Aktionen gibt es in unter anderem in Hamburg,
Köln, Konstanz, und München. Zum Aktionstag aufgerufen haben Attac,
BUND, Greenpeace, Mehr Demokratie, NaturFreunde, Netzwerk Gerechter
Welthandel, PowerShift und WEED.

Auch europaweit sind für die Woche vom 11.-18. Oktober zahlreiche
Proteste gegen die aktuelle Handels- und Investitionspolitik der
Europäischen Union angekündigt.

Die Kampagne "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!" wird
von über 200 europäischen Organisationen, Gewerkschaften und sozialen
Bewegungen getragen; aus Deutschland wird die Kampagne von zahlreichen
Einzelorganisationen unterstützt.



Verzeichnis aller Aktionen:

https://www.gerechter-welthandel.org/aktionstag2019/aktionen/

Aufruf zum Aktionstag:

https://www.gerechter-welthandel.org/aktionstag2019/

Webseite der europaweiten Kampagne "Menschenrechte schützen -
Konzernklagen stoppen!":

https://stopisds.org/de/

 * 
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AKTION/694: "Rettet die Bienen". Gemeinsam mit der Landwirtschaft - aber verbindlich (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 10. Oktober 2019

"Rettet die Bienen": Gemeinsam mit der Landwirtschaft - aber
verbindlich



Stuttgart, 09. Oktober 2019. Artenschutz und Agrarwende erfordern eine
neue Vereinbarung für mehr Verbindlichkeit und Verantwortung in
Baden-Württemberg. Nachdem auch in den vergangenen zwei
Legislaturperioden trotz vieler gut gemeinter Förderprogramme weder
das massive Artensterben noch das ebenso massive Höfesterben in
Baden-Württemberg gestoppt wurde, müssen Politik, Landwirtschaft,
Umweltschutz und Gesellschaft gemeinsam Anreiz-, Förder- und
Lenkungsstrategien mit einer neuen Verbindlichkeit versehen. "Wir
brauchen mehr Wertschätzung für die Landwirtschaft, mehr Regionalität,
fairere Marktbedingungen für heimische Erzeuger und mehr
Nachhaltigkeit auf den landwirtschaftlichen Betrieben", sagt Tim
Kiesler, geschäftsführender Landesvorstand des ökologischen
Erzeugerverbandes Demeter. "Und deswegen brauchen wir ein pragmatisch
und praxisnah umgesetztes Volksbegehren Artenschutz."

Die neue Verbindlichkeit für Artenschutz und Agrarpolitik ergibt sich
aus der massiven Verschlechterung in beiden Bereichen. Die Hälfte der
natürlichen Lebensräume im Ländle ist bedroht. Nach Angaben der
Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (LUBW) verschlechterte sich
seit 2013 der Zustand von zehn Arten, während sich lediglich der von
vier Arten besserte. Einzelne Tierarten gingen in verschiedenen
Regionen des Landes um 25 bis 75 Prozent zurück. "Seit Jahren nimmt
die Artenvielfalt dramatisch ab und der Pestizideinsatz bleibt auf
hohem Niveau. Die vielen guten und richtigen Einzelstrategien von der
Landschaftspflege bis zum 'Sonderprogramm zur Stärkung der
biologischen Vielfalt' haben das Artensterben nicht aufhalten können",
sagt Brigitte Dahlbender, Volksbegehrens-Sprecherin und
BUND-Landeschefin. "Deshalb haben wir jetzt unseren Vorschlag für ein
Gesetz für eine verbindliche Pestizidreduktion auf den Weg gebracht."

Zudem ging in dieser Zeit auch das Sterben der Bauernhöfe weiter.
"Seit Ende der 90er Jahre ist gut die Hälfte der kleinen und mittleren
Betriebe in Baden-Württemberg weggebrochen, während die Zahl der
Großbetriebe sich fast verdoppelt hat", sagt Tanja Holzschuh,
stellvertretende Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft Baden-Württemberg. "Die falschen agrarpolitischen
Rahmenbedingungen der letzten Jahrzehnte sind eine wirkliche Bedrohung
für die Zukunft der heimischen Landwirtschaft. Den vom
Innenministerium für angemessen und umsetzbar eingeschätzten
Gesetzentwurf als Existenzbedrohung für die Landwirtschaft zu
proklamieren, entbehrt dagegen der sachlichen Grundlage", sagt Tim
Kiesler.

Volksbegehren setzt auf Anreize statt Verbote

Nun drängt die Zeit. "Wenn der Rückgang der Insekten so weiter geht
wie bisher, haben wir noch ein Zeitfenster von maximal 15 Jahren um
einen Kollaps der Nahrungsnetze zu verhindern", sagt
Volksbegehrens-Sprecher und NABU-Landeschef Johannes Enssle. "Das
erfordert eine höhere Verbindlichkeit im Handeln und viel stärkere
gemeinsame Anstrengungen als bisher." Das Bündnis des Volksbegehrens
sieht den von den Bauernverbänden vorgelegten Volksantrag als gute,
aber nicht weit genug gehende Anregung diesen Weg zu beschreiten.
Leider bleibe das Papier der Bauernverbände hinter bereits
angekündigten Vorhaben der Landesregierung zurück, etwa bei der
Pestizidreduktion: "Selbst das Landwirtschaftsministerium ist in
Fragen einer Pestizidreduktionsstrategie schon konkreter als der
Volksantrag der Bauernverbände", konstatiert Volksbegehrens-Sprecher
und proBiene-Geschäftsführer David Gerstmeier. Auf der inhaltlichen
Ebene könne und müsse man nun in einen Austausch zur pragmatischen und
praxisnahen Umsetzung kommen.

Das baden-württembergische Volksbegehren hat mit seinem Gesetzentwurf
von Beginn an vor allem auf Anreize und Förderung gesetzt: So fordert
der Gesetzentwurf beim Ausbau des Öko-Landbaus und bei der Erarbeitung
einer Pestizidreduktionsstrategie die Landesregierung zur
verbindlichen Entwicklung entsprechender Strategien auf, die die
landwirtschaftlichen Betriebe zu freiwilligem Handeln motivieren.
Lediglich im Bereich besonders geschützter Gebiete sieht das
Volksbegehren Verbote vor und selbst hier soll es
Ausnahmenmöglichkeiten geben.

Wie läuft das Volksbegehren ab?

Das Volksbegehren Artenschutz - "Rettet die Bienen" wird von einem
Trägerkreis aus Umweltschützern, Landwirtschaftsverbänden,
Verbraucherorganisationen, sozialen Bewegungen und nachhaltigen
Unternehmen getragen. Das Bündnis sammelt vom 24. September bis zum
23. März 2020 Unterschriften von Wahlberechtigen. Wahlberechtigt sind
deutsche Staatsbürger, die mindestens 18 Jahre alt sind und am Tag der
Unterschrift seit mindestens drei Monaten in einer
baden-württembergischen Kommune mit Erstwohnsitz gemeldet sind.

Für ein erfolgreiches Volksbegehren müssen mindestens 770.000
Unterschriften müssen zusammenkommen. Zum ersten Mal können die
Bürger*innen in Baden-Württemberg mit dem Volksbegehren Artenschutz
über einen Gesetzentwurf entscheiden. Dazu sammelt das Bündnis in dem
gesamten Zeitraum flächendeckend in allen Landesteilen mit vielen
Ehrenamtlichen und Bündnispartnern Unterschriften. Wahlberechtigte
können die Unterschriften-Formblätter auf
www.volksbegehren-artenschutz.de herunterladen, ausfüllen und bis zum
23. März an das Wahlamt ihrer jeweiligen Gemeinde schicken.

Die Forderungen: Weniger Pestizide, mehr Öko-Anbau

Das Volksbegehren Artenschutz - "Rettet die Bienen" fordert, dass die
Landesregierung die Artenvielfalt in Baden-Württemberg schützt. Nur
Gesetze werden verbindlich dafür sorgen, dass Biene, Schmetterling &
Co. geschützt sind. Das Bündnis fordert zudem eine Wende hin zu einer
ökologischen Landwirtschaft und einer Agrarpolitik, die die
nachhaltige Arbeitsweise stärker fördert.

Zu den Kernforderungen des Gesetzentwurfes gehören eine verbindliche
Pestizidreduktionsstrategie des Landes bis 2025, ein Ausbau der
Öko-Landwirtschaft auf 50 Prozent bis 2035, eine Umstellung der
staatlichen Landwirtschaftsbetriebe auf Öko-Anbau, das Verbot von
Pestiziden in Artenschutz- und Naturhaushalt-relevanten Schutzgebieten
sowie ein besserer Schutz von Streuobstflächen gegen Bebauung.

Das Volksbegehren in Kürze:


	Was: Volksbegehren Artenschutz - "Rettet die Bienen"

	Wann: 24. September 2019 bis 23. März 2020

	Wer: Mitunterzeichnen können alle Wahlberechtigten zur Landtagswahl. Also deutsche Staatsbürger*innen, die mindestens 18 Jahre alt sind, die deutsche Staatsbürgerschaft und ihren Hauptwohnsitz seit mindestens drei Monaten in Baden-Württemberg haben.

	Weitere Infos: www.volksbegehren-artenschutz.de



Unterschriftenliste:

www.volksbegehren-artenschutz.de/mitwirken

Über das Bündnis: 

Volksbegehren Artenschutz - "Rettet die Bienen" ist eine Initiative
der proBiene - Freies Institut für ökologische Bienenhaltung und wird
getragen von proBiene, BUND BW, NABU BW, ÖDP BW, Slow Food
Deutschland, Demeter BW, Naturland BW, AbL BW, Fridays for Future BW,
Bäuerlicher Erzeugergemeinschaft Schwäbisch-Hall, Naturata, GLS-Bank
und Waschbär. Für den Trägerkreis sprechen Dr. Brigitte Dahlbender
(BUND), Johannes Enssle (NABU), David Gerstmeier (proBiene), Tobias
Miltenberger (proBiene). Vertrauensleute im Sinne des
Volksabstimmungsgesetzes sind David Gerstmeier und Tobias
Miltenberger.



Gesetzestext:
www. https://volksbegehren-artenschutz.de/wp-content/uploads/2019/05/Gesetzenwurf_Artenschutz_BW.pdf

 * 
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INITIATIVE/554: "Natur nah dran" wird offizielles Projekt der UN-Dekade (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 11. Oktober 2019

Mehr Blühflächen in Kommunen - UN-Dekade zeichnet "Natur nah dran"
aus



Wiesloch, 11. Oktober 2019 - Dr. Andre Baumann, Staatssekretär im
Umweltministerium Baden-Württemberg, zeichnet heute das Projekt "Natur
nah dran" in der Grundschule Wiesloch-Frauenweiler als offizielles
Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt aus. Die UN-Dekade-Fachjury
entschied sich für eine Auszeichnung, da es Kommunen in vorbildlicher
Weise zur naturfreundlichen Gestaltung ihrer Grünflächen anregt. Neben
einer finanziellen Förderung von bis zu 15.000 Euro, die die Gemeinden
erhalten, unterstützt der NABU Baden-Württemberg das Personal auch
fachlich bei der Anlage und Pflege der Flächen.

Viele heimische Pflanzen bieten blütensuchenden Insekten eine
geeignete Nahrungsquelle. Bei der naturnahen Flächengestaltung fördern
die Gemeinden insbesondere auch gefährdete Insektenarten und leisten
damit einen wirksamen Beitrag zum Erhalt der biologischen Vielfalt im
Siedlungsraum. Ein wichtiger Aspekt des Projekts ist auch die
Öffentlichkeitsarbeit: Der NABU berichtet über die Hintergründe und
informiert auf Informationstafeln an den umgestalteten Flächen. So
wirkt "Natur nah dran" auch als Vorbild für Aktivitäten der
Bevölkerung und für andere Kommunen. Gefördert wird das Projekt durch
das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft des Landes
Baden-Württemberg.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

NABU Baden-Württemberg

Tübinger Str. 15

70178 Stuttgart

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.10.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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MELDUNG/520: 33 Jahre nach Tschernobyl-Wildpilze in Bayern teilweise immer noch radioaktiv (idw)


Bundesamt für Strahlenschutz - 09.10.2019

33 Jahre nach Tschernobyl: Wildpilze in Bayern teilweise immer noch
radioaktiv

Pilzbericht des Bundesamts für Strahlenschutz informiert über
radioaktive Belastung



Mehr als 33 Jahre nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl sind
einige Wildpilze in Teilen Bayerns immer noch mit radioaktivem Cäsium
belastet. Das belegen Messergebnisse, die das Bundesamt für
Strahlenschutz (BfS) veröffentlicht hat. Laut dem Bericht liegt die
Belastung bestimmter Pilzarten bei bis zu 2.400 Becquerel pro
Kilogramm Frischmasse. Wie hoch die Belastung mit Cäsium-137 ist,
schwankt sehr stark je nach Pilzart und von Standort zu Standort.

Zu den besonders stark radioaktiv belasteten Pilzarten zählen unter
anderem Semmelstoppelpilze, Elfenbein- und Braunscheibige Schnecklinge
und Maronenröhrlinge. Die höchsten Radiocäsiumgehalte wurden in
außergewöhnlich stark belasteten kleineren Waldgebieten im Bayerischen
Wald, im Donaumoos südwestlich von Ingolstadt, im Berchtesgadener Land
und in der Region Mittenwald ermittelt. Über diesen Gebieten gingen
nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl Anfang Mai 1986 Gewitter
nieder. Das radioaktive Cäsium aus dem Niederschlag konnte sich dort
in den Waldböden längere Zeit halten als beispielsweise auf Ackerböden
und wird von einigen Pilzarten aus tiefer liegenden Bodenschichten
aufgenommen.

"Cäsium-137 hat eine Halbwertszeit von rund 30 Jahren, darum ist das
aus Tschernobyl stammende Cäsium bisher erst etwa zur Hälfte
zerfallen", erklärt Inge Paulini, Präsidentin des Bundesamts für
Strahlenschutz: "Aus Sicht des Strahlenschutzes sollte jede
zusätzliche Strahlenbelastung minimiert werden. Im Extremfall enthält
eine einzelne Mahlzeit dieser Pilze mehr Cäsium-137 als man mit
anderen Lebensmitteln aus landwirtschaftlicher Produktion in einem
ganzen Jahr zu sich nimmt. Wer seine persönliche Strahlenbelastung so
gering wie möglich halten möchte, sollte darum keine stark belasteten
Pilzarten aus höher belasteten Regionen essen."

Wer selbst gesammelte Pilze in üblichen Mengen isst (etwa bis 250
Gramm pro Woche), muss jedoch keine negativen gesundheitlichen Folgen
aufgrund der Radioaktivität befürchten. Wildpilze, die im Handel
verkauft werden, dürfen den Grenzwert von 600 Becquerel pro Kilogramm
Frischmasse nicht überschreiten. Dieser Grenzwert wurde nach dem
Reaktorunfall von Tschernobyl eingeführt. Seine Einhaltung wird von
der amtlichen Lebensmittelüberwachung in Stichproben kontrolliert.
Zuchtpilze wie der Austernseitling oder der Zuchtchampignon sind nicht
radioaktiv belastet und können bedenkenlos gegessen werden.

Das BfS untersucht die radioaktive Belastung wildwachsender
Speisepilze im Süden Deutschlands seit 2005 und veröffentlicht die
Ergebnisse jährlich. Die Proben werden an typischen Waldstandorten
unter anderem nördlich von München, im Bayerischen Wald und im
Berchtesgadener Land gesammelt, die häufig von Pilzsammlern aufgesucht
werden. Seit 2007 werden auch Proben im südlichsten Teil Sachsens
entnommen. Das BfS arbeitet dabei eng mit Pilzexperten zusammen, um
sicherzustellen, dass möglichst viele unterschiedliche Pilzsorten bei
der Untersuchung erfasst werden. Die Pilzproben werden im Labor
getrocknet, gemahlen und mit Germanium-Detektoren unter anderem auf
ihren Cäsium-Gehalt untersucht.

Den Bericht "Radioaktive Kontamination von Speisepilzen" finden Sie
hier: 

www.bfs.de/pilzbericht

Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS
informiert die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen
Fragen des Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter bewerten Strahlenrisiken, überwachen die
Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv im radiologischen
Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr, darunter im
medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette Strahlung
und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und Energiewende
sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen
und internationalen Fachleuten vernetzt.

Weitere Informationen unter www.bfs.de.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724926

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution879

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Strahlenschutz - 09.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/255: "Mehr Biodiversität in der Zülpicher Börde" wird offizielles Projekt (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 11. Oktober 2019

UN-Dekade zeichnet "Mehr Biodiversität in der Zülpicher Börde"
aus



Erftstadt, 11. Oktober 2019 - Das Projekt "Mehr Biodiversität in der
Zülpicher Börde" wird heute von der UN-Dekade Biologische Vielfalt
ausgezeichnet. Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz in NRW, verleiht die
Auszeichnung gemeinsam mit Thomas Muchow, Jury-Mitglied der UN-Dekade
Biologische Vielfalt, im Umweltzentrum Friesheimer Busch.

Die UN-Dekade Biologische Vielfalt würdigt damit das vorbildliche
Engagement bei der Förderung ökologisch wertvoller Lebensräume in der
intensiv genutzten Agrarregion. Gemeinsam mit der Biologischen Station
im Kreis Düren berät der Projektträger Landwirtschaftsbetriebe in der
Zülpicher Börde und entwickelt individuelle Maßnahmen zur Förderung
der Biodiversität vor Ort. Finanziert wird das Projekt durch die
Deutsche Bundesstiftung Umwelt und das Ministerium für Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW. Seit Beginn des
Projektes im August 2016 konnten Naturschutzmaßnahmen auf 310 Hektar
Fläche umgesetzt werden. Dabei entwickelte die Kammer in enger
Zusammenarbeit mit den Landwirten Aktivitäten, die auf die
spezifischen Besonderheiten der Zülpicher Börde zugeschnitten sind.

Blühstreifen oder der teilweise Ernteverzicht helfen, das
Nahrungsangebot für Tiere zu verbessern und die Lebensräume
verschiedener Arten zu vernetzen. Darüber hinaus erfasst die
Biologische Station in einem Monitoring die langfristige Entwicklung
zum Beispiel bei heimischen Brutvogelarten wie Rebhühnern.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Landwirtschaftskammer NRW

Rütger-von-Schewen-Straße 44

52349 Düren

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.10.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





MELDUNG/396: EuGH bestätigt - Hände weg vom Wolf! (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 11. Oktober
2019

EuGH bestätigt - Hände weg vom Wolf!

Finnland-Urteil sollte der Bundesregierung eine Mahnung sein



Berlin - Zum gestern ergangenen Urteil vor dem Europäischen
Gerichtshof zur Rechtmäßigkeit der Wolfsjagd in Finnland begrüßt der
NABU, dass der EuGH die hohen rechtlichen Hürden für die Bejagung von
Wölfen und die Wichtigkeit der FFH-Richtlinien betont hat. In
Deutschland war das Urteil vor dem Hintergrund der Erleichterung von
Wolfsabschüssen oder Forderung nach Schutzjagden Spannung erwartet
worden.

"Das Urteil zeigt, dass alle Forderungen nach Abschusserleichterungen
oder gar der Bejagung von Wölfen im Widerspruch zum FFH-Recht stehen",
kommentiert NABU-Fachbereichsleiter Naturschutz und Umweltpolitik Ralf
Schulte. "Darüber hinaus unterstreicht das Urteil, dass alle Maßnahmen
des Wolfsmanagements im Einklang mit dem übergeordneten Ziel des
günstigen Erhaltungszustandes stehen müssen. Dem Herdenschutz muss als
Instrument der Vorbeugung und der Schadensabwehr daher deutlich mehr
Aufmerksamkeit geschenkt werden."

Der EuGH betont nochmals die strengen Auflagen der FFH-Richtlinie zur
Vergabe von Ausnahmeregelungen bei der Quotenjagd oder ähnlichen
Praktiken. So muss beispielsweise klar gezeigt werden, dass Maßnahmen
zur Erreichung der Ziele (z.B. Herdenschutz, Reduzierung von illegaler
Jagd) zweckdienlich sind und dies nicht mit einer anderen
zufriedenstellenden Lösung erreicht werden können. Und genau dies
konnte Finnland bislang nicht hinreichend belegen.

Nach Auffassung des NABU müssen Herdenschutz und Weidetierhaltung
unterstützt werden statt sich weiterhin von unsachlichen Forderungen
nach präventiven Bestandsregulierungen, wie von Agrarministerin
Klöckner propagiert, leiten zu lassen. Das gestrige Urteil
unterstreicht einmal mehr die fehlende rechtliche Handhabe für ein
solches Vorgehen.

Schon 22.500 Bürger sind dem Aufruf des NABU mit der Aktion "Hände weg
vom Wolf" gefolgt und haben ihre Abgeordneten aufgerufen, gegen das
geplante Gesetz zu stimmen.




Mehr Infos und Petition: www.NABU.de/wolf

Urteil: 

http://curia.europa.eu/juris/document/document_print.jsf?docid=218935&text=&dir=&doclang=DE&part=1&occ=first&mode=DOC&pageIndex=0&cid=2056658

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 11.10.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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MELDUNG/395: Erstes Wolfspaar in Thüringen! - Herdenschutz konsequent ausbauen (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 10. Oktober 2019

Erstes Wolfspaar in Thüringen!

NABU Thüringen: Herdenschutz konsequent ausbauen - mehr Unterstützung
für Weidetierhalter durch EU-Förderung



Der NABU Thüringen freut sich über das erste Wolfspaar im
Freistaat. Weidetierhalter sollten sich spätestens jetzt auf die neue
Situation einstellen und ihren Herdenschutz verstärken. Der Ausbau des
Herdenschutzes wird vom Land umfänglich gefördert. Um Weidetierhalter
in ihrer Existenz zu sichern muss sich die EU-Agrarpolitik ändern.

Jena - Nun ist es offiziell: nach fast fünfeinhalb Jahren hat die
Wölfin von Ohrdruf einen Partner. "Wir freuen uns sehr über den jüngst
zugewanderten Wolfsrüden, den wir seit Mai regelmäßig mit unseren
Kamerafallen für das FFH-Monitoring des Freistaats nachweisen können.
Er hat scheinbar Gefallen an der Ohrdrufer Wölfin gefunden und wird
hoffentlich auch dableiben", sagt Silvester Tamás vom NABU Thüringen.
Der NABU rechnet damit, dass das junge Wolfspaar nächstes Jahr für den
ersten richtigen Wolfsnachwuchs im Freistaat sorgen wird.

Weidetierhalter sollten sich nun möglichst schnell auf die neue
Situation einstellen und den Herdenschutz weiter ausbauen. Insgesamt
sind mit der Ohrdrufer Wölfin seit 2017 vier verschiedene Wölfe und 11
Hybriden, aber auch immer wieder umherstreunende Hunde in der Region
bei Ohrdruf nachgewiesen worden. Damit gestaltet sich die Situation
für Weidetierhalter am Standortübungsplatz Ohrdruf recht komplex. Um
Übergriffe auf die Herden im Wolfsgebiet zu vermeiden, sollten die
Schäfer zusätzlich Flatterbänder und Herdenschutzhunde einsetzen.
"Herdenschutzmaßnahmen müssen natürlich an die jeweiligen örtlichen
Begebenheiten angepasst werden. Das Land Thüringen unterstützt solche
Maßnahmen. So wird zum Beispiel der Einsatz von Herdenschutzhunden für
Schäfer in der Landschaftspflege zu hundert Prozent gefördert", sagt
Martin Schmidt, der Landesvorsitzende des NABU Thüringen. "Wir
verstehen natürlich auch die Weidetierhalter, die um ihr Überleben
kämpfen und für die jeder zusätzliche Aufwand auch Kosten verursacht.
Deshalb müssen zukünftig, neben den Anschaffungskosten, auch die
Unterhaltskosten für Herdenschutzhunde und -zäune gefördert werden.
Wenn wir auch in Zukunft die Vielfalt in unserer Kulturlandschaft
erhalten und erleben möchten, dann brauchen wir aber eine
grundsätzlich neue Fördermittelpolitik in der Europäischen Union, die
insbesondere den Natur- und Artenschutz fördernde
Landwirtschaftsbetriebe unterstützt. Die gemeinsame EU-Agrarpolitik
(GAP) darf nicht länger Milliarden an Steuergelder verschwenden, die
nachgewiesenermaßen unsere Natur und Artenvielfalt zerstören.
Öffentliche Gelder müssen in Zukunft nur noch für öffentliche
Leistungen ausgegeben werden, zu denen auch eine intakte Natur und
eine gesunde Artenvielfalt gehört. Unsere Schäfer leisten diese
wichtige Arbeit." Der Landesvorsitzende wünscht sich außerdem vom
Freistaat, zukünftig weitere Projekte zu fördern, die Weidetierhalter
bei der Umsetzung eines verbesserten und wirksamen Herdenschutzes
helfen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.10.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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SCHUTZGEBIET/883: Ökologisches Rückgrat - Grünes Band Europa (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 3/2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Grünes Band Europa

Ökologisches Rückgrat


von Melanie Kreutz, BUND-Fachbereich Grünes Band.



Auch europaweit geht es mit dem Grünen Band vorwärts. Und wieder
ist der BUND entscheidend beteiligt.


Fast 40 Jahre lang teilte der Eiserne Vorhang ganz Europa. In
seinem Schatten entstand ein 12.500 Kilometer langer Verbund von
Lebensräumen, vom Eismeer im hohen Norden bis zur Adria und dem
Schwarzen Meer im mediterranen Süden. Dieses Grüne Band dient heute
als Refugium für viele bedrohte Arten. Und als Landschaft der
Erinnerung daran, dass der Kalte Krieg überwunden ist.

Bedeutung bestätigt

Über 150 zivilgesellschaftliche und staatliche Organisationen in 24
Ländern arbeiten in der Initiative Grünes Band Europa zusammen. Der
BUND hat die »European Green Belt Association« 2014 mitgegründet - ein
wichtiger Schritt damals, um dieses paneuropäische Netzwerk sichtbarer
zu machen, zu koordinieren und voranzubringen.

Das Herzstück dieser Initiative sind grenzübergreifende und
transnationale Projekte. Solche zu starten ist eine der Aufgaben des
BUND-Fachbereichs Grünes Band, der den zentraleuropäischen Abschnitt
betreut. Aktuelle Analysen zeigen: Mit zunehmender Nähe zum ehemaligen
Eisernen Vorhang steigt der Anteil an Schutzgebieten, und ihre
Vernetzung wird enger. Bemerkenswert ist, dass dieser Effekt auf der
Ostseite wie auf der Westseite messbar ist. Damit ist das Grüne Band
als wichtiger Bestandteil von Europas grüner Infrastruktur bestätigt.
Als ökologisches Rückgrat des Kontinents erfüllt es eine wichtige
Aufgabe.

Zwei neue Vorhaben

Im EU-geförderten Projekt »DaRe to Connect« (Wage es, zu verbinden,
2018 bis 2021) übernahm der BUND als »Lead-Partner« die
Hauptverantwortung. Mittels hochauflösender Satellitendaten werden in
zehn europäischen Ländern grenzübergreifende Biotopverbünde ermittelt.
Vor Ort erfassen die Partner detailliert, wo Barrieren wie etwa Zäune
bestehen. Diese Informationen sind eine wichtige Planungshilfe. Wir
wollen das Netz der Lebensräume und Schutzgebiete ökologisch
durchgängiger gestalten. Tieren soll es besser möglich werden, sich
auszubreiten und zu wandern.

Ein weiteres EU-Projekt trägt den Titel »LIFE for MIRES« (Leben für
Moore, 2018 bis 2024). Verortet ist es am Grünen Band
Bayern-Tschechien, wo die Nationalparks Bayerischer Wald und Sumava
sowie die artenreiche Kulturlandschaft der Bischofsreuter Waldhufen
aneinandergrenzen.

Hier arbeiten wir bereits daran, die europäischen Schutzgebiete besser
zu verknüpfen. Der BUND kauft Flächen an und kooperiert dabei
grenzübergreifend mit dem Nationalpark Sumava. Damit können wir Moore
und Feuchtgebiete renaturieren und wiedervernässen, die Lebensräume
von seltenen Arten wie Hochmoorgelbling, Waldbirkenmaus oder
Kreuzotter.

Mehr zum Thema

www.bund.net/gruenes-band-europa

 * 

Quelle:

BUND MAGAZIN 3/2019, Seite 12

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Friends of the Earth Germany

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: redaktion@bund.net

Internet: www.bund.net/bundmagazin
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BILDUNG/3403: Braunschweig, 17.10. - Harzer Schwermetalle, wie stark sind Braunschweig und die Oker belastet


BUND Westharz - 10. Oktober 2019

17.10.2019, Braunschweig: Harzer Schwermetalle in der Umwelt - alte
und neue Lasten mit unsichtbaren Gefahren - wie stark sind
Braunschweig und die Oker belastet?



Braunschweig. Immer wieder machen die bergbaulichen Altlasten im Harz
auch überregional Schlagzeilen. Nach über 3000 Jahren Metallgewinnung
gibt es keinen Bergbau im Harz mehr, aber zahlreiche Hüttenbetriebe
zeugen bis heute von dieser Zeit.

Für die Umwelt haben Bergbau und Hüttenwesen gravierende Folgen: Die
Altlasten sind noch da und die Flusslandschaften des Harzvorlands sind
bis in die Nordsee mit Schwermetallen belastet. Denn bei der Gewinnung
und Verarbeitung der Metalle wurden die Böden über Jahrhunderte mit
Arsen und Schwermetallen wie Blei, Cadmium, Kupfer und Zink
angereichert. Und das Niederschlagswasser, das durch die Halden
strömt, in denen die Abfallprodukte der Hütten lagern, nimmt die
Metalle auf und transportiert sie bis heute über Innerste und Oker in
das Harzvorland. In der Folge weisen sie örtlich eine besondere
Schwermetallflora auf. Und ständig kommen neue Belastungen durch die
Emissionen der heutigen Industriebetriebe hinzu.

Wie hat sich diese Belastung historisch entwickelt? Wo genau findet
sie sich? Wer ist betroffen und was wird dagegen gemacht? Was kann man
zu den Gesundheitsgefahren für die Bevölkerung sagen? Auf diese Fragen
geht der Harzer Geologe und BUND-Referent Dr. Friedhart Knolle auf
Einladung der NaturFreunde Braunschweig ein am

17. Oktober 2019 im Naturfreunde-Stadtheim Braunschweig, 

Schrotweg 112, 38112 Braunschweig um 19 Uhr.

Eintritt frei. Zahlreiche Gäste sind herzlich willkommen!

 * 

Quelle:

Veranstaltungsankündigung/Einladung, 10.10.2019

BUND Westharz
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COMIC STRIP/0142: Hartze - Waldestusch ... (SB)
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SPIELE/445: Cuxhaven - Wer wird nächster "Klookschieter"? - Quizabend am 18. Oktober 2019


Stadt Cuxhaven

Quizabend in der Stadtbibliothek Cuxhaven

Wer wird nächster "Klookschieter"?



Am Freitag, den 18. Oktober um 19 Uhr gibt es wieder ein
Quizabend-Special in der Stadtbibliothek Cuxhaven. Helle Köpfe und
alle, die gern Rätsel knacken, sind herzlich eingeladen! Nach dem
großen Erfolg der ersten Veranstaltung hat das Team der Bibliothek
erneut knifflige, aber auch lustige Fragen rund um das Allgemeinwissen
zusammengestellt. Gerätselt werden kann wieder in kleinen Gruppen bis
maximal fünf Personen oder auch allein. Denkleuchten, die teilnehmen
möchten, sollten sich in der Bibliothek anmelden, telefonisch unter
04721/70070800 oder per Mail unter stadtbibliothek@cuxhaven.de.
Spontanbesucher sind ebenfalls herzlich willkommen. Der Eintritt ist
frei.

Die Veranstaltung findet in Kooperation der Stadtbibliothek Cuxhaven
mit dem Förderverein, der "Bibliotheksgesellschaft Cuxhaven", statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 5. Oktober 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TOUR/7521: Mönchengladbach - "Nachtwächter-Rundgang" am 23. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Am 23. Oktober: Nachtwächter-Rundgang



Mit Hellebarde, Horn und Laterne geht es beim beliebten
Nachtwächter-Rundgang am Mittwoch, dem 23. Oktober auf eine Reise in
längst vergangene Zeiten. Historische Plätze und Gebäude gehören
ebenso zu dieser spannenden Führung wie vielfältige "Döhnkes und
Vertäll" aus der Stadtgeschichte. Die Besucher erfahren, wer die drei
wichtigsten Personen des niederen Standes waren und mit welchen
Aufgaben Nachtwächter betraut waren, besuchen Orte, deren
ursprüngliche Bedeutung sie nicht erahnt hätten und hören Geschichten,
die sich darum ranken. Der Nachtwächter-Rundgang startet um 19 Uhr,
Treffpunkt ist der Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich.

Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7520: Mönchengladbach - Stadt-Tour "Rund ums Münster" am 19. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Am 19. Oktober: Stadt-Tour "Rund ums Münster" - Mysterien, Historie
und Kirchenkunst



"Rund ums Münster" führt die von der MGMG angebotene Stadt-Tour am
Samstag, dem 19. Oktober. Die Besucher erfahren von der Teufelssage,
die sich um die Krypta des Münsters rankt, von sakraler Kunst und
baumeisterlicher Architektur. Sie lernen die Welt des dunklen
Mittelalters kennen und ergründen Mysterien rund um das
Mönchengladbacher Münster. Die zweistündige Tour startet um 10.30 Uhr,
Treffpunkt: Parkplatz Geroweiher am Schild "Stadt-Touren".

Sie kostet 8 Euro für Erwachsene, 4 Euro für Kinder bis 14 Jahre,
zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Führung sind noch Karten erhältlich. Buchungen beim
Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice
der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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